Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe behinderter und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben: Endbericht by Schröder, Helmut et al.
www.ssoar.info
Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen
zur Förderung der Teilhabe behinderter und
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben:
Endbericht
Schröder, Helmut; Knerr, Petra; Wagner, Mika
Abschlussbericht / final report
Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
SSG Sozialwissenschaften, USB Köln
Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Schröder, H., Knerr, P., & Wagner, M. (2009). Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe
behinderter und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben: Endbericht. (Forschungsbericht / Bundesministerium
für Arbeit und Soziales, F392). Bonn: infas - Institut für Angewandte Sozialwissenschaft GmbH; Bundesministerium für
Arbeit und Soziales. https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-328272
Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer Deposit-Lizenz (Keine
Weiterverbreitung - keine Bearbeitung) zur Verfügung gestellt.
Gewährt wird ein nicht exklusives, nicht übertragbares,
persönliches und beschränktes Recht auf Nutzung dieses
Dokuments. Dieses Dokument ist ausschließlich für
den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch bestimmt.
Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen
Schutz beibehalten werden. Sie dürfen dieses Dokument
nicht in irgendeiner Weise abändern, noch dürfen Sie
dieses Dokument für öffentliche oder kommerzielle Zwecke
vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen, vertreiben oder
anderweitig nutzen.
Mit der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.
Terms of use:
This document is made available under Deposit Licence (No
Redistribution - no modifications). We grant a non-exclusive, non-
transferable, individual and limited right to using this document.
This document is solely intended for your personal, non-
commercial use. All of the copies of this documents must retain
all copyright information and other information regarding legal
protection. You are not allowed to alter this document in any
way, to copy it for public or commercial purposes, to exhibit the
document in public, to perform, distribute or otherwise use the
document in public.




Vorstudie zur Evaluation von 
Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe 
behinderter und schwerbehinderter 
Menschen am Arbeitsleben 











Vorgelegt von:  





Helmut Schröder, Petra Knerr, Mika Wagner 
 
Ansprechpartner: 








Bonn, April 2009 
Sc, Kp, Wm 





Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat das infas Institut für angewandte 
Sozialwissenschaft mit einer Vorstudie für eine Evaluation von Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben (LTA) beauftragt. Das Gutachten sollte zunächst anhand einer Litera-
turanalyse und der Einbeziehung laufender Forschungsvorhaben den Stand über Wir-
kungsanalysen zu LTA und den Forschungsbedarf klären und darauf fußend ein Eva-
luationskonzept vorschlagen. 
Der vorliegende Bericht beschreibt die Befunde der Recherchearbeiten und umreißt 
vier Bereiche, für die besonderer Forschungsbedarf gesehen wird. Es wird ein erhebli-
ches Defizit hinsichtlich empirisch gesicherter Ergebnisse über den Verlauf von Reha-
Prozessen und die Kombination von eingesetzten Maßnahmen in Förderketten konsta-
tiert. Besonderer Forschungsbedarf besteht auch hinsichtlich der Wirkung von qualifi-
zierenden Maßnahmen (Berufsvorbereitung, berufliche Ausbildung, berufliche Weiter-
bildung), der Wirkung von vermittlungsunterstützenden Eingliederungszuschüssen und 
der Beaufragung von Integrationsfachdiensten. 
Darauf fußend werden die Anforderungen und Grundlagen für Wirkungsanalysen be-
züglich der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben diskutiert und Lösungsansätze für 
methodische, technische und datenschutzrechtliche Anforderungen skizziert. Schließ-
lich wird in einem dritten Schwerpunkt des Berichts das Konzept für eine Basisstudie 
und darauf aufbauende instrumentenspezifische Wirkungsanalysen entwickelt. 
Die Grundlagen und Eckpunkte für das Evaluationsdesign wurden am 25. März 2009 
im Rahmen eines wissenschaftlichen Workshops vorgestellt und diskutiert. Der Exper-
tenkreis setzte sich aus Vertretern des BMAS sowie Wissenschaftlern und Wissen-
schafterinnen aus unterschiedlichen Disziplinen der Reha-Forschung und der arbeits-
marktpolitischen Wirkungsforschung zusammen. Die Anregungen und Vorschläge zur 
Verbesserung des Designs, die sich aus den Koreferaten und der Fachdiskussion er-
geben haben, sind in diesen Endbericht eingeflossen. Wir danken allen Workshopteil-
nehmern und speziell den Koreferenten Torben Schewe, Michael Lechner, Michael 
Fertig und Peter Beule für ihre wertvollen Beiträge. Dank gebührt auch Doris Hess, 
Reiner Gilberg und Holger Bonin für Beratung und Moderation im Workshop. 
 
Helmut Schröder Petra Knerr    Mika Wagner 
infas Institut für angewandte Sozialwissenschaft GmbH 
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1 Einordnung und Konkretisierung des Auftrags 
Über die Wirkung und Effizienz von Leistungen zur Förderung der Teilhabe behinderter 
und schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben gibt es nur wenige und insgesamt 
methodisch wenig zufrieden stellende Forschungsarbeiten. Das BMAS erwägt deshalb, 
mittels einer Evaluation repräsentative Erkenntnisse zur Effektivität und Effizienz von 
Maßnahmen dieser Teilhabe orientierten Leistungen zu gewinnen. Auf diesem Wege 
sollen Ansatzpunkte zur Optimierung der Umsetzung und der Weiterentwicklung der 
gesetzlichen Instrumente gewonnen werden. 
Zur Unterstützung der Entscheidungsfindung und zur Vorbereitung einer Ausschrei-
bung wurde infas mit einer Vorstudie beauftragt. Sie soll konzeptionelle Fragen für eine 
Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe behinderter und schwerbehin-
derter Menschen am Arbeitsleben beantworten und einen Vorschlag für ein Untersu-
chungsdesign unterbreiten. Die Vorstudie verfolgt zwei Schwerpunkte. Zum einen gilt 
es, den Untersuchungsgegenstand einzuordnen und den aktuellen Forschungsstand 
zur „Wirkung“ dieser Förderleistungen aufzuarbeiten. Besonderer Wert wird dabei auch 
auf die Einbeziehung laufender Studien gelegt. 
Einen zweiten Schwerpunkt der Vorstudie bildet die Entwicklung eines Untersuchungs-
konzepts für die später auszuschreibende Evaluation. Die Vorstudie soll die Bedingun-
gen, Möglichkeiten und Grenzen einer Evaluation von Fördermaßnahmen zur Teilhabe 
behinderter Menschen am Arbeitsleben aufzeigen. Es sollen konkrete Vorschläge für 
die methodische Konzeption und die forschungspraktische Umsetzung des Evaluati-
onsdesigns gemacht werden. Damit ist das Ziel verbunden, ein Forschungsdesign für 
eine systematische und möglichst ganzheitliche Untersuchung zur Effektivität und Effi-
zienz der relevanten Leistungen der Teilhabe zu entwickeln. 
Das entwickelte Design wurde anlässlich eines Workshops mit einschlägig ausgewie-
senen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, Sozialpartnern sowie Expertinnen 
und Experten aus der Praxis reflektiert. Die Vorstudie bildet die Grundlage für die Ent-
scheidung des BMAS über eine später auszuschreibende Evaluation. 
 
1.1 Der Untersuchungsgegenstand: Instrumente der Teilhabe am Ar-
beitsleben nach SGB III und II 
1.1.1 Grundsätze der Teilhabe am Arbeitsleben 
Fußend auf dem verfassungsmäßigen Gleichstellungsgebot, wonach niemand wegen 
seiner Behinderung benachteiligt werden darf (Artikel 3 Abs.  3 Satz 2 GG), haben be-
hinderte und von Behinderung bedrohte Menschen das Recht, am Arbeitsleben teilzu-
haben wie andere Bürger. Seine rechtliche Ausformulierung findet dieser Grundsatz im 
Neunten Sozialgesetzbuch zur „Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen“. 
Basierend auf den allgemeinen Grundsätzen zur Teilhabe (§§ 1 und 4 SGB IX) zielen 
die Leistungen zur Teilhabe darauf ab, dass unabhängig von der Ursache der Behinde-
rung diese abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, eine Verschlimmerung zu verhüten 
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und deren Folgen zu mildern sind. Die hier im Fokus stehende Teilhabe am Arbeitsle-
ben zielt darauf ab, behinderten Menschen Erwerbsarbeit „entsprechend den Neigun-
gen und Fähigkeiten dauerhaft zu sichern...“ (§ 4 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX, s. auch nach-
stehende Info-Box).  
Grundsätze der Leistungen der Teilhabe nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch 
„SGB IX § 4 Leistungen zur Teilhabe 
(1) Die Leistungen zur Teilhabe umfassen die notwendigen Sozialleistungen, um unabhängig von der 
Ursache der Behinderung 
 1. die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, zu mindern, ihre Verschlimmerung zu verhüten 
oder ihre Folgen zu mildern, 
 2. Einschränkungen der Erwerbsfähigkeit oder Pflegebedürftigkeit zu vermeiden, zu überwinden, 
zu mindern oder eine Verschlimmerung zu verhüten sowie den vorzeitigen Bezug anderer Sozial-
leistungen zu vermeiden oder laufende Sozialleistungen zu mindern, 
 3. die Teilhabe am Arbeitsleben entsprechend den Neigungen und Fähigkeiten dauerhaft zu 
sichern oder 
 4. die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu fördern und die Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft sowie eine möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen 
oder zu erleichtern. 
(2) Die Leistungen zur Teilhabe werden zur Erreichung der in Absatz 1 genannten Ziele nach Maß-
gabe dieses Buches und der für die zuständigen Leistungsträger geltenden besonderen Vor-
schriften neben anderen Sozialleistungen erbracht. Die Leistungsträger erbringen die Leistungen 
im Rahmen der für sie geltenden Rechtsvorschriften nach Lage des Einzelfalls so vollständig, um-
fassend und in gleicher Qualität, dass Leistungen eines anderen Trägers möglichst nicht erforder-
lich werden.“ (§ 4 SGB IX Abs. 1 und 2) 
 
§ 7 SGB IX stellt klar, dass die Teilhabeleistungen nach den jeweils für den zuständi-
gen Träger geltenden Vorschriften erbracht werden. Die für die Leistungen zur Teilha-
be am Arbeitsleben zuständigen Rehabilitationsträger sind vor allem die Bundesagen-
tur für Arbeit sowie die Deutsche Rentenversicherung, die Gesetzliche Unfallversiche-
rung, die Träger der Kriegsopferentschädigung, Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
sowie Träger der Sozialhilfe (§ 6 SGB IX). Die Erbringung der Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben erfolgt nach den für die zuständigen Leistungsträger geltenden ge-
setzlichen Vorschriften (in Verbindung mit der Maßgabe des Neunten Sozialgesetz-
buchs). So sind die entsprechenden Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die 
durch die Bundesagentur für Arbeit erbracht werden, durch das Dritte Buch Sozialge-
setzbuch in Verbindung mit dem Neunten Sozialgesetzbuch geregelt. Die Leistungen 
für den Regelkreis der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende wiederum sind 
über den § 16 Abs. 1 SGB II in Verbindung mit § 22 Abs. 4 SGB III1 geregelt. 
Die Leistungen der zuständigen Rehabilitationsträger sollen nicht disparat nebenein-
ander stehen, sondern am Bedarf des Einzelfalls orientiert abgestimmt werden und 
 
 
1 Vgl. auch Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsicherung für Arbeitsuchende. Vom 20. Juli 2006. Bundesgesetzblatt, 
Jg. 2006 Teil I Nr. 36, Bonn 25. Juli 2006:1706-1720. 
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möglichst nahtlos ineinander greifen. § 10 SGB I fordert eine entsprechende Koordinie-
rungsleistung der Träger während des gesamten Reha-Verfahrens (vgl. dazu Info-
Box). Diese Vorschrift ist in allen Sozialleistungsbereichen zu berücksichtigen. Auf ihr 
basieren die Leitlinien der Politik für behinderte Menschen. Haines (2005) hebt die we-
sentlichen Grundsätze hervor: 
• „Das Ziel der selbstbestimmten und eigenverantwortlichen Teilhabe behinderter 
Menschen am Leben in der Gesellschaft, 
• der Grundsatz der Finalität, nach dem die notwendigen Hilfen jedem behinderten 
und von Behinderung bedrohten Menschen unabhängig von der Ursache der Be-
hinderung geleistet werden müssen, auch wenn für diese Hilfen unterschiedliche 
Träger und Institutionen mit unterschiedlichen Leistungsvoraussetzungen zustän-
dig sind, 
• der Grundsatz einer möglichst frühzeitigen Intervention, nach dem entsprechend 
der im Einzelfall gegebenen Möglichkeiten und Notwendigkeiten Ausmaß und 
Auswirkungen der Behinderung möglichst gering zu halten und nicht vermeidbare 
Auswirkungen so gut wie möglich auszugleichen sind und 
• der Grundsatz der individuellen Hilfe, die auf die konkrete Bedarfssituation jedes 
einzelnen behinderten und von Behinderung bedrohten Menschen zugeschnitten 
und dieser Bedarfssituation mit geeigneten Mitteln gerecht werden muss“ (Haines 
2005:46). 
 
Koordinierung der Leistungen zwischen den Rehabilitationsträgern 
„SGB I § 10 Koordinierung der Leistungen 
(1) Soweit Leistungen verschiedener Leistungsgruppen oder mehrerer Rehabilitationsträger erforder-
lich sind, ist der nach § 14 leistende Rehabilitationsträger dafür verantwortlich, dass die beteilig-
ten Rehabilitationsträger im Benehmen miteinander und in Abstimmung mit den Leistungsberech-
tigten die nach dem individuellen Bedarf voraussichtlich erforderlichen Leistungen funktionsbezo-
gen feststellen und schriftlich so zusammenstellen, dass sie nahtlos ineinander greifen. Die Leis-
tungen werden entsprechend dem Verlauf der Rehabilitation angepasst und darauf ausgerichtet, 
den Leistungsberechtigten unter Berücksichtigung der Besonderheiten des Einzelfalls die den 
Zielen der §§ 1 und 4 Abs. 1 entsprechende umfassende Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
zügig, wirksam, wirtschaftlich und auf Dauer zu ermöglichen. Dabei sichern die Rehabilitations-
träger durchgehend das Verfahren entsprechend dem jeweiligen Bedarf und gewährleisten, dass 
die wirksame und wirtschaftliche Ausführung der Leistungen nach gleichen Maßstäben und 
Grundsätzen erfolgt. Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn die Leistungen durch das Per-
sönliche Budget nach § 17 Abs. 2 nur von einem Leistungsträger ausgeführt werden.“ 
(§ 10 SGB I Abs. 1) 
 
Dieser kurze Abriss mag bereits verdeutlichen, dass die Leistungen der Teilhabe am 
Arbeitsleben auf einer komplexen Rechtslage fußen. Sie bewegen sich zwischen all-
gemeinen Grundsätzen und dem konkreten Leistungsrecht des zuständigen Rehabilita-
tionsträgers. Bevor wir uns dem eigentlichen Thema, den empirischen Studien zur Eva-
luation von Teilhabeleistungen am Arbeitsleben zuwenden, ist es sinnvoll, zunächst die 
grundlegenden Begrifflichkeiten und die Grundlagen der Leistungen der Teilhabe am 
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Arbeitsleben für Arbeitslose und Arbeitsuchende in den Rechtskreis des Dritten Sozial-
gesetzbuchs (Arbeitsförderung) und des Zweiten Sozialgesetzbuchs (Grundsicherung 
für Arbeitsuchende) zu umreißen. 
 
1.1.2 Die Zielgruppe: Behinderte und schwerbehinderte Menschen 
Eine Basis für das heutige Verständnis von „Behinderung“ legt die Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) mit ihrer „International Classification of Functioning, Disabilities and 
Health“ (ICF) (vgl. u.a. DIMDI 2005). Die WHO-Definition fußt auf einem umfassenden 
Verständnis, indem sowohl die positiven als auch die negativen Seiten von Körperfunk-
tionen und –strukturen sowie die aus Schädigungen dieser Funktionen erwachsenden 
Beeinträchtigungen der Aktivitäten und der Teilhabe (Partizipation) beschrieben wer-
den. Selbst die Kontextfaktoren (Umweltfaktoren, persönliche Faktoren) eines Men-
schen werden einbezogen. Dieses ganzheitliche Verständnis tritt an die Stelle des lan-
ge Zeit stark medizinisch geprägten, an Defiziten orientierten Behinderungsbegriffs. 
Dieses umfassende Verständnis von Behinderung hat sich auch mit der Neuordnung 
des Behindertenrechts im Neunten Sozialgesetzbuch niedergeschlagen. Als „behin-
dert“ gelten dort Menschen, „wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder 
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem 
für das Lebensalter typischen Zustand abweichen und daher eine Teilhabe am Leben 
in der Gesellschaft beeinträchtigt ist. Sie sind von Behinderung bedroht, wenn die Be-
einträchtigung zu erwarten ist“ (§ 2 Abs. 1 SGB IX). 
Eine besondere Teilgruppe von behinderten Menschen bilden Personen mit einer an-
erkannten Schwerbehinderung. Als schwerbehindert gelten Menschen mit einem Grad 
der Behinderung (GdB) von wenigstens 50. Mit diesem Status einer anerkannten 
Schwerbehinderung sind eine Reihe von besonderen Rechten und Leistungen verbun-
den, die im zweiten Teil des Neunten Sozialgesetzbuchs gesondert geregelt sind. Die-
se besonderen Rechte können nach einer Gleichstellung auch auf behinderte Men-
schen mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 30 angewendet werden, „wenn 
sie infolge der Behinderung ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im 
Sinne des § 73 nicht erlangen oder nicht behalten können (gleichgestellte behinderte 
Menschen)“ (§ 2 Abs. 3 SGB IX). 
Die Hilfen zur Teilhabe an der Gesellschaft und am Arbeitsleben sind von der Art oder 
Schwere der Behinderung und die durch sie verursachten Teilhabeeinschränkung ab-
hängig. Für den Einsatz dieser Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ist eine förm-
liche Anerkennung der Behinderung nach dem zuständigen Gesetzbuch erforderlich. 
Das Vorliegen einer Behinderung ist eine Voraussetzung für die Leistungen zur Teilha-
be, die der zuständige Rehabilitationsträger jeweils bei seiner Entscheidung und im 
Rahmen seines Leistungsgesetzes zu prüfen hat (vgl. Haines 2005). Entscheidend für 
die Erbringung einer Leistung zur Teilhabe nach einem bestimmten Sozialgesetzbuch 
ist die dort zugrunde liegende besondere Definition. So definiert das SGB III den Beg-
riff „Behinderung“ für seinen Geltungsbereich ausdrücklich über eingeschränkte Teil-
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habechancen am Arbeitsleben. Personen, die wegen Art oder Schwere ihrer Behinde-
rung Hilfe benötigen, um am Arbeitsleben teilhaben zu können, werden als behindert 
im Sinne dieses Leistungsgesetzes definiert (vgl. Info-Box). 
Behinderte Menschen im Sinne des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
„SGB III § 19 Behinderte Menschen 
(1) Behindert im Sinne dieses Buches sind Menschen, deren Aussichten, am Arbeitsleben teilzu-
nehmen oder weiter teilzuhaben, wegen Art oder Schwere ihrer Behinderung im Sinne von 
§ 2 Abs. 1 des Neunten Buches nicht nur vorübergehend gemindert sind und die deshalb Hilfen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben benötigen, einschließlich lernbehinderter Menschen. 
(2) Behinderten Menschen stehen Menschen gleich, denen eine Behinderung mit den in Absatz 1 
genannten Folgen drohen“ (§ 19 SGB III). 
 
Die Definition erfolgt über die Feststellung eines behinderungsbedingten Handlungs-
bedarfs. Mit einer Feststellung nach § 19 SGB III wird also nicht nur das Vorhanden-
sein einer körperlichen, seelischen, geistigen Behinderung oder Lernbeeinträchtigung 
festgestellt. Vielmehr wird der Anspruch auf eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben, der aus einer mit der Behinderung verbundenen Beeinträchtigung erwächst, fest-
gestellt. In der Umkehrung kann dies durchaus bedeuten, dass ein Arbeitsloser mit 
einer offensichtlichen Behinderung oder einer anerkannten Schwerbehinderung, der 
durch diese Behinderungen in seinen Zugangschancen zum Arbeitsleben jedoch nicht 
einschränkt ist, nicht als behindert i.S. des § 19 SGB III geführt wird. Zur Unterschei-
dung von dem allgemeinen Begriff von Behinderung nach dem Neunten Buch oder 
dem alltagssprachlichen Verständnis wird deshalb im Bereich der Arbeitsförderung und 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende von der Feststellung eines 
„Reha-Falls“ und dem Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) 
gesprochen. Diese Anerkennung ist Voraussetzung für den Anspruch und den Einsatz 
von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. 
Ergänzend zu den Leistungen für behinderte Menschen im Sinne des SGB III ist eine 
Reihe von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben schwerbehinderten Menschen 
(einschließlich Gleichgestellten) vorbehalten. Im Neunten Buch Sozialgesetzbuch sind 
in Teil 2 spezifische Instrumente ausschließlich für schwerbehinderte Menschen vorge-
sehen. Und auch im Dritten Buch Sozialgesetzbuch (Arbeitsförderung) und im Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch (Grundsicherung für Arbeitsuchende) stehen z.B. spezifische 
Eingliederungszuschüsse nur diesen besonders stark von Beeinträchtigungen betrof-
fenen Arbeitnehmern zur Verfügung. 
 
1.1.3 Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben nach dem Dritten Sozial-
gesetzbuch 
Aus der Fülle der Leistungen zur Förderung der Teilhabe von behinderten und schwer-
behinderten Menschen am Arbeitsleben, die von den oben genannten Rehabilitations-
trägern eingesetzt werden, soll sich die geplante Evaluation ausdrücklich auf die In-
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strumente der Teilhabe am Arbeitsleben beziehen, die nach SGB III (in Verbindung mit 
SGB IX) und SGB II (in Verbindung mit SGB III und SGB IX) durch die Agenturen für 
Arbeit erbracht werden. 
Im Siebten Abschnitt des Vierten Kapitels regelt das SGB III, welche Instrumente des 
SGB IX übernommen bzw. durch eigene Instrumente des SGB III ergänzt werden. Im 
Blickpunkt dieser Vorstudie stehen also jene Instrumente der Teilhabe, die sich im 
SGB III und darüber im Rechtskreis des SGB II niedergeschlagen haben. Die Instru-
mente in beiden Gesetzeswerken sind weitgehend identisch. Über den 
§ 16 Abs. 1 SGB II werden die Instrumente des SGB III weitestgehend auch für den 
Rechtskreis der Grundsicherung für Arbeitsuchende erschlossen. 
 
Grundsätze 
Im vierten Kapitel, siebter Abschnitt des Dritten Sozialgesetzbuchs (§§ 97-115 SGB III) 
sind die arbeitnehmerbezogenen Leistungen zur Förderung der Teilhabe von behinder-
ten Menschen am Arbeitsleben ausgeführt. Danach können Leistungen zur Förderung 
der Teilhabe für behinderte Menschen erbracht werden, „die wegen Art oder Schwere 
der Behinderung erforderlich sind, um ihre Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu verbes-
sern, herzustellen oder wiederherzustellen und die Teilhabe am Arbeitsleben zu si-
chern“ (§ 97 Abs. 1 SGB III). Die Auswahl der Leistungen hat dabei die Eignung, Nei-
gung, bisherige Tätigkeiten sowie die Lage und Entwicklung am Arbeitsmarkt zu be-
rücksichtigen. 
Die Leistungen des SGB III zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben be-
ziehen zwar alle Leistungen des SGB IX ein, weichen aber in der Ausführung insbe-
sondere bei den allgemeinen und besonderen Leistungen vom SGB IX ab. Die Leis-
tungen zur Teilhabe in § 97 SGB III sind als Ermessensleistungen bzw. gesetzliche 
Leistungen formuliert. Die allgemeinen Leistungen zur beruflichen Eingliederung Be-
hinderter gem. § 100 SGB III sind mit Ausnahme der Förderung der Berufsausbildung 
und der Förderung der Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit Ermessensleistungen. 
Für den Rehabilitanden besteht demnach kein Anspruch auf diese Leistungen. Es wird 
im Einzelfall darüber entschieden, ob und welche Leistungen erbracht werden. Der 
behinderte Mensch hat jedoch einen Anspruch auf eine pflichtgemäße Ermessensent-
scheidung. 
 
Differenzierung von allgemeinen und besonderen Leistungen 
Die SGB III-Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben differenzieren sich in allgemeine 
und in besondere Leistungen (und diese ergänzende Leistungen). Grob abstrahierend 
sind die allgemeinen Leistungen nicht behindertenspezifisch ausgerichtet. Sie werden 
im Rahmen von Maßnahmen, die nichtbehinderten Menschen zur Verfügung stehen, 
erbracht. Die besonderen Leistungen sind dagegen auf behindertenspezifische Erfor-
dernisse abgestellt. Sie werden subsidiär erbracht, „soweit nicht bereits durch die all-
gemeinen Leistungen eine Teilhabe am Arbeitsleben erreicht werden kann“ 
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(§ 98 SGB III). Allgemeine Leistungen genießen also Vorrang vor den besonderen Lei-
stungen. Wenn die erforderlichen Voraussetzungen gegeben sind, besteht nach § 102 
SGB III auf die besonderen Leistungen zur Förderung der Teilhabe behinderter Men-
schen am Arbeitsleben ein Rechtsanspruch. 
Die Zuordnung von Rehabilitanden zu allgemeinen und besonderen Leistungen erfolgt 
durch den Reha-Berater bzw. Arbeitsvermittler auf der Basis einer ärztlichen bzw. psy-
chologischen Begutachtung. Das erforderliche Gutachten trifft eine Feststellung über 
die Art oder Schwere der Behinderung einschließlich des vorhandenen Leistungsver-
mögens. Das Gutachten ist Grundlage für die Entscheidung des Reha-Beraters dar-
über, ob eine Behinderung i.S.d. § 19 SGB III vorliegt und ob allgemeine Leistungen für 
die Förderung ausreichen oder ob aufgrund der Behinderung besondere Leistungen 
erforderlich sind. Der zuständige Reha-Berater bzw. Vermittler verantwortet die Aner-
kennung nach § 19 SGB III. 
An dieser Stelle ist es sinnvoll, eine verwaltungsbedingte Differenzierung nach berufli-
cher Ersteingliederung und Wiedereingliederung einzuführen. Leistungen der berufli-
chen Ersteingliederung richten sich an behinderte junge Menschen, die noch keine 
berufliche Ausbildung abgeschlossen haben und erstmals in die Ausbildung oder Er-
werbstätigkeit streben. Oftmals setzen die ersten Beratungsleistungen bereits vor dem 
Abgang aus der Schule (meist Förderschule) ein. Leistungen zur Wiedereingliederung 
richten sich demgegenüber an behinderte oder von einer Behinderung bedrohte Men-
schen, die aufgrund andauernder physischer und/oder psychischer Beeinträchtigungen 
z.B. nach einem Unfall oder bei einer chronischen Erkrankung nicht mehr in der Lage 
sind, ihrem erlernten Beruf oder der bisherigen Tätigkeit nachzugehen und vor einer 
beruflichen Um- oder Neuorientierung stehen. Für beide Leistungsstränge gibt es un-
terschiedliche institutionelle Zuständigkeiten innerhalb der Agenturen für Arbeit. Wäh-
rend die berufliche Ersteingliederung von der Berufsberatung bzw. dem U25-Team in 
die Wege geleitet wird, nimmt die berufliche Wiedereingliederung in der Regel ihren 
Ausgangspunkt beim Arbeitsvermittler, der die betreffenden Kundinnen und Kunden an 
das Reha-Team übergibt bzw. selbst eine medizinische bzw. psychologische Begut-
achtung in die Wege leitet. 
 




Welche Instrumente umfassen nun die allgemeinen und welche die besonderen Leis-
tungen? Dies ist jeweils geregelt in zwei getrennten Unterabschnitten. Die allgemeinen 
Leistungen umfassen arbeitnehmerorientierte Instrumente der Arbeitsförderung, wie 
sie ähnlich auch für nicht behinderte Menschen eingesetzt werden. Konkret genannt 
werden vermittlungsunterstützende Leistungen, die Förderung der Aufnahme einer 
selbständigen Tätigkeit, sowie die Förderung der beruflichen Ausbildung oder Weiter-
bildung (§ 100 SGB III). Kosten- und fallmäßig liegt der Schwerpunkt bei der Förderung 
der Berufsausbildung, der Berufsvorbereitung und der Weiterbildung. Die berufliche 
Ausbildung kann als betriebliche oder außerbetriebliche stattfinden. Ergänzend ist auch 
die Förderung der außerbetrieblichen Ausbildung nach § 240 SGB III in Betracht zu 
ziehen. Bei der Weiterbildung ist zwischen Qualifizierungsmaßnahmen mit und ohne 
Abschluss zu differenzieren. 
Beim Einsatz dieser Instrumente kann im Rahmen des § 101 SGB III bei behinderten 
Menschen von den sonst üblichen Förderbedingungen abgewichen werden. So können 
vermittlungsunterstützende Leistungen auch gewährt werden, wenn der behinderte 
Mensch nicht arbeitslos ist und dadurch eine dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben er-
zielt werden kann. Förderungsfähig sind außerdem Berufsausbildungen, die von den 
Ausbildungsordnungen nach Berufsausbildungsgesetz (BBiG) und Handwerksordnung 
(HwO) abweichen. Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) kann für behinderte Menschen 
auch dann geleistet werden, wenn sie während der Ausbildung im elterlichen Haushalt 
leben. Die Förderung einer Berufsausbildung kann auch im Falle einer Verlängerung 
oder bei Wiederholung der Ausbildung fortgesetzt werden. Und auch die berufliche 
Weiterbildung kann abweichend von den üblichen Regeln bei behinderten Menschen 




Wenn Art oder Schwere der Behinderung dies erfordern oder der Eingliederungserfolg 
nur auf diesem Wege zu erzielen ist, wird die Teilhabeleistung als besondere Leistung 
vorzugsweise in speziellen Einrichtungen erbracht. Diese besonderen Leistungen sind 
subsidiär. Sie sollen nur greifen, wenn die allgemeinen Leistungen für eine Eingliede-
rung voraussichtlich nicht ausreichen (§ 102 SGB III, vgl. auch Info-Box). Die Formulie-
rung drückt außerdem ein Ausschließlichkeitsverhältnis aus. Entweder werden die Re-
ha-Leistungen als allgemeine oder als besondere Leistungen erbracht (Zamponi/Kruse 
in LPK-SGB II, 102, Rn 1). Im Unterschied zu den allgemeinen Leistungen sind die 
besonderen Leistungen Pflichtleistungen. 





„SGB III § 102 Grundsatz 
(1) Die besonderen Leistungen sind anstelle der allgemeinen insbesondere zur Förderung der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung einschließlich Berufsvorbereitung sowie blindentechnischer und vergleichbarer 
spezieller Grundbildungen zu erbringen, wenn 
1. Art oder Schwere der Behinderung und die Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben die Teilnahme an 
a) einer Maßnahme in einer besonderen Einrichtung für behinderte Menschen oder 
b) einer sonstigen auf die besonderen Bedürfnisse behinderter Menschen ausgerichteten Maßnahme 
unerlässlich machen oder 
2. die allgemeinen Leistungen die wegen Art oder Schwere der Behinderung erforderlichen Leistungen 
nicht oder nicht im erforderlichen Umfang vorsehen. 
In besonderen Einrichtungen für behinderte Menschen können auch Aus- und Weiterbildung außerhalb 
des Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung gefördert werden. 
(2) Leistungen im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich der Werkstätten für behinderte Men-
schen werden nach § 40 des Neunten Buches erbracht “ (§ 102 SGB III). 
 
„§ 103 Leistungen 
Die besonderen Leistungen umfassen 
1. das Übergangsgeld nach den §§ 160 bis 162 
2. das Ausbildungsgeld, wenn ein Übergangsgeld nicht erbracht werden kann, 
3. die Übernahme der Teilnahmekosten für eine Maßnahme“ (§ 103 Satz 1 SGB III). 
 
Schwerpunkte der besonderen Leistungen bilden die berufliche Ausbildung und Wei-
terbildung bzw. Umschulung. Konkret benennt das Gesetz die Leistung von Über-
gangsgeld, Ausbildungsgeld sowie die Übernahme von Teilnahmekosten für eine 
Maßnahme. 
Anspruch auf Übergangsgeld besteht während der Teilnahme an einer Maßnahme der 
Berufsausbildung, der Berufsvorbereitung (einschließlich einer behinderungsbedingten 
Grundausbildung) oder einer Maßnahme der beruflichen Weiterbildung. Anspruchsbe-
rechtigt sind vor allem behinderte Menschen mit ausreichender Vorbeschäftigungszeit 
(Versicherungszeiten). Allerdings kann die Leistung auch auf Personen angewendet 
werden, die diese Voraussetzung nicht erfüllen, aber innerhalb des letzten Jahres eine 
Ausbildung in einem anerkannten Beruf bzw. in einem diesem gleichgestellten Beruf 
abgelegt haben (§§ 160-162 SGB III). Durch die Zahlung von Übergangsgeld (Übg) soll 
sichergestellt werden, dass Rehabilitanden während der beruflichen Wiedereingliede-
rung finanziell gesichert werden. Dem Übergangsgeld kommt die Funktion von Entgelt-
ersatz zu (Zamponi in LPK-SGB III, 160, Rn 1).  
Das Ausbildungsgeld wird als besondere Leistung erbracht, wenn die Betroffenen die 
Voraussetzung für den Bezug von Übergangsgeld nicht erfüllen. Anspruch auf Ausbil-
dungsgeld besteht während einer beruflichen Ausbildung oder berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme einschließlich Grundausbildung. Die Leistung erfolgt auch bei ei-
ner Maßnahme im Eingangsverfahren oder im Berufsbildungsbereich einer Werkstatt 
für behinderte Menschen (vgl. §§ 104ff SGB III). 
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Die Übernahme von Teilnahmekosten schließlich umfasst ein breites Spektrum von 
Maßnahmen und Instrumenten.  
§ 109 SGB III verweist explizit auf die §§ 33, 44, 53, 54 SGB IX (vgl. Info-Box). Erfasst 
werden sämtliche potenziellen Kosten, die im Rahmen der Teilnahme an diesen Maß-
nahmen entstehen. Darüber hinaus werden explizit auch Aufwendungen gefördert, die 
wegen Art oder Schwere der Behinderung unvermeidlich sind, Sonderfälle der Unter-
kunft und Versorgung sowie Aufwendungen für Eingliederung begleitende Dienste 
während der und im Anschluss an die Maßnahme. 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gemäß § 33 SGB IX 
Leistungen nach § 33 Absatz 3 SGB IX: 
Beratung und Vermittlung 
Trainingsmaßnahmen  
Mobilitätshilfen 
Berufsvorbereitung (einschl. einer wegen der Behinderung erforderlichen Grundausbildung) 
Anpassungsqualifizierung und berufliche Ausbildung (auch wenn schulische Ausbildung enthalten) 
Gründungszuschuss (entspr. § 57 SGB III) 
Sonstige Hilfen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben 
Arbeitserprobung 
 
Medizinische, psychologische und pädagogische Hilfen gem. § 33 Absatz 6 SGB IX  
Hilfen zur Unterstützung bei der Krankheits- und Behinderungsverarbeitung 
Aktivierung von Selbsthilfepotenzialen 
Information und Beratung von Partnern und Angehörigen, von Vorgesetzten und Kollegen 
Vermittlung von Kontakten zu örtlichen Selbsthilfe- und Beratungsmöglichkeiten 
Hilfen zur seelischen Stabilisierung und zur Förderung der sozialen Kompetenz  
Training lebenspraktischer Fähigkeiten 
Anleitung und Motivation zur Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe 
Beteiligung von Integrationsfachdiensten (§ 37 SGB III) 
 
Leistungen nach § 33 Absatz 8 SGB IX  
Kfz-Hilfe 
Verdienstausfall für Begleitpersonen 
Arbeitsassistenz 
Persönliches Budget 
Kosten für Hilfsmittel 
Kosten für technische Hilfsmittel 
Kosten der Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer behindertengerechten Wohnung 
 
§ 44 SGB IX: Ergänzende Leistungen (Passive Leistungen) 
§ 53 SGB IX: Reisekosten 
§ 54 SGB IX: Haushalts- oder Betriebshilfe und Kinderbetreuungskosten 
Die besonderen Leistungen werden schwerpunktmäßig von den speziell auf Belange 
von Behinderten ausgerichteten Einrichtungen erbracht, können aber auch ambulant in 
Betrieben mit Unterstützung von besonderen Trägern stattfinden. Mit den besonderen 
Einrichtungen sind in erster Linie Berufsbildungswerke gemeint, die im Rahmen der 
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Ersteingliederung von jungen behinderten Menschen mitwirken, sowie Berufsförde-
rungswerke, die Leistungen im Rahmen der beruflichen Wiedereingliederung für Per-
sonen erbringen, die nach Eintritt einer Behinderung ihrem erlernten Beruf bzw. einer 
ausgeübten Tätigkeiten nicht mehr nachgehen können. Neben diesen (weitgehend) 
stationären Einrichtungen bieten auch ambulante Träger diese Leistungen an. Die be-
sonderen Einrichtungen erbringen in der Regel im Rahmen der beruflichen Erst- und 
Wiedereingliederung auch die ergänzenden psychologischen und pädagogischen Hil-
fen, von denen das Neunte Sozialgesetzbuch spricht (§ 33 Abs. 6 SGB IX, vgl. auch 
Info-Box). 
Den Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen gehen in der Regel Vorschaltmaßnahmen 
voraus. Assessmentverfahren, Berufsfindungsmaßnahmen und Arbeitserprobungen 
sowie Reha-vorbereitende Maßnahmen dienen dazu, die Eignung und Neigung von 
behinderten Menschen abzuklären, Integrationspläne zu erstellen und die Allokation 
von Teilnehmern zu Maßnahmen zu optimieren. 
 
Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich der Werkstätten für behinderte 
Menschen 
Besondere Reha-Leistungen sind auch die Maßnahmen im Eingangsverfahren oder im 
Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für behinderte Menschen (vgl. dazu 
§ 40 SGB IX). Im maximal dreimonatigen Eingangsverfahren wird abgeklärt, ob die 
Werkstatt für den Betroffenen eine geeignete Einrichtung für die Teilhabe am Arbeits-
leben ist, welcher Bereich der Werkstatt dabei in Frage käme und welche Leistungen 
zur Teilhabe dafür erforderlich sind. Die bis zu zwei Jahre dauernden Leistungen im 
Berufsbildungsbereich sollen dazu dienen, „die Leistungs- und Erwerbsfähigkeit des 
behinderten Menschen so weit wie möglich zu entwickeln, zu verbessern oder wieder-
herzustellen“ (§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB IX).  
 
Arbeitgeberorientierte Leistungen 
Neben den arbeitnehmerorientierten Instrumenten sieht das Dritte Sozialgesetzbuch 
auch Leistungen an Arbeitgeber vor, die der Verbesserung der Teilhabe behinderter 
Menschen am Arbeitsleben dienen. Diese lassen sich in drei Gruppen zusammenfas-
sen. 
Eingliederungszuschüsse: Zur Eingliederung von Arbeitnehmern mit Vermittlungs-
hemmnissen können Arbeitgeber Zuschüsse zum Arbeitsentgelt erhalten, wenn die 
Ursachen für die Vermittlungshemmnisse in der Person des Arbeitslosen liegen. Die 
Förderdauer richtet sich am Umfang der Minderleistung des Arbeitnehmers und den 
Eingliederungserfordernissen aus. So können für schwerbehinderte und sonstige be-
hinderte Menschen Eingliederungszuschüsse in Höhe von bis zu 70 Prozent des be-
rücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts für die Förderdauer von bis zu 24 Monaten ü-
bernommen werden (§ 218 Abs. 2 SGB III). Für besonders betroffene schwerbehinder-
te Menschen und ihnen Gleichgestellte kann die Förderzeit bis zu 36 Monate betragen. 
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Die Förderdauer kann bei Personen ab dem 51. Lebensjahr bis zu 60 Monate und für 
Menschen ab 56 Jahre bis zu 96 Monate (§§ 219 Abs. 1 SGB III) betragen. Ein weite-
res Instrument schließlich bilden die Eingliederungszuschüsse für Ältere 
(§ 421f SGB III). Sie werden Arbeitnehmern mit Vermittlungshemmnissen ab Vollen-
dung des 50. Lebensjahrs gewährt, wenn sie zuvor mindestens sechs Monate arbeits-
los waren, an einer Weiterbildung teilgenommen haben oder eine öffentlich geförderte 
Beschäftigung hatten. Schwerbehinderte, behinderte und besonders betroffene 
schwerbehinderte Menschen können entsprechend ihrer Leistungseinschränkung und 
altersabgestuft besonders gefördert werden. 
Ausbildungszuschüsse für schwerbehinderte Menschen: Diese Leistung kann 
Arbeitgebern für die betriebliche Aus- und Weiterbildung von schwerbehinderten Men-
schen gewährt werden, „wenn die Aus- oder Weiterbildung sonst nicht zu erreichen ist“ 
(§ 235a Abs. 1 SGB III). Die Förderhöhe der Zuschüsse soll 80 Prozent des monatli-
chen Ausbildungsentgelts nicht überschreiten. Bei Übernahme des schwerbehinderten 
Menschen in ein Beschäftigungsverhältnis kann nach abgeschlossener Aus- oder Wei-
terbildung ein Eingliederungszuschuss von bis zu 70 Prozent des berücksichtungsfähi-
gen Arbeitsentgelts übernommen werden. 
Leistungen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben an Arbeitgeber: Ein zent-
rales Instrument dieser Teilhabeleistungen bilden Zuschüsse zum Ausbildungsentgelt. 
Für die betriebliche Aus- oder Weiterbildung von behinderten Menschen können diese 
Zuschüsse gewährt werden, wenn die Aus- oder Weiterbildung sonst nicht zu erreichen 
wäre (§ 236 SGB III). Ein weiteres Förderinstrument, das sich an Arbeitgeber richtet, 
sind die Arbeitshilfen für behinderte Menschen. Dies sind Zuschüsse für eine behinder-
tengerechte Gestaltung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen. Sie werden geleistet, 
wenn dies erforderlich ist, um eine dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben zu erreichen 
und zu sichern. Voraussetzung für die Leistung ist, dass der Arbeitgeber seiner Be-
schäftigungspflicht gegenüber schwerbehinderten Menschen (gemäß § 71 SGB IX) 
nachkommt. Ergänzt wird der Kanon der Instrumente durch die Förderung einer befris-
teten Probebeschäftigung. Die Kosten für eine Probebeschäftigung von behinderten 
und schwerbehinderten Menschen und ihnen Gleichgestellten können bis zu drei Mo-
nate erstattet werden, „wenn dadurch die Möglichkeit einer Teilhabe am Arbeitsleben 
verbessert wird oder eine vollständige und dauerhafte Teilhabe am Arbeitsleben zu 
erreichen ist“ (§ 238 SGB III). 
 




Eine Leistung der besonderen Art bildet die Beauftragung von Integrationsfachdiensten 
(IFD). Die Integrationsfachdienste wirken im Auftragsweg bei der Durchführung von 
Maßnahmen zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben mit 
(§ 109 SGB IX). Auftraggeber sind die Integrationsämter sowie die Rehabilitationsträ-
ger, zu denen ja auch die Bundesagentur für Arbeit gehört. Die Strukturverantwortung 
für die IFD liegt seit 2004 bei den Integrationsämtern; für die Ausführung der Leistun-
gen zeichnet allerdings jeweils der auftraggebende Träger verantwortlich. Der auftrag-
gebende Träger legt „in Abstimmung mit dem Integrationsfachdienst Art, Umfang und 
Dauer des im Einzelfall notwendigen Einsatzes des Integrationsfachdienstes sowie das 
Entgelt fest“ (§ 111 SGB IX). 
Integrationsfachdienst 
„SGB IX § 110 Aufgaben 
(1) Die Integrationsfachdienste können zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben (Auf-
nahme, Ausübung und Sicherung einer möglichst dauerhaften Beschäftigung) beteiligt werden, indem sie 
1. die schwerbehinderten Menschen beraten, unterstützen und auf geeignete Arbeitsplätze vermitteln, 
2. die Arbeitgeber informieren, beraten und ihnen Hilfe leisten. 
(2) Zu den Aufgaben des Integrationsfachdienstes gehört es, 
1. die Fähigkeiten der zugewiesenen schwerbehinderten Menschen zu bewerten und einzuschätzen und 
dabei ein individuelles Fähigkeits-, Leistungs- und Interessenprofil zur Vorbereitung auf den allgemeinen 
Arbeitsmarkt in enger Kooperation mit den schwerbehinderten Menschen, dem Auftraggeber und der ab-
gebenden Einrichtung der schulischen oder beruflichen Bildung oder Rehabilitation zu erarbeiten, 
1a. die Bundesagentur für Arbeit auf deren Anforderung bei der Berufsorientierung und Berufsberatung in 
den Schulen einschließlich der auf jeden einzelnen Jugendlichen bezogenen Dokumentation der Ergeb-
nisse zu unterstützen, 
1b. die betriebliche Ausbildung schwerbehinderter, insbesondere seelisch und lernbehinderter Jugendli-
cher zu begleiten, 
2. geeignete Arbeitsplätze (§ 73) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu erschließen, 
3. die schwerbehinderten Menschen auf die vorgesehenen Arbeitsplätze vorzubereiten, 
4. die schwerbehinderten Menschen, solange erforderlich, am Arbeitsplatz oder beim Training der berufs-
praktischen Fähigkeiten am konkreten Arbeitsplatz zu begleiten, 
5. mit Zustimmung des schwerbehinderten Menschen die Mitarbeiter im Betrieb oder in der Dienststelle 
über Art und Auswirkungen der Behinderung und über entsprechende Verhaltensregeln zu informieren 
und zu beraten, 
6. eine Nachbetreuung, Krisenintervention oder psychosoziale Betreuung durchzuführen sowie 
7. als Ansprechpartner für die Arbeitgeber zur Verfügung zu stehen, über die Leistungen für die Arbeitge-
ber zu informieren und für die Arbeitgeber diese Leistungen abzuklären, 
8. in Zusammenarbeit mit den Rehabilitationsträgern und den Integrationsämtern die für den schwerbehin-
derten Menschen benötigten Leistungen zu klären und bei der Beantragung zu unterstützen.“ 
(§ 110 SGB IX) 
 
Die Integrationsfachdienste nehmen eine Fülle von Aufgaben bei der Betreuung, Be-
gleitung und Vermittlung von schwerbehinderten Menschen wahr (vgl. § 110 SGB IX, 
sowie Info-Box). Im Mittelpunkt stehen vor allem zwei Leistungen: die Begleitung am 
Arbeitsplatz (unterstützte Beschäftigung) und die Vermittlung unterstützende Leistun-
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gen bei der Platzierung von schwerbehinderten Menschen am ersten Arbeitsmarkt. Die 
Begleitung am Arbeitsplatz zielt auf den Erhalt bzw. die Festigung bestehender Ar-
beitsverhältnisse. Diese Funktion fällt in den Aufgabenbereich der Integrationsämter 
und ist insofern keine Leistung der Arbeitsförderung. 
Anders verhält sich dies bei den vermittelnden Tätigkeiten. Neben den Vermittlungs-
aufgaben im Auftrag der Integrationsämter werden die Integrationsfachdienste auch im 
Rahmen des SGB III für die Agenturen für Arbeit bei der Vermittlung von Rehabilitan-
den und schwerbehinderten Menschen tätig. Die Beauftragung kann auf drei Wegen 
erfolgen: 
• Die Agenturen für Arbeit beauftragen die IFD gemäß § 46 SGB III (bis 31.12.2008: 
§ 37 SGB III alt) als Dritte mit der Vermittlung oder Teilaufgaben der Vermittlung 
schwerbehinderter Menschen. 
• Die schwerbehinderten Menschen erhalten nach § 421g SGB III einen Vermitt-
lungsgutschein, mit dem sie selber einen Integrationsfachdienst beauftragen. 
• Die Agenturen geben in ihrer Funktion als Reha-Träger einen Auftrag zur Vermitt-
lung behinderter Menschen und vergüten die Inanspruchnahme nach 
§ 113 SGB IX. 
 
Je nach Art des Auftragsverhältnisses umfasst die Beauftragung des Integrationsfach-
dienstes also eine Leistung für schwerbehinderte Menschen (Vermittlung in eine versi-
cherungspflichtige Beschäftigung (vor 2009: Vermittlung Dritter), Vermittlungsgut-
schein) oder eine Leistung für behinderte Menschen (Beauftragung durch Reha-
Träger). 
 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben im Überblick 
In den vorangegangenen Ausführungen wurden die arbeitnehmerorientierten Leistun-
gen differenziert nach allgemeinen und besonderen Leistungen zur Teilhabe, die ar-
beitgeberorientierten Leistungen sowie die Vermittlung durch Integrationsfachdienste 
dargelegt. Die Übersicht 1.1 fasst die Instrumente auf einen Blick zusammen. 
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Übersicht 1.1 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gemäß SGB III im Über-
blick 
A. Leistungen an behinderte Menschen (Leistungen an Arbeitnehmer) 
Ersteingliederung (EE) Wiedereingliederung (WE) 
Allgemeine Leistungen Allgemeine Leistungen 
Berufliche Ausbildung (BAB-Reha): 
- Betrieblich 
- Außerbetrieblich (BAB-Reha/Mko) 
- Außerbetrieblich (Förderung nach  
§§ 240ff SGB III) 
Förderung der Weiterbildung (FbW) (Arbeitslo-
sengeld bei Weiterbildung) 
- Weiterbildung ohne Abschluss 
- Weiterbildung mit Abschluss (betrieb-
lich / in Maßnahmen) 
Berufsvorbereitung (BAB-Reha/Mko)  
Trainingsmaßnahmen (bis 31.12.2008) 2 Trainingsmaßnahmen (bis 31.12.2008) 
Gründungszuschuss Gründungszuschuss (nur SGB III) 
Besondere Leistungen Besondere Leistungen 
Berufliche Ausbildung (Abg und Mko) 
Berufliche Grundbildung (duale, staatliche 
anerkannte u. Rehaspezifische Berufe): 
- Berufsbildungswerk oder vergleichbare 
Einrichtungen 
- Behindertenspezifische Maßnahmen 
- Allgemeine Leistungen ergänzende Leis-
tungen 
- Blindenspezifische u.ä. Grundbildung 
- Leistungen in Werkstätten für behinderte 
Menschen 
Berufliche Weiterbildung (Übergangsgeld/Mko) 
(mit und ohne anerkannten Abschluss): 
 
- Berufsförderungswerk oder vergleichbare 
Einrichtungen 
- Behindertenspezifische Maßnahmen 
- Allgemeine Leistungen ergänzende Leis-
tungen 
 
- Leistungen in Werkstätten für behinderte 
Menschen 
Vorschaltmaßnahmen vor beruflicher Ausbil-




Vorschaltmaßnahmen vor beruflicher Weiter-





- Berufsbildungswerk oder vergleichbare 
Einrichtungen 
- Behindertenspezifische Maßnahmen 
 
Ergänzende Leistungen nach § 33 Absatz 8 SGB IX 
(teilweise auch als Einzelleistungen) 
 
 
2  Mit der Neuausrichtung der Vermittlungsinstrumente ab 1.1.2009 wurden die Trainingsmaßnahmen (gem. 
§ 48 SGB III alt) als eigenständiges Instrument abgeschafft. Vergleichbare Maßnahmen werden seitdem unter Maß-
nahmen zur Vermittlung zur Feststellung-, Verringerung oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen nach 
§ 46 SGB III geführt. 




Übersicht 1.1 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gemäß SGB III im Über-
blick – Fortsetzung 
B. Leistungen an behinderte und schwerbehinderte Menschen 
(Arbeitgeberleistungen) 
Eingliederungszuschüsse (EGZ) (für behinderte und schwerbehinderte Menschen) 
- EGZ nach § 218 Abs. 2 SGB III 
- EGZ nach § 219 SGB III (besonders betroffene schwerbehinderte Menschen) 
- EGZ nach § 421f SGB III 
Ausbildungszuschüsse (AZSB) (nur für schwerbehinderte Menschen) 
- AZSB nach § 235a SGB III 
Teilhabeleistungen an Arbeitgeber (nur behinderte Menschen) 
- Ausbildungszuschuss für Aus- und Weiterbildung im Betrieb nach § 236 SGB III 
- Arbeitshilfen für behinderte Menschen nach § 237 SGB III 
- Probebeschäftigung behinderter Menschen nach § 238 SGB III (auch für schwerbehin-
derte Menschen) 
C. Beauftragung von Integrationsfachdiensten mit der Vermittlung 
Beauftragung zur Vermittlung schwerbehinderter Menschen nach § 46 SGB III (bis 31.12.2008: 
§ 37 SGB III alt) 
(Auftraggeber: BA, ARGE, zugelassener kommunaler Träger nach SGB II) 
Beauftragung zur Vermittlung mit Vermittlungsgutschein nach § 421g SGB III 
(Auftraggeber: behinderte und schwerbehinderte Menschen) 
Beauftragung zur Vermittlung schwerbehinderter Menschen nach § 113 Abs.  2 SGB IX 
(Auftraggeber: Rehabilitationsträger) 
 
1.1.4 Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben für den Regelkreis des 
SGB II 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2005 trat das Zweite Buch Sozialgesetzbuch als neues 
Recht für die Grundsicherung von Arbeitsuchenden in Kraft. Hilfebedürftige Personen, 
die eine Grundsicherungsleistung nach diesem Gesetz erhalten, werden seitdem in 
gemeinsamer Trägerschaft von Agenturen für Arbeit und Kommunen (Kreisfreie Städ-
te, Landkreise) betreut. Die Agenturen sind für passive Leistungen sowie die Leistun-
gen zur Arbeitsförderung zuständig. Die Kommunen tragen die Kosten der Unterkunft 
sowie die der Vermittlung ergänzenden Leistungen (Suchtberatung, Schuldnerbera-
tung, Kinderbetreuung, psycho-soziale Betreuung). Beide Träger bilden im Regelfall für 
die abgestimmte Leistungserbringung eine Arbeitsgemeinschaft (ARGE). Im Wege 
einer Experimentierklausel (§ 6a SGB II) wurde 69 Optionskommunen das gesamte 
Leistungsrecht übertragen. Diese zugelassenen kommunalen Träger (zkT) führen die 
Grundsicherung für Arbeitsuchende in alleiniger Aufgabenwahrnehmung durch. 
Daneben existiert ein drittes Modell: Überall dort, wo sich Agenturen für Arbeit und 
Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben 24 
Schröder/Knerr/Wagner: Endbericht 
 
Kommunen nicht auf die Bildung einer ARGE verständigen konnten, nehmen die Trä-
ger die Aufgaben getrennt wahr. Derzeit sind dies rund 20 Standorte. 
Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch bildet das Leistungsrecht dieser Grundsicherungs-
stellen3. Gleich im ersten Paragraphen wird unter den Aufgaben und Zielen der Grund-
sicherung auch der Belang für behinderte Menschen klargestellt: „Die Leistungen zur 
Grundsicherung sind insbesondere darauf auszurichten, dass .... behindertenspezifi-
sche Nachteile überwunden werden“ (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 SGB II). 
Im Unterschied zum SGB III macht das Zweite Buch keine eigenständigen Ausführun-
gen über Instrumente zur Teilnahme behinderter Menschen am Arbeitsleben. Vielmehr 
stehen die im SGB III definierten Instrumente in Verbindung mit § 16 Abs. 1 SGB II (s. 
Info-Box) weitgehend auch im Rechtskreis des SGB II zur Verfügung. Die erwerbsfähi-
gen behinderten Hilfebedürftigen werden hinsichtlich der Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben den Anspruchsberechtigten nach SGB III gleich gestellt (§ 16 Abs. 1 Satz 
3 SGB II). Für die in Satz 3 der Regelung benannten Eingliederungsleistungen gilt da-
mit ausdrücklich nicht der zuvor in Satz 2 gelegte Grundsatz, dass Eingliederungsleis-
tungen des SGB II Ermessensleistungen sind. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben sind somit Pflichtleistungen der Grundsicherungsstellen, soweit sie auch im 
SGB III Pflichtleistungen sind. Abweichend zum SGB III wurde lediglich der Grün-
dungszuschuss nach §§ 57ff SGB III nicht in das SGB II übernommen. Stattdessen gibt 
es dort das Instrument des Einstiegsgeldes (§ 29 SGB II). 
„SGB II § 16 Leistungen zur Eingliederung 
(1) Zur Eingliederung in Arbeit erbringt die Agentur für Arbeit Leistungen nach § 35 des Dritten Buches. 
Sie kann die übrigen im Dritten Kapitel, im Ersten und Sechsten Abschnitt des Vierten Kapitels, im Fünften 
Kapitel, im Ersten Abschnitt des Sechsten Kapitels und die in den §§ 417, 421f, 421g, 421k, 421o, 421p, 
421q und 421t Absatz 4 bis 6 des Dritten Buches geregelten Leistungen erbringen. Für Eingliederungsleis-
tungen an erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige nach diesem Buch gelten die §§ 97 bis 99, 100 Nr. 1 
und 4, § 101 Abs. 1, 2 und 5, die §§ 102, 103 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 und die §§ 109 und 111 des Dritten 
Buches entsprechend. § 1 Abs. 2 Nr. 4, die §§ 36, 46 Abs. 3 und § 77 Abs. 3 des Dritten Buches sind 
entsprechend anzuwenden. 
(2) Soweit dieses Buch nichts Abweichendes regelt, gelten für die Leistungen nach Absatz 1 die Voraus-
setzungen und Rechtsfolgen des Dritten Buches mit Ausnahme der Verordnungsermächtigung nach § 47 
des Dritten Buches sowie der Anordnungsermächtigungen für die Bundesagentur und mit der Maßgabe, 
dass an die Stelle des Arbeitslosengeldes das Arbeitslosengeld II tritt. § 45 Abs. 3 Satz 3 des Dritten Bu-
ches gilt mit der Maßgabe, dass die Förderung aus dem Vermittlungsbudget auch die anderen Leistungen 
nach dem Zweiten Buch nicht aufstocken, ersetzen oder umgehen darf. Die Arbeitsgelegenheiten nach 
diesem Buch stehen den in § 421f Abs. 1 Nr. 1 des Dritten Buches genannten Maßnahmen der öffentlich 
geförderten Beschäftigung und den in § 421g Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches genannten Arbeitsbeschaf-
fungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen gleich. 
(3) Abweichend von § 45 Abs. 1 Satz 1 des Dritten Buches können Leistungen auch für die Anbahnung 
und Aufnahme einer schulischen Berufsausbildung erbracht werden. 
 
 
3 Sammelbegriff für die verschiedenen Formen der Aufgabenwahrnehmung in der Grundsicherung für Arbeitsuchende  
durch die Arbeitsgemeinschaften, getrennte Aufgabenwahrnehmung und die zugelassenen kommunalen Träger. 
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(4) Die Agentur für Arbeit als Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende kann die Ausbildungsvermitt-
lung durch die für die Arbeitsförderung zuständigen Stellen der Bundesagentur wahrnehmen lassen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates das Nähere über die Höhe, Möglichkeiten der Pauschalierung und den Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Erstattung von Aufwendungen bei der Ausführung des Auftrags nach Satz 1 festzulegen. 
(5) Die Entscheidung über Leistungen und Maßnahmen nach §§ 45, 46 des Dritten Buches trifft der nach § 
6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder der nach § 6b Abs. 1 zuständige Träger. 
 
Entscheidender als dieser kleine Unterschied im Instrumentarium ist allerdings die Fra-
ge des zuständigen Rehabilitationsträgers. Hier hat das SGB II-Fortentwicklungsgesetz 
(FEG) vom 20. Juli 2006 verdeutlicht, dass die BA zuständiger Rehabilitationsträger 
auch für behinderte, erwerbsfähige Hilfebedürftige ist, soweit kein anderer Rehabilitati-
onsträger zuständig ist. Die Bundesagentur für Arbeit erbringt dabei weiterhin die Leis-
tungen der beruflichen Ersteingliederung. Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach dem Zweiten Buch, die sich auf die berufliche Wiedereingliederung beziehen, 
werden dagegen von ARGEn, zkT oder Agenturen in getrennter Aufgabenwahrneh-
mung erbracht. Entsprechend wurde das Neunte Buch um einen Paragraphen 6a er-
gänzt, der diese Zuständigkeit klarstellt (vgl. Info-Box). Die Agenturen nehmen die 
Feststellung des Reha-Bedarfs und die Anerkennung nach § 19 SGB III vor und über-
mitteln den Grundsicherungsstellen den festgestellten Rehabilitationsbedarf zusammen 
mit einem Eingliederungsvorschlag. Die Grundsicherungsstellen müssen innerhalb von 
drei Wochen unter Berücksichtigung des Eingliederungsvorschlags über die Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben entscheiden. 
Agentur für Arbeit als Rehabilitationsträger für den Rechtskreis SGB II 
„SGB IX § 6a Rehabilitationsträger für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach dem Zweiten 
Buch 
Die Bundesagentur für Arbeit ist auch Rehabilitationsträger für die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben für behinderte erwerbsfähige Hilfebedürftige im Sinne des Zweiten Buches, sofern nicht ein anderer 
Rehabilitationsträger zuständig ist. 
Die Zuständigkeit der Arbeitsgemeinschaft oder des zugelassenen kommunalen Trägers für die Leistun-
gen zur beruflichen Teilhabe behinderter Menschen nach § 16 Abs. 1 des Zweiten Buches bleibt unbe-
rührt. Die Bundesagentur für Arbeit unterrichtet die zuständige Arbeitsgemeinschaft oder den zugelasse-
nen kommunalen Träger und den Hilfebedürftigen schriftlich über den festgestellten Rehabilitationsbedarf 
und ihren Eingliederungsvorschlag. Die Arbeitsgemeinschaft oder der zuständige kommunale Träger ent-
scheidet unter Berücksichtigung des Eingliederungsvorschlages innerhalb von drei Wochen über die Leis-
tungen zur beruflichen Teilhabe.“ (§ 6a SGB IX) 
 
Aus den dargelegten Rechtsänderungen ergibt sich ein komplexes Bild für die Zustän-
digkeiten bei der Leistungserbringung im SGB II. Erst ein Abgleich zwischen dem neu 
gestalteten § 16 Absatz 1 SGB II mit dem Kanon der Instrumente im SGB III vermittelt 
ein Bild über diese Zuständigkeit (vgl. Übersicht 1.2). 
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Übersicht 1.2 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben – Leistungskonkurrenzen 
(Stand: SGB II-Fortentwicklungsgesetz) 
SGB III SGB IX
Leistungsart SGB II BA immer 
Leistungsträger 
Leistungen nach dem Dritten Kapitel SGB III 
Unterstützung der Beratung und Vermittlung (§ 45-47 alt, bis 31.12.2008) X   
Trainingsmaßnahmen, Eignungsfeststellung (§§ 48-52 alt, bis 31.12.2008) X   
Ausbildung (§ 60) 
- allgemeine Leistungen 






Berufsvorbereitung (§ 61) 
- allgemeine Leistungen 
- BAB/Reha (§§ 66-68) 







Ausbildung und Berufsvorbereitung (§§ 102ff, besondere Leistungen) 
- Ausbildungsgeld (§ 45 (5) Nr. 1 SGB IX i.V. § 104) 
- Teilnahmekosten (§ 109) 







Berufliche Weiterbildung (§ 77) 
- allgemeine Leistungen (§ 79) 
 besondere Leistungen (§ 102): 
- Teilnahmekosten (§ 109) 







Blindentechnische und vgl. spezielle Grundausbildung (§ 102 (1))  X  
Leistungen nach dem Fünften Kapitel SGB IX i.V. mit dem SGB III 
Eignungsabklärung (§ 33 (4)   X 
Arbeitserprobung (§33 (4))   X 
Training lebenspraktischer Fähigkeiten (§ 33 (6) Nr. 6)   X 
Beteiligung von IFD (§ 33 (6) Nr. 8   X 
Kfz-Hilfe (§ 33 (8) Nr. 1)   X 
Verdienstausfall (§ 33 (8) Nr. 2)   X 
Arbeitsassistenz (§ 33 (8) Nr. 3)   X 
Hilfsmittel (§ 33 (8) Nr. 4)   X 
Technische Arbeitshilfen ((§ 33 (8) Nr. 5)   X 
Wohnungshilfe (§ 33 (8) Nr. 6)   X 
Leistungen an Arbeitgeber nach dem Fünften Kapitel SGB III 
Ausbildungszuschüsse (§ 236 SGB III) X   
Ausbildungszuschüsse für schwerbehinderte Menschen (§ 235a SGB III) X   
Eingliederungszuschüsse (§ 34 SGB IX i.V. m. §218 SGB III) X   
Eingliederungszuschüsse für schwerbehinderte Menschen (§ 219 SGB III) X   
Arbeitshilfen im Betrieb (§ 237 SGB III) X   
Probebeschäftigungen (§ 238 SGB III) X   
Maßnahmen im Eingangsverfahren und Berufsbildungsbereich in WfbM (§ 40 (1) SGB IX 
i.V. mit § 120 (2) SGB III 
Ausbildungsgeld (§ 107 SGB III)  X  
Teilnahmekosten (§ 109 SGB III)  X  
Quelle: Bundesagentur für Arbeit, 2006d 
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Demnach sind die Grundsicherungsstellen für die Leistungen zur Unterstützung von 
Beratung und Vermittlung (z.B. Bewerbungskosten), die Leistungen zur Feststellung, 
Verringerung und Beseitigung von Vermittlungshemmnissen, für Mobilitätshilfen, die 
berufliche Weiterbildung sowie für die arbeitgeberorientierten Leistungen (Ausbildungs- 
und Eingliederungszuschüsse, Arbeitshilfen, Probebeschäftigungen) zuständig. Die 
Leistungen zur beruflichen Ersteingliederung (Ausbildung, Berufsvorbereitung, behin-
dertenspezifische Grundbildung) sowie die Leistungen des Eingangsverfahrens und 
des Berufsbildungsbereichs der Werkstätten für behinderte Menschen werden dage-
gen von den Agenturen für Arbeit erbracht. 
 
1.2 Konkretisierung der Fragestellung und des Auftrags erforderlich 
Die vorangegangenen Ausführungen zeigen, dass eine Fülle von Instrumenten zur 
Verfügung steht, die potenziell zur Verbesserung der Teilhabe behinderter Menschen 
am Arbeitsleben zum Einsatz kommen können. Im Beratungs- und Vermittlungssystem 
VerBIS der Bundesagentur für Arbeit, das in den Arbeitsagenturen und den ARGEn 
eingesetzt wird, sind die Maßnahmen differenziert aufgefächert. Die Liste der dort ge-
führten Maßnahmen umfasst fast 400 Positionen. 
Angesichts dieser Fülle von Instrumenten ist als erste und wichtigste Entscheidung auf 
dem Weg zu einer Planung von Evaluationen eine Begrenzung auf eine Auswahl von 
Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben erforderlich. Das BMAS hat mit seiner Aus-
schreibung ein besonderes Interesse für vier Forschungsthemenbereiche bekundet: 
• Berufliche Ersteingliederung (z.B. berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen, Be-
rufsausbildung usw.) und Wiedereingliederung (Maßnahmen in Rehabilitationsein-
richtungen, Weiterqualifizierung, Umschulung usw.), 
• Leistungen für Arbeitgeber, Eingliederungszuschüsse, 
• Beauftragung von Integrationsfachdiensten, 
• Schnittstellen zwischen den Rechtskreisen des SGB III und SGB II bei der Lei-
stungs- und Integrationsverantwortung im Reha-Verfahren. 
Hilfreich für die Entscheidung, welche Instrumente im Fokus stehen sollen, ist sicher-
lich die Erfassung und Zuordnung der bereits vorliegenden Forschungsarbeiten über 
die Umsetzung, Wirkung und Effizienz der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für 
behinderte und schwerbehinderte Menschen. An dieser Stelle setzen die Recherchen 
an, deren Ergebnis im folgenden Abschnitt 2 dargestellt wird. 
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2 Literatur- und Projektrecherche 
2.1 Vorgehen 
Die erste Phase der Vorstudie ist schwerpunktmäßig der Recherche und Einordnung 
von empirischen Arbeiten über die Umsetzung, Wirkung und Effizienz von Leistungen 
der Teilhabe am Arbeitsleben gewidmet. Zu Beginn der Arbeiten wurde eine grundle-
gende Entscheidung hinsichtlich der Suchstrategie und Einordnung getroffen, die einen 
erheblichen Einfluss auf den Umfang der zu sichtenden Literatur und Projekte hat. Das 
BMAS fokussiert in seiner Leistungsbeschreibung zu diesem Vorhaben insbesondere 
die Wirksamkeit (Effektivität) und Wirtschaftlichkeit (Effizienz) als Gegenstand der be-
absichtigten Evaluation. Wenn dahinter die Vorstellung von kausalanalytischen Evalua-
tionen steht, die den strengen Regeln einer experimentellen oder quasi-experimen-
tellen Mikroanalyse folgen, lässt sich der Forschungsstand in Deutschland rasch auf 
einen Nenner bringen: Studien, wie sie im Rahmen der Hartz-Evaluation für die allge-
meine Arbeitsmarktpolitik durchgeführt wurden, gibt es im angezielten Forschungsfeld 
erst ansatzweise. Diese Forschungen sind noch in Arbeit; Publikationen sucht man 
bislang vergeblich (s. dazu Ausführungen weiter unten). 
Nach unserem Ermessen würde es allerdings den bisherigen Bemühungen um mehr 
Transparenz und empirische Forschung in dem Feld nicht gerecht werden, wenn diese 
methodisch strengen Anforderungen bereits an die Recherche der einschlägigen Lite-
ratur und Forschungsvorhaben angelegt würden. Unsere Recherche ist deshalb deut-
lich weiter abgesteckt und bezieht auch empirische Studien ein, die ein Schlaglicht auf 
die Umsetzung und die Bedarfsdeckung (Versorgung) werfen. Entscheidend für diese 
Erweiterung ist die zentrale Funktion von Prozess- und Bedarfsanalysen für die Model-
lierung von Wirkungsfragen. Die Kenntnis von Umsetzungsprozessen – zumal in die-
sem selbst für Fachleute schwer zu überblickenden Feld – ist eine zwingende Voraus-
setzung zur richtigen Modellierung von Wirkungs- und Effizienzanalysen und zum Ver-
ständnis der damit ermittelten Befunde. In dieser Hinsicht stimmen wir mit einer ent-
sprechenden Position von Föhlich et al. (2000, 2001) überein. Für die Zwecke der Vor-
studie ist es sinnvoll, den Blick auch auf die Umsetzung der Instrumente der Teilhabe 
und die Rahmenbedingungen zu werfen. 
Zur Einordnung der Studien wurde eine Differenzierung von vier Typen der Evaluation 
zugrunde gelegt. In Anlehnung an Rossi et al. (1988) werden die Studien unterschie-
den nach  
• Bedarfsanalysen, also Diagnose von Bedarfen und ggf. ungedeckten Bedarfen, 
aus denen Handlungs- und Regelungserfordernisse erwachsen; 
• Prozessevaluationen, auch als Implementationsanalysen bezeichnet, die im We-
sentlichen zum Monitoring von Programmumsetzungen und zur Bewertung der 
Prozessqualität herangezogen werden; 
• Wirkungsanalysen, die im Idealfall Aussagen auf der Basis experimenteller und 
nicht experimenteller Designs treffen; 
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• Effizienzanalysen, die Kosten-Nutzen-Bewertungen – zumeist auf der Basis von 
Wirkungsanalysen – vornehmen. 
 
Die Recherche wurde mittels entsprechender Fach- und Forschungsdatenbanken (z.B. 
Informationssystem ProArbeit des IAB, Datenbanken LitDokAB sowie FoDokAB; RE-
HADAT; Fachportal Pädagogik) durchgeführt. Gesucht wurde relativ weit gefasst nach 
Begriffen wie Teilhabe am Arbeitsleben, berufliche Rehabilitation, berufliche Integrati-
on/Reintegration, Erst-/Wiedereingliederung in verschiedenen Kombinationen mit Ziel-
gruppen (Frauen, Behinderte) oder Gesetzesquellen (SGB II, III, IX). Als Suchzeitraum 
wurde eine Dekade von 1998 bis 2008 festgelegt. Gesucht wurden deutsche und eng-
lischsprachige Publikationen und Projektbeschreibungen. Die Suche war auf Deutsch-
land und den gesamten europäischen Raum bezogen. 
Ergänzt wurde die Recherche durch persönliche Ansprache von Forschungsgruppen, 
die derzeit mit der Evaluation von Teilhabeinstrumenten befasst sind. Damit wurden 
wichtige Hinweise aus laufenden Forschungsvorhaben gewonnen, welche in die Ein-
ordnung und Bewertung des Forschungsstands eingehen. 
Die erfassten und als einschlägig befundenen Studien wurden nach methodischen und 
inhaltlichen Gesichtspunkten eingeordnet und verlistet. Die nachfolgende Übersicht 2.1 
vermittelt einen Überblick über die empirischen Studien.  
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Übersicht 2.1 Empirische Studien über die Teilhabe von behinderten und 





















- außerbetrieblich (Förd. durch §§ 240ff. SGB III)
Malchow et al. (2001) Malchow et al. (2001)













Berufliche Ausbildung (Abg/Mko) und berufliche 
Grundbildung
(duale, staatliche anerkannte u. behindertenspez. Berufe)
- BBW oder vergl. Einrichtung
- behindertenspez. Maßnahme
- allg. Leistungen ergänzende Leistungen
- blindenspezifische u.ä. Grundausbildung
Schuhmacher (1999)
Seyd et al. (2004)
Faßmann (1997)
Faßmann (1998)
Blaschke et al. (1997)
Keune (1999)
Schuhmacher (1999)
Seyd et al. (2004)
Faßmann (1997)
Faßmann (1998)
Faßmann / Steger (2004)
Faßmann et al. (2005)
Lampe et al. (2006)
Plath et al. (1996)
Faßmann / Steger 
(2004)
Faßmann et al.  (2005)
Albrecht (2000)
BAG BBW (2003)
Faßmann et al. 
(2005)
Vorschaltmaßnahmen vor beruflicher Ausbildung und 
beruflicher Grundausbildung
- Assessmentverfahren







berufliche Weiterbildung (Alg bei Weiterbildung)
- Weiterbildung ohne Abschluss






(mit und ohne anerkannten Abschluss)
- BFW oder vergl. Einrichtung
- behindertenspez. Maßnahme
- allgemeine Leistungen ergänzende Leistungen
Tews et al. (2003)
Vonderath (1997)
Seyd (2000)
Tews et al. (2003)
Vonderach (1997)
Jansen et al. (2008)
Zeißig et al. (2004)
Beiderwieden (2001)
Köster et al. (2007)
Tews et al. (2003)
Slesina / Rennert 
(2008)
Rennert et al. (2008)
Arling et al. (2008)
Arling et al. (2007)






Vorschaltmaßnahmen vor beruflicher Ausbildung und 
beruflicher Grundausbildung
- Assessmentverfahren




Zuschuss zur Ausbildungsvergütung schwerbeh. 
Menschen (§ 235a SGB III)
Ausbildungszuschuss für Aus- und Weiterbildung im 
Betrieb (beh. Menschen; § 236 SGB III)
Arbeitshilfen für behinderte Menschen (§ 237 SGB III)
Förderung der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben 
Leistungen an behinderte Menschen (Leistungen an Arbeitnehmer)
Empirische Forschungsarbeiten zu Maßnahmen seit 1998
(Zwischenstand)
Ausrichtung an
Leistungen an behinderte und schwerbehinderte Menschen (Leistungen an 
Arbeitgeber)




Eingliederungszuschüsse (beh. und schwerbeh. 
Menschen)
- EGZ nach § 218 Abs. 2 SGB III
- EGZ nach § 219 SGB III ( bes. betr. schwerbeh. 
Menschen)









ZEW/IAB/IAT (2005) ZEW/IAB/IAT (2005)
Ausbildungszuschuss für Aus- und Weiterbildung im 
Betrieb (beh. Menschen; § 236 SGB III)
Arbeitshilfen für behinderte Menschen (§ 237 SGB III)
Probebeschäftigung (beh. und schwerbeh. Menschen; § 
238 SGB III)





Barlsen et al. (1999)
Beule et al. (2008)
Schartmann et al. (2000)
Gerdes (2004)
Schartmann et al. 
(2000)
Barlsen et al. (1999)
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2.2 Ausgewählte Ergebnisse 
Nach eingehender Sichtung von veröffentlichten Studien und der Recherche bezüglich 
aktuell laufender Studien bestätigt sich die Ausgangsposition des BMAS, mit der diese 
Vorstudie initiiert wurde: „Die Leistungen zur Förderung der Teilhabe behinderter und 
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben wurden bezüglich ihrer Wirksamkeit und 
Wirtschaftlichkeit bislang nicht eingehend und umfassend untersucht“ (BMAS, Leis-
tungsbeschreibung, S. 1).  
Unterhalb dieser globalen Einschätzung der Forschungslage gilt es allerdings zu diffe-
renzieren. Für einige Instrumente liegen vereinzelt empirische Studien vor, die in Über-
sicht 2.1 systematisch zugeordnet sind. Der Begriff „empirische Studie“ ist hier weit 
gefasst und meint sowohl Primäruntersuchungen (Befragungen, Beobachtungen) als 
auch Sekundäranalysen auf der Grundlage von Geschäftsdaten. Im Folgenden werden 
wir zentrale Befunde darlegen und eine methodische Einordnung vornehmen. Wir kon-
zentrieren uns dabei jeweils auf Studien, die den weitesten Forschungsstand darstel-
len. 
 
2.2.1 Studien zum Prozess der Beratung, Aktivierung und Vermittlung 
von behinderten Menschen 
Die Durchführung von Beratung und Vermittlung im Rahmen der Arbeitsagenturen und 
der Träger der Grundsicherung bildeten lange Zeit eine Black Box. Systematische Un-
tersuchungen aus den achtziger Jahren zur Arbeitsvermittlung (Eberwein/Tholen 1987) 
und zur Berufsberatung (Lange 1979, 1981, 1983; Lange/Becher 1981a; 1981b; Lan-
ge/Müller-Kohlenberg 1980; Schröder 1989) fanden bis zu den Hartz-Evaluationen 
keine systematische Fortführung. Auch die Fallbetreuung bei schwerbehinderten Ar-
beitslosen war eher ein Randthema vereinzelter Studien. So berichtet von Henninges 
(1997) auf der Basis unterschiedlicher Studien über die Teilnahme schwerbehinderter 
Arbeitsloser an Maßnahmen, die Beratung durch den Vermittler sowie über ärztliche 
Begutachtungen. Die Ergebnisse fußen auf verschiedenen Studien mit unterschiedli-
cher Reichweite und unterschiedlichen Studiendesigns und auf Auswertungen der BA-
Statistiken (u.a. zur Begutachtung durch den ärztlichen Dienst). Diese Publikation des 
IAB vermittelt zwar ein kompaktes Bild von Problemlagen arbeitsloser schwerbehinder-
ter Menschen. Sie kann aber zwangsläufig nur Ausschnitte aus dem Beratungsprozess 
nachzeichnen. 
Die Qualität der Beratungs- und Vermittlungsprozesse für schwerbehinderte Menschen 
war auch Gegenstand einer Verbleibsuntersuchung, die im Zuge des Bundespro-
gramms zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit schwerbehinderter Menschen durchge-
führt wurde (Schröder/Steinwede 2004). Auf der Basis einer Abgangs- und einer Be-
standsstichprobe von mehr als 2.400 Personen wurden die systematischen Unter-
schiede zwischen den erfolgreich in Arbeit abgegangenen Personen und den in Ar-
beitslosigkeit verbliebenen nachgezeichnet. In diesem Zusammenhang wurden auch 
die Erfahrungen mit Vermittlern, Beratungsdiensten der Reha-Einrichtungen und des 
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Integrationsfachdienstes erfragt. Rund die Hälfte der arbeitslosen und der wieder er-
werbstätigen Schwerbehinderten zeigte sich mit der Betreuung durch die Arbeitsämter 
zufrieden. Die Beurteilung für das Reha-Team und die damals noch bestehende Ar-
beitsberatung fiel signifikant besser aus als für die Arbeitsvermittlung und die Berufsbe-
ratung. Bemängelt wurden von den befragten schwerbehinderten Personen insbeson-
dere unzureichende Stellenangebote sowie das Gefühl, nur verwaltet zu werden. Rund 
ein Drittel der Arbeitslosen und der Erwerbstätigen war auch mit einem Integrations-
fachdienst in Kontakt gekommen. Über die Betreuung äußert man sich überwiegend 
zufrieden. Gut beurteilt wurden die Beratungsarbeit, die Möglichkeit über persönliche 
Hintergründe reden zu können sowie der Umgangsstil und das Verständnis für die Be-
lange der Klienten. Gespalten war dagegen die Beurteilung der Vermittlungsarbeit und 
der Begleitung am Arbeitsplatz. Beide Leistungen beurteilten die im Erwerbsleben plat-
zierten Personen signifikant besser als die schwerbehinderten Menschen, die noch in 
Arbeitslosigkeit verharrten. 
Gespiegelt wurden die Ergebnisse mit den Einschätzungen und Bewertungen durch 
159 Arbeitsämter, Reha-Einrichtungen und Integrationsfachdienste zu den Stärken und 
Schwächen des Beratungs- und Eingliederungsprozesses von schwerbehinderten 
Menschen. Die Einschätzungen der Betroffenen und der Fachdienste ließen Schnitt-
stellenprobleme und Handlungsbedarfe erkennen. Die befragten Institutionen bemän-
gelten, dass Ermessensspielräume der beteiligten Stellen oft für Einsparungen im ei-
genen Etat genutzt würden, die Förderpolitik zu wenig abgestimmt sei und die Förde-
rung von Eingliederungsleistungen im Konzert mehrerer Kostenträger nicht optimal für 
die Förderung im Einzelfall funktioniere. 
Die zitierten Studien wurden noch vor der Reorganisation der Bundesanstalt für Arbeit 
zur heutigen Bundesagentur durchgeführt. Aufgrund der erheblichen Organisationsver-
änderungen wie auch der Veränderungen im Kundenmanagement (Handlungspro-
gramme) haben die Ergebnisse der älteren Studien u.E. nur noch eine begrenzte Gül-
tigkeit. Das Interesse gilt deshalb neueren Studien, die in den letzten Jahren durchge-
führt wurden bzw. sich derzeit in Durchführung befinden. 
Mit den Evaluationsstudien zur Umsetzung und Wirksamkeit der sog. Hartz-
Reformgesetze wurden im Rahmen von Implementationsanalysen auch die Vermitt-
lungsprozesse und der Einsatz Vermittlung unterstützender Instrumente untersucht 
(WZB/infas 2006). Diese Studien waren qualitativ und quantifizierend angelegt. Im Zen-
trum standen Befragungen von Agenturen und ARGEn, aber auch Analysen mit pro-
zessproduzierten Daten über Teilnehmer sowie ergänzende Teilnehmerbefragungen 
und Fallbeobachtungen. Die umfassende Betrachtung des Beratungs- und Vermitt-
lungsprozesses aus der Perspektive aller beteiligten Akteure vermittelt eine Fülle von 
Erkenntnissen über die neu strukturierten Kundenmanagementprozesse der Agenturen 
und den Einsatz von Vermittlung unterstützenden Instrumenten. Da die Teilhabe von 
behinderten Menschen am Arbeitsleben kein Bestandteil der Hartz-Reformen und der 
sich daran anschließenden Evaluation waren, lassen sich aus diesen Untersuchungen 
keine Rückschlüsse auf die spezielle Zielgruppe der behinderten Menschen und die 
Leistungen zur Verbesserung der Teilhabe ziehen. 
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Auch für den Kreis des SGB II wurden entsprechende Untersuchungen zur Organisati-
on und dem Leitbild der Beratungs- und Vermittlungsprozesse durchgeführt (ISR/infas/ 
WZB 2008). Bei einer Stichprobe von insgesamt 154 Grundsicherungsstellen wurden 
im Rahmen von zwei Befragungswellen über tausend qualitative Interviews mit Füh-
rungskräften und operativen Fachkräften durchgeführt. Im Rahmen einer schriftlichen 
Fachkräftebefragung haben sich fast 5.900 Fachkräfte über die Leistungserbringung 
geäußert. Auch aus der Perspektive von Betrieben und Bildungsträgern wurde die Ak-
tivierungs- und Vermittlungsarbeit der Grundsicherungsstellen beleuchtet. Ergänzend 
wurde auch eine Beobachtung von 200 Erstberatungsgesprächen vorgenommen. Im 
Rahmen der Evaluation der Experimentierklausel (§ 6c SGB II) waren die Untersu-
chungen auf einen Vergleich der aktivierenden Leistungen zwischen den verschiede-
nen Trägerformen der Grundsicherung (ARGEn, zugelassene kommunale Träger, ge-
trennte Aufgabenwahrnehmung) ausgerichtet. Dabei stand die Leistungserbringung für 
die breite Gruppe der Grundsicherungsempfänger im Mittelpunkt. 
Fragen der Beratung und Vermittlung von behinderten und schwerbehinderten Men-
schen wurden nur im Rahmen einer kleineren Teilstudie bei zehn ARGEn und kommu-
nalen Trägern unter dem Gesichtspunkt von Schnittstellenproblemen untersucht. Die 
Interviews bei diesen ausgewählten Grundsicherungsstellen verdeutlichten, dass die 
berufliche Rehabilitation in der Aufbauphase der Grundsicherungsstellen zunächst 
nachrangig behandelt wurde. Selbst drei Jahre nach Start des Grundsicherungssys-
tems für Arbeitsuchende wurde das Erkennen und Einordnen von handlungsrelevanten 
Symptomen bei den Trägern noch als das Schlüsselproblem in der Leistungsprozess-
kette bewertet (ISR/infas/WZB 2008: 185ff). Als schwierig wurde auch die Schnittstelle 
zwischen der Agentur für Arbeit als Reha-Träger und den Grundsicherungsstellen als 
Leistungserbringern geschildert. Das Auseinanderfallen von Prozess- und Leistungs-
verantwortung führt auf Seiten der Reha-Träger zur Intransparenz über die Umsetzung 
von Eingliederungsvorschlägen. Nach Wahrnehmung der zuständigen Reha-Teams 
bei den Agenturen nehmen die Grundsicherungsstellen oft ihre Entscheidungsmöglich-
keiten wahr und setzen – nicht selten auch aus Kostengründen – die vorgeschlagenen 
Leistungen nicht um. 
Die auf einer schmalen empirischen Basis gewonnenen Hinweise der § 6c-Forschung 
werden durch eine qualitativ angelegte Studie des IAB empirisch bestätigt. Die explora-
tiv angelegte qualitative Studie geht der Frage nach, wie persönliche Ansprechpartner 
(pAp), Vermittler und Fallmanager in den Grundsicherungsstellen mit gesundheitlichen 
und behinderungsbedingten Vermittlungsschwierigkeiten umgehen (Schubert et al. 
2007). Die Studie kommt zu der Einschätzung, dass die Rückgänge der Reha-
Anerkennungen durch mehrere Ursachen bedingt sind, die sowohl in der Organisation, 
in der Person der Betroffenen als auch in der Reaktivität der Vermittler liegen. Im 
Rahmen von qualitativen Interviews wurden Vermittlern im Rechtskreis SGB II und III 
jeweils Vignetten mit möglichen Fallkonstellationen von gesundheitlich eingeschränk-
ten Kunden vorgelegt. Die Fallvignetten waren so gestaltet, dass bestimmte Indikato-
ren auf das Vorliegen einer vermittlungsrelevanten Behinderung hindeuteten und einen 
Reha-Bedarf indizierten. Im unmittelbaren Vergleich zum SGB III-Bereich erkennen 
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Berater und Vermittler der SGB II-Träger die Symptomatik erkrankter oder behinderter 
Personen oft nur unzureichend und fordern ärztliche Begutachtung oft erst auf Wunsch 
des Kunden ein. Eine mögliche Erklärung suchen die Autoren in der Personalsituation 
der Grundsicherungsstellen, wo ein erheblicher Anteil fachfremder Mitarbeiter einge-
setzt ist. Darüber hinaus tritt nach Einschätzung der Autoren auch die Handlungsma-
xime einer schnellstmöglichen Arbeitsintegration in Konkurrenz zum Grundgedanken 
einer beruflichen Rehabilitation. Effizienz- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen des Maß-
nahmeneinsatzes verstärken demnach noch die Tendenz, sich nicht intensiv mit auf-
wendigen Eingliederungsprozessen der vermittlungsschwierigen Zielgruppen zu befas-
sen. Schließlich und endlich spielt nach Einschätzung der Autoren auch das Zögern 
von potenziellen Rehabilitanden eine Rolle, das Einkommen für die gesamte Laufzeit 
einer Reha-Maßnahme auf der Höhe der Grundsicherung zu beziehen. Die von den 
Autoren und den Herausgeberinnen ausdrücklich als explorative Studie eingeordnete 
Untersuchung formuliert auf der Basis von 32 qualitativen Interviews einige bemer-
kenswerte Hypothesen. Für ein repräsentatives Bild reicht diese Basis allerdings quan-
titativ und von der Anlage nicht aus. In den 21 Grundsicherungsstellen wurde außer-
dem jeweils ein Berater bzw. Vermittler einbezogen, der als persönlicher Ansprech-
partner (pAp) oder Fallmanager (Erst- oder Zweitansprechpartner) mit Kunden arbei-
ten, während bei den elf Arbeitsagenturen jeweils Reha-Berater befragt wurden. Die 
Frage, ob die Arbeitsvermittler der Agenturen eine bessere Erkennensquote haben, 
bleibt noch eine offene Frage. 
Ebenfalls qualitativ ist eine Pilotstudie angelegt, die auf der Beobachtung von Bera-
tungsgesprächen basiert (Baethge-Kinsky et al. 2006). Diese Pilotstudie ist nicht expli-
zit auf die Zielgruppe der behinderten und schwerbehinderten Menschen fokussiert. 
Von der Anlage der Studie her sind allerdings alle Kundengruppen, auch solche mit 
gesundheitlichen Erkrankungen, einbezogen gewesen. Diese Pilotstudie, die noch ei-
nen begrenzten Umfang von wenigen Kunden hatte, wird derzeit im Auftrag des IAB zu 
einer umfänglicheren Untersuchung ausgeweitet. Diese Untersuchung wird von infas in 
Agenturen und in Grundsicherungsstellen durchgeführt. Die Feldarbeiten zu dieser 
Studie haben im November 2008 begonnen und dauern voraussichtlich bis Ende 2009. 
An mindestens 128 Kunden im Alter ab 25 Jahre und voraussichtlich 16 Kunden aus 
dem U25-Bereich wird der Beratungs- und Vermittlungsprozess mittels mehrerer Beo-
bachtungen der Gespräche und der Analyse der Geschäftsakten analysiert. Bei dieser 
Studie sind auch einige Fälle zu erwarten, die gesundheitlich beeinträchtigt oder be-
hindert sind. Allerdings dürfte die Fallzahl für eine gesicherte Bewertung von Reha-
Prozessen vermutlich zu gering sein.  
Daneben verfolgt das IAB derzeit eine Reihe von qualitativen Vorhaben, die sich eben-
falls mit Typen von Beratern (Projektleitung: Ludwig-Mayerhofer, Kurzbericht in Vorbe-
reitung) bzw. Typen von SGB II-Arbeitsuchenden (Projektleitung: Hirseland, Wenzel) 
befassen. Dazu liegen uns noch keine Beschreibungen oder Veröffentlichungen vor. 
Einen quantitativen Zugang zu den Beratungs- und Unterstützungsprozessen für Re-
habilitanden verfolgt eine Studie des IAB zur beruflichen Erst- und Wiedereingliederung 
(Rauch/Dornette 2006; 2008). Dieses Forschungsvorhaben basiert auf einer Panel-
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erhebung bei 4.000 Abgängern aus einer Reha-Maßnahme im Jahr 2004 sowie einer 
Prozessdatenanalyse dieser Abgangskohorte. Die Erhebung wurde im Herbst 2008 mit 
der zweiten Panelerhebung abgeschlossen. Zu beiden Erhebungszeitpunkten wurden 
auch Erfahrungen und Bewertungen der Betroffenen über den Prozess des Zugangs 
als Rehabilitand sowie die Beratung vor und während der Maßnahme erfragt. Die Aus-
wertung dieser Prozess- und Qualitätsmerkmale ist für 2009 geplant. Bislang liegt noch 
keine Veröffentlichung von Ergebnissen vor. 
Nicht unerwähnt bleiben soll auch eine Veröffentlichung von Zelfel (2007a, 2007b). 
Anhand statistischer Zeitreihenbetrachtungen analysiert der Autor die Entwicklung der 
Leistungen zur beruflichen Rehabilitation bei den drei großen Kostenträgern Bundes-
agentur für Arbeit, Deutsche Rentenversicherung und Unfallversicherung. Er vermerkt, 
dass seit der Reform der Bundesagentur für Arbeit die Eintritte in Maßnahmen der Ein-
gliederung und vor allem der Wiedereingliederung stark gesunken sind. Mittels dieser 
aggregierten Ziffern verweist er auf mögliche Substitutionseffekte z.B. zwischen reha-
spezifischen Maßnahmen zu allgemeinen Maßnahmen. Im Gegenzug konstatiert er 
einen überproportionalen Anstieg der Eintritte in Eingangsverfahren und den Berufsbil-
dungsbereich von Werkstätten für behinderte Menschen. Der Autor verdeutlicht im 
Weiteren die Komplexität der Entscheidungsprozesse und Reha-Verläufe und skizziert 
einen idealtypischen Verlauf. In weiterer Vertiefung dazu expliziert er Kernprozesse 
und formuliert Prüfkriterien für die Qualitätssicherung. Für diese Prozessbeschreibung 
verlässt der Autor die empirische Ebene. Seine anhand von Statistiken nahe liegenden 
Hypothesen über mögliche Steuerungsprinzipien und Entscheidungsbedingungen im 
Reha-Prozess bleiben so bedauerlicherweise ungeprüft. Es mangelt bislang an Stu-
dien, um den idealtypischen Verlauf mit empirischen Ergebnissen zu unterfüttern. 
Damit ist auch das Fazit aus der Sichtung von empirischen Studien zum Verlauf von 
Rehabilitationsprozessen beschrieben. Über die Beratung von gesundheitlich einge-
schränkten Arbeitslosen, die Initiierung von ärztlichen und psychologischen Begutach-
tungen, die Anerkennung als Rehabilitand und die Zuweisung zu Leistungen und ein-
zelnen Maßnahmen sowie den weiteren Reha-Verlauf fehlt es an methodisch abgesi-
chertem empirischen Wissen. Hier liegt ein Forschungsdesiderat offen. 
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2.2.2 Studien zu Leistungen an Arbeitnehmer zur beruflichen Erst- und 
Wiedereingliederung (insbesondere berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahmen, Berufsausbildung und Maßnahmen in Rehabilitations-
einrichtungen) 
Wie bereits oben erläutert, werden Leistungen zur beruflichen Erst- und Wiedereinglie-
derung entweder als allgemeine oder besondere Leistung erbracht. In den For-
schungsarbeiten wird allerdings nicht deutlich, ob die betrachtete Maßnahme mit all-
gemeinen oder besonderen Leistungen gefördert wird. 
Mit den Leistungen der beruflichen Ersteingliederung werden behinderte Menschen in 
berufsvorbereitenden Maßnahmen oder Berufsausbildungen gefördert. Im Fokus der 
vorliegenden Forschungsarbeiten zur Berufsvorbereitung steht vor allem das von der 
Bundesagentur für Arbeit im Jahr 2004 neu eingeführte Fachkonzept für Berufsvorbe-
reitende Bildungsmaßnahmen (BvB). Cechura (2006) untersuchte die Auswirkungen 
des neu eingeführten Fachkonzepts speziell auf die Berufsvorbereitung von Menschen 
mit psychischen Beeinträchtigungen. Eser/Sedlatschek-Dussling (2005) begleiteten 
Jugendliche mit Lern- und Mehrfachbehinderung während einer BvB im Berufsbil-
dungswerk Dürrlauingen. Im Fokus standen in beiden Untersuchungen die Prozesse 
innerhalb der durchführenden Einrichtung. Beide Studien kommen zu dem Ergebnis, 
dass das neue Fachkonzept gegenüber dem zuvor gültigen Konzept der Förderlehr-
gänge für die von ihnen untersuchten Gruppen von behinderten Menschen eher 
Nachteile aufweist. Das Fachkonzept BvB wurde im Jahr 2006 noch einmal überarbei-
tet (BA 2006).  
Mit der Förderung lernbeeinträchtigter und sozial benachteiligter Jugendlicher im Rah-
men der Benachteiligtenförderung im Arbeitsamtsbereich Rostock beschäftigt sich eine 
Studie von Malchow et al. (2001). Untersucht wurde die Situation von Jugendlichen, 
die eine Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme (BvB) oder eine Berufsausbildung in 
einer überbetrieblichen Einrichtung (BüE) durchlaufen hatte bzw. ausbildungsbeglei-
tende Hilfen (abH) in Anspruch genommen hatten. Durch Befragungen bei Bildungs-
trägern, Lehrpersonal und geförderten Jugendlichen wurden sowohl die Gegebenhei-
ten innerhalb der Einrichtungen, die diese Maßnahmen durchgeführt haben, die Beur-
teilung der Maßnahmen durch die Jugendlichen, als auch der Verbleib der Teilnehmer 
nach dem Ende der Maßnahmen untersucht. Eine Untersuchung der Wirkung der 
Maßnahmen auf den Übergang in Ausbildung oder Erwerbstätigkeit mithilfe eines 
(quasi-)experimentellen Kontrollgruppendesigns erfolgt jedoch nicht, auch wenn in der 
Studie mehrfach von einer „Kontrollgruppe“ die Rede ist.  
Eine Berufsausbildung von Rehabilitanden, die mit allgemeinen Reha-Leistungen ge-
fördert wird, kann als betriebliche Ausbildung im dualen System oder als außerbetrieb-
liche Ausbildung erfolgen. Dabei können behinderte Menschen, die nicht auf die Hilfe 
einer Einrichtung der beruflichen Rehabilitation angewiesen sind, auch eine außerbe-
triebliche Ausbildung im Rahmen der so genannten Benachteiligtenförderung 
(§§ 240ff. SGB III) erhalten, obwohl es sich dabei nicht um eine Rehaspezifische För-
derung handelt (vgl. BMBF 2005: 18). Untersuchungen speziell zu Berufsausbildungen 
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von Rehabilitanden, die mit allgemeinen Leistungen gefördert werden, also grundsätz-
lich auf die gleiche Weise durchgeführt werden wie für nicht behinderte Personen, lie-
gen nicht vor. Die Studie von Plath et al. (1996) zur sozialen und beruflichen Integrati-
on von Rehabilitanden betrachtet sowohl Absolventen von betrieblichen Ausbildungen 
als auch von nicht betrieblichen Ausbildungen in Berufsbildungswerken und sonstigen 
Einrichtungen (Ausbildungsmaßnahmen nach § 15 Anordnung des Verwaltungsrats 
der Bundesanstalt für Arbeit über die Arbeits- und Berufsförderung Behinderter (A Re-
ha)). Diese Studie untersucht auch neben dem reinen Verbleib, also ob eine Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt erfolgt ist, inwieweit die berufliche Tätigkeit der Eignung und 
der Neigung der Untersuchungspersonen entspricht bzw. inwieweit eine soziale Integ-
ration, z.B. die Einbindung in soziale Netze, gegeben ist. 
Gemäß der Devise „So normal wie möglich – so speziell wie nötig“ besteht seit 1998 
auch die Möglichkeit einer betrieblichen Erstausbildung von behinderten Menschen, die 
besondere Hilfe benötigen, unter Nutzung wohnortnaher Ausbildungsangebote im dua-
len System mit koordinierender und unterstützender Beteiligung von Bildungsträgern. 
Diese Art der Ausbildung wurde in den Modellprojekten „REGINE – REGIonale NEtz-
werke zur beruflichen Rehabilitation (lern-)behinderter Jugendlicher“ und „MobiliS – 
Wohnortnahe berufliche Bildung Blinder und Sehbehinderter“ erprobt (Faßmann 2001; 
Faßmann/Steger 2004; Faßmann et al. 2005; Hohmeier 2005). Ein Kostenvergleich im 
Projekt „REGINE“ ergab dabei, dass eine solche betriebliche Ausbildung mit rehaspezi-
fischer Förderung nur ein Drittel der Kosten verursacht, die durch eine berufliche Erst-
ausbildung in einer außerbetrieblichen Reha-Einrichtung (Berufsbildungswerk) anfal-
len. 
Das Gros der vorliegenden Untersuchungen zur Ersteingliederung von behinderten 
Menschen – und auch zur Wiedereingliederung – machen eindeutig Studien zu Umset-
zung und Verbleib der Absolventen von Maßnahmen in speziellen Rehabilitationsein-
richtungen (insbes. Berufsbildungswerke, Berufsförderungswerke; gefördert durch bes. 
Leistungen) aus. Im Zentrum stehen die Verbleibsanalysen, die seit einigen Jahren von 
den Berufsbildungs- und Berufsförderungswerken jährlich durchgeführt werden. Im 
Rahmen von Ein- und Zweijahresnachbefragungen werden Absolventen der Einrich-
tungen kontaktiert und nach ihrem aktuellen Erwerbsstatus befragt (Ersteingliederung: 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbildungswerke 2003; Albrecht 2000; Wiederein-
gliederung: Beiderwieden 2001, 2005). Diese Nachbefragungen dienen zum einen dem 
Monitoring der Qualität und zum anderen als Leistungsnachweis gegenüber den Kos-
tenträgern. Die gemessene Erwerbsquote wird gemeinhin als Leistungsnachweis für 
die Wirkung der Maßnahme gehandelt.  
Daneben liegen mehrere Untersuchungen vor, die im Rahmen von Bedarfs-, Prozess- 
oder Verbleibsuntersuchungen die Teilnehmerbedarfe, die Maßnahme- und Prozess-
qualität sowie den Maßnahmeerfolg der Berufsbildungs- oder Berufsförderungswerke 
beleuchten (Ersteingliederung: Seyd et. al 2004; Lampe et al. 2006; Plath et. al 1996; 
Wiedereingliederung: Vonderach 1997; Seyd 2000; Tews et. al 2003; Zeißig et al. 
2004; Jansen et al. 2008). Speziell mit den Bedarfen von jungen Frauen in der berufli-
chen Ausbildung befassen sich Keune (1999) sowie Schuhmacher (1999). Im Fokus 
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der Betrachtungen steht insbesondere auch die Problematik des Ausbildungs- bzw. 
Maßnahmeabbruchs (Ersteingliederung: Blaschke et al. 1997; Faßmann 1997; 1998; 
Wiedereingliederung: Erbstößer/Grünbeck 2007). 
Neben der Untersuchung des bestehenden Maßnahmeangebots finden in den Berufs-
bildungs- und Berufsförderungswerken immer wieder Modellprojekte statt, um die Ar-
beit dieser Einrichtungen zu verbessern. Um nur einige Beispiele zu nennen: 
• Beratungs- und Vermittlungsservice zur beruflichen Integration arbeitsloser Reha-
bilitanden (BBW) (Gmelin 2000) 
• Projekt zur ganzheitlichen handlungsorientierten beruflichen Rehabilitation (BFW) 
(Seyd et al. 2000; Seyd/Brand 2002; Peschkes/Seyd 2004) 
• Modellprojekt ZAK-Online (BFW) (Hetzel/Schmidt 2004) 
• Modellprojekt zur Individualisierung von Qualifizierungsprozessen in der berufli-
chen Rehabilitation (BFW) (Griesbach et al. 2008) 
• „ReFlex“: Individualisiertes Rehabilitationskonzept mit flexiblem Ein- und Ausstieg 
(BFW) (Wicher/Seyd 2008) 
 
Unter dem Diktum der Versorgungsqualität – nicht zuletzt auch angestoßen durch die 
gemeinsamen Empfehlungen zur Qualitätssicherung (BAR 2003) – beabsichtigen die 
drei großen Rehabilitationsträger (Arbeitsförderung, Rentenversicherung, Unfallversi-
cherung) Verbleibsuntersuchungen durchzuführen, bei denen ein Fragebogen zur ver-
gleichenden Qualitätssicherung zum Einsatz kommt. Die Kostenträger haben sich für 
diesen Zweck auf ein gemeinsames Instrument, den „Berliner Fragebogen“4 verstän-
digt, mit dem Absolventen ihren aktuellen Erwerbsstatus sowie ihre subjektive Bewer-
tung für unterschiedliche Dimensionen der Maßnahme abgeben können. Im Juli 2006 
startete die Rentenversicherung eine zweijährige Pilotphase, in der alle Rehabilitanden 
der Rentenversicherung, die an den beruflichen Bildungsmaßnahmen teilgenommen 
haben, sechs Monate nach Maßnahmeende den Fragebogen zugeschickt bekommen. 
Diese Daten sind Grundlage einer Reihe von Studien zur beruflichen Wiedereingliede-
rung behinderter Menschen, bei denen teilweise auch eine Verknüpfung der Erhe-
bungsdaten mit Daten aus den Geschäftsprozessen der Rentenversicherung vorge-
nommen wird (Erbstößer 2008; Erbstößer et al. 2007; Lindow et. al 2007; Tesmer et al. 
2008). In den Jahren 2007/2008 wurde ein Projekt zur Kürzung und Vereinfachung des 
Instruments durchgeführt, um die Akzeptanz bei den Befragten zu erhöhen. Dieser 
überarbeitete Fragebogen sollte ab dem 2. Halbjahr 2008 zum Einsatz kommen.5 Nach 
Auskunft des IAB beabsichtigt auch die Bundesagentur für Arbeit, diesen Fragenbogen 
zukünftig bei ihren Rehabilitanden einzusetzen. 
 
 
4 Zur Entwicklung und zum Konzept des Berliner Fragebogens vgl. Hansmeier/Radoschewski 2005. 
5 Quelle: http://www.deutsche-rentenversicherung-bund.de/ nn_7130/sid_390CC4D23B4409D3DA0BEDFCE78051C6 
/SharedDocs/de/Inhalt/Zielgruppen/01__sozialmedizin__forschung/02__qualitaetssicherung/lta__2008.html 
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Zur Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt über Werkstätten für behinderte 
Menschen in Hessen bzw. in Niedersachsen liegen Studien von Doose (2005) und 
Spiess (2006) vor. Diese Studien befassen sich neben der Arbeitssituation insbesonde-
re mit der Lebensgestaltung der behinderten Menschen. 
Auch bei der beruflichen Wiedereingliederung sind allgemeine Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben vorrangig vor den besonderen Leistungen, z.B. den oben bereits häu-
fig angesprochenen Maßnahmen in Berufsbildungswerken, zu gewähren. Diese allge-
meinen Leistungen umfassen insbesondere Maßnahmen zur Feststellung, Verringe-
rung oder Beseitigung von Vermittungshemmnissen (bis 31.12.2008: Förderung von 
Eignungsfeststellung- und Trainingsmaßnahmen), die Förderung der beruflichen Wei-
terbildung (FbW) und die Förderung einer selbständigen Tätigkeit mittels Gründungs-
zuschuss (SGB III) oder Einstiegsgeld (SGB II). Ähnlich wie bereits in Fall der berufli-
chen Ersteingliederung liegen jedoch auch für Maßnahmen und Instrumente der Wie-
dereingliederung von Rehabilitanden, die mit allgemeinen Leistungen gefördert wer-
den, keine speziellen Untersuchungen vor. 
Trotz der sehr umfangreichen Literatur zu den Leistungen der Teilhabe am Arbeitsle-
ben für die berufliche Erst- und Wiedereingliederung – insbesondere in den Berufsbil-
dungs- und –förderungswerken – muss festgestellt werden, dass wissenschaftliche 
Wirkungsanalysen nach einem quasi-experimentellen oder experimentellen Ansatz 
bisher fehlen. Zwar steht die Ermittlung von Einflussfaktoren auf die Chancen der Ar-
beitsmarktintegration nach einer beruflichen Reha-Maßnahme im Fokus einiger Stu-
dien (Beiderwieden 2001; Seyd et al. 2004; Köster et al. 2007; Arling et al. 2007; Tes-
mer et al. 2008; Arling et al. 2008; Rennert/Köster/Slesina 2008), in denen auch multi-
variate statistische Verfahren zum Einsatz kommen – zumeist logistische Regressio-
nen auf Basis von Daten der Rentenversicherung. In keiner dieser Studien wird jedoch 
der Erfolg mittels eines Kontrollgruppendesigns untersucht. So sinnvoll diese Untersu-
chungen sowie die Maßnahmen der Qualitätssicherung von Reha-Einrichtungen auch 
sind, sie können echte Wirkungsanalysen nicht ersetzen. Abgesehen davon, dass 
Verbleibserhebungen und Nachbefragungen den „Erfolg“ nur anhand der „erfolgrei-
chen“ Abgänger ermitteln, Abbrecher aus Maßnahmen also in die Beobachtung nicht 
einschließen, fehlt vor allem der Wirkungsnachweis zu alternativen Maßnahmen. So 
beklagt die BA den fehlenden Wirkungsnachweis und verlangt andere, kostengünstige-
re und effektivere Angebote im Reha-Bereich (Gawellek 2005). Auch die Deutsche 
Rentenversicherung bestätigt das Fehlen entsprechender Wirkungsanalysen, will aller-
dings vorerst an ihrer Förderpolitik festhalten (Buschmann-Steinhage 2005b). 
In der Tat fehlen für die Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben Wirkungsanalysen, 
wie sie in der Arbeitsmarktforschung state of the art sind (Schröder 2005). Auch ge-
messen an der medizinischen Rehabilitationsforschung (vgl. u.a. Brieger et al. 2006; 
Egner et al. 2006) ist die Wirkungsforschung in der arbeitsmarktorientierten beruflichen 
Rehabilitation wenig entwickelt. Auch wenn die beachtlichen Datenmengen aus den 
Nacherhebungen gelegentlich verwendet werden, um mittels multivariater Verfahren 
(immanente) Faktoren für eine erfolgreiche Erst- bzw. Wiedereingliederung in Arbeit zu 
modellieren (vgl. u.a. Beiderwieden 2001; Seyd/Scharf/Aretz 2004), so entsprechen sie 
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doch nicht den Anforderungen einer kausalanalytischen Wirkungsanalyse. Sie bilden 
nicht den Nettoeffekt einer Rehabilitation ab. Dafür wäre es erforderlich, die kontrafak-
tische Situation, nämlich keine Durchführung von Reha oder eine andere Form von 
Reha, dagegen zu prüfen. Dies erfordert ein Analysedesign wie es in der Mikroökono-
metrie vor allem von Rubin und Heckman vertreten wird (vgl. u.a. Campbell/Stanley 
1963; Rubin 1974, 1976; Heckman/Hotz 1989; Heckman/LaLonde/Smith 1989; Ashen-
felter/Card 1999; Lechner/Miquel/Wunsch 2005; Lechner 2001; vgl. dazu auch Kapitel 
4.2). 
Diese Anforderungen erfüllen bislang nur zwei publizierte Studien. Eine dieser Arbeiten 
bildet eine mikroökonometrische Analyse von Frölich, Heshmati und Lechner (2000). 
Die Autoren kommen auf der Grundlage von Daten des schwedischen Reichversiche-
rungswerks über Langzeiterkrankte von Anfang der neunziger Jahre zu einer vernich-
tenden Einschätzung über die Eingliederungswirkung beruflicher Rehabilitationsmaß-
nahmen in Südschweden. Diese Studie hat eine heftige Replik gefunden durch die 
Arbeitsgemeinschaft der Berufsförderungswerke. Beiderwieden (2003) kritisiert insbe-
sondere die sehr lückenhaften, unspezifischen Daten, die weder eine Kontrolle über 
die Länge noch über die Ausstattung der Reha-Maßnahmen zulassen. Auch das Mat-
ching der Vergleichgruppe auf der verwendeten Datenbasis wird in Zweifel gezogen. 
Und nicht zuletzt ist auch das Zielkriterium, die Art der Beschäftigung, sowie die Länge 
des Beobachtungszeitraums strittig (Beiderwieden 2003). Anhand dieser Defizite for-
dert Beiderwieden die Ergänzung „vorhandener Daten“ durch ergänzende Erhebungen. 
Eine zweite mikroanalytische Studie zur Wirkung der beruflichen Rehabilitation mit ei-
nem Kontrollgruppendesign ist aus Österreich bekannt. Blumberger (2004) berichtet 
über die Ergebnisse einer Studie für das österreichische Bundessozialamt. Im Zentrum 
stehen zwei zentrale Befunde: Personen mit Reha in einer Sondereinrichtung (BBRZ) 
weisen in der nachhaltigen Betrachtung von drei Jahren eine höhere Erwerbsbeteili-
gung und eine geringere Arbeitslosigkeit auf. Bedingt durch ein höheres Einkommen, 
das auch schon vor der Reha-Maßnahme höher war, zahlen die ehemaligen Rehabili-
tanden auch höhere Sozialabgaben als die Vergleichsgruppe. Daraus resultiert eine 
Rückzahlung, die auf Sicht von 15 Jahren die Kosten der beruflichen Rehabilitation 
deckt.  
In Deutschland gibt es derzeit zwei laufende Vorhaben, die bislang den am weitesten 
gediehenen Stand zur Wirkungsforschung über Instrumente der Teilhabe am Arbeits-
leben aufweisen. Beide Vorhaben werden von Stellen der Bundesagentur für Arbeit 
durchgeführt: Eines liegt in der Verantwortung einer wissenschaftlichen Arbeitsgruppe 
beim Vorstand der BA, das andere in der Hand des IAB. Das Projekt des BA-
Vorstands, TrEffeR genannt, wurde in Zusammenarbeit mit Rubin (Harvard University) 
konzipiert. Das Ziel das Vorhabens besteht darin, die Wirkung sämtlicher Instrumente 
des SGB III heruntergebrochen bis auf die Ebene der Arbeitsagenturen zu berechnen 
(Stephan/Rässler/Schewe 2006a, 2006b; Müntnich 2006). Es werden dafür über 200 
Maßnahmen auf der Basis von BA-Geschäftsdaten (BIO-Daten) rückwirkend für meh-
rere Jahrgänge analysiert. Das Ziel ist, auf Agenturebene die Nettoeffekte von arbeits-
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marktpolitischen Maßnahmen auszuweisen und für prognostische Zwecke im Vermitt-
lungsprozess zu nutzen. 
Im Rahmen eines Fachgesprächs im Oktober 2008 erläuterte die Forschungsgruppe 
den aktuellen Stand des Vorhabens. Diesen Ausführungen zufolge funktioniert die mik-
roanalytische Modellierung der Wirkung bei den meisten Förderinstrumenten, die einen 
hohen Grad an Standardisierung aufweisen. Bei der Zielgruppe der Rehabilitanden und 
bei den Reha-Maßnahmen stößt dieses Vorgehen allerdings auf Grenzen, die eine 
valide Berechnung bislang verhindern. Drei Gründe sind dafür ausschlaggebend: 
• Die verfügbaren biographischen Daten (BIO) sind hinsichtlich der Maßnahmenge-
schichte zu lückenhaft. Sie enthalten keine Maßnahmen der anderen Rehabilitati-
onsträger. Damit ist keine Kontrolle über parallel laufende oder quer finanzierte 
Maßnahmen anderer Träger möglich. Technisch gesprochen ist keine Kontrolle 
über die Maßnahmeheterogenität gegeben. 
• Die BIO-Daten enthalten keine genauen Informationen über die Teilnehmer. Ent-
scheidend für die Modellierung wären genaue Angaben über Art oder Schwere der 
Behinderung. Eine entsprechende ICF-Codierung steht aus datenschutzrechtlichen 
Gründen nicht zur Verfügung. Die Arbeitsvermittler nehmen zwar eine grobe Zu-
ordnung vor, die Validität dieser Angaben ist allerdings ungewiss. Da im operativen 
Geschäft auch der Zugang zu den Integrierten Erwerbsbiographien (IEB) aus Da-
tenschutzgründen verwehrt ist, bildet derzeit die Kontrolle der Teilnehmerhetero-
genität eines der zentralen Probleme. 
• Schwierigkeiten bereitet schließlich auch die Modellierung der Ergebnisgrößen. 
Abgänge aus der Arbeitslosigkeit lassen sich zwar auf Basis der Geschäftsdaten 
modellieren. Der Übergang in eine Erwerbstätigkeit kann aber erst mit entspre-
chender zeitlicher Verzögerung abgebildet werden. Für ein wichtiges Ziel der Re-
habilitation, nämlich Erhalt und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit, die 
noch vor dem Übergang in eine Erwerbstätigkeit stehen, fehlt derzeit die Möglich-
keit der Operationalisierung mittels Prozessdaten. Technisch gesprochen sind die 
Ergebnisvariablen derzeit nur unzureichend spezifizierbar. 
 
Die Projektgruppe arbeitet an Lösungsmöglichkeiten. Derzeit nutzt das Team die Daten 
eher deskriptiv im Sinne von Verbleibsbetrachtungen. 
Das Vorhaben des IAB, vertreten durch Rauch und Dornette, untersucht die Wirkungen 
von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben mittels einer Kombinati-
on von Prozessdaten mit ergänzenden Befragungsdaten (Dornette/Rauch 2006). Die 
Analyse fußt auf einer Abgängerkohorte, die in 2006 eine Reha-Maßnahme abge-
schlossen hat. Der Forschungsgruppe des IAB stehen für diese Kohorte Prozessdaten 
aus dem Reha-Verfahren zur Verfügung, die zusammen mit den Integrierten Erwerbs-
biographien einen umfänglichen Datensatz bilden werden. Die Analyse dieser Pro-
zessdaten ist für 2009 geplant. Die Arbeiten der Forschungsgruppe haben sich bisher 
auf die Konzeption und Durchführung der ergänzenden Panelerhebung bei 4.000 ehe-
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maligen Rehabilitanden der Abgangskohorten konzentriert. In den beiden Panelwellen 
wurden die Teilnehmer befragt über 
• die Einordnung der Behinderung und den Weg in die Rehabilitation, 
• die Erwerbsbiographie bis an den aktuellen Rand, 
• die Maßnahmebiographie (sämtliche durchlaufenen Maßnahmen), 
• die Qualität der Beratung, Betreuung und Maßnahmedurchführung, 
• Persönlichkeitsmerkmerkmale, Lebenszufriedenheit (SF36), 
• den sozialen Kontext der Person. 
 
Die zweite Erhebung der Panelstudie ist im Herbst 2008 abgeschlossen worden.  
Das Forschungskonzept des IAB-Teams basiert auf einem Kontrollgruppenansatz mit 
einem quasi-experimentellen Design. Die Instrumente, nach denen die Stichprobe ge-
zogen wurde, sind in neun Gruppen zusammengefasst.6 Als Treatment werden die 
besonderen Leistungen zur Teilhabe gesetzt. Die Kontrollgruppe bilden anerkannte 
Rehabilitanden, die an allgemeinen Maßnahmen teilgenommen haben. Als erster 
Schritt ist eine Wirkungsanalyse von Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen der Wie-
dereingliederung geplant. Diese Analyse wird zusammen mit infas bis Ende des Jahres 
erfolgen. 
 
2.2.3 Untersuchung zur Wirkung von Leistungen an Arbeitgeber  
Gemessen an dem Stellenwert, den Vermittlungsfachkräfte den vermittlungsunterstüt-
zenden Leistungen an Arbeitgeber beimessen, ist die durch Forschungsergebnisse 
abgesicherte Erkenntnislage über den Einsatz und die Wirkung dieser Leistungen ver-
gleichsweise schmal. Über die Wirkung von Ausbildungszuschüssen, Arbeitshilfen im 
Betrieb und Probebeschäftigungen liegen nach dem Stand der Recherchen keine em-
pirischen Studien vor. Die Wirkungsanalysen konzentrieren sich auf Eingliederungszu-
schüsse, wobei die Ergebnisse nur unzureichende Schlüsse für die Zielgruppe der be-
ruflichen Rehabilitanden zulassen. Eingliederungszuschüsse, die Unternehmen erhal-
ten können, wenn sie Arbeitslose mit Vermittlungshemmnissen beschäftigen, sind in 
verschiedenen Studien thematisiert worden. Speziell in Hinblick auf den Einsatz des 
Instruments und die Wirkung bei behinderten und schwerbehinderten Menschen liegen 
allerdings eher bruchstückhafte Erkenntnisse vor. 
Im Nachgang zum Bundesprogramm „50.000 Jobs für Schwerbehinderte“ ließ die Bun-
desagentur für Arbeit eine Untersuchung über die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
 
 
6 Beratung und Unterstützung der Arbeitsuche allgemein, Beratung und Unterstützung der Arbeitsuche Reha, Qualifizie-
rung allgemein, Qualifizierung Reha, Berufsberatung und Förderung der Berufsausbildung allgemein, Berufsberatung 
und Förderung der Berufsausbildung Reha, beschäftigungsbegleitende Leistungen allgemein, beschäftigungsbegleiten-
de Leistungen Reha, beschäftigungsschaffende Leistungen allgemein. 
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schwerbehinderter Menschen durchführen. Die Untersuchung umfasste drei Bestand-
teile (vgl. Schröder/Steinwede 2004). Das erste Modul umfasste eine Verbleibsbefra-
gung einer Stichprobe von über 2.400 schwerbehinderten Personen, die im Juli 2002 
aus der Arbeitslosigkeit abgegangen waren (Abgangsstichprobe) bzw. zwischen Janu-
ar und Juni 2002 im Bestand der Bundesagentur für Arbeit (Bestandsstichprobe) wa-
ren. In einem mehrdimensionalen Ansatz, der die Soziodemographie, die Art oder 
Schwere der Behinderung, den Gesundheitszustand, die Bildung und Berufsqualifikati-
on, die Berufsbiographie, das Suchverhalten und den Umgang mit der Behinderung 
berücksichtigte, wurden Unterschiede zwischen den erfolgreich wieder eingegliederten 
und den arbeitslosen Zielpersonen nachgezeichnet. Die multiple Regression wies zwei 
Faktoren als entscheidende Erklärungsfaktoren aus: Schwerbehinderte Menschen im 
Arbeitslosenbestand waren signifikant häufiger gesundheitlich eingeschränkt und 
Rückkehrer in das Erwerbsleben waren wesentlich häufiger mittels eines Lohnkosten-
zuschusses gefördert worden (a.a.O.: 61). 
Eine parallel dazu durchgeführte Befragung von 159 Vermittlungsfachdiensten in Ar-
beitsämtern, Integrationsfachdiensten, Berufsförderungs- und –bildungswerken bestä-
tigte die einhellige Einschätzung, dass eine Vermittlung schwerbehinderter Menschen 
auf den ersten Arbeitsmarkt auf eine finanzielle Förderung angewiesen ist. Als beson-
ders wirksam bewerteten diese Institutionen Förderleistungen an Arbeitgeber. Insbe-
sondere dem Eingliederungszuschuss für besonders betroffene schwerbehinderte 
Menschen, aber auch dem Eingliederungszuschuss für schwerbehinderte Menschen 
wurde neben Probebeschäftigungen und Trainingsmaßnahmen eine hohe Wirksamkeit 
bescheinigt (Schröder/Steinwede 2004:154ff). 
In einem dritten Modul schließlich untersuchte die Studie bei 815 Unternehmen die 
Beschäftigung von schwerbehinderten Mitarbeitern sowie Erfahrungen der Unterneh-
men mit den vermittelnden Institutionen. Abgefragt wurden auch Rahmenbedingungen, 
die aus unternehmerischer Sicht die Beschäftigung von schwerbehinderten Menschen 
unterstützen. Die Antworten fallen eindeutig aus: Die Unternehmen erwarten in erster 
Linie den funktionsfähigen Einsatz von schwerbehinderten Arbeitnehmern. Der Einsatz 
am richtigen Arbeitsplatz, die arbeitsplatznahe Qualifizierung und die Entwicklung der 
Leistungsfähigkeit schwerbehinderter Menschen fördern nach Einschätzung der Per-
sonalverantwortlichen die Beschäftigung. Minderleistungsausgleich und Lohnkostenzu-
schüsse bewerten etwas mehr als die Hälfte der Unternehmen als wichtigen Beitrag 
zur Beschäftigungsförderung (a.a.O.: 84). Diese Ergebnisse stimmen weitgehend 
überein mit zwei anderen Unternehmensbefragungen, bei denen die gleiche Einschät-
zungsskala zugrunde gelegt wurde (Schartmann/Schröder/Steinwede 2000: 116ff; 
Steinwede/Schröder 2001: 34ff). 
Ein zentrales Ergebnis dieser Befragung waren Einschätzungen zu Rahmenbedingun-
gen, die aus Sicht der Unternehmen für die Beschäftigung schwerbehinderter Men-
schen förderlich sind. 
Die Ergebnisse der Studie von 2002 zeigen eine vergleichsweise übereinstimmende 
Wahrnehmung und Bewertung der Akteure mit den faktischen Verbleibsdaten der 
schwerbehinderten Kunden. Trotz der hohen Plausibilität und Evidenz bleibt die Studie 
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allerdings den Nachweis über die Nettowirkung des Eingliederungszuschusses schul-
dig. Dem damaligen Stand der Arbeitsmarktforschung folgend fußte die Untersuchung 
noch nicht auf einem randomisierten Kontrollgruppendesign. Das Mehr an Wirkung, 
das durch den EGZ zu erzielen ist, konnte mit diesen Daten nicht hinreichend model-
liert werden. 
Eine mikroökonometrische Untersuchung der Wirkung von Eingliederungszuschüssen 
erfolgte im Rahmen der Hartz-Evaluierung (Hartz I-III) durch das Modul 1d 
(ZEW/IAB/IAT 2005, 2006). Dabei wurden zwei verschiedene Analysekonzepte umge-
setzt. Zum einen wurde durch das IAB untersucht, welchen Einfluss die Förderung mit 
Eingliederungszuschüssen auf die Wahrscheinlichkeit hat, nach dem Auslaufen der 
Förderung eine ungeförderte sozialversicherungspflichtige Beschäftigung auszuüben 
bzw. nicht arbeitslos zu sein (Wirkung tatsächlicher Förderung). Im Rahmen dieser 
Untersuchung wurde jedoch weder die Wirkung des Eingliederungszuschusses für 
besonders betroffene schwerbehinderte Menschen untersucht, noch die Wirkung des 
„normalen“ Eingliederungszuschusses speziell auf die Gruppe behinderter Menschen. 
Das zweite Analysekonzept wurde vom ZEW umgesetzt. Hierbei wurde untersucht, wie 
sich eine neue Fördermöglichkeit auf die Beschäftigungschance der förderfähigen 
Gruppe auswirkt (Wirkung potentieller Förderung). Im Rahmen dieser Analysen wurde 
auch die Einführung des Eingliederungszuschusses für besonders betroffene schwer-
behinderte Menschen in das SGB III im Jahr 2000 analysiert. Die Kontrollgruppe bilde-
ten Personen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 20, die nicht als 
schwerbehindert eingestuft und den Schwerbehinderten nicht gleichgestellt waren und 
deren Gleichstellung aufgrund der Art oder Schwere der Behinderung auch nicht mög-
lich war. Die Schätzungen ergeben einen signifikant positiven Beschäftigungseffekt für 
ostdeutsche Frauen. Die Autoren kommen jedoch selbst zu dem Schluss, dass die 
Schätzergebnisse für dieses Instrument nicht robust sind, weil zwischen den förderfä-
higen, besonders betroffenen schwerbehinderten Menschen und den Personen der 
Kontrollgruppe erhebliche, unbeobachtete Unterschiede bestehen dürften und sich 
auch die Wirkung der Einführung des Eingliederungszuschusses für besonders betrof-
fene schwerbehinderte Menschen nicht von der Wirkung anderer Maßnahmen für die-
se Personengruppe abgrenzen lässt. 
Jüngst wurden die Ergebnisse einer neuen Studie vom IAB vorgelegt, die sich mit der 
Wirkung von Eingliederungszuschüssen für Alg II-Empfänger befasst (vgl. Bernhard et 
al. 2008). Auf der Basis von Prozessdaten des IAB (Integrierte Erwerbsbiographien) 
wurde in einem Kontrollgruppendesign die Wirkung einer vier- bis sechsmonatigen 
Förderung eines Eingliederungszuschusses auf den Erwerbsstatus geprüft. Zwanzig 
Monate nach Förderbeginn sind 70 Prozent der Geförderten regulär sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt, während dies bei der ungeförderten Kontrollgruppe nur zu 
gut 40 Prozent der Fall ist. Die geschätzte Förderwirkung fällt bei Personengruppen mit 
vermittlungshemmenden Faktoren leicht höher aus als beim Durchschnitt der Geförder-
ten. Bedauerlicherweise treffen die Studien keine Aussagen über die Wirkung bei be-
hinderten und schwerbehinderten Menschen. In Anbetracht der Basis von nur knapp 
Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben 45 
Schröder/Knerr/Wagner: Endbericht 
 
1.600 Personen in der Treatmentgruppe sind Aussagen zu diesen kleinen Zielgruppen 
auch nicht zu treffen. Eine Anfrage bei den IAB-Autoren bestätigte diese Einschätzung. 
Als Fazit dürfen wir festhalten: Trotz vielfältiger Wirkungsstudien zu Lohnkosten- und 
Eingliederungszuschüssen liegen über die Wirkung bei der Zielgruppe der behinderten 
und schwerbehinderten Menschen noch keine belastbaren Ergebnisse vor. Instrumen-
te wie Ausbildungszuschüsse, Arbeitshilfen im Betrieb und Probebeschäftigungen sind 
bislang nicht im Fokus von Wirkungsanalysen gewesen. Auch auf dem Feld der Leis-
tungen an Arbeitgeber zeichnet sich ein klarer Forschungsbedarf ab. 
 
2.2.4 Beauftragung des Integrationsfachdienstes 
Der Einrichtung der Integrationsfachdienste im Rahmen des SGB IX ging eine mehr-
jährige Phase mit Modellvorhaben in verschiedenen Regionen voraus. Die Integrati-
onsfachdienste bzw. Berufsbegleitenden Dienste, wie sie regional auch hießen, wur-
den 2001 nach einem Bundesversuch mit Verabschiedung des SGB IX flächende-
ckend eingerichtet. Die Begleitforschungen zu diesen Modellvorhaben liefern auch 
heute noch eine Fülle von bemerkenswerten Einzelergebnissen (vgl. u.a. Braun/Lersch 
2000; Barlsen et al. 1999; Kastl/Trost 2002; Schartmann/Schröder/ Steinwede 2000).  
Mit dem Inkrafttreten des Neunten Buches (Siebtes Kapitel) wurden die Integrations-
fachdienste zu einem festen Leistungsbestandteil des Behindertenrechts. Zu Beginn 
lag die Zuständigkeit für die Dienste zunächst bei der Bundesagentur für Arbeit. Sie 
wechselte 2005 und liegt seitdem bei den Integrationsämtern und Hauptfürsorgestel-
len. 
Die Forschungslage bezüglich der Arbeit und „Wirkung“ der Integrationsfachdienste ist 
gemessen an der Begleitforschung zu den Modellvorhaben äußerst dünn. Zwar ist in-
zwischen offensichtlich eine einheitliche Grundlage für die Prozessdaten und eine ein-
heitliche Statistik gelegt worden (Beule et al. 2008). Über diese Prozessstatistiken hi-
nausgehende empirische Analysen sind allerdings für Evaluationszwecke unbefriedi-
gend. So untersucht Gerdes (2004a, 2007) an 14 Fällen den Verlauf der Betreuung 
von Menschen mit einer psychischen Beeinträchtigung durch einen einzelnen Integra-
tionsfachdienst. Die Methoden der Fallanalyse vermitteln zwar eine Anschauung von 
den individuellen Erwerbsverläufen der untersuchten Fälle über die Zeitspanne von 
rund fünf Jahren. Hinsichtlich der Generalisierbarkeit der Ergebnisse sind allerdings 
Zweifel anzumelden. Das Untersuchungsdesign (keine Kontrollgruppen, nur eine 
Gruppe von Behinderten), das Stichprobenverfahren (nur ein IFD-Standort), die Stich-
probengröße (Teilnehmerheterogenität) sowie die Methode der qualitativen Fallanalyse 
sind unzureichend, um die weittragenden Schlussfolgerungen über Erfolgsmuster ge-
lungener Eingliederung daraus abzuleiten. 
Doose (2006) zeichnet in seiner Dissertation die Entwicklung der Integrationsfach-
dienste in Deutschland nach und referiert den Forschungsstand zu den IFD. Auf der 
Grundlage einer eigenen empirischen Verbleibsuntersuchung geht er der Frage nach, 
wie nachhaltig die Vermittlungsarbeit von Integrationsfachdiensten und der Vermitt-
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lungsfachkräfte von Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) ist. Für diesen 
Zweck wurde der aktuelle Erwerbsstatus bei ehemaligen Kunden, die fünf Jahre zuvor 
von einem IFD oder einer WfbM in eine Erwerbstätigkeit vermittelt worden waren, mit-
tels einer Face-to-Face-Erhebung untersucht. Die Studie konzentriert sich ausschließ-
lich auf Personen mit Lernschwierigkeiten, die in Arbeit vermittelt wurden. Die Stich-
probe stammt aus den vermittelten Fällen in sechs Regionen, in denen Ende der neun-
ziger Jahre Begleitforschungen zu den ersten Integrationsfachdiensten durchgeführt 
wurden. Insgesamt umfasste das Sample 251 Personen, die von diesen Diensten oder 
von Werkstätten für behinderte Menschen in ein sozialversicherungspflichtiges Be-
schäftigungsverhältnis vermittelt wurden. Doose arbeitet die Unterschiede zwischen 
aktuell Erwerbstätigen und Nichterwerbstätigen heraus. Im Mittelpunkt steht die Frage, 
wie nachhaltig die Integration in Arbeit ist und unterscheidet zwischen Zielgruppen, die 
noch in Arbeit sind, von jenen, die (wieder) in eine Werkstatt für behinderte Menschen 
gewechselt sind, arbeitslos sind oder außerhalb des Erwerbslebens stehen. Der Autor 
kontrolliert dabei auch, ob der Integrationsfachdienst bei der Vermittlung in die Be-
schäftigung beteiligt war. Fünf Jahre nach der ersten Vermittlung sind Personen mit 
Lernschwierigkeiten zu rund 65 Prozent in einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung, rund elf Prozent arbeiten in einer WfbM und rund neun Prozent sind ar-
beitslos (a.a.O.: 252). Gestützt auf die Ergebnisse eines Hazard-Raten-Modells gelangt 
der Autor zu der Schlussfolgerung, dass die Mitwirkung des Integrationsdienstes an 
der Vermittlung einen deutlichen Effekt auf die Nachhaltigkeit der Beschäftigung hat 
(a.a.O.: 260). 
Die Studie ist für Zwecke der Qualitätssicherung sicherlich ein Gewinn. Durch die 
Nachhaltigkeitsbetrachtung lassen sich Aufschlüsse über besondere Zielgruppen ge-
winnen. Unter wirkungsanalytischen Gesichtspunkten ist allerdings kritisch anzumer-
ken, dass sich die Studie auf in Arbeit vermittelte Personen konzentriert. Die nicht ver-
mittelten Kunden werden nicht weiterverfolgt. Außerdem fehlt für die Bewertung der 
Nettowirkung eine Kontrollgruppe von Personen, die nicht vom IFD betreut bzw. durch 
die Agentur für Arbeit vermittelt wurde. Kritisch zu bewerten ist auch die Stichproben-
bildung. Die Studie setzt auf einem Sample aus der Versuchsphase der Dienste auf. 
Die Rahmenbedingungen und auch die Umsetzungsbedingungen variierten seinerzeit 
in Abhängigkeit von dem Träger in den Regionen. Ungeklärt sind auch mögliche Selek-
tivitätseffekte, die auf fehlender Adresspflege über einen Zeitraum von fünf Jahren be-
ruhen. Unklar bleibt auch, welche unterschiedlichen Wirkungen durch Integrationsfach-
dienste und durch Vermittlungsdienste der Werkstätten für behinderte Menschen er-
bracht werden. Die Ergebnisse müssen als deskriptive Verbleibsziffern eingeordnet 
werden, die keinen Aufschluss über die Wirkung des IFD geben. Über die Leistungen 
des Integrationsfachdienstes seit seiner flächendeckenden Einführung 2001 unter dem 
Rechtsrahmen des SGB IX und über die Beauftragung des Dienstes nach dem SGB III 
kann die Studie wenig beitragen. 
Eine weitere Studie von Doose (2004) fußt im Wesentlichen auf einer Befragung von 
Integrationsbegleitern über die Nachhaltigkeit ihrer Vermittlungsarbeit. Die von den 
Beratern benannten Muster für erfolgreiche Vermittlungsprozesse werden allerdings 
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nicht auf der Basis von Individualdaten der Vermittelten validiert. Für die Schlussfolge-
rungen über eine nachhaltige Vermittlung fehlt in dieser Studie die empirische Basis. 
Eine Nachhaltigkeitsbetrachtung für ihr Modellvorhaben stellt auch der Landschafts-
verband Westfalen-Lippe an. Bezug nehmend auf das von 1994 bis 1997 durchgeführ-
te Modellvorhaben (vgl. dazu Barlsen et al. 1999) wurde mehr als sieben Jahre nach 
der Vermittlung eine Befragung bei 125 Personen durchgeführt, die im Modellzeitraum 
von dem Fachdienst, den Vorläufern der heutigen Integrationsfachdienste, auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt vermittelt worden waren. Ähnlich wie bei der Nacherhebung 
von Doose (2006) befanden sich auch bei dieser Verbleibsstudie rund zwei Drittel der 
vom IFD vermittelten schwerbehinderten Menschen in einer sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt, rund 14 Prozent arbeiteten in 
einer Werkstatt und rund 17 Prozent waren arbeitslos. Sechs von zehn Erwerbstätigen 
gehen auch mehr als sieben Jahren nach der Vermittlung noch derselben Tätigkeit 
nach, in die sie ehemals vermittelt wurden. Es ist sicherlich ein Verdienst auch dieser 
Studie, die Nachhaltigkeitsperspektive der Vermittlungsarbeit von Integrationsfach-
diensten in den Blick genommen zu haben. Als deskriptiver Bericht und unter prozess-
analytischen Gesichtspunkten hat die Verbleibsstudie sicherlich einen Stellenwert in 
der Diskussion. Ähnlich wie bei Doose ist allerdings auch diese Studie in ihrer Reich-
weite begrenzt. Ohne Kontrollgruppendesign und ohne Einbeziehung von Klienten, die 
nicht durch den IFD in Erwerbstätigkeit vermittelt wurden, bleibt die Wirkungsbetrach-
tung unzureichend. Auch diese Ergebnisse stammen aus den „Kindertagen“ des IFD, 
bevor er eine flächendeckende Einrichtung wurde. Eine Übertragung der Ergebnisse 
unter den aktuellen Zuständigkeits- und Auftragsbedingungen sollte vermieden wer-
den. 
Zusammengenommen ist der Forschungstand zur Beauftragung der Integrationsfach-
dienste, wie sie heute installiert sind, aus Sicht der Evaluationsforschung völlig unzu-
reichend. Sowohl die Prozessabläufe im Zusammenspiel von Agenturen für Arbeit, 
Grundsicherungsstellen und Integrationsämtern als auch die Wirkung der Einschaltung 
dieser Dienste unter dem gesetzlichen Rahmen des SGB III sind wenig ausgeleuchtet. 
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3 Ausrichtung der geplanten Evaluation (Forschungsfragestellungen) 
Die skizzierte Literatur- und Projektrecherche folgte eng der Intention der Leistungsbe-
schreibung und ist auf die Wirkung und Effizienz der gesetzlichen Instrumente ausge-
richtet. Die vorgestellten Ergebnisse der Recherche zeigen, dass sich das Feld der 
beruflichen Rehabilitation durch vielfältige „weiße Flecken“ in der empirischen Erkennt-
nislage auszeichnet. Anders als in der allgemeinen Arbeitsmarktforschung und der 
medizinischen Reha-Forschung, die beide in den vergangenen Jahren eine Vielzahl 
von Studien mit experimentellem oder quasi-experimentellem Design vorgelegt haben, 
ist dieses methodische Vorgehen in der beruflichen Reha-Forschung weitgehend 
fremd. Die Sichtung der vorliegenden Beiträge hat den Eindruck verdichtet, dass ins-
besondere die für die Datenlage und den Methodenstand der neunziger Jahren sehr 
treffenden methodischen Vorbehalte insbesondere von Plath, Blaschke und anderen 
(1992, 1997) heute noch als Begründung herhalten müssen, obwohl sich gerade in den 
letzten Jahren die Methoden und Daten der Evaluationsforschung gravierend verbes-
sert haben. 
Das Defizit der empirischen Evaluation von Teilhabeleistungen beginnt bereits bei der 
Beschreibung und Analyse von Rehabilitationsverläufen. Es mangelt an fundamentalen 
Erkenntnissen über Zugangsprozesse und -selektivitäten, Verläufe der anerkannten 
Rehabilitanden, den Einsatz von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) und 
den Verbleib von Abgängern aus diesen Leistungen. Eine Langzeitstudie, die den Pro-
zess von der Anerkennung einer Behinderung bis zur Eingliederung nachzeichnet, gibt 
es ebenso wenig wie Wirkungs- und Effizienzanalysen, die Aufschluss über die Netto-
wirkung und die Kosten-Nutzen-Relation der Leistungen bzw. Leistungsketten geben. 
Wir empfehlen, durch eine Basisstudie die empirischen Grundlagen für die Beschrei-
bung und Analyse dieses Prozesses zu legen. Idealerweise empfiehlt sich eine Kohor-
tenstudie, die von der Feststellung einer Behinderung bis zum Abschluss des Reha-
Prozesses begleitet wird. 
Ergänzt werden sollte eine solche Longitudinalstudie durch Implementationsanalysen 
im Feld. Sie nehmen die Umsetzung von Reha-Leistungen bei den Leistungsträgern 
(Agenturen für Arbeit, SGB II-Einrichtungen) und den Leistungserbringern in den Fo-
kus. Die Wirkung und Effizienz von Instrumenten hängt oftmals mit Rahmenbedingun-
gen der Umsetzung zusammen und ist nur zum Teil den Maßnahmen unmittelbar zu-
zuschreiben. Deswegen empfehlen wir, die Forschungsfragestellung entsprechend 
weit zu fassen und die Evaluation nicht nur auf den Wirkungsaspekt abzustellen. 
Nach durchgeführten Recherchen zeichnen sich drei inhaltliche Schwerpunktsetzun-
gen ab, die das BMAS auch in seiner Ausschreibung anklingen lässt. Der wichtigste 
Forschungsbedarf besteht u.E. bei den Qualifizierungsmaßnahmen der Erst- und Wie-
dereingliederung, den Arbeitgeberleistungen (Ausbildungszuschüssen, Eingliede-
rungszuschüssen) und den Vermittlungsleistungen des Integrationsfachdienstes. Im 
Folgenden sind mögliche Forschungsfragen zum Reha-Prozess im Allgemeinen und 
den drei Instrumenten Qualifizierung, Arbeitgeberleistungen und Integrationsfachdienst 
im Besonderen niedergelegt. 
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Die in der Ausschreibung ebenfalls angesprochene Schnittstellenbetrachtung SGB III – 
SGB II wird derzeit von mehreren IAB-Projekten wie auch von dem gerade aufgesetz-
ten Vorhaben der BA zum Modellprojekt PINGUIN thematisiert. U.E. empfiehlt es sich, 
die Ergebnisse dieser vielfältigen Vorhaben zunächst abzuwarten, um Doppelfor-
schungen zu vermeiden. 
 
3.1.1 Prozessanalyse von Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) 
Es besteht eine gravierende Forschungslücke hinsichtlich des gesamten Ablaufs von 
Reha-Prozessen. Daraus resultieren allgemeine Fragestellungen zur Förderung der 
Teilhabe am Arbeitsleben, die mit der Ausrichtung auf spezielle Instrumente nicht aus-
reichend beantwortet werden können. Diese bewegen auch die Diskussion um die 
Neustrukturierung von Reha-Prozessen. Sie zielen sowohl auf Bedarfs- und Versor-
gungsfragen als auch auf Prozess- und Implementationsfragen ab. 
 
Mögliche Evaluationsfragestellungen 
• Gibt es typische Reha-Verläufe? Lassen sich Muster von Verläufen erkennen?  
• Wie werden Hauptmaßnahmen (z.B. Erstausbildung, Berufsvorbereitung, Weiter-
bildung, Umschulungen, Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigung von 
Vermittlungshemmnissen (bis 31.12.2008: Trainingsmaßnahmen) mit Vorschalt-
maßnahmen (z.B. Assessment, Reha-Vorbereitung) und mit vermittlungsunterstüt-
zenden Instrumenten (z.B. Probebeschäftigung, Eingliederungszuschüsse, Ver-
mittlung durch Integrationsfachdienste) kombiniert? Gibt es typische Förderketten, 
in denen die Leistungen gebündelt werden? 
• Wie viel Zeit verstreicht zwischen Anerkennung als Rehabilitand und Eintritt in die 
Vorschalt- und in die Hauptmaßnahme? 
• Unterscheiden sich die Förderketten zwischen verschiedenen Zielgruppen? Gibt 
es unterschiedliche Muster bei Männern und Frauen (Gender Mainstreaming), 
nach Altersgruppen, Art oder Schwere der Behinderung oder Migrationsstatus? 
• Mit welchen Förderketten gelingt es am besten, die Teilhabe am Arbeitsleben zu 
erreichen? 
• Wie gut gelingt es, durch die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben behinderte 
Menschen an die Erwerbsbeteiligung und das Einkommen von nicht behinderten 
Menschen heranzuführen? 
• Ist gewährleistet, dass Rehabilitationsbedarfe frühzeitig erkannt werden? Gelingt 
dies bei Agenturen für Arbeit und bei den Grundsicherungsstellen gleichermaßen? 
• Werden in den SGB II-Institutionen potentielle Rehabilitanden unter den Alg II-
Empfängern erkannt? 
• Ist eine bedarfsgerechte Versorgung für alle potenziellen Zielgruppen gegeben? 
Oder gibt es Zielgruppen der beruflichen Rehabilitation, die unter- oder fehlver-
sorgt sind? Haben besondere Gruppen (z.B. Frauen, Migranten, ältere Arbeitneh-
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mer, Langzeitarbeitslose, Geringqualifizierte, psychisch kranke Menschen, Men-
schen mit Sprachproblemen, mehrfach behinderte Menschen, Schwerbehinderte 
und Bezieher eine Teilerwerbsminderungsrente) dieselben Teilhabechancen beim 
Zugang und der Durchführung von LTA? 
• Die Laufzeiten des Integrationsprozesses sind in Deutschland im internationalen 
Vergleich relativ lang (Internationale Vereinigung für Soziale Sicherheit 2002). 
Welche Maßnahmen (Strukturen, Prozesse, Regelungen etc.) sind dazu geeignet, 
den Übergang zwischen medizinischer und beruflicher Rehabilitation zu verbes-
sern und die Laufzeiten zu verkürzen? 
• Gibt es Zusammenarbeit der Agenturen und der Grundsicherungsstellen mit Reha-
Kliniken und Ärzten? 
• Wirken sich die finanziellen Begrenzungen der Ressourcen auf die Bewilligung 
von Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation aus? Gibt es möglicherweise 
Wechselwirkungen bei der Ressourcenallokation und der Anzahl festgestellter  
Reha-Bedarfe? 
• Im Beratungs- und Vermittlungsprozess bewegt sich der Berater bzw. Vermittler 
zwischen den selbstbestimmten Erwartungen der potenziellen Rehabilitanden und 
den geschäftspolitischen und finanziellen Rahmenvorgaben. Wie groß ist dieses 
Spannungsverhältnis? Wie lösen Berater bzw. Vermittler dieses Spannungsver-
hältnis auf? 
• Welche Rolle spielen bei der Bewilligung von beruflichen Reha-Maßnahmen im 
konkreten Einzelfall die aktuellen Beschäftigungsmöglichkeiten des Arbeitsmarkts? 
• Führen die neuen Handlungsprogramme Reha/SB zu einer verbesserten Allokati-
on von Fällen hinsichtlich der Leistungen der Förderung der Teilhabe am Arbeits-
leben? 
• Nach welchen Kriterien erfolgt im Rahmen der neuen Handlungsprogramme Reha/ 
SB eine Zuordnung der Reha-Fälle zu den drei Förderkategorien (allgemeine 
Maßnahmen, Rehaspezifische Maßnahmen nach § 102 Abs. 1 Ziffer 1b SGB III 
und besondere Einrichtungen nach § 102 Abs. 1, Ziffer 1a SGB III)? 
• Welche Konsequenzen haben der demographische Wandel und die Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit zukünftig auf die Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben? 
Welche arbeitsmarktorientierten Instrumente müssen für diese Anforderungen 
fortentwickelt werden? 
• Welche Instrumente der Teilhabe stärken die Bereitschaft von Unternehmen, Re-
habilitanden zu beschäftigen? 
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3.1.2 Evaluation von Qualifizierungsmaßnahmen als Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben 
Die Frage nach der Wirkung von Qualifizierungsmaßnahmen für Rehabilitanden ge-
nießt weiterhin eine große Aufmerksamkeit bei Reha-Trägern, Leistungserbringern und 
auch in der Reha-Forschung. Sieht man von den ersten viel versprechenden Ansätzen 
des IAB und der BA einmal ab, so ist dieses Feld gemessen an dem Mitteleinsatz und 
auch an den Strukturproblemen, welche die Reha-Einrichtungen derzeit zu bewältigen 
haben, empirisch wenig ausgeleuchtet. Die Bestrebungen der Reha-Träger, mehr 
Transparenz untereinander durch den Einsatz von standardisierten Nachbefragungen 
(Berliner Fragebogen) zu schaffen, ist für das Monitoring des Instrumenteneinsatzes 
sicherlich ein Fortschritt. Für die kausalanalytische Betrachtung der Wirkung ist damit 
aber erst der halbe Weg beschritten. U.E. gilt es, die vom IAB eingeschlagenen Arbei-
ten fortzusetzen. Wirkungsanalysen müssten allerdings auf größeren Fallzahlen basie-
ren, um eine instrumentenspezifischere Betrachtung anstellen zu können. Außerdem 
stellt sich gerade bei Rehabilitationsmaßnahmen die Frage der nachhaltigen Betrach-
tung noch wesentlich dringender als bei den Standardinstrumenten der Arbeitsförde-
rung. Die Wirkung und auch die Effizienzbetrachtung benötigen einen längeren Beo-
bachtungszeitraum, damit sich die Wirkung überhaupt entfalten kann. 
Als Gegenstand der Evaluation kommen in Betracht: 
 
Ersteingliederung 
Allgemeine Reha-Maßnahmen: Berufliche Ausbildung (BAB-Reha), Berufsvorberei-
tung. 
Besondere Leistungen: Berufliche Ausbildung, Berufliche Grundbildung, Berufsvorbe-
reitung. 
Wiedereingliederung 
Allgemeine Reha-Maßnahmen: Förderung der Weiterbildung, Maßnahmen zur Verrin-
gerung oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen (bis 31.12.2008: Trainings-
maßnahmen). 
Besondere Leistungen: Berufliche Weiterbildung. 
 
Die bis Ende 2008 durchgeführten Trainingsmaßnahmen spielten im Rahmen der be-
ruflichen Ersteingliederung fall- und kostenmäßig eine untergeordnete Rolle. Wir emp-
fehlen deshalb, diese inzwischen unter den Maßnahmen zur Feststellung, Verringe-
rung oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen zusammen gefassten Leistungen 
nicht in die Evaluation einzubeziehen. 
Vor allem im Zusammenhang mit länger dauernden Ausbildungs- und Weiterbildungs-
leistungen bilden Vorschaltmaßnahmen (Eignungsfeststellung, Assessmentverfahren, 
Berufsfindung und Arbeitserprobung, Reha-Vorbereitung) einen wichtigen Bestandteil 
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des Reha-Prozesses. Diese Prozessbestandteile sollten nach unserem Verständnis 
deshalb in die Implementationsanalyse zu den untersuchten Qualifizierungsinstrumen-
ten einbezogen werden. Außerdem sollten sie als Bestandteil der Förderkette, die im 
Grunde jeder Reha-Prozess darstellt, als Randbedingung bei der Wirkungsbetrachtung 
berücksichtigt werden. 
Das Eingangsverfahren und die Teilnahme am Berufsbildungsbereich der Werkstatt für 
behinderte Menschen hat durch den starken Zugang in den vergangenen Jahren er-
heblich an Aufmerksamkeit gewonnen. Dabei steht nach unserer Wahrnehmung aber 
weniger die fachliche Frage der Wirkung im Vordergrund als vielmehr die Schnittstel-
lenproblematik zum SGB IX und den Sozialhilfeträgern als Träger dieser Teilhabe am 
Arbeitsleben. Diese Schnittstelle ist sicherlich eine eigene Studie wert und wird daher 
im Rahmen dieser Vorstudie nicht weiter verfolgt.  
Mögliche Evaluationsfragestellungen 
• Im Mittelpunkt der Evaluation steht die Wirkung der besonderen Leistungen. Da 
sie auch mit einem besonderen Kostenaufwand verbunden sind, stellt sich die 
Frage, ob diese besonderen Leistungen auch eine besondere Wirkung entfalten. 
Sind sie bei vergleichbaren Zielgruppen effektiver als allgemeine Maßnahmen? 
Für welche Zielgruppen gibt es gar keine Alternativen zu besonderen Maßnah-
men?  
• Seit einigen Jahren werden bei der beruflichen Weiterbildung eher kürzere Maß-
nahmen (z.B. Teilqualifizierung, Anpassungsmaßnahmen, Trainingsmaßnahmen 
bis Ende 2008) vergeben als Langzeitmaßnahmen (z.B. Umschulung mit aner-
kanntem Berufsabschluss). Geschäftspolitisch ist dies sicherlich nachvollziehbar, 
wenn klare Erkenntnisse über die Wirkung von Vollmaßnahmen fehlen. Unter dem 
Gesichtspunkt der nachhaltigen Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben stellt sich 
allerdings die Frage, ob die kürzeren Maßnahmen dieselbe Wirkung erzielen? 
Welche Wirkung erzielen Kurz- und Langmaßnahmen vor allem unter Nachhaltig-
keitsgesichtspunkten (fünf Jahre nach Beendigung der Maßnahme)?  
• Wann ist der richtige Zeitpunkt für die Durchführung einer Maßnahme? Führt ein 
frühzeitiger Einsatz dieser Leistungen zu einer größeren Wirkung als ein später 
Einsatz? 
• Welche Wirkung hat eine wohnortnahe Rehabilitation, bei der dem behinderten 
Menschen sein soziales Umfeld erhalten bleibt, im Vergleich zu einer überregiona-
len Maßnahme? 
• Wie ist die Wirkung von teil-stationären Qualifizierungsmaßnahmen? 
• Entfalten zertifizierte Abschlüsse in der beruflichen Erst- und Wiedereingliederung 
eine größere und nachhaltigere Wirkung als nicht zertifizierte Bildungsmaßnah-
men? 
• Welche Wirkung hat die Einbindung von Unternehmen in den Prozess der berufli-
chen Aus- und Weiterbildung von Behinderten und Schwerbehinderten auf die 
späteren Übergangschancen in eine Beschäftigung (Praktika, betriebsnahe Quali-
fizierung)? 
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3.1.3 Evaluation von Arbeitgeberleistungen 
Eine berufliche Ausbildung ist ein zentraler Schlüssel für einen möglichst stabilen Er-
werbsverlauf und die Minimierung von prekären Beschäftigungsverhältnissen. Dies gilt 
im Besonderen auch für behinderte Menschen, die aufgrund ihrer Einschränkungen 
bereits ein besonderes Beschäftigungsrisiko tragen. Verschiedene Unternehmensbe-
fragungen zeigen sehr deutlich: Arbeitgeber sind bereit, behinderte Menschen zu be-
schäftigen, wenn sie qualifiziert sind und ihre Leistungsfähigkeit am Arbeitsplatz entfal-
ten können (Schröder/Steinwede 2004: 83ff; Schartmann/Schröder/Steinwede 2000: 
116ff). Der betrieblichen Ausbildung kommt insofern eine besondere Schlüsselrolle zu. 
Durch den betrieblichen Einsatz erwerben die Betroffenen arbeitsplatznahe Qualifikati-
onen und haben darüber hinaus die Möglichkeit, über die mehrjährige Ausbildung eine 
beschäftigungsförderliche Bindung zum Arbeitgeber aufzubauen. In diesem Kontext ist 
von Interesse, ob die Förderung der betrieblichen Ausbildung durch Ausbildungszu-
schüsse die Bereitschaft der Betriebe, behinderte und schwerbehinderte junge Men-
schen auszubilden, verbessert. 
Eingliederungszuschüsse haben eine wichtige Bedeutung bei der ersten Positionierung 
nach einer beruflichen Erst- oder Weiterqualifizierung. Die oben zitierte Studie über 
schwerbehinderte Abgänger aus der Arbeitslosigkeit (Schröder/Steinwede 2004) deutet 
darauf hin. Die Probleme der Messung wurden intensiv im Rahmen der Hartz-
Evaluation, Arbeitspaket 1d (ZEW/IAB/IAT 2005, ZEW/IAB/IAT 2006) diskutiert. Im 
Rahmen der Hartz-Evaluation waren die aufgeworfenen Schwierigkeiten sicherlich 
nicht zu lösen. Für den angezielten Zweck der Evaluation war die Zielgruppe zu klein 
und zu speziell. U.E. sollte aber die Forschungsfrage erneut aufgeworfen und eine Lö-
sung zur Modellierung der Fragestellungen und durch einen entsprechend langen Be-
obachtungskorridor für eine nachhaltige Betrachtung gesucht werden. 
Dem Ziel, die Zugangsmöglichkeiten von behinderten Menschen in eine Beschäftigung 
zu verbessern, dienen auch die Förderung der Probebeschäftigung und der Arbeitshil-
fen im Betrieb. Das Instrument der Probebeschäftigung zielt darauf ab, die Beschäfti-
gungsschwelle abzusenken, indem Arbeitgebern die Möglichkeit eingeräumt wird, sich 
im laufenden Arbeitseinsatz selber ein Bild von der Leistungsfähigkeit eines behinder-
ten Bewerbers bzw. einer Bewerberin zu machen. Durch die Förderung von techni-
schen Arbeitshilfen und die behinderungsgerechte Ausstattung eines Ausbildungs- und 
Arbeitsplatzes soll der leistungsgerechte Einsatz von behinderten Beschäftigten opti-
miert werden. Durch die Förderung wird ebenfalls die Schwelle abgesenkt, einen be-
hinderten Menschen einzustellen bzw. weiter zu beschäftigen. 










Im Mittelpunkt der Evaluation steht die Frage, ob die Leistungen an Arbeitgeber zu 
einer nachhaltigen Platzierung von behinderten Menschen in einer Beschäftigung füh-
ren. 
• Erhöhen Ausbildungszuschüsse die Bereitschaft von Arbeitgebern, behinderte 
Jugendliche auszubilden? 
• Sind diese geförderten Ausbildungen zusätzlich zu anderen Ausbildungsverhält-
nissen oder substituieren Betriebe damit reguläre, ungeförderte Ausbildungen? 
• Führen die geförderten Ausbildungen zu dem angezielten Abschluss? 
• Wie ist die Beschäftigungssituation geförderter junger Menschen nach Abschluss 
der Ersteingliederungsmaßnahmen? 
• Welche Zielgruppen der Erst- und Wiedereingliederung werden mittels Eingliede-
rungszuschüssen gefördert? Gibt es einen arbeitsmartabhängigen Einsatz von 
Eingliederungsinstrumenten? 
• Wie ist die nachhaltige Wirkung von Eingliederungszuschüssen nach Ablauf der 
Förderung? Wie lang muss die Förderdauer für Eingliederungszuschüsse sein, 
damit ein nachhaltiger Effekt erzielt wird? 
• Ist es sinnvoll, die Förderhöhe und -dauer von Eingliederungszuschüssen in Ab-
hängigkeit von Art oder Schwere der Behinderung zu staffeln? Was ist die optima-
le Staffelung der Förderleistungen?  
• Welchen Stellenwert haben Eingliederungszuschüsse für die Bereitschaft von Be-
trieben, behinderte Menschen einzustellen? Welche Rolle spielen Mitnahmeeffekte 
der Betriebe? Wie lassen sich Mitnahmeeffekte reduzieren? 
• Tragen Probebeschäftigungen dazu bei, die Akzeptanz für die Neueinstellung von 
behinderten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu verbessern? Erhöht sich 
die Übergangschance in Erwerbstätigkeit für Personen, die eine Probebeschäfti-
gung hatten? 
• Welche Erfahrungen machen Vermittlungsfachkräfte und -dienste hinsichtlich der 
Akzeptanz von Probebeschäftigungen und dem Angebot einer Förderung von Hil-
fen im Betrieb? 
• Welche Anforderungen verbinden Betriebe mit dem Einsatz von Probebeschäfti-
gungen und der Förderung von Hilfen im Betrieb? Wie bewerten Betriebe den Ein-
satz dieser Leistungen? 
 
3.1.4 Evaluation der Beauftragung von Integrationsfachdiensten 
Die Beauftragung von Integrationsfachdiensten ist in mehrfacher Hinsicht ein besonde-
rer Forschungsgegenstand. In den Modellversuchen vor der Installation der IFD wur-
den durchaus bemerkenswerte Vermittlungsziffern erzielt, die offensichtlich heute nicht 
mehr erreicht werden. Es stellt sich die Frage, ob das Instrument IFD noch optimiert 
werden kann. Nach Auffassung der BIH ist eine Fortentwicklung bereits mit der Über-
gabe der Strukturverantwortung und der Straffung des Angebots in Gang gesetzt wor-
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den (Beule/Deusch/Schartman 2008). Unklar ist u.E. aber wie die Arbeitsagenturen 
und Grundsicherungsstellen die Dienste in die Vermittlungstätigkeit einbinden. Bieten 
die IFD eine Möglichkeit, den durch den Organisationsumbau der Agenturen verbun-
denen Verlust an Reha-Fachberatern zu kompensieren und insbesondere auch die 
Beratungsarbeit der Grundsicherungsstellen in Reha-Fragen zu unterstützen 
(Rauch/Dornette 2007, 2009)? Diese und andere Fragen lassen sich u.E. am ehesten 
als Prozessanalyse konzipieren. Ob und wie die Wirkung von Beratungs- und Vermitt-
lungsleistungen bei gleichzeitigem Einsatz von vermittlungsunterstützenden Eingliede-
rungszuschüssen geprüft werden kann, muss im Rahmen der methodischen Konzepti-
on noch eingehend diskutiert werden. Die Wirkungsanalyse stellt auf jeden Fall eine 
besondere Herausforderung dar. Unter forschungsstrategischen und -praktischen Ge-
sichtspunkten müsste auch in Betracht gezogen werden, dass die IFD in der Struktur-
verantwortung der Integrationsämter stehen. Es stellt sich damit die Frage der Akzep-
tanz und Einbindung der zuständigen Stellen. 
 
Mögliche Evaluationsfragestellungen 
• Unter Implementationsgesichtspunkten stehen vor allem die Allokation von Kun-
den zum Integrationsfachdienst sowie die konkrete Leistungserbringung im Mittel-
punkt. 
• Wann schalten die Agenturen für Arbeit und die Grundsicherungsstellen die IFD 
ein? Welche Vermittlungsversuche wurden zuvor durch die eigenen Vermittlungs-
dienste unternommen? 
• Unter welchen Umständen wird entschieden, ob die Einbeziehung über eine Be-
auftragung nach § 46 SGB III (früher: § 37 SGB III alt) oder als Vermittlungsauftrag 
nach § 113 Abs. 2 SGB IX erfolgt?  
• Wann wird ein Vermittlungsgutschein ausgegeben? Wie gut funktioniert die Einlö-
sung des Vermittlungsgutscheins? Welche Friktionen ergeben sich bei der Einlö-
sung?  
• Wie erbringen die Integrationsfachdienste die Vermittlungsleistung? Wie betreiben 
sie das Betreuungs- und Vermittlungsgeschäft?  
• Welche Abgrenzungsprobleme haben IFD zu ihren Aufgaben der Begleitung am 
Arbeitsplatz?  
• Wie ist die kooperative Beziehung zwischen Agenturen für Arbeit bzw. Grundsi-
cherungsstellen und den IFD? 
 
Unter Wirkungsgesichtspunkten stehen die folgenden Fragen im Raum,  
• Ob und um wie vieles effektiver ist die Vermittlung durch den IFD im Vergleich zur 
Vermittlung durch die Agentur?  
• Was sind die Ursachen für dieses Ergebnis? Was fördert, was begrenzt die Entfal-
tung der Wirkung? 
Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben 56 
Schröder/Knerr/Wagner: Endbericht 
 
4 Methodische Anforderungen, Vorbehalte und Ansatzpunkte 
Auf der Grundlage der gesichteten Forschungsliteratur zu den Reha-Leistungen nach 
dem dritten und zweiten Gesetzbuch und den skizzierten Forschungsfragen gilt es nun, 
ein tragfähiges Konzept für die Evaluation dieser Leistungen zur entwickeln. Bevor das 
Forschungsdesign konkretisiert wird, wollen wir in diesem Kapitel zunächst eine Reihe 
von Grundfragen und Voraussetzungen diskutieren. Es geht dabei zunächst um die 
Frage, warum ein kausalanalytisches Wirkungskonzept erforderlich ist. Anschließend 
werden die Schwierigkeiten einer kausalanalytischen Untersuchung von Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben dargelegt und Ansatzpunkte für die Lösung dieser Fragen 
aufgezeigt. 
 
4.1 Möglichkeiten und Grenzen von Monitor- und Verbleibsuntersuchun-
gen 
Die Literaturrecherchen haben gezeigt, dass die Erfolgskontrolle mittels Monitoring und 
nachgehenden Verbleibsstudien eine gängige Praxis von Leistungserbringern und wis-
senschaftlichen Begleitforschungen ist. Monitoring bildet in der Regel die Basis für die 
kontinuierliche Überwachung der Programm- und Maßnahmedurchführung. Es dient 
der Nachsteuerung meist anhand bestimmter Richtwerte oder Normgrößen (z.B. Ab-
brecherquoten, strukturelle Zusammensetzung der Teilnehmer, Länge der Maßnahmen 
usw.). Verbleibsuntersuchungen sind insofern eine Variante von Monitoring, indem sie 
über das Ende der Maßnahme hinaus den Verbleib von Maßnahmeteilnehmern fokus-
sieren (z.B. Übergang in Erwerbstätigkeit, ausbildungsadäquate Beschäftigung, 
Verbleib in Arbeitslosigkeit). Monitoring und Verbleibsuntersuchungen mögen zwar für 
die Steuerung von Vorhaben interessant sein, aber für die Messung von Nettoeffekten 
und der Effizienz der beruflichen Rehabilitation sind sie unzureichend. Dies lässt sich 
beispielhaft an den Absolventennachbefragungen der Berufsförderungswerke de-
monstrieren. 
Zwischen den Leistungserbringern und der Bundesagentur für Arbeit als Träger der 
Rehabilitation wird bereits seit mehreren Jahren ein Dissens darüber ausgetragen, in 
welchem Maße die beruflichen Reha-Maßnahmen die angezielte Wirkung erreichen. 
Getrieben durch das Gebot der sparsamen Mittelverwaltung konstatieren Vertreter des 
Kostenträgers eine unzureichende Effektivität und Effizienz der erbrachten Leistungen. 
Auf welcher Datenbasis diese Bewertungen beruhen, ist angesichts fehlender Wir-
kungsanalysen und der eingangs dargelegten, völlig unzureichenden Erkenntnislage 
allerdings nicht so recht einzuordnen. 
Auf der Gegenseite verweisen die Leistungserbringer auf ihre Absolventenbefragungen 
und die dort gemessenen hohen Erwerbsquoten. Diese Erhebungen sind in der Regel 
als Zweijahresnachbefragungen, bei einigen Einrichtungen sogar als Einjahres- und in 
Ausnahmen auch als Wiederholungsbefragung nach mehreren Jahren (vgl. u.a. Bei-
derwieden 2001; LWL-Berufsbildungswerk Soest 2009) angelegt. Die Erhebungen die-
nen dem Leistungsnachweis und der Qualitätssicherung der Einrichtungen. Den so 
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ermittelten Anteil von 60 bis 70 Prozent Erwerbstätigkeit der Absolventen zwei Jahre 
nach Abgang aus dem Berufsbildungs- bzw. Berufsförderungswerk interpretieren die 
Einrichtungen als Erfolg ihrer Ausbildung bzw. Umschulung. 
Für die Verwaltungspraxis sind diese Nachbefragungen sicherlich ein sinnvolles und 
vergleichsweise einfach zu handhabendes Regelinstrument. Der Vorteil liegt in dem 
hohen Erfassungsgrad der Absolventen und der Möglichkeit, die Erwerbstätigkeit bis 
an den aktuellen Rand abzubilden. Auch die Regelmäßigkeit der Berichtszeiträume 
und die Fortschreibung der Ergebnisse ist eine Stärke dieses Monitorsystems. Bei 
konstanter Messung sind die Verbleibsquoten ein Proxy für die Erwerbssituation der 
Absolventen. Für die Qualitätssicherung der Einrichtungen ist das Instrumentarium 
sicherlich hilfreich, zumal wenn die Möglichkeiten mehrdimensionaler Analysen ausge-
reizt werden. Diese Funktionsfähigkeit ist u.E. auch der Grund dafür, dass sich die 
Kostenträger der beruflichen Reha (Bundesagentur für Arbeit, Rentenversicherung und 
Unfallversicherung) im Grundsatz auf den Einsatz von Absolventennacherhebungen 
(„Berliner Fragebogen“) als Regelinstrument für das Monitoring verständigt haben. 
Für die Erfolgskontrolle i.S. von Wirkung und Effizienz von Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben sind die Nacherhebungen allerdings nur bedingt verwendbar: 
• Verbleibsanalysen sind reine Zeitpunktbetrachtungen. Sie geben den Status einer 
Person zu einem Zeitpunkt x nach erfolgreichem Abschluss einer Reha-
Maßnahme an. Es wird lediglich geprüft, ob zu diesem Zeitpunkt das Kriterium Er-
werbstätigkeit erreicht ist. Die Verbleibserhebungen geben keine Information über 
den Verlauf bis zu diesem Zeitpunkt. Die reine Zeitpunktbetrachtung kann lediglich 
die Feststellung über einen Status treffen, sie erlaubt jedoch keine Erklärung, wa-
rum eine Wirkung eintritt oder eben auch nicht eintritt. Diese statische Betrachtung 
übersieht, dass eine Person mehr oder weniger zufällig gerade einen bestimmten 
Erwerbsstatus hat. Die Dynamik der Statusänderung, der Weg in einen Status 
(Erwerbstätigkeit, Arbeitslosigkeit, Krankheit, Rente, Nichterwerbstätigkeit) und 
auch die Nachhaltigkeit werden mit dieser Betrachtung nicht abgebildet. 
• Die Verbleibsanalysen erfolgen nur anhand der „erfolgreichen“ Abgänger aus den 
Einrichtungen. Abbrecher aus Maßnahmen sind in der Beobachtung nicht inbegrif-
fen. 
• Die Verbleibsanalyse bildet keine Wirkungsanalyse im engeren Sinne, weil sie den 
Nettoeffekt der Reha-Maßnahme auf diesem Wege nicht bestimmen kann. Um 
diesen Effekt abbilden zu können, ist ein Vergleich mit Personen erforderlich, die 
nicht gefördert oder mittels einer anderen Reha-Maßnahme gefördert wurden. Zur 
Bestimmung dieses Delta sind Kontrollgruppen erforderlich. 
• Die Nacherhebungen erlauben keinen Wirkungsnachweis zu alternativen Maß-
nahmen (alternative Treatments). So bleibt die Frage der Kostenträger unbeant-
wortet, ob kürzere Maßnahmen, teilstationäre, teilqualfizierende und andere kos-
tengünstigere Angebote dieselbe Wirkung erzielen können. 
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Nacherhebungen haben als Monitor für Verwaltungszwecke sicherlich eine wichtige 
Funktion. Für Effektivitätsbewertungen fehlen allerdings die erforderlichen Kontroll-
gruppen, um Kausalitäten und Nettoeffekte zu schätzen. Somit fehlen auch für Kosten-
Nutzen-Analysen die erforderlichen Parameter. 
 
4.2 Mikroökonometrische Wirkungsanalysen zur Messung von Nettoef-
fekten 
Für die Analyse von Kausalwirkungen der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
und die Berechnung ihrer Nettoeffekte ist ein experimenteller oder quasi-
experimenteller Untersuchungsansatz erforderlich. Ausgehend von den Grundlagenar-
beiten von Rubin (1974; 1977) und Heckman (Heckman/Hotz 1989; Heck-
man/LaLonde/Smith 1999) hat sich in den zurückliegenden zwanzig Jahren eine leis-
tungsfähige mikroökonometrische Wirkungsforschung zur Erfolgsmessung in der Ar-
beitsmarktpolitik entwickelt (vgl. u.a. Brinkmann/Hujer/Koch 2006; Fitzenber-
ger/Speckesser 2000; Lechner 2001; Smith 2000). 
Im Zentrum des ökonometrischen Ansatzes steht die Ermittlung des kausalen Effekts 
einer Maßnahme (Treatment) auf eine Zielgröße (Kriterium). Es wird dabei berechnet, 
wie stark sich durch die Teilnahme an einer Maßnahme die Wahrscheinlichkeit verbes-
sert, einen angestrebten Zielzustand (z.B. Erwerbstätigkeit, Abgang aus Arbeitslosig-
keit) zu erreichen. Bezogen auf die Bewertung beruflicher Rehabilitation wäre zu prü-
fen, ob die eingesetzten Leistungen zu einer Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsle-
ben führen. Um den Effekt, der ausschließlich auf die Intervention zurückzuführen ist, 
gegenüber anderen Wirkungsfaktoren zu isolieren, muss die beobachtete Veränderung 
beim Zielkriterium (z.B. Übergang in Erwerbstätigkeit) mit der kontrafaktischen Situati-
on, nämlich keine Teilnahme an einer Maßnahme (Gesamtwirkung) oder an einer an-
deren Maßnahme (relative Wirkung) verglichen werden. 
Das fundamentale Problem der Evaluation besteht nun darin, dass eine Person entwe-
der Teilnehmer einer Maßnahme oder aber Nichtteilnehmer ist. Potenzielle Effekte der 
Maßnahmeteilnahme können also nicht individuell bei ein und derselben Person beo-
bachtet werden. Eine Lösung dieses Dilemmas liegt nun darin, den Maßnahmeeffekt 
als durchschnittlichen Effekt für eine Gruppe von Teilnehmern und Nichtteilnehmern zu 
schätzen (ATT – Average Effect of Treatment on the Treated). Für diesen Zweck kön-
nen allerdings nicht einfach zwei Durchschnittswerte von Teilnehmern und Nichtteil-
nehmern verglichen werden. Beide können sich hinsichtlich beobachtbarer und unbeo-
bachteter Eigenschaften systematisch unterscheiden (Selektionsproblem). Wirken die-
se systematischen Unterschiede ebenfalls auf das Erreichen des Zielzustands, würde 
im Extremfall die Wirkung fälschlicherweise der Maßnahme zugeschrieben, obwohl sie 
durch diese intervenierenden Faktoren mit verursacht, möglicherweise sogar maßgeb-
lich beeinflusst sind. 
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Eine Möglichkeit, solche Selektionsprobleme auszuschalten, sind Experimente mit ei-
ner zufallsgesteuerten Zuweisung in die Teilnehmer- und die Nichtteilnehmergruppe. 
Solche randomisierten Studien sind allerdings streng unter rechtlichen und ethischen 
Gesichtspunkten zu bewerten. Rechtlich wie auch ethisch wäre nicht zu rechtfertigen, 
wenn durch eine experimentelle Anordnung einem Teil der förderberechtigten behin-
derten Menschen der Zugang zu Leistungen am Arbeitsleben vorenthalten würde. Auf 
experimentellem Wege ist u.E. die generelle Wirkung beruflicher Reha-Leistungen 
nicht nachweisbar. Anders ist die Frage zu bewerten, wenn zwei gleichrangige Maß-
nahmealternativen oder -varianten, z.B. in Modellversuchen, gegeneinander geprüft 
werden. Bei solchen Versuchen sind u.E. die rechtlichen und ethischen Ansprüche der 
betroffenen Personen nicht eingeschränkt. Der experimentelle Test von Maßnahmeal-
ternativen löst allerdings nicht die grundsätzliche Frage nach der Wirksamkeit der LTA 
im Allgemeinen. 
Die Alternative bilden Wirkungsanalysen von Programmen, bei denen keine Zufallszu-
ordnung der Teilnehmer (Randomisierung, echtes Experiment) möglich sind. Sie legen 
ein quasi-experimentelles Design zugrunde. Selektionsprobleme versucht man dabei 
durch verschiedene ökonometrische Modelle zu bewältigen, die eine Selektion beob-
achtbarer Variablen modellieren (Matchingansätze, Regressionsanalyse) sowie durch 
Modelle, die auch eine Selektion bezüglich unbeobachtbarer Variablen berücksichtigen 
(Differenz-von-Differenzen-Schätzer, ökonometrische Selektionsmodelle) (Heckman/ 
Lalonde/Smith 1999; Fitzenberger/Speckesser 2000; Smith 2000). Wie bei einem Ex-
periment versucht man die Vergleichbarkeit dadurch herzustellen, dass zu der Gruppe 
der Maßnahmeteilnehmer (Treated) eine Kontrollgruppe (Controls) gesucht wird, die in 
ihren entscheidenden Merkmalen mit denen der Teilnehmergruppe vergleichbar ist. 
Dieser Matchingprozess kann entweder durch Eins-zu-eins-Zuordnung (Statistische 
Zwillinge) erfolgen oder als Konditionierung auf die Teilnahmeneigung, die aus den 
Merkmalen ermittelt wird (Propensity-Score-Matching) (vgl. u.a. Smith 2000:352f, Fit-
zenberger/Speckesser 2000; Hujer/Wellner 2000). 
 
4.3 Vorbehalte und Anforderungen an das Untersuchungsdesign 
Das ökonometrische Wirkungsmodell ist nicht zuletzt nach den erheblichen Anstren-
gungen, die Prozessdaten der Bundesagentur für Arbeit für diese Zwecke nutzbar zu 
machen, und nach der bemerkenswerten Weiterentwicklung der Evaluationsmethodik 
im Zuge der Hartz-Evaluationen und der Wirkungsforschung des IAB das dominante 
Paradigma der Erfolgskontrolle geworden. Das heißt jedoch nicht, dass es wider-
spruchslos angenommen wird. Insbesondere Vertreter der Reha-Wissenschaften zitie-
ren heute noch gerne die grundlegende Kritik, wie sie von Blaschke und Plath promi-
nent vorgetragen wurde. Mit Hinweis auf die fehlende Zielklarheit, unsicheres Ursache-
Wirkungs-Wissen sowie Schwierigkeiten, die Teilnehmer-, Maßnahme- und Kriteriums-
heterogenität zu kontrollieren, stellten diese beiden Autoren in Frage, dass Arbeits-
marktpolitik mittels mikroökonometrischer Konzepte evaluiert werden kann. Wegen der 
zu erwartenden Heterogenität gerade bei behinderten und gesundheitlich einge-
Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben 60 
Schröder/Knerr/Wagner: Endbericht 
 
schränkten Menschen stehen sie Wirkungsanalysen in diesem Feld äußerst kritisch 
gegenüber (vgl. u.a. Blaschke et al 1992; Blaschke/Plath 1994; Blaschke/Plath 2000; 
Blaschke/Plath 1997; Plath/Blaschke 2002). 
Viele Vorbehalte und Kritikpunkte, die von den beiden Wissenschaftlern vorgetragen 
wurden, sind u.E. durch die Weiterentwicklung der Methodologie und die heute verfüg-
baren Daten gegenstandslos oder zumindest relativiert worden. Aus unserer Sicht gibt 
es gute Gründe, die Grundidee einer quasi-experimentellen Wirkungsanalyse für Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben beizubehalten und mögliche Schwächen des 
Konzepts durch entsprechende Datenzugänge, Analysemethoden, Spezifikationen der 
Variablen und multimethodische Datenquellen aufzufangen. Allerdings sind die Anfor-
derungen an das Evaluationsdesign höher als bei den Evaluationen zur Arbeitsmarkt-
politik im Allgemeinen. Wir möchten die kritische Auseinandersetzung mit dem ökono-
metrischen Ansatz zum Ausgangspunkt nehmen, die Anforderung an ein wirkungsana-
lytisches Modell für die Evaluation von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zu 
diskutieren. 
 
4.3.1 Wirkungskriterium und Zielheterogenität 
In ihren kritischen Stellungnahmen zum mikroökonometrischen Wirkungskonzept be-
mängeln Blaschke und Plath, dass in vielen Wirkungsstudien als einziges Erfolgskrite-
rium die Wiederaufnahme von Erwerbstätigkeit gesetzt werde. Sie bemängeln, dass 
damit der Zielzustand nicht ausreichend operationalisiert sei. So müsse beispielsweise 
das Kriterium „Erwerbstätigkeit“ differenziert betrachtet werden nach der Qualität der 
Erwerbstätigkeit (Art und Höhe des Einkommens, Verwertung in einer Maßnahme er-
worbener Qualifikationen, Anbindung an alte Qualifikationen usw.) oder nach der Dau-
erhaftigkeit der Eingliederung (Nachhaltigkeit). Sie halten es auch für erforderlich, die 
Wirkung von Maßnahmen hinsichtlich gesellschaftlicher Zielgrößen zu prüfen. So the-
matisieren sie die Notwendigkeit, die Zielgröße „Integration/Teilhabe“ als explizites Ziel 
anzulegen und machen einen Vorschlag für eine entsprechende Operationalisierung 
(Plath/Blaschke 1999). Nicht zuletzt bezweifeln die beiden Autoren, dass es einen un-
mittelbaren Wirkungszusammenhang von Qualifizierung und beruflicher Wiedereinglie-
derung überhaupt geben könne. Die Qualifizierung verbessere im Idealfall nur mittelbar 
die Handlungskompetenzen der Person. Die Wirkung auf die Arbeitsmarktchancen sei 
eher indirekter Natur. Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme wirke nämlich 
als entsprechendes Signal an Arbeitgeber, wodurch sich die Attraktivität des Bewer-
bers erhöhe. Insofern bestehe nur ein indirekter Wirkungszusammenhang zur durchge-
führten Maßnahme und sage wenig über den Erfolg der Maßnahme als solche aus 
(Blaschke/Plath 2000). 
Diese kritische Auseinandersetzung gibt einen Anstoß, die Zielkriterien für die Evalua-
tion von LTA gemäß drittem und zweitem Sozialgesetzbuch zu explizieren. In den 
Grundsätzen wird dort festgestellt: Leistungen zur Förderung der Teilhabe am Arbeits-
leben können für behinderte Menschen erbracht werden, „die wegen Art oder Schwere 
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der Behinderung erforderlich sind, um ihre Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu verbes-
sern, herzustellen oder wiederherzustellen und die Teilhabe am Arbeitsleben zu si-
chern“ (§ 97 Abs. 1 SGB III). Rechtlich-normativ werden dort zwei miteinander verbun-
dene Ziele definiert. Eine Beurteilung (Evaluation) von LTA sollte im Idealfall beide Zie-
le prüfen können: 
• Wird durch die eingesetzten Leistungen die Leistungsfähigkeit von behinderten 
Menschen erhalten, verbessert bzw. (wieder-)hergestellt? 
• Wird die Teilhabe am Arbeitsleben erzielt? Konkret: Werden behinderte Menschen 
aufgrund der LTA (wieder) erwerbstätig resp. bleiben erwerbstätige Rehabilitanden 
erwerbstätig? 
 
Ein zentrales Ziel der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und damit aus unserer 
Sicht auch das vorrangige Zielkriterium für die Maßnahmeevaluation ist die Integration 
des behinderten Menschen in den Arbeitsmarkt. Letztlich müssen die Reha-Leistungen 
dazu führen, dass behinderte Menschen (wieder) eine Erwerbstätigkeit aufnehmen. 
Insofern trägt auch der Vorbehalt nicht, dass kein unmittelbarer Zusammenhang zwi-
schen einer Maßnahme und dem Outcome „Erwerbstätigkeit“ bestehe. In einer Ziel-
Mittel-Relation setzen die Agenturen für Arbeit und die Grundsicherungsstellen LTA 
ein, um damit das Ziel der Teilhabe zu erreichen. Genau diese Arbeitshypothese prüft 
auch die Wirkungsanalyse. 
Der Weg zur Teilhabe am Arbeitsleben mag eine gewisse Zeit und eine Kombination 
von Leistungen in Anspruch nehmen, grundsätzlich muss er aber irgendwann dorthin 
führen können. Mit dieser Interpretation steht in Einklang, dass Leistungen zur Teilha-
be am Arbeitsleben erst als abgeschlossen gelten, wenn eine entsprechende Be-
rufseinmündung erfolgt ist. 
Nach den Intentionen des Neunten Sozialgesetzbuchs ist die Teilhabe zur Arbeit ein 
Kernelement der sozialen Teilhabe behinderter Menschen. Unter diesem Gesichts-
punkt ist durch die Wirkungsanalyse nicht nur die (Wieder-)Aufnahme einer Erwerbstä-
tigkeit ein Zielkriterium, sondern auch die Ausgestaltung dieser Erwerbstätigkeit. Zu 
beantworten ist im Idealfall auch, 
• ob die Beschäftigung mittels Eingliederungszuschüssen gefördert oder ungefördert 
ist; 
• ob nach der beruflichen Rehabilitation ein ausreichendes Einkommen erzielt wird; 
• wie groß der Abstand zu den Einkommen nicht behinderter Arbeitnehmer ist; 
• wie viele Stunden die neue Tätigkeit umfasst; 
• ob die neue Erwerbstätigkeit befristet oder unbefristet ist; 
• ob neu erworbene und/oder alte Berufsqualifikationen verwertet werden können. 
 
Diese ergänzenden Zielgrößen erlauben eine Beurteilung, ob und welche der einge-
setzten Leistungen zu einer optimalen Platzierung der Rehabilitanden auf dem Ar-
beitsmarkt führen. 
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Bei der Festlegung der Zielkriterien kann es sinnvoll sein, neben dem Erreichen der 
Teilhabe am Arbeitsleben ergänzende Zielgrößen in Abhängigkeit von dem betrachte-
ten Instrument zu setzen. So steht z.B. bei den berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahmen und bei der Ausbildungsförderung chronologisch betrachtet zunächst die er-
folgreiche Eingliederung in eine Berufsausbildung im Fokus und erst im weiteren Ver-
lauf die Teilhabe im Arbeitsleben. 
Ein entscheidender Gesichtspunkt bei der Zielgröße „(Wieder-)Aufnahme einer Be-
schäftigung“ ist die Nachhaltigkeit. Sinnvoll ist eine Nachhaltigkeitsperspektive von 24 
Monaten, weil dann in der Regel vermittlungsunterstützende Leistungen (z.B. Einglie-
derungszuschüsse) auslaufen. Ideal wäre eine Nachhaltigkeitsbetrachtung von 48 Mo-
naten bei Qualifizierungsmaßnahmen, weil erst in dieser mittelfristigen Perspektive der 
Effekt von qualifizierenden Maßnahmen besonders prägnant wird (vgl. dazu u.a. 
Schneider/Uhlendorff 2006:478). 
Neben der Teilhabe am Arbeitsleben beinhaltet der eingangs zitierte § 97 SGB III als 
eine Zielsetzung von LTA, den Erhalt, die Verbesserung bzw. (Wieder-) Herstellung der 
Leistungsfähigkeit von behinderten Menschen. Im Idealfall erweist sich die Leistungs-
fähigkeit durch eine Integration in Beschäftigung. Dieser Übergang hängt allerdings 
nicht allein vom Leistungsvermögen des behinderten Menschen ab. Regionale, saiso-
nale und konjunkturelle Einflüsse können die Arbeitsmarktchancen beeinflussen. Ar-
beitsmarktengpässe gehen in der Regel zu Lasten Behinderter und vermeintlich Leis-
tungsbeeinträchtigter. Geringe Übergangswahrscheinlichkeiten in eine Erwerbstätigkeit 
sind in solchen Wirtschaftszyklen weniger der durchgeführten Maßnahme oder einem 
Mismatch von Arbeitskraftnachfrage und -angebot anzulasten als der globalen Ange-
bots-Nachfrage-Relation. U.E. ist es für eine ausgewogene Erfolgskontrolle der LTA 
sinnvoll, auch das zweite Ziel, die Verbesserung der beruflichen Leistungsfähigkeit, als 
Zielkriterium der Wirkungsanalyse zu prüfen. Dieses Kriterium ist zwar mittels Pro-
zessdaten nicht abzubilden, wohl aber im Rahmen eines Surveys. Es gibt zwei aktuelle 
Muster, wie dieses Kriterium gemessen werden könnte. Eines dieser Instrumente bildet 
die Messung von beruflichen Handlungskompetenzen. Im Rahmen der Studie „Arbei-
ten und Lernen im Wandel (ALWA)“ werden Grundqualifikationen (Lesen und Mathe-
matik) von Erwerbstätigen mittels eines standardisierten Tests gemessen (Klei-
nert/Matthes/Jacob 2008). Die Testergebnisse werden als Kennwerte eines RASCH-
Modells den Survey- und den Prozessdaten der Stichprobe von Arbeitnehmern und 
Arbeitslosen zugespielt. Durch Wiederholungsmessungen lässt sich der Kompetenz-
zuwachs per Leistungstest ermitteln. In Hinblick auf die Evaluation von Teilhabeleis-
tungen muss allerdings kritisch geprüft werden, ob die dort abgebildeten Dimensionen 
für die Zielgruppe der Rehabilitanden und Schwerbehinderten sinnvoll sind. Zudem ist 
der bei ALWA verwendete Test nur gegen erhebliche Lizenzgebühren verfügbar. Über-
tragbar scheint uns allerdings die zugrundeliegende Idee. Auch im Rahmen der Evalu-
ation von beruflichen Qualifizierungen als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
könnte mit einer Eingangsmessung und einer zweiten Messung nach Abschluss der 
Maßnahme die angezielte Leistungsverbesserung gemessen werden. Es wäre zu prü-
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fen, ob durch die IAB-Grundlagenstudie Vergleichswerte für nicht behinderte Arbeit-
nehmer zur Verfügung stehen. 
Als zweites Muster zur Messung der Leistungsfähigkeit käme auch das Konzept der 
„Beschäftigungsfähigkeit“ in Frage, das im Rahmen der § 6c-Evaluation von Apel und 
Fertig (2007) vorgelegt und im Rahmen der Wirkungsanalyse von Untersuchungsfeld 3 
modifiziert angewendet wurde (ZEW/IAQ/tns Emnid 2008, S. 75ff.). Dieses Konzept 
greift seit geraumer Zeit verwendete Skalen zur Flexibilität von Arbeitnehmern und zum 
Suchverhalten auf. Obwohl einige dieser Skalen eine prognostische Gültigkeit für die 
spätere Aufnahme der Erwerbstätigkeit haben, ist dieses Konstrukt u.E. noch nicht 
ausreichend für die beabsichtigten Zwecke spezifiziert. 
Obwohl die beiden genannten Instrumente für den Einsatz in Rahmen der Evaluation 
von LTA nicht unmittelbar einsetzbar sind, ist allerdings die dahinter stehende Grund-
idee sinnvoll. Es geht darum, ein Instrumentarium zu entwickeln oder zu adaptieren, 
mit dem der Fortschritt der Leistungsentwicklung abgebildet werden kann und dies in 
eine Erhebung zu integrieren. 
Hinter dem im SGB III explizit formulierten Ziel der Teilhabe am Arbeitsleben steht er-
gänzend auch das allgemeinere Ziel des SGB IX, behinderten Menschen Hilfestellun-
gen für ein selbstbestimmtes Leben und zur Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu 
geben (§ 1 SGB IX). Dieses Teilhabeziel wird in Verbindung mit den Leistungsgeset-
zen der zuständigen Träger verfolgt. Konkret auf das SGB III und das SGB II bezogen 
heißt dies: Es werden Leistungen der Arbeitsförderung und der Grundsicherung einge-
setzt, mit dem Ziel, die Teilhabe, speziell aber die Teilhabe am Arbeitsleben (§ 4 Abs. 
 1 Satz 3 SGB IX) zu verbessern. Auch wenn diese allgemeine Zielstellung über den 
engeren Kanon des Dritten Sozialgesetzbuchs hinausgeht, empfehlen wir, dieses Krite-
rium zu verwenden. Damit kommt man zum einen den Intentionen der Behindertenpoli-
tik entgegen und entspricht auf der anderen Seite der Zielsetzung der „sozialen Stabili-
sierung“, die auch dem SGB II zugrunde liegt. Die Messung der Zielerreichung erfolgt 
am sinnvollsten im Rahmen eines Surveys. Plath und Blaschke (1999) machen einen 
konkreten Vorschlag, wie die soziale Integration innerhalb und außerhalb des Betriebs 
gemessen werden könnte. 
 
4.3.2 Selektivität der Teilnehmer beim Zugang 
Ein grundlegendes Problem der Wirkungsanalyse besteht in der Selektivität der Zu-
gänge in die zu evaluierenden Programme. So ist bei Erstellung eines Evaluationsde-
signs für die LTA an erster Stelle zu beachten, dass Teilnehmer nicht zufällig zu einer 
Maßnahme kommen, sondern durch Dritte (z.B. Berater, Vermittler, Ärzte, Fallmanager 
usw.) in eine Maßnahme „hinein beraten“, geschickt oder dafür empfohlen werden. 
Diese Zuordnung erfolgt nach allen Erfahrungen aus der Praxis nicht rein zufällig, son-
dern anhand von Regeln, Vorgaben, Handlungsprogrammen, Prioritätensetzungen der 
beratenden Agentur oder individuellen Entscheidungsprämissen von Beratern. In ihrer 
fundamentalen Kritik an der ökonometrischen Wirkungsforschung äußern Blaschke 
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und Plath (2000:470) die empirisch gesättigte Vermutung, dass diese Zuweisungspro-
zesse in Maßnahmen entlang von Wirtschaftlichkeitserwägungen, Arbeitsmarktbedin-
gungen und vom Vermittler (subjektiv) erwartetem Maßnahmeerfolg gesteuert werden. 
Sie mutmaßen deshalb eine unbeobachtete Heterogenität zwischen Teilnehmern und 
Nichtteilnehmern, die sich nicht in Prozessdaten niederschlägt und deswegen in der 
Wirkungsanalyse unberücksichtigt bleibt. Korrelieren diese Selektionsprozesse hoch 
mit dem Zielzustand, dann führt die Zugangsselektivität zu entsprechend falschen Wir-
kungseinschätzungen. 
Die Frage der Zugangsselektivität stellt u.E. eine nicht zu vernachlässigende Größe bei 
der Wirkungsforschung zu Teilhabeleistungen dar. Wie im ersten Kapitel zur Rechtsla-
ge dargelegt wurde, liegt eine Behinderung im Sinne des § 19 SGB III vor, wenn eine 
gesundheitliche oder behinderungsbedingte Beeinträchtigung die Wahrscheinlichkeit 
einer Erst- oder Wiedereingliederung so weit mindert, dass ohne eine arbeitsmarktpoli-
tische Maßnahme eine Eingliederung in den Arbeitsmarkt nicht zu erwarten wäre. Vor-
aussetzung für die Teilnahme an LTA ist die Feststellung der Behinderung nach 
§ 19 SGB III. In diesem Vorgang wird eine Beeinträchtigung aufgrund einer Erkrankung 
oder Behinderung auf der Grundlage eines arbeitsmedizinischen resp. arbeitspsycho-
logischen Gutachtens durch den Vermittler ausdrücklich rechtsverbindlich festgestellt. 
Von einer zufälligen Zuordnung von Treated und Untreated kann also schon aufgrund 
des Verfahrens nicht die Rede sein. Die möglichen Selektionsstufen werden anhand 
der folgenden Prozessschritte deutlich: 
Das Erkennen von behinderungsbedingten Vermittlungshemmnissen. Die Aner-
kennung als beruflicher Rehabilitand setzt zunächst einmal voraus, dass Vermittler 
oder Arbeitslose selber erkennen, dass eine schwerwiegende Beeinträchtigung der 
Gesundheit oder eine Behinderung die berufliche Integration so erschweren, dass eine 
gezielte Intervention erforderlich ist. Dies setzt entsprechende Sensibilität und Erfah-
rungen voraus, die Bedeutung entsprechender Einschränkungen richtig einzuordnen 
und den Anerkennungsprozess einzuleiten. Eine aktuelle Studie des IAB stützt die 
Hypothese, dass dieses Erkennen von Handlungsbedarf von der Qualifikation und Er-
fahrung der Vermittler abhängt (Rauch/Dornette 2007, 2009). 
Die Initiierung des Anerkennungsverfahrens durch den Vermittler. Es liegt im Er-
messen und in der Beratung des Vermittlers, ob er ein Verfahren einleitet oder dem 
Betroffenen ggf. eine andere Vorgehensweise vorschlägt. Bei diesem Prozessschritt 
sind ebenfalls subjektive Komponenten, möglicherweise auch angebotssteuernde Me-
chanismen auf Agenturebene im Spiel. Außerdem trägt offensichtlich die Vehemenz, 
mit der ein Kunde eine entsprechende Untersuchung bzw. Berücksichtigung der Beein-
trächtigung einfordert, dazu bei, ob ein Anerkennungsverfahren eingeleitet wird7. 
 
 
7 Im Rahmen des wissenschaftlichen Fachbeirats zu RehaFutur berichtet anlässlich eines Workshops die Gruppe der 
Rehabilitanden über ihre teils erheblichen Schwierigkeiten, den Anspruch auf Rehabilitation durchzusetzen (Arbeitspa-
pier RehaFutur). 
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Die Begutachtung durch Arbeitsmediziner bzw. Arbeitspsychologen der BA er-
folgt anhand intersubjektiv prüfbarer Standards. Der Befund wird nach ICD-10 (DIMDI 
2008) und ICF-Standards (vgl. u.a. WHO 2005, DIMDI 2005) festgehalten. Dabei wer-
den nicht nur die körperlichen, kognitiven oder mentalen Beeinträchtigungen festge-
stellt, sondern auch die damit verbundenen sozialen Einschränkungen der Teilhabe 
behinderter Menschen8. Als Ergebnis unterscheidet das Gutachten systematisch zwi-
schen förderungsbedürftigen und nicht förderungsbedürftigen Sachverhalten. 
Die Entscheidung über die Anerkennung als behinderter Mensch i.S. des Geset-
zes erfolgt durch die zuständigen Vermittler bzw. Reha-Berater auf der Grundlage des 
Gutachtens. Damit wird der Förderbedarf nach § 19 SGB III festgestellt und die Art des 
Förderbedarfs (allgemeine vs. besondere Leistungen §§ 96ff SGB III) entschieden. 
Nach unserem Kenntnisstand ist das Prinzip der zufälligen Zuordnung in die Treat-
mentgruppe und die Gruppe der nicht Geförderten vermutlich eher nicht gegeben. Die 
Prozessbeschreibung verdeutlicht, dass der Allokationsprozess für LTA der Dreh- und 
Angelpunkt für die Selektion der Teilnehmer ist. Wie die Anerkennung im Einzelnen 
erfolgt, welche Umstände und Bedingungen dabei eine Rolle spielen und wie es kon-
kret zu einer Zuordnung zu den allgemeinen und besonderen Leistungen kommt, ist 
empirisch weitgehend ungeklärt. Der Selektionsprozess bedarf u.E. einer genaueren 
Untersuchung im Rahmen von Implementationsuntersuchungen, damit er in den Mo-
dellen der Wirkungsanalyse und bei der Bildung von Kontrollgruppen in angemessener 
Weise berücksichtigt werden kann. 
 
4.3.3 Teilnehmerheterogenität 
Unter dem Aspekt der Teilnehmerheterogenität wird das Problem diskutiert, dass beo-
bachtete und unbeobachtete Unterschiede zwischen den Teilnehmern Einfluss auf den 
Erfolg eines Programms oder einer Intervention haben können. Personen mit günstige-
ren Voraussetzungen durchlaufen die Maßnahme erfolgreicher und erzielen auch ei-
nen höheren Integrationserfolg. Für die Wirkungsanalyse besteht das Problem darin, 
dass sich Teilnehmer und Nichtteilnehmer in Merkmalen unterscheiden können, die 
durch die vorliegenden Daten, in der Regel sind es Geschäftsdaten, nicht kontrolliert 
werden können. So können beispielsweise Unterschiede in der Art der Erkrankung und 
Behinderung, in der beruflichen Vorgeschichte, in der Persönlichkeit oder im Umfeld 
des Teilnehmers liegen, die in den Daten nicht oder nicht ausreichend dokumentiert 
sind. Bleiben diese Unterschiede innerhalb der Teilnehmergruppe und im Verhältnis 




8 ICF ist insofern eine multidimensionale Kodierung, die der WHO-Definition von Behinderung entspricht. 
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Befunde einer Querschnittuntersuchung über die Beendigung von Arbeitslosigkeit bei 
schwerbehinderten Menschen stützen in der Tat die Hypothese, dass die Integrations-
chancen ganz wesentlich auch von Merkmalen der Behinderung bzw. der gesundheitli-
chen Einschränkung abhängen. Die Analyse zeigte, dass die Wiedereingliederungs-
chancen wie bei nicht behinderten Arbeitnehmern von Faktoren wie Alter, Qualifikation 
und Intensität des Suchverhaltens abhängen. Darüber hinaus wirken allerdings auch 
behindertenspezifische Faktoren. Vor allem die Art der Behinderung und der gesund-
heitliche Status bilden die wichtigsten Einflussfaktoren für die Wiedereingliederung in 
Arbeit (Schröder/Steinwede 2004). Damit korrespondieren auch die deskriptiven Er-
gebnisse. Im Vergleich zu beruflich wieder eingegliederten Abgängern aus Arbeitslo-
sigkeit weist der Bestand der Arbeitslosen einen höheren Anteil körperlich und psy-
chisch beeinträchtiger Menschen auf. Der Anteil von mehrfach behinderten Menschen 
ist doppelt so hoch wie bei den beruflich wieder Integrierten. Unterschiedlich sind zwi-
schen den erfolgreich wieder Eingegliederten und den in Arbeitslosigkeit Verbliebenen 
auch die Zugangsgründe in Arbeitslosigkeit. Während die wieder Eingegliederten eher 
über betriebliche oder saisonale Ursachen in die Arbeitslosigkeit gerieten, spielen bei 
den länger im Bestand verharrenden arbeitslosen Schwerbehinderten doppelt so häu-
fig gesundheitliche Gründe eine Rolle beim Zugang in Arbeitslosigkeit. 
Diese Befunde veranlassen dazu, potenziell relevante Wirkfaktoren möglichst vollstän-
dig in einem wirkungsanalytischen Modell zu kontrollieren. Zu diesen Faktoren gehört 
die Bildungs- und Berufsbiographie ebenso wie die medizinische bzw. Behindertenbio-
graphie, die Reha-Biographie und auch die Art und Schwere der Behinderung. 
Die Erwerbsgeschichte lässt sich idealerweise mittels der Integrierten Erwerbsbiogra-
phien (IEB) abbilden. Die Angaben der IEB basieren auf Auszügen aus den Prozess-
daten aus dem Statistiksystem der BA, die pseudonymisiert9 als einzelfallorientierte 
Konten (Ereignisse) vorliegen. Sie sind für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung 
aufbereitet und werden nach einem entsprechenden Datenschutzantrag nach 
§ 75 SGB X vollständig anonymisiert gegen entsprechende datenschutzrechtliche Auf-
lagen befristet für Auswertungszwecke zur Verfügung gestellt. Die IEB reichen bei vie-
len Merkmalen bis Anfang der neunziger Jahre zurück. Sie bilden damit eine entschei-
dende Grundlage für die Abbildung der Berufsbiographie (vgl. dazu auch Abschnitt 
4.3.6). 
Die Bildungsbiographie ist dagegen nur rudimentär aus den Prozessdaten zu gewin-
nen. Dieses Merkmal wird man im Rahmen eines Surveys erheben müssen. Da die 
berufliche Position eine hohe Korrelation zum Bildungsniveau aufweist, reicht es bei 
der Analyse der beruflichen Wiedereingliederung möglicherweise aus, sich ausschließ-
lich auf die Daten aus der Erwerbsgeschichte zu stützen, um die Teilnehmerheteroge-
nität zu kontrollieren. 
 
 
9 „Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und anderer Identifikationsmerkmale durch ein Kennzeichen zu dem 
Zweck, die Bestimmung des Betroffenen auszuschlie0en oder wesentlich zu erschweren“ (§ 3 Abs. 6a BDtSchG). 
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Entscheidender ist u.E. die Heterogenität, die aus der Art und Schwere der Behinde-
rung bzw. Erkrankung erwächst, zu kontrollieren. Diese beiden Faktoren haben nicht 
nur den größten Einfluss auf die Zuweisung in eine allgemeine oder eine besondere 
Maßnahme (Selektionsfrage), sondern auch auf den erfolgreichen Abschluss einer 
Maßnahme (Tews 1986) und das Erreichen der Zielkriterien (Verbesserung der Leis-
tungsfähigkeit, Integration in Erwerbstätigkeit). 
Die verlässlichste Quelle zur Beschreibung dieser beiden Merkmale ist sicherlich das 
medizinische bzw. arbeitspsychologische Gutachten. Die ärztlichen Gutachter der 
Bundesagentur für Arbeit dokumentieren dies standardisiert mittels des ICD-10 (Inter-
national Statistical Classification of Deseases and Related Health Problems)10 sowie 
des ICF (International Classification of Functioning, Disabilities and Health11). Der ICD-
10 ist eine internationale Standardklassifikation für Diagnosen, die vor allem für Zwe-
cke der Gesundheitsberichterstattung, die epidemiologische Beobachtung von Krank-
heiten und des Gesundheitsmanagement verwendet wird. Die differenzierte, vierstelli-
ge Form umfasst rund 9.000 Diagnoseschlüssel. Sie sind zu 232 Gruppen und diese 
wiederum zu 21 Kapiteln zusammengefasst. 
In der Familie der Krankheitsklassifikationen wird die morbiditäts- und mortalitätsbezo-
gene Klassifikation des ICD-10 durch eine behinderungsbezogene Klassifizierung, den 
ICF ergänzt. Die ICF-Codierung erfolgt auf der Basis eines bio-psychosozialen Mo-
dells, das nicht nur organisch-funktionale Defizite der behinderten Personen be-
schreibt, sondern auch die damit verbundenen Aspekte der sozialen Partizipation. Das 
Klassifikationssystem ist somit multidimensional angelegt und bringt sowohl die Fähig-
keiten als auch die Einschränkungen der begutachteten Personen zum Ausdruck. Die 
Einschränkung der Teilhabe wird als Wechselwirkung zwischen den gesundheitlichen 
Problemen einer Person und ihrer Umwelt gesehen. 
Bestünde bei einer Wirkungsanalyse die Möglichkeit, die Heterogenität der Teilnehmer 
bezüglich ihrer Behinderung bzw. Einschränkungen mittels ICD-10 und ICF abzubilden 
und damit im Modell zu kontrollieren, wäre ein entscheidender Schritt zur Lösung der 
Teilnehmerheterogenität getan. Dieses Ziel muss allerdings den Schutz der betroffe-
nen Personen wahren. Die personenbezogene Weitergabe dieser medizinischen Daten 
an externe Evaluatoren unterliegt dem besonderen Schutz durch § 76 SGB X in Ver-
bindung mit § 203 StGB (vgl. Info-Box). Im Regelfall bedarf die Übermittlung der aus-
drücklichen, schriftlichen Zustimmung der Betroffenen. Eine entsprechende Vor-
Prüfung beim zuständigen Fachreferat des BMAS hinsichtlich der Nutzung des ICF 
weist allerdings ausdrücklich darauf hin, dass bei Auswertungen mittels eines vollstän-
 
 
10 Die von der WHO koordinierte Klassifikation wird in Deutschland durch DIMDI herausgegeben (vgl. u.a. DIMDI 2005, 
2008) 
11 Die WHO gibt die „International Classification of Functioning, Disabilities and Health“ (ICF) seit Mai 2001 heraus. In 
Deutschland wird die „Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit“ von DIMDI und 
dem WHO-Kooperationszentrum für das System Internationaler Klassifikationen veröffentlicht. 
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dig anonymisierten Datensatzes der § 76 SGB III nicht einschlägig ist, die Auswertung 
also auch unter Umständen ohne eine Erklärung des Betroffenen durchgeführt werden 
kann. 
 
Datenschutzrechtliche Einschätzung bzgl. Weitergabe von ICF-Kodierungen (Quelle: BMAS) 
„Die Übermittlung der ICF-Kodierung, Schwerbehinderteneigenschaft und der Reha-Maßnahmen an den 
externen Auftragnehmer durch die BA ist nur zulässig, soweit eine gesetzliche Übermittlungsbefugnis 
vorliegt (§ 67d Abs. 1 SGB X). Für Forschungsvorhaben enthält § 75 SGB X eine spezielle Übermitt-
lungsbefugnis. Aber auch hier gilt der Grundsatz des Vorrangs der Einwilligung (§ 75 Abs. 1 
Satz 2 SGB X). Eine Ausnahme von diesem grundsätzlichen Einwilligungserfordernis besteht nur dann, 
wenn die Einholung der Einwilligung unzumutbar ist oder der Zweck der Forschung oder Planung auf 
andere Weise nicht erreicht werden kann. Allein der mit der Einholung der Einwilligung verbundene hohe 
Verwaltungsaufwand, reicht hierfür aber in der Regel nicht aus (Hauck/Noftz, SGB X zu § 75, Rn.  33). Ob 
eine Ausnahme vorliegt, die die Einholung der Einwilligung entbehrlich macht, muss im konkreten Einzel-
fall entschieden werden. Im Rahmen von Forschungsvorhaben ist § 67b Abs. 3 SGB X zu beachten, der 
eine Ausnahme vom Schriftformerfordernis für die Einwilligung enthält. Zudem muss bei einer Übermitt-
lung nach § 75 SGB X dargelegt werden, dass für das Forschungsvorhaben ein Personenbezug der Da-
ten erforderlich ist, da ansonsten der Forschungszweck auch auf andere Weise, beispielsweise mit ano-
nymisierten Daten, erreicht werden kann. Die Daten sind nach § 67c Abs. 5 Satz 3 SGB X spätestens 
dann zu anonymisieren, wenn dies nach dem Forschungs- oder Planungszweck möglich ist.  
Daneben enthält § 76 SGB X weitere Zulässigkeitsvoraussetzungen, soweit besonders schutzwürdige 
Sozialdaten betroffen sind. Jedenfalls die ICF-Kodierung, die der ärztliche Dienst bei Begutachtung nach 
Reha-Antragstellung vornimmt, dürfte dem besonderen Schutz des § 76 SGB X unterfallen. Ob dies auch 
für Schwerbehinderteneigenschaft und der Reha-Maßnahmen gilt, kann daher dahinstehen. In diesen 
Fällen ist eine Übermittlung nur unter den Voraussetzungen zulässig, unter denen der Arzt selbst (oder 
eine andere in § 203 Abs. 1 und 3 StGB genannte Person) übermittlungsbefugt wäre. Es bedarf also einer 
strafrechtlichen Offenbarungsbefugnis. Hierfür kommen lediglich die Einwilligung des Betroffenen, eine 
gesetzliche Mitteilungspflicht oder eine rechtfertigende Interessenabwägung nach § 34 StGB in Betracht. 
Die beiden letztgenannten Alternativen scheiden – nach bisheriger Kenntnislage – aus, so dass auch nach 
§ 76 SGB X eine Einwilligung erforderlich ist. Die Ausnahmeregelung des § 76 Abs. 1 Nr. 1 SGB X dürfte 
ebenfalls nicht einschlägig sein, da es sich bei dem Forschungsvorhaben gerade nicht um eine Aufgabe 
der BA handelt. 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass nach § 75 SGB X ggf. die Möglichkeit besteht vom 
Einwilligungserfordernis abzusehen, nach § 76 SGB X aber eine Einwilligung erforderlich ist. Im Falle der 
Anonymisierung der Daten wäre § 76 SGB X nicht einschlägig. Ob das Forschungsvorhaben mit anony-
misierten Daten durchgeführt werden kann, kann von hier aus nicht beurteilt werden. 
Soweit eine Einwilligung erforderlich ist, muss diese als höchstpersönliche Erklärung bei jeden einzelnen  
Betroffenen eingeholt werden. Nach § 67d Abs. 2 SGB X trägt die übermittelnde Stelle die Verantwortung 
für die Zulässigkeit der Übermittlung, so dass vorliegend die Einwilligungen von der BA eingeholt werden 
müsste.“ 
 
Die Verwendung von Merkmalen zu Art und Schwere der Behinderung mittels ICD und 
ICF muss datenschutzrechtlich vor dem Kontext der beabsichtigten Auswertungen 
bzw. Erhebungen, der Anonymisierung der Daten und den Forschungsalternativen 
bewertet werden. Der im Folgenden gemachte Vorschlag wurde noch nicht abschlie-
ßend geprüft. Es ist sinnvoll, zwischen zwei Verwendungskontexten klar zu differenzie-
ren. 
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Verwendung als anonymisierte Daten 
Folgt man der datenschutzrechtlichen Einschätzung des BMAS, so ist eine Auswertung 
von ärztlichen Klassifikationen aus der Begutachtung des ärztlichen Fachdienstes ohne 
eine Einwilligung der Betroffenen im Einzelfall möglich, wenn dies im Zusammenhang 
mit anonymisierten Daten erfolgt. Die Prozessdaten, die für die Zwecke der Evaluation 
von LTA zugrunde gelegt werden sollen, sind in dieser Hinsicht anonymisiert.12 Die 
Daten sind in zweifacher Hinsicht verschlüsselt. Die Bundesagentur für Arbeit hält die 
Prozessdaten mit einem Pseudonym, das keinen unmittelbaren Bezug der Kunden-
nummer und den Adressdaten der Personen trägt. Darüber hinaus tragen die Daten-
sätze, die nach einem entsprechenden Antrag auf Verwendung von Sozialdaten nach 
§ 75 SGB X für wissenschaftliche Forschung verfügbar gemacht werden, wiederum 
eine neue, synthetische Nummerierung. Außerdem sind die Personenmerkmale zum 
Teil zu Gruppen zusammengefasst. Die dahinter stehenden Personen sind für den 
wissenschaftlichen Nutzer nicht mehr bzw. nur mit einem unverhältnismäßigem Auf-
wand an Zeit, Kosten und Arbeit bestimmbar. Da den BA-externen Wissenschaftlern 
zudem das erforderliche Zusatzwissen und auch der Zugriff sowohl auf die Klarnamen 
als auch auf die Pseudonymisierungen fehlt, ist eine Re-Anonymisierung faktisch aus-
geschlossen. 
Für die datenschutzrechtliche Freigabe der ärztlichen Klassifikationen ICD-10 und ICF 
für diesen anonymisierten Datensatz spricht auch, dass beide Merkmale nicht in der 
differenzierten Form verwendet werden sollen. Die Merkmale der Erkrankung bzw. 
Behinderung lassen sich anonymisieren, indem die äußerst differenzierten Codes 
durch Aggregierung zu Gruppen verändert werden.13 So ist es für die Zwecke der be-
absichtigten wissenschaftlichen Auswertungen ausreichend, das Merkmal Behinderung 
nach ICD nur auf der obersten Aggregatebene der 21 Kapitel zu verwenden.14 Je nach 
Verteilungen der Behinderungen sind ggf. auch Zusammenfassungen zu acht bis zehn 
Gruppen denkbar: z.B. Lernbehinderungen, Sinnesbehinderungen (der Augen, des 
Gehörs und der Sprachorgane), psychische Behinderungen, Einschränkungen der kör-
perlichen Beweglichkeit (ohne Rollstuhlbindung), körperliche Behinderungen mit Bin-
dung an einen Rollstuhl, Erkrankung der inneren Organe und Tumorerkrankungen, 




12 „Anonymisieren ist das Verändern personenbezogener Daten derart, dass die Einzelangaben über persönliche oder 
sachliche Verhältnisse nicht mehr und nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeits-
kraft einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden können“ (§ 3 Abs. 6 BDSG). Vgl. 
dazu auch den Kommentar von Damman in Simitis 2006: S. 310ff 
13 Zum Verändern von Daten und die Anonymisierung mittel Aggregierung vgl. Damman in Simitis 2006: S. 297ff, 312 
14 Im Vergleich dazu sei angemerkt, dass das Statistische Bundesamt für die Gesundheitsberichterstattung auf der 
Grundlage der dreistelligen Codierung mit 1.681 Positionen bzw. mittels der Europäischen Kurzform arbeitet (vgl. u.a. 
Statistisches Bundesamt 2008) 
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Und auch bezüglich des ICF wäre es für die beabsichtigten Analysen ausreichend und 
sinnvoll, die Informationen zu gruppieren. Die Kurzform des ICF hält z.B. allein 114 
Codes für die Klassifikation von Körperfunktionen und 118 Codes für die Klassifizie-
rung von Aktivitäten und Partizipation in der Kurzversion bereit. Eine Anonymisierung 
wäre durch das Zusammenfassen von Merkmalsgruppen zu erzielen. So wäre es sinn-
voll, eine Ebene der Cluster von Beeinträchtigungen (mental, körperliche usw.) mit dem 
jeweiligen Schweregrad der Beeinträchtigung in einem Cluster für die Analysen zu 
verwenden.  
Beide Codes, ICD-10 wie auch der ICF werden so weit aggregiert, dass von konkreten 
Defiziten der Einzelfälle auf Gruppen mit vergleichbaren Problemlagen abstrahiert wird. 
Die stark aggregierten Angaben heben deutlich von der sehr viel tiefer differenzierten 
Codierung ab, sind aber für die Prüfung und die statistische Kontrolle der Teilnehmer-
heterogenität völlig ausreichend. Unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten wür-
den die personenbezogenen Angaben durch eine Gruppierung der Art der Behinde-
rung und die Indizierung der Teilhabemöglichkeiten derart verändert, dass von einer 
Anonymisierung gesprochen werden kann. Die Anonymisierung würde bei der BA er-
folgen bevor eine Übergabe zusammen mit den übrigen ausgewählten IEB-Daten auf 
der Grundlage eines Antrags nach § 75 SGB X erfolgen kann. U.E. ist bei Verwendung 
von anonymisierten Daten und bei Anwendung des beschriebenen Verfahrensablaufs 
der § 76 SGB X nicht einschlägig. Die Auswertung könnte u.E. ohne Zustimmung der 
Betroffenen erfolgen. 
Bei der datenschutzrechtlichen Abwägung spielt immer auch die Frage nach möglichen 
Alternativen eine Rolle. Als einzige denkbare Alternative wären die Vermerke der Re-
ha-Berater und Vermittler ins Auge zu fassen. Auch bei der Dokumentation des Ver-
waltungshandelns gilt es den Schutz der beratenen Personen zu wahren. Die Reha-
Berater und -vermittler, denen für die Entscheidung der Anerkennung einer Behinde-
rung nach § 19 SGB III das ärztliche bzw. psychologische Gutachten vorliegt, dürfen 
dieses aus gutem Grunde nicht in den operativen Daten verankern. Um den Fall steu-
ern zu können und auch ihre Entscheidungen zu dokumentieren, legen die Vermitt-
lungsfachkräfte in VerBIS einen Beratungsvermerk über das Auswertungsgespräch mit 
dem Kunden an. Dieser Text ist als Freitext angelegt und beinhaltet neben Hinweisen 
auf die Vermittlungsproblematik Aussagen über die vereinbarten weiteren Schritte. 
Diese Vermittlerangaben sind nach unserer Einschätzung für die beabsichtigten Analy-
sen allerdings nicht hinreichend. Sie dienen in erster Linie der Hilfeplanung bzw. Ein-
gliederungsvereinbarung und geben zu wenig Aufschluss über die Art oder Schwere 
der zugrundeliegenden Behinderung. Die Abfassung der Texte ist zudem vom Verlauf 
des Auswertungsgesprächs und der sprachlichen Darstellungsmöglichkeit der Vermitt-
ler geprägt. Eine Auswertung der Beratungsvermerke scheidet somit als Grundlage für 
die Abbildung von Teilnehmerheterogenität aus. Es gibt keine erkennbare Alternative 
zur Verwendung der ärztlichen Angaben. 
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Verwendung von nicht-anonymisierten Stichprobendaten 
Den zweiten, genau so wichtigen Kontext, unter dem die datenschutzrechtliche Frage 
der Nutzung von ärztlichen Angaben zu diskutieren ist, bildet die Durchführung von 
Befragungen im Zusammenhang mit der Evaluation von LTA. Für den Zweck von Be-
fragungen gilt es eine Stichprobe von Teilnehmern und Kontrollpersonen zu ziehen. 
Die Erhebung setzt voraus, dass die Namen und Anschriften der Personen dieser 
Stichprobe dem Erhebungsinstitut offenbart werden. 
Die Stichprobenziehung erfolgt in Abstimmung mit dem IAB. Die datenschutzrechtliche 
Grundlage bildet eine Antragstellung und Bewilligung nach § 75 SGB X. Um den Da-
tenschutz sicher zu stellen, hat sich folgendes Verfahren bei arbeitsmarktpolitischen 
Evaluationen bewährt. Auf der Basis der anonymisierten Prozessdaten (einschl. der 
gruppierten ICD-10- und ICF-Angaben) nimmt das durchführende Forschungsinstitut 
das erforderliche Matching von Treatment- und Kontrollgruppen vor. Für jene Fälle, die 
befragt werden sollen, werden die laufenden synthetischen Nummern des Prozessda-
tensatzes an das IAB übergeben. Dort liegt der Schlüssel mit dem ein Rückbezug zu 
den Verwaltungsdaten der BA hergestellt werden kann. Diese Schlüsselliste wird im 
IAB treuhänderisch verwaltet. Aus den Verwaltungsdaten werden dann für die Stich-
probenfälle der Name, die Anschrift sowie vorhandene Telefonnummern entnommen. 
Das Forschungsinstitut erhält ausschließlich die für die Erhebung erforderlichen Ad-
ressdaten. Angaben über die Personen und speziell auch Angaben zur Behinderung 
dürfen nicht mit übergeben werden. Auch eine Verknüpfung mit den anonymisierten 
Prozessdaten ist nicht zulässig. Die Adressdaten werden deshalb mit einer neuen lau-
fenden Nummer und in anderer Reihenfolge geliefert. So wird der Bezug zwischen 
anonymisierten Daten und Adressangaben aufgehoben. Eine Re-Anonymisierung wür-
de einen unverhältnismäßig hohen Aufwand voraussetzen und kann faktisch als aus-
geschlossen gelten. 
Für die Zwecke der geplanten Auswertungen und die Wirkungsanalyse ist es deshalb 
notwendig, alle erforderlichen Angaben unmittelbar bei den befragten Personen selber 
zu erfragen. Im Rahmen des informationellen Selbstbestimmungsrechts entscheidet 
jede Person selber darüber, welche Informationen sie geben möchte. Im Zusammen-
hang mit der Erhebung kann sie natürlich auch ihr Einverständnis geben für die Offen-
barung von Verwaltungsdaten und die Verknüpfung mit den Befragungsdaten. In die-
sem Zusammenhang wäre prinzipiell auch eine Einverständniserklärung für die Über-
gabe von ärztlichen Angaben möglich. 
Die Befragung bietet allerdings auch eine Möglichkeit, die erforderlichen Merkmale zur 
Art oder Schwere der Behinderung sowie zum aktuellen Gesundheitsstatus unmittelbar 
selber zu erheben. Eine Einordnung in die Art der Behinderung kann von den Befrag-
ten relativ problemlos angegeben werden. Dies wurde in verschiedenen Untersuchun-
gen bereits praktiziert. Der aktuelle Gesundheitszustand und speziell das psychische 
Befinden wird ebenfalls in Befragungen mittels validierter Skalen (z.B. SF 36) gemes-
sen. Auch den Grad der Einschränkung, die eine Behinderung oder chronische Erkran-
kung mit sich bringt, lässt sich prinzipiell valide und zuverlässig in Surveys messen. 
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Beispielhaft dafür ist die validierte Norwegian Function Assessment Scale 
(Østeras/Brage 2007). 
Die Ausführungen verdeutlichen, dass u.E. eine Bewertung von Wirkungszusammen-
hängen für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nicht daran scheitern muss, dass 
die Teilnehmerheterogenität unzureichend abgebildet wird. Unbestritten ist allerdings, 
dass die Hürden für die datenschutzrechtliche Erklärung der erforderlichen Personen-
merkmalen bzw. die Erhebung dieser Merkmale im Rahmen einer Befragungen höher 
sind als bei herkömmlichen arbeitsmarktpolitischen Evaluationen. 
Abschließend sei noch eine Anmerkung zur Zielgruppe der schwerbehinderten Men-
schen ergänzt. Einige Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sind ausschließlich 
oder ergänzend auch für schwerbehinderte Menschen vorgesehen. Es handelt sich vor 
allem um Leistungen an Arbeitgeber (z.B. Eingliederungszuschüsse nach 
§§ 218f SGB III, Ausbildungszuschüsse nach § 235a Abs.1 SGB III, Probebeschäfti-
gung nach § 238 SGB III). Der Einsatz dieser Instrumente setzt keine Anerkennung der 
Behinderung im Sinne des Dritten Sozialgesetzbuches voraus. Die Frage der Teilneh-
merheterogenität, wie sie oben für die behinderten Menschen i.S. des § 19 SGB III 
diskutiert wurden, stellt sich für die Zielgruppe der schwerbehinderten Menschen ana-
log. Ein zentraler Befund der Studie von Schröder und Steinwede (2004) ist, dass die 
Übergangswahrscheinlichkeit von Arbeitslosigkeit in Erwerbstätigkeit wesentlich von 
der Art der Schwerbehinderung und dem aktuellen Gesundheitszustand abhängt. 
Die Anerkennung einer Schwerbehinderung erfolgt auf Antrag der Betroffenen durch 
die regional zuständigen Versorgungsämter. Die Prüfung und Anerkennung erfolgt idR. 
auf der Basis vorgelegter Akten und Atteste. Zusammen mit dem Bescheid über eine 
Anerkennung wird ein Schwerbehindertenausweis ausgestellt, der die Anerkennung 
und den Grad der Behinderung (GdB) zum Ausdruck bringt. Im Vermittlungsprozess 
machen die Betroffenen eine Selbstangabe über diese Merkmale. Diese Angaben wer-
den im Beratungssystem VerBIS dokumentiert und sind analog - zu den oben skizzier-
ten Verfahren – unter datenschutzrechtlich kontrollierten Bedingungen nutzbar. 
Bei der Verwendung dieser Merkmale gibt es allerdings einen entscheidenden Unter-
schied hinsichtlich der Güte der Merkmale für die Evaluation von LTA zu berücksichti-
gen. Anders als bei der Anerkennung einer Behinderung im Sinne des § 19 SGB III 
erfolgt die Begutachtung und Anerkennung der Schwerbehinderung nicht nach einem 
berufsfunktionalen Konzept. Der festgestellte Grad der Behinderung sagt insofern we-
nig über die berufliche Leistungsfähigkeit einer Person aus. Dieses Merkmal hat ent-
sprechend nur einen begrenzten prognostischen Gehalt für die Arbeitsfähigkeit und die 
Integrationschancen am Arbeitsmarkt. Entscheidender ist, dass Arbeitgeber den GdB 
oftmals als Indikator für die Leistungsfähigkeit missverstehen (Signalizing) und ihn bei 
ihrer Entscheidung über eine Neubeschäftigung berücksichtigen. 
Als Konsequenz aus den dargestellten Sachverhalten ist dringend angeraten, die Art 
und/oder Schwere der Behinderung wie oben bereits dargestellt im Rahmen eines Sur-
vey zu messen, weil die entsprechenden Angaben in den Prozessdaten für den Wir-
kungszusammenhang unzureichend sind. Auch die Abbildung der aktuellen physischen 
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und psychischen Gesundheit, die einen besonderen Einfluss auf das Suchverhalten 
und auf die Beschäftigungsfähigkeit hat, sollten in einer Befragung ermittelt und im 
Rahmen der Wirkungsanalyse als Kovariate berücksichtigt werden. 
 
4.3.4 Maßnahmeheterogenität 
Unter dem Stichwort Maßnahmeheterogenität wird der Umstand diskutiert, dass die 
Unterschiede zwischen Maßnahmen hinsichtlich ihres Inhalts, der Dauer oder Qualität 
nicht hinreichend anhand formaler Maßnahmetypen beschrieben sind. Der Einwand, 
der gegen die Verwendung von Maßnahmekategorien erhoben wird, zielt darauf, dass 
Angaben fehlen, die möglicherweise für die erzielte Wirkung entscheidend sind. So sei 
z.B. unklar, ob eine Maßnahme von Beginn an auf ein frühzeitiges Ausscheiden ange-
legt sei. Auch die Art des erworbenen Zertifikats, die Lernbedingungen innerhalb einer 
Maßnahme oder auch die Integration von unternehmensnahen Elementen (Praktika, 
Ausbildung in Unternehmen usw.) seien bei der Verwendung von Maßnahmekatego-
rien ungewiss (vgl. u.a. Blaschke/Plath 2000). 
Die Kritik macht in der Tat auf ein zentrales Problem aufmerksam. Wenn das zu bewer-
tende Treatment eine zu große Heterogenität aufweist, wird die statistisch ermittelte 
Wirkung möglicherweise erheblich unterschätzt. Durch die Reduzierung solcher Vari-
anzen des Treatments werden Effekte deutlicher, unter Umständen treten sie sogar 
erst durch die zusätzliche Drittvariablenkontrolle in Erscheinung. Insofern ist der war-
nende Hinweis, die Maßnahmeheterogenität zu verringern, nicht zu unterschätzen. 
Als die kritische Auseinandersetzung über die Mikroökonometrie in den neunziger Jah-
ren geführt wurde, war die Datenverfügbarkeit noch erheblich eingeschränkter als heu-
te. Die heute in VerBIS dokumentierten Maßnahmen belaufen sich unseres Wissens 
auf mehrere hundert Maßnahmearten, wobei für bestimmte Maßnahmetypen die unter-
schiedlichsten Spielarten verlistet sind. Das Problem besteht insofern eher in der gro-
ßen Differenzierung dieser Angaben. Für eine Analyse gilt es, die Maßnahmen zu rela-
tiv homogenen, vergleichbaren Clustern zusammenzufassen. 
Die Beschreibung und Wirkungsanalyse von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
(LTA) wirft noch ein weiteres Problem der Maßnahmeheterogenität auf. Diese Leistun-
gen sind in der Regel nicht auf eine bestimmte Maßnahme zu reduzieren. Vielmehr 
bilden die LTA in der Regel Förderketten, die im Idealfall individuell am Bedarf des be-
hinderten Menschen gestaltet werden. So können sich Feststellungsmaßnahmen und 
Aktivierungsmaßnahmen, Qualifizierungsmaßnahmen und Maßnahmen zu Unterstüt-
zung der Integration (z.B. Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigung von Vermitt-
lungshemmnissen, Beauftragung von Integrationsfachdiensten) mit der Förderung der 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit (Lohnkostenzuschuss, Eingliederungszuschuss) 
kombinieren. Rechtlich betrachtet gilt eine Leistung zur Teilhabe erst als abgeschlos-
sen, wenn eine Erwerbstätigkeit aufgenommen wurde oder der Bedarfsfall nicht mehr 
gegeben ist. Faktisch wird vermutlich der Reha-Prozess von den Leistungsträgern be-
endet, wenn nach einer Reihe von Maßnahmen und Interventionen keine Erwerbstätig-
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keit erreicht wurde. Innerhalb des Zeitraums zwischen dem Eintritt als Rehabilitand und 
dem Austritt, also der Löschung des Eintrags und der Dokumentation des Beendi-
gungsgrunds, können die unterschiedlichsten Kombinationen von Maßnahmen auftre-
ten. 
An dieser Stelle besteht ein elementares Erkenntnisdefizit über typische Reha-
Verläufe, mögliche Cluster von Leistungen, über die Zeiträume zwischen verschiede-
nen Leistungsteilen sowie über den Beginn und das Ende der Reha-Leistungen. Eine 
angemessene Beschreibung und Wirkungsanalyse von LTA ist jedoch darauf angewie-
sen, hier Klarheit zu vermitteln. Ohne die Analyse dieser Verläufe, ohne die Kenntnis 
von Maßnahmeclustern zu Leistungen und ohne Klärung von zeitlichen Abläufen im 
Reha-Prozess gibt es keine ausreichende Grundlage, einzelne Instrumente wie z.B. 
Qualifizierungsprozesse, Arbeitgeberleistungen oder Vermittlungsleistungen zu unter-
suchen. 
Wir empfehlen deshalb nachdrücklich, das Fundament für die Untersuchung und Be-
wertung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben durch eine Basisstudie zu legen, 
die einerseits die Verläufe anhand von prozessproduzierten Daten analysiert und zum 
anderen anhand von Implementationsanalysen die Vorgehensweise, Umsetzungsfra-
gen, Handlungsmaximen und Einschätzungen der am Reha-Prozess beteiligten Akteu-
re und Institutionen angeht. In Kapitel 5.1 werden wir einen Vorschlag für eine entspre-
chende Basisstudie konkretisieren. 
 
4.3.5 Kontrollgruppenbildung 
Ein zentrales Prinzip der ökonometrischen Wirkungsforschung ist die Bildung von Kon-
trollgruppen. Im Mittelpunkt der Kontrollgruppenbildung steht die kontrafaktische Frage: 
„Was wäre geschehen, wenn keine berufliche Reha stattgefunden hätte?“ Für die Be-
antwortung dieser Frage bedarf es einer Kontrollgruppe, die in den Merkmalen der 
Teilnehmergruppen möglichst identisch sind, jedoch nicht Teilnehmer an dem zu evalu-
ierenden Programm waren. Durch das Konstanthalten möglichst vieler Merkmale von 
Teilnehmer- (Treated) und Kontrollgruppe (Controls) soll die Wirkung intervenierender 
Variablen kontrolliert werden, die den Effekt eines Treatments überlagern könnten. 
Hier genau liegt allerdings auch der Schwachpunkt des Konzepts. Die Annahme, dass 
ein Treated und ein Control identische Eigenschaften haben, steht und fällt mit den 
Beobachtungsdaten (z.B. Geschäftsdaten), die für dieses Matching zur Verfügung ste-
hen. Gibt es neben den beobachteten Merkmalen auch nicht beobachtete Heterogeni-
tät, die einen Einfluss auf den Effekt haben kann, so greift das Konzept zu kurz. Man 
schreibt dann den Effekt fälschlicherweise der beobachteten Maßnahme zu, obwohl er 
möglicherweise durch die nicht beobachteten Ereignisse verursacht wurde. Der umge-
kehrte Fall ist natürlich auch denkbar. Die Wirkung eines Treatments wird unterschätzt, 
weil ein nicht beobachtetes Ereignis negativ auf den eigentlichen Ursache-Wirkungs-
Zusammenhang wirkt. Es kommt also entscheidend darauf an, dass in einem wir-
kungsanalytischen Modell alle potenziell wirksamen Faktoren (und die Randbedingun-
gen) ausreichend spezifiziert sind, um robust den Wirkungsnachweis zu führen. Kritiker 
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des Konzepts stellen in Frage, dass die Bildung von Kontrollgruppen anhand einer sta-
tistisch errechneten Teilnahmeneigung erfolgen kann. Ein elementarer Unterschied 
zwischen Teilnehmern und Nichtteilnehmern bestehe unter anderem in der Motivation 
oder auch der Gelegenheit, eine Maßnahme (z.B. eine Qualifizierung) zu besuchen. 
Dieses unbeobachtete Moment unterscheide beide Gruppen. Eine ex ante durchge-
führte Gruppenbildung habe eben nicht die Stringenz eines Experiments (Blasch-
ke/Plath 2000: 466). 
U.E. muss die Fragen der Kontrollgruppenbildung differenziert diskutiert werden. Zu-
nächst ist eine ganz entscheidende Differenzierung vorzunehmen zwischen Wirkungs-
analysen, die den Gesamteffekt von Leistungen zur Teilhaben am Arbeitsleben schät-
zen, und solchen, die die relative Wirkung von Einzelleistungen im Rahmen von LTA 
im Vergleich zu anderen LTA-Leistungen untersuchen. Beide Arten von Wirkungsana-
lysen legen verschiedene Kontrollgruppendesigns zugrunde. Darüber hinaus ist die 
Frage zu diskutieren, ob und welche Leistungen mittels Experimenten auf ihre Wirkung 
geprüft werden könnten. 
Schätzung von Gesamteffekten von LTA 
Die Evaluation der Gesamtwirkung von beruflicher Rehabilitation bzw. die Förderung 
schwerbehinderter Menschen fußt auf der kontrafaktischen Frage: „Was wäre ohne 
Leistungen zur berufliche Teilhabe mit dem behinderten/schwerbehinderten Menschen 
geschehen?“ Für eine Wirkungsaussage von LTA als Ganzem stellt sich die Kontroll-
gruppenbildung in der Tat als ein zentrales Problem dar. Entscheidend ist die Frage, 
ob es eine Gruppe von Nichtteilnehmern gibt, die zwar dieselben Merkmale wie die 
Teilnehmer aufweisen, aber die Rehabilitationsleistungen bzw. Leistungen für schwer-
behinderte Menschen nicht in Anspruch genommen haben. Hier sind zwei Alternativen 
denkbar: 
• Theoretisch gäbe es eine solche potenzielle Vergleichsgruppe bei Personen, die 
aufgrund ihrer Behinderung oder ihrer eingeschränkten Gesundheit ähnlich beein-
trächtigt sind wie die anerkannten Rehabilitanden, für die aber aus unterschied-
lichsten Gründen (z.B. wegen Nichterkennens, Fehlberatung, Fehlsteuerung) kein 
Anerkennungsverfahren eingeleitet wurde. Ob und in welchem Ausmaß es solche 
Gruppen gibt, ist empirisch völlig unklar. Der Arbeitslosenbestand weist zwar über 
viele Jahre hinweg einen Anteil von rund einem Viertel gesundheitlich beeinträch-
tigter Personen aus. Ob diese aber hinsichtlich ihrer Einschränkung den nach 
SGB III anerkannten Behinderten gleichzusetzen sind, darf bezweifelt werden. Ei-
ne Kontrollgruppenbildung ausschließlich anhand des Merkmals „gesundheitliche 
Einschränkungen“ wäre völlig unzureichend. 
• Die zweite Alternative besteht darin, eine Kontrollgruppe aus anerkannten Rehabi-
litanden zu bilden, deren Anspruch zwar durch die Anerkennung belegt ist, die a-
ber nicht in eine Leistung eingemündet sind. Wirkungsanalytisch ist dabei wesent-
lich, dass dieses Nichtantreten einer Reha-Maßnahme exogen ist, also nicht mit 
den Wirkungsfaktoren korreliert. Endogen, also mit den Wirkungsfaktoren zusam-
menhängend wäre z.B. das Auftreten oder Wiederaufleben einer Erkrankung oder 
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eine fehlende Motivation der Betroffenen zur Teilnahme an der Maßnahme. Es ist 
evident, dass diese endogenen Faktoren eine unmittelbare, meist negative Wir-
kung auf die Zielzustände „Aufnahme einer Erwerbstätigkeit“, „Beschäftigungsfä-
higkeit“ und „soziale Stabilisierung“ haben.  
Im Unterschied dazu sind exogene Gründe unabhängig von den eigentlichen Wir-
kungszusammenhängen einer Maßnahme. So kann z.B. eine Maßnahme seitens 
der Reha-Einrichtung oder einer Agentur abgesagt worden sein, ein Unternehmen 
kann seine Zusage zur Mitwirkung bei den Leistungen zur Teilhabe zurückgezogen 
haben oder die Teilnahme scheiterte an einer unzureichenden finanziellen Absi-
cherung der Familie. Ob es solche Fälle gibt, in denen die Durchführung einer LTA 
aus exogenen Gründen ausgefallen ist, wird von Praktikern unterschiedlich bewer-
tet. Ein Teil betont, dass jeder im Sinne des SGB III anerkannte Rehabilitand einen 
Anspruch auf eine Teilhabeleistung hat. Nach dieser Lesart sei zu erwarten, dass 
früher oder später nach einer erfolgten Anerkennung auch tatsächlich eine ent-
sprechende Leistung erfolgt. Eine andere Fraktion der Praktiker mutmaßt dagegen, 
dass eine Zuweisung in eine Leistung nicht vollständig für alle anerkannten Reha-
bilitanden erfolgt. 
Ob es anerkannte Rehabilitanden gibt, die trotz Anspruchsberechtigung keine Leistung 
zur Teilhabe erhalten, und wie groß dieser Anteil ist, entzieht sich allgemein der Kennt-
nis. Diesen Anteil zu ermitteln, wäre eine wesentliche Funktion für eine bereits ange-
sprochene Basisstudie. Ein Ziel besteht darin, zu ermitteln, ob es eine natürliche Grup-
pe von Nichtteilnehmern gibt, welche die gleichen rechtlichen Voraussetzungen erfüllt 
und weitgehend ähnliche Einschränkungen hat wie die Treatmentgruppe. 
Schätzung von relativen Effekten 
Deutlich einfacher fällt die Kontrollgruppenbildung, wenn es darum geht, nicht den Ge-
samteffekt, sondern die Wirkung einzelner LTA-Instrumente im Vergleich zu anderen 
LTA-Instrumenten abzubilden. Im Mittelpunkt dieser Betrachtung steht die kontrafakti-
sche Frage: „Was wäre geschehen, wenn statt einer Reha-Maßnahme X eine andere 
Reha-Maßnahme Y durchgeführt worden wäre?“ Zur Untersuchung der relativen Wir-
kung einzelner Instrumente zielt der Kontrollgruppenvergleich auf Personen ab, die 
aufgrund ihrer physischen, psychischen und/oder gesundheitlichen Verfassung ver-
gleichbar sind, aber mit unterschiedlichen Leistungen (Förderketten) gefördert wurden. 
Controls wären somit alle Rehabilitanden, die eine andere Leistungskette hatten als die 
im Fokus stehenden Teilnehmer einer bestimmten zu evaluierenden Leistung. Dieses 
Vorgehen entspricht durchaus der Logik anderer arbeitsmarktpolitischer Wirkungsana-
lysen (vgl. dazu u.a. die Wirkungsstudien der Hartz I-III-Evaluation, vgl. u.a. WZB/infas 
2006; IZA/DIW/infas 2006). Die instrumentenspezifische Wirkungsfrage wird damit in 
Relation zu anderen Reha-Leistungen beantwortet. 
Eine Frage nach der relativen Wirkung von alternativen Leistungen richtet sich auch 
auf die unterschiedliche Wirkung besonderer (reha-spezifischer) Maßnahmen im Ver-
gleich zu allgemeinen Maßnahmen. Der Einsatz besonderer Maßnahmen wird mit den 
Erfordernissen des Einzelfalls begründet. Die Zuweisung in eine spezifische Reha-
Maßnahme geht von der Grundannahme aus, dass eine allgemeine Maßnahme, die 
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zusammen mit nicht-behinderten Menschen durchgeführt wird, den Besonderheiten 
des behinderten Menschen im Einzelfall nicht entsprechen würde und der Erfolg der 
beruflichen Reha verwehrt bliebe. Diese Annahme, so plausibel sie auch in Fachkrei-
sen sein mag, steht seit Jahren im Zentrum einer kritischen Auseinandersetzung ins-
besondere der Bundesagentur als Kostenträger und der Reha-Einrichtungen als Anbie-
ter. Den Anstoß dazu gibt nicht zuletzt der ungleich höhere Kostenaufwand für die Art 
und Dauer der Durchführung spezifischer Maßnahmen. Das Dilemma besteht nun dar-
in, dass ein entsprechender Wirkungsnachweis bislang aussteht. Ungeachtet dessen 
wurden – ohne eine entsprechende Evaluation der Wirkung - in den vergangenen Jah-
ren beachtliche Kapazitäten vor allem im Bereich der Berufsförderungswerke abge-
baut. Eine Untersuchung zur Prüfung der relativen Wirkung von spezifischen zu allge-
meinen Maßnahmen, würde diese Auseinandersetzung versachlichen. Idealerweise 
gäbe eine solche Untersuchung auch Antworten auf die Frage, für welche Zielgruppen 
die spezifischen Maßnahmen effektiver sind und für welche die allgemeinen Leistun-
gen angemessener sind. 
In die gleiche Kategorie entscheidungs- und verwaltungsrelevanter Wirkungsuntersu-
chungen fällt die Frage nach der Wirkung einer unterschiedlichen Ausgestaltung von 
Maßnahmen. So ist im Zusammenhang mit der Qualifizierung von Rehabilitanden auch 
die Frage von Belang, ob Maßnahmen unterschiedlicher Dauer auch unterschiedliche 
Wirkungen entfalten. Von besonderem Interesse wäre die Frage, welche Maßnahme-
dauern für welche Zielgruppen jeweils optimal wären. Unter Gesichtspunkten des effi-
zienten Mitteleinsatzes wäre auch die Wirkung von längeren und kürzeren Maßnahmen 
oder die Wirkung von ambulanten Qualifizierungsangeboten gegenüber stationären 
Angeboten von Belang. 
Eine ganz besondere Aufmerksamkeit fände in der beruflichen Rehabilitation auch die 
Frage nach dem richtigen Zeitpunkt für eine Maßnahme. Eine Wirkungsanalyse, die bei 
gleichen Leistungsarten die Effekte eines frühen Zugangs in eine LTA mit denen eines 
späten Zeitpunkts des Zugangs vergleicht, wäre für die Verwaltungspraxis ein Gewinn 
hinsichtlich einer effektiven und effizienten Steuerung. Wird die Maßnahme zu früh 
aufgesetzt, verpasst man möglicherweise die Gelegenheit mit einer allgemeinen, kos-
tengünstigeren Alternative denselben Effekt zu erzielen. Setzt man die Maßnahme 
dagegen zu spät auf, ergeben sich aufgrund der zusätzlichen, sich selbst verstärken-
den Wirkung der Erwerbslosigkeit erhöhte Anstrengungen und Kosten, um noch eine 
Integration zu erzielen. 
Durchführung von Experimenten 
Ein sehr effektives Mittel der Kontrollgruppenbildung sind auch Experimente. Weil an-
spruchsberechtigten behinderten Menschen die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben aus rechtlichen und ethischen Gründen nicht vorenthalten werden können, kann 
per Experiment keine Kontrollgruppe hergestellt werden, die keine Leistungen erhält. 
Experimente werden deshalb auch nicht die Gesamtwirkung von Reha-Leistungen prü-
fen können. Allerdings ist es durchaus sinnvoll, einzelne Leistungen experimentell zu 
prüfen. So können insbesondere bei Maßnahmen mit unbestimmter Wirkung auch al-
ternative Wege der Integration getestet werden. Beispielsweise ist es vielverspre-
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chend, ein alternatives Qualifizierungsmodell zu prüfen, in dem Teile der Ausbildung in 
Unternehmen ausgelagert werden. Die Zuordnung zu einer klassischen Qualifizie-
rungsmaßnahme oder einer alternativen, stärker betrieblichen Ausbildungsvariante 
könnten in den mitwirkenden Agenturen zufallsgesteuert (z.B. durch „elektronischen 
Münzwurf“) erfolgen. Andere Beispiele für solche Experimente sind die Variation von 
Laufzeiten für finanzielle Förderungen, die Variation der Beauftragungsarten für den 
Integrationsfachdienst oder auch die Variation von Lernorten bei Qualifizierungsleis-
tungen (stationär vs. ambulant). 
Durch die zufallsgesteuerte Zuweisung zu Maßnahmevarianten entlasten Experimente 
weitgehend davon, vergleichbare Stichprobenziehungen anhand von a priori gesetzten 
Variablen vorzunehmen. Bei ausreichend großer Fallzahl stellt die Zufallszuordnung in 
der Regel sicher, dass sich die Teilnehmermerkmale in den Experimentalvarianten 
ähnlich sind. Selbstredend muss vor Beginn der Analyse geprüft werden, ob diese Zu-
fallszuordnung tatsächlich bei allen relevanten Variablen funktioniert hat. 
Soziale Experimente in der Integrationspolitik für behinderte Menschen können zwar 
durch die Wissenschaft angeregt werden, eingeleitet werden müssen sie allerdings 
durch die zuständigen Bundesagentur für Arbeit und das BMAS. Wenn seitens des 
BMAS beabsichtigt ist, die Wirkung von Leistungen zur Teilhabe auch experimentell zu 
testen, bedarf es einer abgestimmten Einrichtung von Modellversuchen bzw. Experi-
mentalanordnungen in der Arbeitsverwaltung. Unter Umständen müssen auch die Leis-
tungserbringer (z.B. die Reha-Einrichtungen im Falle von alternativen Qualifizierungs-
maßnahmen) in die Abstimmung mit eingebunden werden. Nur in einer abgestimmten 
Organisation unter Mitwirkung aller beteiligter Stellen lässt sich ein solches Experiment 
kontrolliert durchführen.  
 
4.3.6 Grundriss einer Effizienzanalyse 
Die Vorstudie ist beauftragt, einen Schritt über die Wirkungsbetrachtung hinaus zu ge-
hen und die Möglichkeiten und Grenzen einer Effizienzanalyse aufzuzeigen. Angesicht 
der vielfältigen methodischen Schwierigkeiten, die mit Wirkungsanalysen von Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben verbunden sind, muss sich die Darstellung selbst 
beschränken. Viele Komponenten der Kosten-Nutzen-Betrachtung setzen zunächst die 
Durchführung der Wirkungsbetrachtung voraus. Die Effizienzanalyse steht und fällt 
insofern mit den Lösungen, die für die Wirkungsanalyse gefunden werden. 
In öffentlichen Verwaltungen begegnet man oftmals einem vergleichsweise einfachen 
Modell der Kosten-Nutzen-Analyse. Stark vereinfachend werden die Maßnahmekosten 
mit den eingesparten Transferleistungen gegengerechnet. So wird z.B. für einen erfolg-
reich wieder in Arbeit integrierten Fall ermittelt, in welchem Zeitraum die durch die er-
folgreiche Wiedereingliederung eingesparten materiellen Leistungen die Kosten der 
Eingliederung überschreiten. Die nach diesem Zeitpunkt (Break Even) nicht mehr ver-
ausgabten (fiktiven) Zahlungen werden dann als Einsparungen oder Amortisierung 
verbucht. Dieses Modell verkürzt die Realität. Es ist zu statisch, weil es davon ausgeht, 
Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben 79 
Schröder/Knerr/Wagner: Endbericht 
 
dass ein Maßnahmeteilnehmer die gesamte Zeit über im Status des Leistungsbezugs 
geblieben wäre und unterschätzt, dass zumindest bei einem Teil der Teilnehmer an 
einer Maßnahme Investitionen für eine andere Maßnahme entstanden wären. 
Eine differenziertere Kosten-Nutzen-Rechnung, wie sie für die Evaluierung der Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erwogen wird, muss deshalb den Netto-Effekt der 
Leistungen zugrunde legen. Dieser Effekt erschließt sich nur aufgrund eines wirkungs-
analytischen Effektivitätsvergleichs zwischen Teilnehmern einer Maßnahme mit einer 
entsprechenden Kontrollgruppe. Wesentliche Grundlage für diese Betrachtungen sind 
die Längsschnittverläufe der Teilnehmer- und der Kontrollgruppe mitsamt der erforder-
lichen Angaben über die Kosten für Transferzahlungen und die Durchführung der Leis-
tungen. Sie erlauben einen Vergleich der Teilnehmer- und der Kontrollgruppe hinsicht-
lich der investierten Kosten. Diese Betrachtung berücksichtigt einerseits Personen, die 
zwar keine Integrationsmaßnahme durchlaufen, im Zeitverlauf zum Teil aber wieder in 
Arbeit gehen und aus dem Leistungsbezug herausfallen. Bei anderen Teilen der Kon-
trollgruppen werden dagegen ebenfalls Mittel für alternative Maßnahmen und Leistun-
gen verausgabt, die ebenfalls in Anschlag gebracht werden müssen. Aus der ökono-
metrischen Wirkungsanalyse werden die Parameter für eine fundierte Schätzung ge-
zogen, die für die Effizienzanalyse genutzt werden können. 
Für die Durchführung solcher Effizienzanalysen liegen Muster aus der arbeitsmarktpoli-
tischen Evaluationsforschung vor (vgl. u.a. WZB/infas 2006, Anhang C7; 
Schiel/Schröder/Gilberg 2008, IZA/DIW/infas 2006). Diese Effizienzanalysen sind in 
der Regel als Opportunitätskostenrechnungen angelegt. Für diesen Zweck wird der 
Outcome (die Wirkung) des Programms in Bezug gesetzt zum Input, den eingesetzten 
Mitteln. Im Unterschied zu marktvermittelten Dienstleistungen kann der „Outcome“ je-
doch nicht als erzielter „Erlös“ einer erbrachten Leistung gemessen werden. Auch 
wenn sie Personen wieder in Arbeit zurückführt, erzielt eine Integrationsleistung keinen 
Marktpreis, den man veranschlagen könnte. Auf der anderen Seite reicht es nicht, sich 
bei der Evaluation öffentlich finanzierter Leistungen mit der Feststellung zu begnügen 
kann, dass diese „effektiv“ im Sinne der Erreichung gesetzter Ziele sind. Erwartet wird 
vielmehr eine Aussage darüber, ob diese Zielerreichung in einem angemessenen Ver-
hältnis zum Mitteleinsatz steht. 
Man behilft sich in der Regel damit, keine „echte“ Kosten-Leistungs-Rechnung vorzu-
nehmen, sondern die unterschiedlichen Outputs bei einem gegebenen Input zu bewer-
ten. Die Kosten für erbrachte Leistungen werden in dem Modell dahingehend bewertet, 
ob sie zu Einsparungen bei einer alternativen Verwendung der Gelder für Transferleis-
tungen führen. Bezogen auf die Evaluation von LTA werden die Investitionen in die 
qualifizierenden und beschäftigungsfördernden Leistungen verglichen mit den Ausga-
ben, die durch die Weiterzahlung von Lohnersatzleistungen oder anderer Transferleis-
tungen von beruflich wieder integrierten Teilnehmern entstanden wären. Es geht also 
um den Vergleich einer realen Größe („Wie hoch sind die ausgezahlten Leistungen für 
Teilnehmer einer Maßnahme?“) mit einer fiktiven monetären Größe („Wie viel Leis-
tungskosten hätten an die Teilnehmer gezahlt werden müssen, wenn sie nicht an der 
Maßnahme teilgenommen hätten?“). Im Zentrum der Betrachtung stehen also entgan-
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gene Erlöse im Sinne von (vermutlich) nicht entstandenen Ausgaben für Leistungs-
transfers. Diese stellen den spezifischen „Nutzen“ beschäftigungsfördernder Aktivitäten 
und Maßnahmen dar (Output), der mit den Kosten dieser Aktivitäten und Maßnahmen 
(Input) verglichen werden kann. 
Die vorliegenden Effizienzberechungen aus der arbeitsmarktpolitischen Evaluationsfor-
schung beschränken sich in der Regel auf eine betriebswirtschaftliche Betrachtung. 
Wegen der vergleichsweise kurzen Beoachtungszeiträume werden dort auch meist die 
kurzfristigen Nutzeneffekte modelliert. Bei einer langfristigen Betrachtung, die bei der 
Effizienzbewertung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sicherlich erforderlich 
sind, sollte die Effizienzbetrachtung um volkswirtschaftliche Komponenten erweitert 
werden. So müssten auf der Nutzenseite auch die Einnahmen aufgrund von Abgaben 
der beruflich Integrierten an die Sozialversicherungen und ggf. auch deren Steuerab-
gaben verbucht werden. Insbesondere bei behinderten und schwerbehinderten Men-
schen, bei denen als Alternative zur beruflichen Integration ein Übergang in Früh- oder 
Teilberentung droht, gilt es außerdem die nicht verausgabten Transferleistungen aller 
Kostenträger in das Modell einzubeziehen. 
Wie das Effizienzmodell für die Bewertung von LTA im Detail zu gestalten ist, hängt 
nicht zuletzt von den verfügbaren Daten ab, auf die sowohl die Effektivitäts- als auch 
die Effizienzbewertung fußen werden. Insofern können die Ausführungen an dieser 
Stelle nicht konkreter werden. Allerdings können einige Restriktionen benannt werden, 
die deutlich die Grenzen der Kosten-Nutzen-Analyse aufzeigen: 
• Das skizzierte Modell bewertet nur die Nutzenkomponenten, die aus einer Verkür-
zung der Erwerbslosigkeit von behinderten Menschen und die damit verbundenen 
Einsparungen bei Leistungsverpflichtungen (Opportunitätskosten) erwachsen. Nut-
zen, die sich nicht in monetären Größen darstellen lassen, wie z.B. die Verbesse-
rung der Lebenssituation, die verbesserte soziale Integration und auch die Identität 
stiftende Wirkung von Reha-Leistungen bleiben dabei unberücksichtigt. Sie sind 
nicht in Kosten zu fassen, obgleich sie unter dem Gesichtspunkt der Teilhabe von 
behinderten Menschen entscheidende Ziele des Grundgesetzes und des SGB IX 
sind. Eine Evaluation von LTA kann dem zumindest insofern Rechnung tragen, als 
bei den Zielkriterien die soziale Partizipation berücksichtigt wird und die subjektive 
Bewertung der Lebensumstände bei den empirischen Erhebungen gemessen wird. 
• Eine gravierende Restriktion stellt der verfügbare Beobachtungszeitraum dar. 
Selbst wenn ein Nachbeobachtungszeitraum von zwei Jahren und mehr zur Verfü-
gung stünde, wäre dieses Zeitfenster angesichts der hohen Investitionssummen 
vermutlich noch zu kurz, um bei den lang andauernden Umschulungen den Break 
Even zu beobachten. Langzeitstudien über Weiterbildungen zeigen, dass nach vier 
Jahren die Wirkung der Maßnahme deutlich wird (Schneider/Uhlendorf 2006). 
Vermutlich läuft dem die Effizienz zeitlich noch etwas hinterher. Um diesen Zeit-
punkt zu erschließen, müsste zumindest das Prozessdatenpanel und ggf. auch ein 
Personenpanel (vgl. Abschnitt 5.1) entsprechend lang ausgelegt werden. 
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• Eine dritte Restriktion besteht darin, die Kosten und Nutzen anderer Reha-Träger 
einzubeziehen. Gerade im Feld der Rehabilitation behinderter Menschen können 
über einen längeren Beobachtungszeitraum hinweg außer der Bundesagentur für 
Arbeit auch andere Kostenträger an einem Reha-Fall beteiligt sein. Dies muss 
auch bei der Wirkungsanalyse berücksichtigt werden. Da es bislang keine gemein-
same Plattform für die Verwaltungsdaten gibt, wird man dabei auf die Erhebung im 
Survey angewiesen sein. Für die Kosten-Nutzen-Analyse stellt sich allerdings die 
Schwierigkeit, dass die befragten Personen zwar über mögliche Rentenzahlungen 
u.ä. Transferleistungen der übrigen Träger Auskunft geben können, nicht jedoch 
über deren Förderung für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. 
 
4.3.7 Datengrundlage 
In den vergangenen zehn Jahren hat sich die Datengrundlage, mit der die skizzierten 
Analysen durchgeführt werden können, entscheidend verbessert. Die von Blaschke 
und Plath seinerzeit geführten Argumente waren schwerwiegend in Bezug auf den 
Stand der Prozessdaten in den neunziger Jahren. Zwischenzeitlich hat sich mit der 
Aufbereitung der prozessproduzierten Daten für Forschungszwecke (IEB – Integrierte 
Erwerbsbiographien) und die Verfügbarkeit der Prozessdaten in individuellen Konten 
eine völlig neue Datengrundlage ergeben. Nach aktueller Auskunft aus der Bundes-
agentur für Arbeit sind jüngst auch die wichtigsten Daten aus dem Reha-Verfahren in 
einzelfallorientierten Konten des Statistiksystems eingepflegt worden. Nach überein-
stimmender Aussage verschiedener Ansprechpartner15 gilt es, bei der Verwendung 
dieser Prozessdaten einige Dinge zu berücksichtigen: 
• Im Zuge der Einführung von VerBIS gibt es Brüche mit den alten Datensystemen. 
Bei der Analyse von Zeitreihen kann dies Kompatibilitäts- und Konversionsproble-
me aufwerfen. Es empfiehlt sich deshalb, die Analyse der Reha-Verläufe erst ab 
dem Zeitpunkt der flächendeckenden VerBIS-Einführung aufzusetzen. Empfohlen 
wird der Start ab Juli 2006. 
• Die Leistungen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben sind im Statistiksys-
tem verfügbar. Die reha-spezifischen (i.S. der besonderen) Maßnahmen sind mit 
einer besonderen Maßnahmenummer zu identifizieren. Allgemeine Reha-
Maßnahmen sind in Kombination von allgemeiner Maßnahmenummer mit dem 
Teilnehmermerkmal „Anerkannte Behinderung gem. §19 SGB III“ (Rehabilitand) zu 
identifizieren. 
• Die auf der Website der BA abrufbaren Statistiken über Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben weisen die besonderen Leistungen (gemäß §102 SGB III) aus. 
Eine analoge Auswertung der allgemeinen Leistungen, die für Rehabilitanden er-
 
 
15 Wir danken (in alphabetischer Reihenfolge) Frau Dornette (IAB), Herrn Henkel (BA), Herrn Kaimer (ITM), Herrn 
Müntnich (BA), Frau Rauch (IAB), Frau Ross (IAB), Herrn Ross (BA-Statistik), Herrn Schewe (BA) und Herrn Thomsen 
(ITM) für die äußerst konstruktiven und informativen Gespräche. 
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bracht werden, sind auf Anforderung problemlos durch eine Sonderauswertung zu 
erstellen. 
• Der Zeitpunkt der Anerkennung als Rehabilitand ist genauso abgelegt wie das 
Beendigungsdatum und der Abgangsgrund. Damit ist sowohl der Zeitpunkt t0 als 
auch der Zeitpunkt tn genau markiert. 
• Der Zeitpunkt, zu dem das Begutachtungsverfahren eingeleitet wurde, ist nicht 
hinreichend scharf abgrenzbar. Da das Verfahren nicht durch einen Antrag einge-
leitet wird, ist die Einleitung des Verfahrens in den Daten nicht hinterlegt. 
• Die einzelfallorientierten Konten können unter Wahrung der Pseudonymisierung 
temporär für besondere Auswertungen mit den Integrierten Erwerbsbiographien 
verknüpft werden. 
• Die ICD- und ICF-Codierungen aus der Begutachtung des arbeitsmedizinischen 
bzw. -psychologischen Dienstes sind aus datenschutzrechtlichen Gründen in den 
Routinedaten der Arbeitsverwaltung nicht abgelegt. Sie müssen nach vorheriger 
Aggregierung aus dem System des ärztlichen Dienstes dem wissenschaftlichen 
Datenauszug zugespielt werden. 
 
Auswertungen aus den genannten Prozessdaten stellen immer Sonderauswertungen 
dar, die im Tagesgeschäft der BA nicht routinemäßig anfallen. Bei der Konzeption und 
Budgetierung der Studie gilt es, entsprechende Ressourcen und Kosten einzuplanen. 
Ergänzt werden die rehaspezifischen Daten durch die Integrierten Erwerbsbiographien 
(IEB). Dabei handelt es sich um Daten aus der Maßnahme-Teilnehmer-Historie (MTH), 
der Beschäftigten-Historie (BeH), der Leistungsempfänger-Historie (LeH) und der Ar-
beitsuchenden- bzw. Bewerberangebotsdatei (ASU/BewA). Die Informationen der BeH 
enthalten Informationen über die Entgeltmeldungen (Jahres- und Abmeldungen) der 
Betriebe seit 1990. Die LeH enthält innerhalb der IEB Informationen zu Zeiten des Be-
zugs von Lohnersatzleistungen ab 1990. Mithilfe der erwerbsbiographischen Daten 
lässt sich die Vorgeschichte der Reha-Fälle und auch der weitere biographische Ver-
lauf mittels Sozialversicherungsdaten abbilden. 
Speziell für die instrumentenspezifische Evaluation sollten die Prozessdaten durch 
Befragungsdaten ergänzt werden. Man kann sicherlich davon ausgehen, dass die Pro-
zessdaten trotz der inzwischen vorliegenden Differenziertheit noch immer unbeobach-
tete Heterogenität bergen. Zur Aufklärung solcher intervenierenden Variablen leistet 
eine Befragung wertvolle Dienste. Mithilfe der zusätzlich erhobenen Daten kann ent-
weder ein zweites Matching der „statistischen Zwillinge“ stattfinden oder eine statisti-
sche Kontrolle von Kovariaten im Rahmen einer Cox-Regression (Risikoadjustierung). 
Um die Teilnehmerheterogenität zu kontrollieren, sind bei der Teilnehmer- und der 
Kontrollgruppe Angaben über die Krankheitsgeschichte und den aktuellen Gesund-
heitsstatus zu ergänzen. Für die Kontrolle der Kriteriumsheterogenität sind differenzie-
rende Angaben unter anderem zum beruflichen Verbleib, zur Ausstattung der Arbeits-
stelle (Befristung, Position im Betrieb, ausbildungsadäquate Beschäftigung) und die 
soziale Integration (Teilhabe im Betrieb, gesellschaftliche Teilhabe) zu gewinnen. Not-
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wendige Ergänzungen bilden auch differenzierende Angaben zur durchgeführten Maß-
nahme (z.B. Anteil der Ausbildung in einem Betrieb, wohnortnahe Maßnahme, Ausstat-
tung der Maßnahme). Für Zwecke der Verbesserung der Maßnahmepraxis ist es dar-
über hinaus sinnvoll, Angaben und persönliche Einschätzungen der Rehabilitanden zu 
den durchlaufenen Maßnahmen einzuholen. Zieht man überdies in Betracht, dass die 
Beschäftigtendaten in der IEB aufgrund des Meldeverfahrens einen Time Lag von bis 
zu 18 Monaten haben, so erfüllt die Befragung zudem die Funktion, die Erwerbstätig-
keit bis an den zeitlichen Rand abzubilden. 
 
4.3.8 Ethische Aspekte und datenschutzrechtlicher Zugang 
Die vorangegangenen Ausführungen machen deutlich, dass eine Evaluation der LTA 
deutlich über die Konzepte und Verfahrensweisen bei arbeitmarkt- und grundsiche-
rungspolitischen Wirkungsstudien hinausgeht. Dies gilt insbesondere auch für ethische 
und rechtliche Fragen. Insbesondere die Berücksichtigung behinderten- bzw. erkran-
kungsbedingter Beeinträchtigungen im Wirkungsmodell berührt den Schutz der Per-
sönlichkeit der Rehabilitanden. 
Unabdingbar ist die Klärung der datenschutzrechtlichen Möglichkeiten und Grenzen. 
Insbesondere die Offenbarung von Geschäftsdaten wie die Kennzeichnung als Rehabi-
litand (Zu- und Abgangsdaten, Abgangsgründe), die Codierung der Beeinträchtigung 
mittels ICD-10 als aggregierte Zuordnung zu einer (hauptsächlichen) Behinderung und 
die Freigabe von ICF-Codierungen gruppierter Form sind von zentraler Bedeutung für 
die Machbarkeit der Studie. Entsprechende Vorschläge zur Einhaltung von Daten-
schutzregeln wurden unterbreitet (vgl. Abschnitt 4.3.3). Mit der Verwendung von be-
sonders geschützten Angaben zur Behinderung betritt die Studie z.T. Neuland. In der 
arbeitsmarktpolitischen Evaluationsforschung gibt es bislang kein Muster für das da-
tenschutzrechtliche Verfahren. Es wird deshalb empfohlen, die Verfahrensvorschläge 
zusammen mit den entsprechenden Stellen bei der BA und dem BMAS abzustimmen. 
 
Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben 84 
Schröder/Knerr/Wagner: Endbericht 
 
5 Vorschläge für ein Untersuchungskonzept 
Die Diskussion über die Anforderungen an eine Wirkungsanalyse hat gezeigt, dass bei 
einer Evaluation von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) wesentlich mehr 
Bedingungen und unbeobachtete Heterogenitäten eine Rolle spielen können, als dies 
bei der inzwischen recht entwickelten Arbeitsmarktforschung der Fall ist. Bedauerli-
cherweise sind einige dieser Bedingungen auch nur unzureichend bekannt. For-
schungsarbeiten über die empirischen Verläufe von LTA sind bislang nicht veröffent-
licht. Auch die beiden Vorhaben beim IAB (Rauch/Dornette) und dem TrEffeR-Projekt 
des BA-Vorstands (Schewe/Müntnich) sind nach unserem Kenntnisstand noch auf dem 
Weg, Zugänge, Verläufe und Abgänge aus der beruflichen Rehabilitation differenziert 
beschreiben und auf ihre Wirkung hin analysieren zu können. Es fehlt noch an basalen 
Kenntnissen über die Leistungsketten und über wesentliche Teilnehmermerkmale. 
Auch die Frage der Kontrollgruppenbildung ist bei beiden Ansätzen eher auf den in-
strumentenspezifischen Vergleich der relativen Wirkung angelegt und weniger auf den 
Nachweis der Gesamtwirkung von LTA. 
Als Konsequenz aus den Recherchen und der methodischen Diskussion empfehlen wir 
ein zweistufiges Konzept. Zunächst gilt es, in einer Basisstudie grundlegende Befunde 
über den Verlauf von Reha-Prozessen und die potenziellen Wirkungsfaktoren zu ge-
winnen. Diese Basisstudie setzt sich aus zwei Teilen zusammen: aus einem prozess-
datenbasierten Panel und einer Implementationsanalyse bei den Agenturen für Arbeit 
und Grundsicherungsstellen, den Leistungserbringern und den relevanten Akteuren in 
dem Feld. Wenn diese grundlegenden Erkenntnisse über Verteilungsparameter, Ziel-
gruppen und Leistungsbündel vorliegen, können die maßnahmespezifischen Wir-
kungsanalysen angegangen werden. Es empfehlen sich instrumentenspezifische Ver-
tiefungsmodule über die Wirkung von Berufsvorbereitung und Erstausbildung in der 
Ersteingliederung, Umschulung und Teilqualifizierung in der Wiedereingliederung so-
wie über vermittlungsunterstützende Leistungen durch Eingliederungszuschüsse und 
Vermittlungsleistungen durch Integrationsfachdienste. 
Im Folgenden sind die Eckpunkte für ein Forschungsdesign dieser vorgeschlagenen 
Untersuchungsmodule skizziert. 
 
5.1 Konzept für eine Basisstudie 
5.1.1 Das prozessdatenbasierte Panel 
Wir empfehlen den Aufbau und die Fortschreibung eines prozessdatenbasierten Pa-
nels von Rehabilitanden und schwerbehinderten Menschen auf der Grundlage anony-
misierter Daten. Diese Längsschnittstudie dient dazu, die Verläufe über einen langen 
Zeitraum von der Anerkennung der Reha-Eigenschaft bzw. dem Zugang als schwerbe-
hinderter Mensch bis zum Abschluss der LTA zu verfolgen. Die wichtigsten Ziele der 
Analyse bestehen in einer Deskription von Zielgruppen, Integrationsverläufen, Einsatz 
von Leistungen in Förderketten und Verbleib nach der Hauptmaßnahme. Eine zweite 
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wesentliche Funktion besteht in dem Auffinden von möglichen Kontrollgruppen für die 
Wirkungsanalysen. Sofern eine ausreichende Anzahl von Rehabilitanden gefunden 
wird, die zwar anerkannte Rehabilitanden sind, aber die Maßnahme aus exogenen 
Gründen nicht angetreten haben (vgl. Abschnitt 4.3.5.), ist auch die Wirkung der Ge-
samtwirkung von LTA zu modellieren. 
Die Basis für dieses Panel bilden die Zugänge in Reha (Anerkennung der Reha-
Eigenschaft) in den sechzehn bzw. zwanzig Quartalen von Juli 2006 bis Juni 2010 
bzw. Juni 2011. Der Beginn für die Längsschnittbetrachtung ist bedingt durch die Da-
tenlage. Ab Juli 2006 gilt die Umstellung der Kundeninformationssysteme auf VerBIS 
als abgeschlossen und die Datenlage als valide. Die letzten Zugänge sollten idealer-
weise in 2011 liegen, damit ab Beginn des Vorhabens noch ausreichend Zeit verbleibt, 
die instrumentenspezifische Wirkungsanalyse zeitnah zum Eintritt der Rehabilitanden 
aufzusetzen. Mit der Retrospektivbetrachtung kann zwar das Zielkriterium der „Er-
werbstätigkeit“ besser geprüft werden, für die Wirkungskriterien „Verbesserung oder 
Wiederherstellung der Beschäftigungsfähigkeit“ und die „Soziale Stabilisierung“ ist je-
doch ein Prospektivdesign sinnvoller, weil für den Wirkungsvergleich der Status zum 
Zeitpunkt t0 (Eintritt in Reha) zeitnah gemessen werden muss. Auf der Basis eines auf 
vier bis fünf Jahre angelegten Prozessdatenpanels sind beide Konzepte umsetzbar. 
In dem Panel werden berufliche Ersteingliederungs- und Wiedereingliederungsfälle 
geführt, differenziert durch ein entsprechendes Kennzeichen. Die Zugänge werden 
jeweils quartalsweise als Kohorten gebucht, um Periodeneffekte und jahreszeitliche 
Entwicklungen beobachten zu können. Jede Zugangskohorte ist dadurch definiert, 
dass die individuelle Anerkennung als Rehabilitand in dieses Quartal fällt. Für die Ana-
lyse kann der Startpunkt t0 individuell genau auf das Datum oder den Monat der Reha-
Anerkennung gesetzt werden.16  
Die Panelstichprobe muss hinreichend groß dimensioniert werden, um der Heterogeni-
tät nach Maßnahmen bzw. Leistungsketten (Maßnahmeheterogenität), nach Teilneh-
mern (Teilnehmerheterogenität), Zielzuständen und dem regionalen Umfeld adäquat 
Rechnung zu tragen. Da die genauen Verteilungen dieser Merkmale unbekannt sind, 
plädieren wir dafür, die Analyse möglichst auf der Grundgesamtheit aller Reha-
Zugänge in den bis dahin vorliegenden Kohorten zu basieren. Die Statistik weist für 
den Zeitraum 2006 bis 2008 rund 46.000 Zugänge bei der Ersteingliederung und rund 
22.000 bis 25.000 Zugänge bei Wiedereingliederungsfällen auf (vgl. Übersichten 5.1-
5.2). Von den insgesamt rd. 70.000 Reha-Fällen kommen rd. 50.000 aus dem Rechts-
kreis des SGB III und 20.000 aus dem SGB II. Falls datenschutz- oder verwaltungs-
rechtliche Gründe gegen die Verwendung dieser Grundgesamtheiten sprechen, emp-




16 Der Zeitpunkt der Einleitung des Beratungs- und Begutachtungsverfahrens ist nicht scharf abgrenzbar und deshalb in 
den Daten nicht hinterlegt. 
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Übersicht 5.1  Zugänge in berufliche Rehabilitation nach beruflicher Erst- und 
Wiedereingliederung 















Zugang insgesamt Zugang Ersteingliederung Zugang Wiedereingliederung
Absolute Zahlen, **Anzahl bis einschließlich Oktober 2008 
*Die angegebene Gesamtzahl entspricht nicht exakt der Summe von Erst- bzw. Wiedereingliederungsfällen. 
Dies erklärt sich dadurch, dass teilweise nur vorläufige Werte ausgewiesen sind. 
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden. Berichtsjahre 2005 bis 2008  
Übersicht 5.2 Zugänge in berufliche Rehabilitation nach Rechtskreis 















Zugang insgesamt Zugang durch SGB III Zugang durch SGB II
Absolute Zahlen, *Anzahl bis einschließlich Oktober 2008
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden. Berichtsjahre 2005 bis 2008  
 
Vorstudie zur Evaluation von Maßnahmen zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben 87 
Schröder/Knerr/Wagner: Endbericht 
 
Die zugrunde liegenden Prozessdaten setzen sich zusammen aus Merkmalen der In-
tegrierten Erwerbsbiographie (IEB), reha-spezifischen Maßnahmendaten, die in den 
IEB nicht enthalten sind sowie den beiden gruppierten Merkmalen zum Behinderungs-
status (ICD-10, ICF). Die Vorgeschichte der Rehabilitanden und ihrer Vergleichsgruppe 
spielen sowohl für die Deskription als auch für das Wirkungsmodell eine Rolle. Wir 
empfehlen, die Erwerbs- und Arbeitslosengeschichte möglichst ab Beginn der Zeitreihe 
aufzunehmen. So gewinnt man Indikatoren über unterschiedlich lange Zugangswege in 
den Status des Rehabilitanden und über möglicherweise prekäre Beschäftigungslagen 
im Vorfeld einer beruflichen Rehabilitation. 
Deskription 
Der erste und wichtigste Schritt der Auswertung des Panels besteht in einer differen-
zierten Deskription, die bislang an keiner Stelle vorliegt. Im Einzelnen sollten unter-
sucht und beschrieben werden: 
• Der gesamte Eingliederungsverlauf ab Anerkennung als beruflicher Rehabilitand 
(Feststellung nach § 19 SGB III).  
• Eine Beobachtung aller Leistungen von der Feststellung der Reha-Fähigkeit (As-
sessment) über Qualifizierungsmaßnahmen, Aktivierungsmaßnahmen, Vermittlun-
gen, Praktika, Finanzierung von Eingliederungszuschüssen usw. bis zur Eingliede-
rung in Arbeit. 
• Die Identifizierung von relativ homogenen Clustern solcher Leistungen. Vieles deu-
tet darauf hin, dass bestimmte Leistungen in Ketten gefördert werden. Solche Clu-
ster gilt es zu identifizieren. Für die empirisch wichtigsten Cluster sollten differen-
ziertere Beschreibungen über die Teilnehmer und Merkmale der Leistungen vor-
genommen werden. 
• Eine Beschreibung der Teilnehmergruppe und falls möglich Zuordnung zu relativ 
homogenen Clustern von Teilnehmern. Beschreibung von besonderen Zielgrup-
pen (z.B. Frauen, Migranten). 
• Die Beobachtung der Zeitpunkte der Interventionen und Zeiträume, die zwischen 
der Anerkennung und den einzelnen Leistungen liegen. 
• Wenn möglich Beobachtung von differenzierenden Merkmalen zu den Leistungen 
(z.B. Lernorte bei Qualifizierungsmaßnahmen). 
• Die Feststellung von Maßnahmeunterbrechungen und -abbrüchen und die ent-
sprechenden Abgangsgründe. 
• Eine Untersuchung des Verbleibs nach Abschluss der Hauptmaßnahme und der 
Übergänge in Erwerbstätigkeit oder einen anderen Status (Arbeitslosigkeit, Nicht-
erwerbstätigkeit). 
• Eine Analyse der berufsbiographischen Vorgeschichte von Rehabilitanden. 
 
Einordnung der erzielten Beschäftigungssituation nach LTA 
Unabhängig davon, ob es gelingt die Gesamtwirkung der LTA anhand einer ausrei-
chend großen Kontrollgruppe zu schätzen, liegt eine eigenständige Leistung der Basis-
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studie in der Einordnung und Bewertung der deskriptiv ermittelten Übergänge in Er-
werbstätigkeit bzw. Verbleib in Erwerbslosigkeit. Ausgangsbasis ist eine differenzierte 
Beschreibung der Übergänge nach Zielgruppen (Alter, Geschlecht, Nationalität), Regi-
onen und nach Art der durchlaufenen Leistungen. Damit werden Unterschiede der 
Zielerreichung oder Zielverfehlungen abgebildet. 
Um die Komplexität dieser Beschreibung zu reduzieren, empfiehlt es sich, mittels logis-
tischer Regressionsmodelle den relativen Einfluss dieser Merkmale (Prädiktoren) auf 
den Zielzustand zu bestimmen. Die Einordnung der Zielerreichung mittels differenzier-
ter Deskription und multivariater Analysen ist ein wichtiger Beitrag für die Bewertung 
und Steuerung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. 
Analyse von Gesamteffekten der LTA 
Diese Beschreibungen bilden bereits einen wesentlichen Erkenntnisfortschritt gegen-
über den bislang publizierten Studien und Statistiken. Eine zweite Aufgabe der Basis-
studie besteht darin, anspruchsberechtigte behinderte Menschen zu identifizieren, die 
nie eine Leistung zur beruflichen Teilhabe erhalten haben. Dabei sind Personen von 
besonderem Interesse, denen gemäß Prozessdaten nie eine Reha-Leistung angeboten 
wurde oder die die Maßnahme nicht antreten konnten (vgl. Abschnitt 4.3.5). Diese 
Nichtteilnehmer bilden potenziell Kontrollgruppen für die Prüfung der Gesamtwirkung 
von LTA wie auch der Einzelinstrumente. 
Die Basisstudie hat nach unserem Verständnis auch die Funktion, zu prüfen, ob ggf. 
bei der Agentur geführte jugendliche Bewerber, die wie die Rehabilitanden von Förder-
schulen kommen, aber keinen Status als Rehabilitanden erhalten, als Kontrollgruppen 
geeignet sind. So wäre zu klären, ob die Ratsuchenden- und Bewerberdateien der Be-
rufsberatung eine Basis bildet, aus Abgängern von Förderschulen mit denselben be-
hinderungsbedingten und sozialen Hintergründen eine Kontrollstichprobe zu gewinnen. 
Die Frage der Kontrollgruppenbildung ist ohne diese Grundlagenarbeit nicht zu beant-
worten. Sollte sich im Idealfall eine nennenswerte Gruppe von Kontrollpersonen identi-
fizieren lassen, sind zwei mögliche Wege für eine Wirkungsanalyse denkbar. 
Wirkungsanalyse auf der Basis der Prozessdaten 
Unter Einbeziehung aller erforderlichen Merkmale und speziell der Merkmale der Be-
hinderung werden für die Teilnehmer statistische Zwillinge unter den Nichtteilnehmern 
an LTA gesucht. Durch dieses so genannte Matchingverfahren werden zumindest für 
die beobachteten Merkmale vergleichbare Teilnehmer- und Kontrollpersonen zusam-
mengeführt. Wegen der vielfältigen Heterogenitäten ist ein exaktes Matching mit we-
sentlichen Variablen dem Propensity-Score-Matching vorziehen. Das Ziel ist, so exakt 
wie möglich die statistischen Zwillinge für die Analyse zu gewinnen. Sollte der dafür 
erforderliche Datenbestand jedoch zu groß sein, kommt als Kompromiss auch das 
konditionale Propensity-Score-Matching in Betracht. Dabei wird für Kernvariablen ein 
exaktes Matching durchgeführt und darauf aufbauend für weitere Variablen ein eindi-
mensionales Propensity-Score-Matching. 
Das Ziel ist die Gesamtwirkung aller Leistungen im Vergleich zur Nichtteilnahme an 
LTA zu schätzen. Übersicht 5.3 stellt idealtypisch für die Treatmentgruppen T1 und T2 
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sowie für die Kontrollgruppe Cges die durchschnittliche Wahrscheinlichkeit dar, in Er-
werbstätigkeit zu gelangen. Die Differenz zwischen den Mittelwerten der Treatment- 
und der Kontrollgruppe gibt den Effekt der durchlaufenden LTA wieder. 
Von der Anzahl der potenziellen Kontrollpersonen und ihrer Verteilung über die Kohor-
ten und Regionen wird abhängen, ob und welcher modellbasierte Ansatz zur Berech-
nung der Wirkung zugrunde gelegt werden kann. Bei einer ausreichenden Fallzahl wä-
re die Anwendung eines Übergangsratenmodells (Hazard Rate Model) zu begrüßen. 
 





















Wirkungsanalyse auf der Basis einer Befragung 
Eine Beschränkung auf Prozessdaten für die Zwecke der Wirkungsbetrachtung birgt 
die Unsicherheit, dass noch eine unbeobachtete Rest-Heterogenität zwischen den 
Teilnehmern und den Controls besteht, die in den Prozessdaten nicht zum Ausdruck 
kommt. So verbleibt ein Restrisiko, ob die Nichtteilnahme an einer Reha-Maßnahme 
tatsächlich an exogenen Bedingungen gescheitert ist. Auch die Kontrolle des aktuellen 
Gesundheitsstatus setzt andere Daten voraus. Es ist durchaus sinnvoll, eine Befragung 
anhand einer kleinen Stichprobe von jeweils 2.000 Teilnehmern und Nichtteilnehmern 
anzuschließen. Das Ziel besteht darin, möglichst alle erforderlichen Merkmale zu mes-
sen und im Analysemodell zu kontrollieren. Erst mit einer entsprechenden Erhebung 
kann man sicher sein, dass die wichtigsten Quellen für unbeobachtete Heterogenität 
ausgeschlossen werden, die Wirkungsanalyse also eine valide Aussage über die Ge-
samtwirkung von LTA trifft. 




Die Durchführung einer Kosten-Nutzen-Analyse der Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben baut auf den beiden skizzierten Wirkungsanalysen auf. Voraussetzung ist 
auch hier, dass im Prozessdatenpanel eine ausreichende Kontrollgruppe gefunden 
werden kann. 
Die Berechnung erfolgt in drei Schritten (vgl. dazu Abschnitt 4.3.6). Zunächst werden 
für den Beobachtungszeitraum sämtliche Kosten für die Teilnehmer- und die Kontroll-
gruppe errechnet, die aus den Maßnahmekosten und ggf. auch aus den Verwaltungs-
kosten erwachsen. Die von der BA verausgabten Maßnahmekosten sind vollständig 
den Verwaltungsdaten zu entnehmen. Sofern in den Prozessdaten auch Kosten für 
Auftragsmaßnahmen für andere Kostenträger abgelegt sind, werden auch diese sum-
miert. Die Verwaltungskosten sind den Prozessdaten nicht zu entnehmen. Hierfür be-
darf es im Rahmen der Implementationsanalyse einer Schätzung über den zeitlichen 
Mehraufwand, die für die Zuweisung zu Reha-Maßnahmen und die laufende Verwal-
tung bedarf. Dieser Aufwand kann dann in einem weiteren Schritt mit den Kostensät-
zen der Verwaltung bepreist werden. Als Ergebnis der Kostenberechnungen liegt ein 
durchschnittlicher Kostensatz für die Teilnehmer- und die Kontrollgruppe sowie das 
Saldo, die Mehrausgaben für die Reha-Teilnehmer vor. Es ist sinnvoll, die Durch-
schnittskosten auch für einzelne Zielgruppen zu differenzieren. 
In einem zweiten Schritt werden die Opportunitätskosten ermittelt. Dem liegen zwei 
Überlegungen zugrunde: 
• Reha-Leistungen sind eine investive Ausgabe, um die Integration der Teilnehmer 
zu erreichen. 
• Die Investitionen sind Alternativkosten zu den ansonsten erforderlichen Lohner-
satzleistungen bzw. Grundsicherungsleistungen, die im Falle anhaltender Arbeits-
losigkeit oder Berentung geleistet werden müssten. Die Förderung der Rehabilita-
tion ist eine alternative Mittelverwendung: Maßnahme finanzieren statt Arbeitslo-
sigkeit. 
Die Opportunitätskostenberechnung prüft nun, wie sich die Transferleistungen für die 
Teilnehmer- und die Kontrollgruppe entwickeln. Es werden die unterschiedlichen 
Transferleistungen für beide Gruppen aufsummiert. Die Transferzahlen der BA sind in 
den Prozessdaten nach den unterschiedlichen Leistungsarten (Alg, Alg II) abgelegt. 
Etwaige Rentenzahlungen sind dort nicht zu entnehmen. Die müssten im Falle der 
Durchführung eines Survey bei den Befragten unmittelbar erhoben werden. 
Ebenfalls Bestandteil der Opportunitätsberechnung sind Einnahmen, die durch die 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit entstehen. Dies sind vor allem Abgaben zur Sozial-
versicherung (im Grund eine Re-Finanzierung) und Steuereinnahmen aus der Beschäf-
tigung. Beides gilt für die Teilnehmer- und die Kontrollgruppe zu ermitteln. Transferleis-
tungen und Einnahmen werden für einen Beobachtungszeitraum miteinander saldiert. 
Als Ergebnis der Opportunitätskostenberechnung liegt ein durchschnittlicher Wert für 
die „entgangenen“ Ausgaben bzw. die realisierten Einnahmen vor.  
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In einem dritten Schritt schließlich werden die Mehrausgaben für Maßnahmekosten der 
Reha-Teilnehmer mit dem Saldo der Mehr-/Minderausgaben aus der Opportunitätskos-
tenrechnung verrechnet. Der dabei gewonnene Wert ist ein Maß für die Effizienz der 
Reha-Leistungen. Vor dem Hintergrund des skizzierten Vorgehens wird sicherlich deut-
lich, dass sich dieses Effizienzmaß mit der Länge des Beobachtungszeitraums verän-
dern wird. Die These ist, dass sich mit zunehmender Nachbeobachtungszeit die zu-
nächst höhere Ausgaben für Reha-Teilnehmer relativieren und sich ab einem bestimm-
ten Punkt die Investitionen in die berufliche Rehabilitation auch fiskalisch rentieren. 
Auch an dieser Stelle sei noch einmal darauf hingewiesen, dass diese Betrachtung 
ausschließlich die ökonomische Seite beleuchtet. Selbstredend sind der Nutzen für die 
Person und die soziale Verantwortung einer Gesellschaft für behinderte Menschen 
nicht zu bepreisen (vgl. Abschnitt 4.3.6). 
Stichprobenziehung für die instrumentenspezifische Wirkungsanalyse 
Eine fünfte und letzte Aufgabe im Rahmen des prozessdatenbasierten Panels könnte 
darin bestehen, die Stichprobenziehungen für die instrumentenspezifischen Wirkungs-
analysen vorzubereiten. Falls die Evaluation der Instrumente in der Hand eines ande-
ren Forschungsinstituts liegt, könnte die Basisstudie auf der Grundlage der Prozessda-
ten das Matching von Teilnehmer- und Kontrollgruppen als Dienstleistung überneh-
men. Dieses Matching würde in enger Abstimmung mit den Instrumenten orientierten 
Evaluatoren erfolgen. Datenschutzrechtlich hätte eine Arbeitsteilung unschätzbare Vor-
teile: die Basisstudie kann ausschließlich mit einem anonymisierten Datensatz arbeiten 
und die instrumentenspezifischen Module zunächst mit Survey-Daten. Erst nachdem 
die befragten Personen ihr Einverständnis erklärt wäre ein Zugriff auch auf die Pro-
zessdaten möglich. 
 
5.1.2 Die Implementationsanalyse 
Eine wirklichkeitsnahe Analyse von Prozessdaten und die darauf fußende Modellierung 
von Wirkungsmodellen setzt eine gute Kenntnis der praktischen Umsetzung von zu 
evaluierenden Programmen und Maßnahmen voraus. Es hat sich bewährt, Implemen-
tationsanalysen durchzuführen, die das erforderliche Prozesswissen, Entscheidungen 
und Hintergründe bei den Akteuren ermitteln und in die wissenschaftliche Analyse hi-
neintragen. Gerade im Feld der beruflichen Rehabilitation, das durch eine vergleichs-
weise komplexe Rechtslage konkurrierender und ergänzender Kostenträger, eine hoch 
spezialisierte Landschaft von Anbietern, durch sehr heterogene Teilnehmer und eine 
begrenzte Abnahmebereitschaft am Arbeitsmarkt geprägt ist, bedarf es besonderer 
Kenntnisse und Transparenz, um die Prozessdatenanalyse einordnen und gesonderte 
instrumentenspezifische Studien aufsetzen zu können. Wir empfehlen deshalb nach-
drücklich, eine Implementationsstudie zum Bestandteil der Basisarbeit zu machen. 
Im Mittelpunkt der Betrachtung stehen die wesentlichen Akteure, die an den Leistun-
gen der Teilhabe am Arbeitsleben nach SGB III und SGB II mitwirken: 
• Die Agenturen für Arbeit und die Grundsicherungsstellen; 
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• die Anbieter von Reha-Leistungen; 
• die Rehabilitanden; 
• die Betriebe als Nachfrager von Absolventen der Rehabilitation. 
 
Mögliche Schwerpunkte dieser Analyse sowie Möglichkeiten der methodischen Umset-
zung sind im Folgenden skizziert. 
Agenturen für Arbeit und Grundsicherungsstellen 
Die Agenturen für Arbeit und die Grundsicherungsstellen nehmen über ihre Fachkräfte 
in den Vermittlungs- und U25-Teams, über die Reha-Berater und Fallmanager eine 
Schlüsselrolle beim Zugang in berufliche Reha und den weiteren Verlauf dieser Leis-
tungen ein. Die Implementationsstudie soll Hintergründe ausleuchten und auf zentrale 
Verständnisfragen Antworten geben: 
• Wie organisieren die Einrichtungen den Zugang zum Anerkennungsverfahren? 
Wie stellen sie sicher, dass der Reha-Bedarf erkannt wird? 
• Wie verlaufen das Anerkennungsverfahren und die Begutachtung im Regelfall? 
Anhand welcher Kriterien entscheiden die Gutachter, ob ein allgemeiner oder ein 
besonderer Reha-Bedarf vorliegt? Wie stehen die Arbeitsmediziner zur ICD-10- 
und ICF-Codierung? Für wie aussagekräftig halten sie die beiden Codierungen in 
Hinblick auf eine Wirkungsanalyse der LTA? Sehen Arbeitsmediziner eine Mög-
lichkeit, die ICF-Codierung auf einen aussagekräftigen Index, der das Maß an Be-
einträchtigung zum Ausdruck bringt, zu transformieren? 
• Wie erfolgt die Zuweisung zu allgemeinen und besonderen Reha-Leistungen? 
Welche Schritte der Leistungsbereitstellung unternehmen Reha-Berater nach der 
Anerkennung der Reha-Eigenschaft. Wie wählen sie die erforderlichen Maßnah-
men für den Hilfeplan aus? Anhand welcher Kriterien und Merkmale der Personen 
entscheiden sie die Zuweisung zu einer Maßnahme? 
• Wie gehen die persönlichen Ansprechpartner der Grundsicherungsstellen mit der 
Reha-Empfehlung durch die zuständige Stelle bei der Agentur für Arbeit um? Was 
bewegt sie, einen empfohlenen Reha-Plan nicht umzusetzen? 
• Wie kommen nach Wahrnehmung der Fachkräfte in den Agenturen und Grundsi-
cherungsstellen die Zeitabläufe bei beruflicher Reha zustande? Wie erklären sie 
die langen Vorlauf- und Durchführungszeiten? 
• Welche qualitätssichernden Maßnahmen ergreifen die Agenturen und Grundsiche-
rungsstellen? Welche Controllingmaßnahmen führen sie zur Bewertung der Erbrin-
ger von Reha-Leistungen durch? Welche Hypothesen haben sie über wirksame 
und weniger wirksame Maßnahmen? Welches Potenzial zur Verbesserung der 
Reha-Leistungen bleibt aus ihrer Erfahrung ungenutzt? 
 
Antworten auf diese und andere Fragen sollten multiperspektivisch aus der Warte ver-
schiedener Ebenen und durch den Einsatz mehrerer Methoden gewonnen werden. Die 
Basis dafür könnte eine qualitative, explorativ angelegte Erhebung bei einer begrenz-
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ten Auswahl von jeweils zehn Agenturen und Grundsicherungsstellen bilden. Dort gilt 
es, in Leitfadeninterviews mit der Bereichsleitung, den Teamleitern, den Reha-Beratern 
und dem ärztlichen Dienst Kenntnisse über die Prozessabläufe und Entscheidungen zu 
gewinnen. Abgerundet würden die Einzelgespräche durch Gruppendiskussionen mit 
Fachkräften des Integrations- und Reha-Bereichs. 
Bei diesen qualitativen Interviews werden Hypothesen gewonnen, die bereits eine be-
achtliche empirische Evidenz haben können. Für die Verallgemeinerungsfähigkeit der 
Ergebnisse reicht die kasuistische Betrachtung in Fallstudien allerdings nicht aus. 
Vielmehr bedarf die Verallgemeinerung einer Prüfung anhand einer größeren repräsen-
tativen Stichprobe von Agenturen und Grundsicherungsstellen. Wegen der zu erwar-
tenden Varianz hinsichtlich der Arbeitsmarktlage für behinderte Arbeitnehmer, der Ver-
sorgungslage mit Reha-Angeboten und der Tradition bzw. Ausstattung hinsichtlich der 
Beratung und Integration von behinderten Menschen ist eine Stichprobe von wenigs-
tens einem Drittel der Agenturen und Grundsicherungsstellen durchzuführen. Da keine 
Bewertung nach Art der Trägerschaft beabsichtigt ist und für die zugelassenen kom-
munalen Träger (§ 6c SGB II) nicht dieselben Prozessdaten aus dem Vermittlungssys-
tem zur Verfügung stehen, empfiehlt es sich, die Stichprobe der Grundsicherungsstel-
len auf Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) und SGB II-Stellen bei getrennten Aufgaben-
wahrnehmungen (gAw) zu beschränken. 
Durch eine solche Repräsentativstudie auf der Leitungsebene werden die Ergebnisse 
der Fallstudien abgesichert und lassen sich auf die organisatorische Umsetzung aller 
Agenturen und Grundsicherungsstellen verallgemeinern. Kombiniert man die so ermit-
telten Eckdaten mit den Geschäftsdaten der Agenturen, so entsteht ein mächtiger Da-
tenkranz für die Analyse und Bewertung der Programmumsetzung in den Agenturen.  
Als ideale Ergänzung zu der Befragung der Leitungsebene ist eine repräsentative Be-
fragung von Fachkräften in derselben Stichprobe der Agenturen und Grundsicherungs-
stellen zu empfehlen. In verschiedenen Evaluationsvorhaben (MoZArT, Hartz I-III, Eva-
luation der Experimentierklausel nach § 6c SGB II) haben sich die Einschätzungen der 
Fachkräfte über die praktischen Umsetzungen und die von ihnen zugrunde gelegten 
Ziele und angewendeten Standards als wertvolle Prädiktoren für die Wirkung erwiesen. 
Die Leistungserbringer 
Schaut man nicht nur auf die lang andauernden Qualifizierungsmaßnahmen, die über-
wiegend von Berufsbildungswerken (berufliche Ersteingliederung) und Berufsförde-
rungswerken (berufliche Wiedereingliederung) erbracht werden, dann stößt man auf 
ein breit gefächertes Angebot von ambulanten und teilambulanten Einrichtungen, die 
Reha-Leistungen erbringen. Die großen und kleinen Einrichtungen wirken durch quali-
fizierende, aktivierende und/oder vermittelnde Maßnahmen an der angezielten Integra-
tion in das Arbeitsleben mit. Für das Verständnis der Reha-Verläufe und die Modellie-
rung von Wirkungsanalysen ist es notwendig, mehr über die Zielsetzungen, Standards 
und Abläufe in diesen Einrichtungen zu erfahren. U.E. sollten neben anderen folgende 
Fragen geklärt werden: 
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• Wie erfolgt die Zuweisung von Rehabilitanden in die Einrichtung? Wie ist die Ko-
operation und das Rechtsverhältnis mit den zuweisenden Agenturen und SGB II-
Einrichtungen? 
• Welche Selektionen und Assessments nehmen die Reha-Einrichtungen im Vorfeld 
von Leistungen vor? Welche Kriterien werden für die Auswahl von Teilnehmern 
angelegt? 
• Nach welchen Zielvorstellungen und Strategien organisieren die Anbieter die 
Maßnahmen? Wie werden in den Verwaltungsdaten gleich lautende Maßnahmen 
inhaltlich ausgestaltet und umgesetzt? Wie groß ist die Varianz bei der Durchfüh-
rung ansonsten gleich lautender Maßnahmen? 
• Welche Erfahrungen haben Bildungsträger mit den zugewiesenen Rehabilitanden? 
Welche Erfahrungen haben sie mit der Einlösung von Bildungsgutscheinen? 
• Wie erfolgt die Qualitätssicherung in den Einrichtungen? Wie setzen die Träger die 
Anforderungen der Kostenträger Agentur und Grundsicherungsstelle organisato-
risch um? Wie kontrollieren die Kostenträger die Qualität der Leistungserbringung? 
 
Wir empfehlen, eine Stichprobe von Anbietern mittels qualitativer Erhebungsmethoden 
zu befragen. Wegen der zu erwartenden Varianz empfiehlt es sich, diese Stichprobe zu 
streuen, indem mehrere Berufsförderungs- und Berufsbildungswerke und eine Auswahl 
von ambulanten Anbietern einbezogen werden. Ob ergänzend auch eine standardisier-
te CATI-Befragung bei den Anbietern durchgeführt wird, sollte von dem Informations-
bedürfnis des BMAS abhängig gemacht werden. Für die Wirkungsanalyse ist dies u.E. 
nicht zwingend erforderlich. 
Der Integrationsfachdienst und beauftragte Dritte 
Der Integrationsfachdienst (IFD) ist eine ganz besondere Einrichtung, die zur Unter-
stützung der Agenturen und Grundsicherungsstellen mit der Vermittlung behinderter 
Menschen beauftragt werden kann. Schwerbehinderte Arbeitslose können sich aller-
dings auch mit einem Vermittlungsgutschein selber an einen IFD wenden, um Vermitt-
lungsleistungen einzukaufen. Die Integrationsfachdienste stehen dabei in einem zwei-
fachen Konkurrenzverhältnis: Sie konkurrieren mit den Vermittlungsleistungen, welche 
die Agenturen und Grundsicherungsstellen selber erbringen und mit den Vermittlungs-
leistungen anderer Dritter, die beauftragt werden können. Für die Arbeit der IFD ist 
darüber hinaus ein konstitutives Moment, dass sie bei berufsbegleitenden Leistungen 
zur Stabilisierung von möglicherweise gefährdeten Arbeitsverhältnissen und auch bei 
der Begleitung von behinderten Schulabgängern in die Arbeitswelt tätig sind. In diesen 
beiden letztgenannten Funktionen agieren sie im Auftrag der Integrationsämter und 
Hauptfürsorgestellen. Aus dieser Konstellation ergeben sich eine Reihe von Fragen, 
die für die Beschreibung und Bewertung der für die Rechtskreise SGB III und II er-
brachten Vermittlungsleistungen nicht unentscheidend sind: 
• Wie erfolgt die Beauftragung der Integrationsfachdienste durch die Agenturen für 
Arbeit und die Grundsicherungsstellen? Welche Reha-Fälle werden an den IFD 
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überwiesen? Gibt es besondere Auffälligkeiten in Hinblick auf die Schwere der 
Behinderung oder die Fördergeschichte der Betreffenden? 
• Welche Rolle spielt der Zugang zum IFD über Vermittlungsgutscheine? Nach wel-
chen Kriterien erhalten aus Sicht der IFD Teilnehmer einen Zugang mittels Ver-
mittlungsgutschein und in welchen Fällen wird unmittelbar eine Beauftragung aus-
gesprochen? Wie gehen Bewerber nach Erfahrung der IFD mit der Einlösung von 
Vermittlungsgutscheinen um? 
• Was sind aus Erfahrung der Integrationsfachdienste Kriterien für eine gute Vermitt-
lungsarbeit? Welche Bedingungen unterstützen und welche behindern ihre Ver-
mittlungsarbeit? Wie stützen die IFD eine nachhaltige Beschäftigung ihrer Kun-
den? 
Da mit einer regionalen Varianz der Integrationsfachdienste zu rechnen ist, empfehlen 
wir eine regionale Streuung der Stichprobe über die Regionalbereiche der Integrations-
ämter und Hauptfürsorgestellen. U.E. wäre eine Stichprobe von 20-25 Integrations-
fachdiensten eine angemessene Größenordnung. Wir empfehlen, jeweils ein Interview 
mit der Leitung der Einrichtung und eine anschließende Gruppendiskussion mit den 
Integrationsbegleitern. 
Die Rehabilitanden 
Ein wichtiger Bestandteil der Implementationsstudie sollten Fallstudien mit Rehabilitan-
den sein. Qualitative Tiefeninterviews vermitteln in vieler Hinsicht wertvolles Wissen 
und Hypothesen für die Auswertung des prozessdatenbasierten Panels und die Kon-
zeption von Befragungen für die instrumentenspezifische Wirkungsanalyse. Wesentli-
che Fragen, die nur mit Unterstützung der Betroffenen selbst beantwortet werden kön-
nen, sind nach heutigem Stand: 
• Welche Vorgeschichte haben Rehabilitanden bis zum Zeitpunkt der Anerkennung 
bereits durchlaufen? Wie kam es zu der behinderungs- bzw. krankheitsbedingten 
Beeinträchtigung? Wie gingen die Betroffenen mit dem Eintritt der Beeinträchti-
gung um? 
• Wie kam es zu der Einleitung des Anerkennungsverfahrens? Wie wurde die 
betreuende Fachkraft auf die Beeinträchtigung aufmerksam? Von wem ging die  
Initiative für das Anerkennungsverfahren aus? Welche Erfahrungen hat der Reha-
bilitand dabei gemacht? Wie erfolgt die Begutachtung der Beeinträchtigung? 
• Wie wurde nach Vorliegen der Begutachtung weiter verfahren? Wie wurde der 
Hilfeplan zwischen Vermittler/Reha-Berater und Rehabilitand abgestimmt? Welche 
Kriterien und Entscheidungen spielten bei der Auswahl und Zuweisung in eine Lei-
stung eine Rolle? 
• Welche Maßnahmen haben Rehabilitanden durchlaufen? Haben sie Maßnahmen 
abgebrochen? Was waren die Gründe dafür? 
• Was war die Hauptmaßnahme im Reha-Verlauf? Wie verlief diese Maßnahme? 
Wie bewerten die Rehabilitanden den Verlauf und die Qualität der Maßnahme? 
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• Welche Rolle spielten im Leistungsverlauf Vermittlungsbemühungen der Reha-
Einrichtung oder des Kostenträgers? Wie waren die Eigenbemühungen der Reha-
bilitanden? Wie wird das eigene Suchverhalten begründet? 
• Wie bewerten die Rehabilitanden das Ergebnis der Förderung? Wie wird im Falle 
des Übergangs in Erwerbstätigkeit die neue Stelle beschrieben und bewertet? 
 
Diese und andere Fragen empfehlen wir, bei einer Stichprobe von zunächst 50-75 Re-
habilitanden (Initial Sample) zu untersuchen. Wegen der Länge des Reha-Verlaufs 
empfehlen wir, Stichproben zu ziehen, die jeweils einen Prozessschritt im Reha-Verlauf 
abbilden. Auf diese Weise können die Fragen zeitnah zu dem jeweiligen Prozessschritt 
gestellt werden. Ideal wäre, wenn zu diesen Messzeitpunkten jeweils mit den wesentli-
chen Akteuren gesprochen werden könnte, die für diese Phase entscheidend sind. Bei 
der ersten Erhebung, die sich mit Zugangs- und Selektionsfragen befasst, wären dies 
die zuständigen Reha-Berater. Beim zweiten Erhebungszeitpunkt bietet sich das Ge-
spräch mit dem Anbieter der Reha-Leistung an. Und beim letzten Zeitpunkt wäre es 
sinnvoll, ein Gespräch mit dem aufnehmenden Unternehmen oder – im Falle der Ar-
beitslosigkeit – mit dem zuständigen Vermittler oder Ansprechpartner der Agentur bzw. 
Grundsicherungsstelle zu führen. 
Die Betriebe 
Einen wichtigen Dreh- und Angelpunkt für die berufliche Integration der Rehabilitanden 
und schwerbehinderten Arbeitslosen bilden die Unternehmen, sei es als Ausbildungs-
betriebe, die im Rahmen einer entsprechenden Förderung benachteiligte Jugendliche 
ausbilden, oder als Arbeitgeber von behinderten Menschen. Für die Umsetzung von 
arbeitgeberorientierten Leistungen, aber auch für die Entfaltung der Wirkung von quali-
fizierenden Maßnahmen ist von zentraler Wichtigkeit, welche Anforderungen und Ein-
stellungskriterien die Betriebe an behinderte Menschen anlegen und wie sie die För-
derinstrumente bewerten. Für die Einordnung der Förderpraxis sind u.E. folgende Fra-
gen ganz zentral: 
• Welche Anreizwirkung haben Leistungen zur Förderung der betrieblichen Ausbil-
dung beeinträchtigter Jugendlicher? Wie bewerten sie das Kosten-Nutzen-
Verhältnis von finanzieller Förderung im Verhältnis zu potenziellen Mehraufwen-
dungen für die personelle Betreuung und Integration im Betrieb? 
• Wie entwickeln sich geförderte Jugendliche in der betrieblichen Ausbildung? Was 
sind die positiven, was die weniger guten Erfahrungen der Betriebe mit der Ziel-
gruppe? Wie schätzen die Betriebe den Ausbildungserfolg ein? Was sind unter-
stützende und was sind hemmende Faktoren für einen erfolgreichen Abschluss 
der Ausbildung? 
• Welche Anforderungen richten Betriebe an Arbeitnehmer, die den Reha-Prozess 
durchlaufen haben? Wie wird die Förderung durch Eingliederungszuschüsse in 
Relation zu möglichen Minderleistungen eingeschätzt? Welche arbeitsplatzbezo-
genen Maßnahmen ergreift der Betrieb, um die geförderten Personen im Betriebs-
ablauf zu integrieren? Welche Erfahrungen sammeln die Betriebe dabei? Welcher 
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Anreiz geht von dem Wegfall der Ausgleichsabgabe und der Möglichkeit einer 
Mehrfachanrechung im Falle der Beschäftigung eines schwerbehinderten Arbeit-
nehmers aus? 
• Welche Rolle spielen Mitnahmeeffekte bei arbeitgeberorientierten Leistungen zur 
Ausbildung oder Beschäftigung? 
Wir empfehlen, auch bei dieser Teilstudie der Implementationsanalyse eine qualitative 
Erhebung ggf. in Kombination mit einer standardisierten Erhebung. Die Auswahl der 
Betriebe sollte anhand der geleisteten Förderung erfolgen. U.E. wären jeweils 25 Be-
triebsinterviews für die beiden Leistungen Förderung der Ausbildung und Förderung 
der Beschäftigung durch einen Eingliederungszuschuss hinreichend, um Hypothesen 
und Kenntnisse für die Bewertung der Befunde aus der Prozessdatenanalyse zu ge-
winnen. Eine darauf fußende standardisierte Repräsentativerhebung wäre zwar grund-
sätzlich zu begrüßen, ist aber nach derzeitigem Stand nicht zwingend für die Durchfüh-
rung und Interpretation der Wirkungsanalysen. 
Für die Durchführung der Implementationsanalyse in beschriebenen Umfang ist ein 
Zeitraum von achtzehn Monaten ausreichend. Die Ergebnisse sollten zwischenzeitlich 
eng mit der Prozessdatenanalyse und den Modulen zur instrumentenspezifischen Wir-
kungsanalyse rückgebunden werden. 
 
5.2 Maßnahmespezifische Wirkungsanalysen: Effekte einzelner Leistun-
gen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
Neben der Gesamtbetrachtung der Durchführung und Wirkung der Prozesskette im 
Reha-Prozess soll auch die spezifische Wirkung von wichtigen Maßnahmen und Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben Untersuchungsziel der Evaluation sein. Das Er-
kenntnisinteresse des BMAS ist auf die Untersuchung von Qualifizierungsmaßnahmen 
der Erst- und Wiedereingliederung, von Leistungen an Arbeitgeber und von Vermitt-
lungsleistungen von Integrationsfachdiensten gerichtet. Die umfangreichen Literaturre-
cherchen bestätigen, dass zu diesen Leistungsbereichen keine belastbaren Wirkungs-
untersuchungen vorliegen. Der Vorschlag für die instrumentenspezifische Wirkungs-
analyse gruppiert sich deshalb um diese genannten Bereiche. 
Im Folgenden wird ein Konzept für diese maßnahmespezifische Evaluation vorgestellt, 
um danach auf die Besonderheiten der einzelnen Leistungen und Maßnahmen einzu-
gehen, die bei einer Evaluation zu beachten sind. 
 
5.2.1 Grundlegendes Vorgehen 
In Rahmen der Basisstudie werden in den Prozessdaten Maßnahmeverläufe und mit 
einiger Wahrscheinlichkeit auch sich wiederholende Maßnahmeketten (Maßnahmec-
luster) ermittelt, die von Rehabilitanden während des Reha-Prozesses typischerweise 
durchlaufen werden. 
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Eine berufliche Rehabilitation gilt erst mit der Eingliederung in Erwerbstätigkeit als ab-
geschlossen. Es steht deshalb zu erwarten, dass die meisten Rehabilitanden nicht nur 
eine einzelne Maßnahme durchlaufen. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sind 
vielmehr als Leistungsketten organisiert (vgl. auch Abschnitt 4.3.4). Für die Wirkungs-
betrachtung hat dies die Konsequenz, dass nicht nur die zu untersuchende Maßnahme 
im Prozessverlauf identifiziert werden muss. Auch die übrigen durchlaufenen Maß-
nahmen müssen erfasst werden und als Kovariaten im Schätzmodell kontrolliert wer-
den. Das Wirkungsmodell ist am besten zweistufig anzulegen. Zunächst wird die Wir-
kung der gesamten Leistungskette, die auch die zu untersuchende Maßnahme ein-
schließt, im Vergleich zu allen anderen Leistungsketten ohne diese Maßnahme ge-
schätzt. In einem zweiten Schritte wird dann die Netto-Wirkung der untersuchten Maß-
nahme heraus partialisiert. Ein Beispiel mag dies verdeutlichen: 
Zu untersuchen ist die Wirkung einer beruflichen Umschulung. Dieser Hauptmaßnah-
me gehen meist Maßnahmen zur Feststellung der Reha-Fähigkeit voraus. Im An-
schluss an die Qualifizierungsmaßnahmen wird oftmals der Vermittlungsprozess mit 
einem Eingliederungszuschuss für den Arbeitgeber unterstützt. Bei der Bewertung der 
Wirkung gilt es nun den Effekt der Qualifizierungsmaßnahme von den ergänzenden 
Effekten der vor- und nachgelagerten Maßnahmen zu trennen. Für die Analyse wird 
man davon ausgehen, dass die Vorschaltmaßnahme wohl kaum eine eigenständige 
Wirkung auf den Zielzustand „Erwerbstätigkeit“ erzielt. Der Haupteffekt geht vermutlich 
von der Hauptmaßnahme „Qualifizierung“ aus. Allerdings wird auch die Arbeitgeber-
leistung einen zusätzlichen Effekt in Hinblick auf den Zielzustand „Erwerbstätigkeit“ 
haben. Bezüglich der Zielzustände „Beschäftigungsfähigkeit“ und „Soziale Stabilisie-
rung“ ist dieser zusätzliche Einfluss dagegen eher unwahrscheinlich. Das Ziel der Wir-
kungsanalyse besteht nun darin, den eigenständigen Effekt der untersuchten Qualifi-
zierungsmaßnahme zu isolieren. 
Anhand des Beispiels wird deutlich, dass im Rahmen der Wirkungsanalyse Entschei-
dungen über die Kausalitäten getroffen werden müssen, die in dem Analysemodell 
angemessen berücksichtigt werden. Die instrumentenspezifische Wirkungsanalyse 
setzt somit bei den Maßnahmeclustern an, die im Rahmen der Basisstudie identifiziert 
wurden. Die Wirkungsstudien zu den Instrumenten werden im Idealfall sowohl als Ana-
lyse der Gesamtwirkung, als auch im Sinne der relativen Wirkung einzelner Instrumen-
te angelegt. Im ersten Fall liegt die kontrafaktische Frage zugrunde: „Was wäre ge-
schehen, wenn ein Rehabilitand anstelle der untersuchten Leistung X gar keine Leis-
tung erhalten hätte?“ Im Falle der relativen Wirkung geht die Analyse dagegen von der 
Frage aus: „Was wäre geschehen, wenn der Rehabilitand anstelle der untersuchten 
Leistung X eine andere Leistung Y erhalten hätte?“ Im Folgenden sind die Grundzüge 
für beide Analysemöglichkeiten skizziert. 
Analyse der Gesamtwirkung von Instrumenten 
Die Teilnehmergruppe (Treatmentgruppe) für diese Analysen bilden alle Rehabilitan-
den, die innerhalb der beobachteten Reha-Phase auch an der untersuchenden Maß-
nahme teilgenommen haben. Die Kontrollgruppe besteht dagegen aus Personen, die 
zwar als Rehabilitanden anerkannt sind, aber keine Maßnahme durchlaufen haben. Die 
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Möglichkeit dieser Analyse steht und fällt damit, ob es solche Fälle faktisch gibt und sie 
im Rahmen der Basisstudie identifiziert werden. 
Analyse der relativen Wirkung 
Bei der Analyse der relativen Wirkung geht es darum, die unterschiedliche Wirkung 
einer (Haupt-)Maßnahme im Vergleich zu anderen (Haupt-)Maßnahmen zu schätzen. 
Diese Analyse ist auch ohne eine Kontrollgruppe, die gar keine Reha-Maßnahmen 
erhalten hat, durchführbar. Die Teilnehmergruppe (Treatmentgruppe) für diese Analy-
sen setzt sich wiederum aus Rehabilitanden zusammen, die innerhalb der beobachte-
ten LTA-Leistungskette auch an der zu untersuchenden Maßnahme teilgenommen 
haben. Die Kontrollgruppe für die Analyse der relativen Wirkung besteht aus Personen, 
die eine Maßnahmekette durchlaufen haben, die sich von der Maßnahmekette der 
Treatmentgruppe nur dadurch unterscheidet, dass die zu evaluierende Maßnahme 
nicht durchlaufen wurde. Der Unterschied in der Zielerreichung zwischen Treatment- 
und Kontrollgruppe kann dann als spezifischer Effekt der untersuchten Maßnahme 
interpretiert werden.  
Auf diese Weise können auch die Wirkungen unterschiedlicher Formen und Varianten 
der Maßnahmedurchführung bzw. Förderung (z.B. außerbetriebliche statt betriebliche 
Ausbildung, berufliche Weiterbildung als besondere oder allgemeine Leistung) oder 
auch experimentelle Variationen im Vergleich untersucht werden. Als Kontrollgruppe 
werden dann solche Personen ausgewählt, deren Maßnahmecluster sich nur in der 
spezifischen Maßnahmevariante von der Treatmentgruppe unterscheiden. 
Dieses Vorgehen kann sowohl bei der Untersuchung des Reha-Prozesses von Er-
steingliederungs- als auch von Wiedereingliederungsfällen und für die unterschiedli-
chen Leistungen angewendet werden. Welche Leistungen im Rahmen eines Evaluati-
onsvorhabens letztendlich untersucht werden können, und auch welche Zielgruppen 
(z.B. ältere Frauen, junge Männer, Personen mit unterschiedlicher Art oder Schwere 
der Behinderung) jeweils in den Fokus genommen werden können, sind empirische 
Fragen, die insbesondere von zwei Faktoren abhängen: 
• Es muss für jede zu untersuchende Maßnahme oder Maßnahmeform jeweils eine 
Treatmentgruppe gebildet werden können, deren Fallzahl für die geplanten Analy-
sen ausreichend groß ist. Das setzt voraus, dass das Maßnahmecluster, welches 
auch die zu untersuchende Maßnahme (z.B. Berufsvorbereitung, berufliche Wei-
terbildung) enthält, von einer ausreichend großen Anzahl von Rehabilitanden aus 
den interessierenden Zielgruppen durchlaufen wurde. 
• Zu jeder Treatmentgruppe muss eine Kontrollgruppe gebildet werden können. Das 
setzt voraus, dass sich unter denjenigen Rehabilitanden, deren Maßnahmecluster 
sich nur durch die zu untersuchende Maßnahme unterscheidet (Maßnahme wurde 
nicht absolviert bzw. in anderer Form absolviert), genügend Personen befinden, 
die sich als statistische Zwillinge für die Personen der Treatmentgruppe eignen.  
 
Die Entscheidung über das Machbare muss anhand der Datenlage getroffen werden. 
Die Basistudie legt mit ihren Auswertungen einen entscheidenden Grundstein für die 
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Ausgestaltung und die Differenziertheit der Analysen. Die nachfolgende Erörterung 
muss sich deshalb zwangsläufig auf die Grundzüge beschränken. Die Darstellung der 
maßnahmespezifischen Evaluationskonzepte erfolgt unter der Annahme, dass jeweils 
ausreichend große Fallzahlen für die Treatment- und Kontrollgruppe zur Verfügung 
stehen. 
Zu den möglichen Zielkriterien wurden bereits weiter oben (vgl. Abschnitt 4.3.1) Über-
legungen angestellt. Wir empfehlen, bei einer Evaluation von Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben die folgenden Zielkriterien anzulegen: 
• Eingliederung ins Arbeitsleben (Übergang in geförderte vs. ungeförderte Erwerbs-
tätigkeit), 
• Verbesserung der beruflichen Leistungsfähigkeit, 
• Erreichung eines selbstbestimmten Lebens, Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft. 
 
Bei den nachfolgenden Vorschlägen für ein Untersuchungskonzept ist es sinnvoll, die 
zu untersuchenden Instrumente zu drei Gruppen zusammenzufassen. Betrachtet wer-
den qualifizierende Maßnahmen zur Ersteingliederung (Berufsvorbereitung, Ausbil-
dung), qualifizierende Maßnahmen zur Wiedereingliederung (berufliche Weiterbildung, 
Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigung von Vermittlungshemmnissen - bis 
2009 auch Trainingsmaßnahmen) und Leistungen zur Unterstützung der Integration 
(Eingliederungszuschüsse, Beauftragung von Integrationsfachdiensten). 
Effizienzanalyse 
Die instrumentenspezifische Kosten-Nutzen-Analyse wird vergleichbar angelegt wie für 
das Gesamtmodell (vgl. Abschnitt 5.5.1). Bei der instrumentenspezifischen Kosten-
Nutzen-Bewertung basiert die Analyse aber vor allem auf der relativen Wirkung von 
Maßnahmen. Im Zentrum steht die Frage „Ist Leistung X bei ansonsten gleicher Wir-
kung kostengünstiger oder kostenintensiver als alternative Leistungen?“ Im Unter-
schied zu dem bereits skizzierten Vorgehen bei der Gesamtbewertung gilt es bei der 
instrumentenspezifischen Betrachtung die Maßnahmekosten zu differenzieren in sol-
che der zu untersuchenden Hauptmaßnahme der Teilnehmer, die alternative Haupt-
maßnahme der Kontrollgruppe sowie Kosten für ergänzende Leistungen (z.B. zur Un-
terstützung der Vermittlung). Bei der Analyse der relativen Wirkung von Maßnahmen 
wird zunächst der Effekt einer Maßnahmekette und dann der Partialeffekt dieser Maß-
nahmen heraus gearbeitet. Bei der Berechnung der Opportunitätskosten wird entspre-
chend zunächst der Gesamteffekt der Leistungskette und dann der Partialeffekt der 
einzelnen Maßnahme zugrunde gelegt. Analog werden auf der Kostenseite zunächst 
die Kosten für die gesamte Leistungskette, in der sich die zu evaluierende Leistung 
befindet und dann in einem zweiten Schritt nur die Teilkosten für diese Maßnahme 
herangezogen. 
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5.2.2 Qualifizierende Maßnahmen zur Ersteingliederung 
Ersteingliederungsfälle machen die Mehrzahl der Zugänge in den Reha-Prozess aus. 
In den Jahren 2005 bis 2007 lag ihr Anteil bei ungefähr zwei Drittel aller Zugänge (vgl. 
Kapitel 5.1.1, Übersicht 5.1). Die Ausbildung dieser behinderten Menschen im Rahmen 
der Ersteingliederung stellt einen wichtigen Schlüssel zur späteren Integration in eine 
Beschäftigung dar. Unternehmen sind durchaus bereit, behinderte Menschen einzu-
stellen, wenn sie ausreichend qualifiziert und leistungsfähig sind (Schröder/Steinwede 
2004: 83ff; Schartmann/Schröder/Steinwede 2000: 116ff). Entsprechend wichtig ist 
eine arbeitsmarktadäquate Ausbildung. 
 
Übersicht 5.4 Eintritte in Maßnahmen zur Rehabilitation – Berufsvorbereitung 
und berufliche Ausbildung  

























Da junge Rehabilitanden aber unmittelbar nach der Beendigung des Schulabschlusses 
oft noch nicht in eine Ausbildung integriert werden können, stellen neben der Förde-
rung der Berufsausbildung auch die berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen (BvB) 
ein wichtiges Instrument auf dem Weg zu Integration in den Arbeitsmarkt dar. Im Laufe 
der Jahre 2005 bis 2007 haben die Eintritte von Rehabilitanden in berufsvorbereitende 
Bildungsmaßnahmen (BvB) von rund 25.400 auf 22.280 abgenommen. Diese Angaben 
umfassen sowohl BvB, die als allgemeine Leistung erbracht wurden, als auch BvB als 
reha-spezifische Leistung. Stark zugenommen hat in den letzten Jahren der Anteil von 
reha-spezifischen BvB an allen Zugängen in berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
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(vgl. Tabellen im Anhang). Ihr Anteil stieg von 30 Prozent im Jahr 2005 auf 62 Prozent 
im Jahr 2007 (2006: 52 Prozent). 
Für die Förderung der Berufsausbildung von Rehabilitanden stehen eine Reihe von 
Fördermöglichkeiten zur Verfügung. Auch hier ist zu unterscheiden zwischen Förde-
rungen, die in gleicher Weise auch für nicht behinderte Auszubildende erbracht wer-
den, und den besonderen Reha-Leistungen. Erstere umfassen die Berufsausbildungs-
beihilfe als allgemeine Reha-Leistung und Berufsausbildungen in außerbetrieblichen 
Einrichtungen (BaE) im Rahmen der Benachteiligtenförderung. Betriebliche Ausbildun-
gen von Rehabilitanden können außerdem ebenfalls über die Benachteiligtenförderung 
mit ausbildungsbegleitenden Hilfen unterstützt werden. Als besondere Reha-
Leistungen kommen außerbetriebliche Ausbildungen in einem Berufsbildungswerk o-
der einer sonstigen Rehabilitationseinrichtung und betriebliche Ausbildungen mit 
wohnortnaher reha-spezifischer Förderung durch einen Bildungsträger in Betracht. 
Darüber hinaus kann die betriebliche Ausbildung von behinderten und schwerbehinder-
ten Menschen durch Ausbildungszuschüsse an den Arbeitgeber gefördert werden. 
In Übersicht 5.4 sind die Eintritte in allgemeine oder besondere Reha-Leistungen ent-
sprechend der Darstellung in der BA-Statistik unter „besondere Maßnahmen zur Aus-
bildung“ zusammengefasst. Diese haben in Jahr 2007 gegenüber den Vorjahren leicht 
abgenommen. Und auch die Zugänge von Rehabilitanden in eine über das Benachtei-
ligtenprogramm geförderte Berufsausbildung (BaE) sind von rd. 5.350 im Jahr 2005 auf 
knapp 3.900 im Jahr 2007 gesunken. Die Zugänge in die Förderung mit Ausbildungs-
zuschüssen für die Aus- und Weiterbildung behinderter Menschen (§ 236 SGB III) be-
wegen sich im selben Zeitraum um die Anzahl von 4.000 pro Jahr, allerdings ebenfalls 
mit leicht fallender Tendenz (vgl. Übersicht 5.7 unten). 
 
Evaluation von berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 
Ziel der berufsvorbereitenden Maßnahmen ist es, die berufsübergreifenden Grundqua-
lifikationen und Kompetenzen von Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu verbes-
sern, um ihnen einen Übergang in Ausbildung oder Arbeit zu ermöglichen. Daher muss 
bei einer Evaluation dieser Maßnahmen neben dem Übergang in Erwerbstätigkeit ex-
plizit auch die Aufnahme einer Ausbildung als Erfolgskriterium berücksichtigt werden. 
Dabei stellt sich nicht nur die Frage, ob eine Eingliederung ins Erwerbsleben gelingt, 
sondern auch, welche Qualität die erreichte Ausbildung bzw. die Erwerbstätigkeit hat. 
Aber auch wenn diese Eingliederung (noch) nicht erreicht werden konnte, ist zu über-
prüfen, ob die berufsvorbereitenden Maßnahmen die Situation der geförderten Rehabi-
litanden in körperlicher oder qualifikatorischer Hinsicht verbessert haben (Verbesse-
rung der Leistungsfähigkeit) und/oder es den Teilnehmern ermöglichen, während und 
nach der Maßnahme stärker als bisher am Leben in der Gesellschaft teilzuhaben. 
Hinsichtlich der Wirkung von BvB rücken aus unserer Sicht insbesondere zwei Frage-
stellungen in den Mittelpunkt: 
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• Welche spezifischen Wirkungen haben berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
im Prozess der Ersteingliederung? Wie ist die relative Wirkung von BvB im Ver-
gleich zu alternativen Leistungen? Gibt es Unterschiede zwischen verschiedenen 
Zielgruppen?  
Die Treatmentgruppe für diese Untersuchung wird gebildet aus Rehabilitanden, die 
in ihrem Maßnahmecluster neben anderen Förderungen auch eine BvB durchlau-
fen haben. Über das statistische Matching werden zu diesen Teilnehmern Controls 
aus der Gruppe von Personen ausgewählt, deren Maßnahmecluster sich nur da-
hingehend unterscheidet, dass es keine BvB enthält. Um Unterschiede zwischen 
verschiedenen Zielgruppen feststellen zu können, muss dieses Verfahren – soweit 
auf Basis der Fallzahlen möglich – für unterschiedliche Zielgruppen angewendet 
werden, die berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen durchlaufen haben. 
• Entfalten BvB, die als besondere Leistung gefördert werden, andere Wirkungen 
als BvB, die als allgemeine Leistung gefördert werden? Unterscheiden sich die 
Wirkungen für verschiedene Zielgruppen? 
In diesem Fall bilden Personen, deren BvB als besondere Leistungen gefördert 
wurden, die Treatmentgruppe der Untersuchung. Als Kontrollgruppe werden statis-
tische Zwillinge aus der Gruppe der Rehabilitanden ausgewählt, deren BvB als all-
gemeine Leistung gefördert wurde. Auch hier ist je nach verfügbarer Fallzahl zwi-
schen verschiedenen Zielgruppen zu unterscheiden. Gegen diesen Wirkungsver-
gleich zwischen allgemeinen und besonderen Reha-Leistungen könnte ins Feld 
geführt werden, dass die besonderen Leistungen ja nur dann erbracht werden sol-
len, wenn eine Teilhabe am Arbeitsleben nicht bereits durch die allgemeinen Leis-
tungen erreicht werden kann. Wenn dieses Prinzip bei der Entscheidung über die 
Art der Leistung durchgehend Anwendung findet, würde sich die Gruppe der mit 
allgemeinen Leistungen geförderten Teilnehmer strukturell von den mittels beson-
deren Leistungen geförderten Personen unterscheiden, so dass keine Kontroll-
gruppe gefunden werden kann. Inwieweit das jedoch tatsächlich der Fall ist oder 
ob sich nicht doch ähnliche Teilnehmergruppen finden lassen, sollte jedoch auf 
Basis des empirischen Materials mit größter Sorgfalt geprüft werden. 
Um mögliche Heterogenitäten zwischen Teilnehmer- und Kontrollgruppe so weit wie 
möglich auszuschließen, sollte bei der Ermittlung der Kontrollgruppen für die jeweilige 
Analyse ein exaktes Matching angestrebt werden. Merkmale der Personen, die dazu 
herangezogen werden sollten, sind in jedem Fall Alter, Geschlecht sowie Art und 
Schwere der Behinderung. Darüber hinaus ist es wichtig, das Qualifikationsniveau der 
Personen zu berücksichtigen. Bei den hier betrachteten Fällen der Ersteingliederung 
bedeutet das insbesondere, auch die Art und das Ergebnis der Schulausbildung in das 
Matching einfließen zu lassen. Falls die Fallzahl der Personen, die den Pool für das 
Matching bilden, für ein Ein-zu-eins-Matching dieser Merkmale nicht ausreichen sollte, 
kommt auch in Betracht, zunächst ein exaktes Matching über einige wesentliche 
Merkmale (z.B. Geschlecht, Alter, Behinderung) und - darauf aufsetzend - ein Propen-
sity-Score-Matching durchzuführen. 
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Die grundlegende Datenbasis für die Evaluation der berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen bilden – wie bei allen weiteren maßnahmespezifischen Evaluationen – die 
Prozessdaten der Bundesagentur für Arbeit. Diese enthalten Angaben über die Maß-
nahmeteilnahmen und die Förderung als allgemeine oder besondere Leistung. Inwie-
weit bereits auf dieser Datenbasis weitere Differenzierungen der BvB vorgenommen 
werden können, wäre im Zuge der Basisstudie zu prüfen. Darüber hinaus enthalten die 
Daten Angaben zu individuellen Merkmalen der Rehabilitanden wie Alter, Geschlecht 
und ggf. auch Schulabschlüsse. Damit bilden sie die wesentliche Grundlage dazu, Per-
sonengruppen zu identifizieren, aus denen Treatment- und Kontrollgruppen für die 
Evaluation gebildet werden können. 
Aus mehreren Gründen erscheint es uns jedoch sinnvoll, unter Umständen sogar er-
forderlich, diese Daten für die maßnahmespezifische Evaluation durch Erhebungsda-
ten zu ergänzen. So ist es insbesondere für Ersteingliederungsfälle fraglich, ob die 
Angaben aus den Geschäftsdaten ausreichen, um ein Matching vorzunehmen. Zwar 
enthält die IEB Angaben über den Schulabschluss, für das Matching werden jedoch 
weitere Angaben zur Bildungsbiografie und zum Schulerfolg benötigt. Darüber hinaus 
sind ggf. auch Angaben über Art und Schwere der Behinderung bei den Rehabilitanden 
zu erheben, sofern sie nicht auf anderem Wege (Indizierung auf Basis der ICD-10- 
bzw. ICF-Codierung) ermittelt werden können. Auch zur Ermittlung von detaillierten 
Maßnahmeinhalten und Unterstützungsangeboten während der Maßnahme ist eine 
Befragung von Teilnehmern unerlässlich. 
Darüber hinaus machen es auch die zu untersuchenden Zielkriterien erforderlich, wei-
tere Daten bei den Rehabilitanden zu erheben. Da die Beschäftigtendaten der IEB be-
dingt durch das Meldeverfahren eine Datenlücke zum aktuellen zeitlichen Rand von ca. 
18 Monaten aufweisen, ist es für die Untersuchung der Eingliederung in das Erwerbs-
leben notwendig, die Erwerbsbiographie bis zum Befragungszeitpunkt zu ergänzen. 
Daneben müssen zur differenzierten Bewertung des Eingliederungserfolgs auch Anga-
ben zur Qualität und Ausgestaltung der Ausbildung (z.B. betriebliche Anteile, Berück-
sichtigung der persönlichen Neigung) bzw. Erwerbstätigkeit (Teilzeit/Vollzeit, Befris-
tung, ausbildungsadäquate Beschäftigung) über Befragungen erhoben werden. 
Auch die Bewertung einer Verbesserung der Leistungsfähigkeit kann nur auf Basis von 
Erhebungen vorgenommen werden. Dazu sollten die Grundqualifikation der Rehabili-
tanden mittels eines standardisierter Leistungstests oder einer entsprechenden Lei-
stungskala erhoben werden. Diese Leistungsmessung müsste einmal zu Beginn der 
Maßnahme und ein weiteres Mal nach der Beendigung durchgeführt werden, um die 
Veränderung der Leistungsfähigkeit zu messen. Während die übrigen benötigen Anga-
ben unseres Erachtens in telefonischen Interviews erhoben werden können, wäre es 
bei der hier betrachteten Klientel allerdings unter Umständen erforderlich, die Leis-
tungstests vor Ort in Form eines CAPI-Interviews (Computer Assisted Personal Inter-
view) durchzuführen. Für diese Zwecke gilt es entweder einen Leistungstest zu adap-
tieren oder eine entsprechende Skala zu entwickeln. An dieser Stelle ist auch eine Ko-
operation mit dem Nationalen Bildungspanel (NEPS) in Betracht zu ziehen. Dort wer-
den für unterschiedliche Altersgruppen entsprechende Tests entwickelt, die möglicher-
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weise für Zwecke der LTA-Evaluation adaptiert, modifiziert oder analog entwickelt wer-
den könnten. 
Auch für eine Erhebung des Bewertungskriteriums „Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft“ gibt es bereits Ansatzpunkte in der Literatur. Plath und Blaschke (1999) ma-
chen einen Vorschlag, wie die soziale Integration über Befragungen ermittelt werden 
könnte. Berücksichtigung findet in ihrem Konzept sowohl die betriebliche (arbeitsbezo-
gene) soziale Integration, die z.B. über die Berücksichtigung persönlicher Belange im 
Betrieb, die Anerkennung durch Arbeitskollegen und die Zufriedenheit mit der Arbeits-
stelle zum Ausdruck kommt, als auch die „außerbetriebliche“ soziale Integration, die 
z.B. anhand der Freizeitgestaltung mit Freunden, der Fähigkeit zum selbständigen 
Wohnen oder dem Vorhandensein eines festen Partners bewertet werden kann. 
Für die Abbildung des aktuellen Gesundheits- und Befindlichkeitsstatus in einem Sur-
vey kommt die Einschaltung einer standardisierten Skala zur Selbsteinschätzung in 
Betracht. Verbreitet sind insbesondere der SF-36-Fragebogen bzw. in der verkürzten 
Form der SF-12. Der Grad der Einschränkung, die mit einer Behinderung oder einer 
chronische Erkrankung verbunden sind, lässt sich valide und zuverlässig z.B. mittels 
der validierten Norwegian Function Assessment Scale (Østeras/Brage 2007) messen. 
 
Evaluation der Förderung der Berufsausbildung (einschließlich Ausbildungszu-
schüsse) 
Auch bei der Förderung der Berufsausbildung von Rehabilitanden ist es wichtig, (min-
destens) zwei Erfolgskriterien in den Blick zu nehmen. Für behinderte und schwerbe-
hinderte Menschen ist es sehr wichtig, dass die Ausbildung in einem Umfeld erfolgt, 
das unter Berücksichtigung der vorhandenen Einschränkungen ihre Fähigkeiten maxi-
mal fördert, damit die Ausbildung erfolgreich abgeschlossen werden kann. Darüber 
hinaus ist selbstverständlich auch die Eingliederung ins Erwerbsleben ein wichtiges 
Zielkriterium zur Bewertung des Fördererfolgs. Neben der Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt sind auch bei der Förderung der Berufsausbildung von Rehabilitanden 
selbstverständlich die Zielsetzungen der Verbesserung der Leistungsfähigkeit und der 
Teilhabe in der Gesellschaft zu untersuchen. 
Bei der Evaluation der Förderung der Berufsausbildung stellen sich aus unserer Sicht 
insbesondere die folgenden Wirkungsfragen: 
• Welchen Einfluss hat der Einsatz ausbildungsbegleitender Hilfen im Rahmen der 
betrieblichen Ausbildung von Rehabilitanden? 
Die Treatmentgruppe zu dieser Analyse besteht aus Rehabilitanden, die während 
ihrer betrieblichen Ausbildung durch ausbildungsbegleitende Hilfen unterstützt 
wurden. Über das statistische Matching ist hierzu eine Kontrollgruppe aus Rehabili-
tanden zu bilden, die im Gegensatz dazu während ihrer betrieblichen Ausbildung 
keine solchen Hilfen erhielten. 
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• Welche Erfolge erzielen außerbetriebliche Ausbildungen im Rahmen der Benach-
teiligtenförderung gegenüber betrieblichen Ausbildungen als allgemeine Reha-
Leistung? 
Zur Beantwortung dieser Frage muss die Situation von Rehabilitanden, deren au-
ßerbetriebliche Ausbildung über die Benachteiligtenförderung gefördert wurde 
(Treatmentgruppe), mit der von Rehabilitanden mit ähnlichen individuellen Merk-
malen verglichen werden, deren Ausbildung im Betrieb mit allgemeinen Reha-
Leistungen gefördert wurde (Kontrollgruppe). 
• Welche Wirkungen erzielen betriebliche Ausbildungen mit wohnortnaher reha-
spezifischer Förderung durch einen Bildungsträger gegenüber außerbetrieblichen 
Ausbildungen in einem Berufsbildungswerk oder einer sonstiger Rehabilitations-
einrichtung?  
In diesem Fall bilden Personen, die eine betriebliche Ausbildung mit reha-
spezifischer Förderung absolviert haben, die Treatmentgruppe der Untersuchung. 
Als Controls müssen Rehabilitanden, deren außerbetriebliche Ausbildung in einem 
Berufsbildungswerk oder einer sonstigen Reha-Einrichtung erfolgte, herangezogen 
werden. 
• Sind außerbetriebliche Ausbildungen, die als besondere Leistung gewährt werden 
(BBW, sonstige Reha-Einrichtungen), erfolgreicher als außerbetriebliche Leistun-
gen, die im Rahmen der Benachteiligtenförderung bei anderen Trägern durchge-
führt werden?  
Hierzu muss die Situation von Rehabilitanden, die eine außerbetriebliche Ausbil-
dung als besondere Leistung in einem BBW oder einer sonstigen Reha-Einrichtung 
absolviert haben (Treatmentgruppe), mit der ihrer statistischen Zwillinge verglichen 
werden, deren außerbetriebliche Ausbildung über die Benachteiligtenprogramme 
gefördert wurde.  
• Sind betriebliche Ausbildungen erfolgreicher, wenn das Ausbildungsverhältnis 
durch einen Ausbildungszuschuss an den Arbeitgeber gefördert wird?  
Die Treatmentgruppe für diese Analyse umfasst Rehabilitanden, deren betriebliche 
Ausbildung durch einen Ausbildungszuschuss an den Arbeitgeber gefördert wurde. 
Ihnen gegenübergestellt wird eine Kontrollgruppe von Rehabilitanden, die ebenfalls 
eine betriebliche Ausbildung gemacht hat, deren Arbeitgeber aber nicht durch ei-
nen Ausbildungszuschuss gefördert wurde. 
 
Bei all diesen Analysen ist selbstverständlich auch zu untersuchen, ob sich unter-
schiedliche Wirkungen für verschiedene Zielgruppen ergeben. 
Prinzipiell wäre hier außerdem auch die Frage zu stellen, welche spezifischen Wirkun-
gen eine Berufsausbildung im Prozess der Ersteingliederung hat. In diesem Fall müss-
te die Situation von Rehabilitanden, die eine Berufsausbildung durchlaufen haben 
(Treatmentgruppe), mit der von Rehabilitanden verglichen werden, deren Maßnahme-
cluster überhaupt keine berufliche Ausbildung aufweist (Kontrollgruppe). Es ist jedoch 
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anzunehmen, dass es das Bemühen aller am Reha-Prozess Beteiligten ist, behinder-
ten Jugendlichen und jungen Erwachsenen eine Berufsausbildung zu ermöglichen, 
sofern dies mit ihrer Behinderung möglich ist. Die überwiegende Mehrheit der Perso-
nen, die im Zuge der Ersteingliederung keine Ausbildung beginnen, ist vermutlich auf-
grund der Art oder Schwere ihrer Behinderung dazu wohl auch eher nicht in der Lage. 
Damit ist davon auszugehen, dass sich diese Personengruppe so stark von der Treat-
mentgruppe unterscheidet, dass nur eine geringe Chance besteht, eine sinnvolle Kon-
trollgruppe zu bilden. 
Die Überlegungen zum methodischen Vorgehen (möglichst Ein-zu-eins-Matching, Kri-
terien für das Matching etc.) einschließlich der Möglichkeiten zur Messung der Leis-
tungsfähigkeit und sozialen Integration, die bei dem Konzept zur Evaluation der berufs-
vorbereitenden Bildungsmaßnahmen dargelegt wurden, gelten entsprechend auch für 
die Förderung der Berufsausbildung von Rehabilitanden (s. oben). 
 
5.2.3 Qualifizierende Maßnahmen zur Wiedereingliederung 
Auch wenn über typische Maßnahmeketten im Reha-Prozess noch wenig bekannt ist, 
verdeutlicht bereits ein Blick in die Förderstatistik der Bundesagentur für Arbeit, dass 
die berufliche Weiterbildung, neben den Eingliederungszuschüssen, das wichtigste 
Instrument im Prozess der Wiedereingliederung darstellt. Doch auch bei diesem In-
strument haben die Zugänge in die besonderen Maßnahmen zwischen den Jahren 
2005 bis 2007 von knapp 20.800 auf rund 18.600 abgenommen (Übersicht 5.5). In der 
Reha-Statistik nicht ausgewiesen sind die Reha-Leistungen, die als allgemeine Leis-
tungen erbracht werden. Diese Zahlen müssen durch eine Sonderauswertung der BA-
Statistik erstellt werden. 
Übersicht 5.5  Eintritte in besondere Maßnahmen zur Rehabilitation – berufliche 
Weiterbildung und Trainingsmaßnahmen 
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Anders als bei den allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Instrumenten spielen Trai-
ningsmaßnahmen als besondere Leistungen gemessen an den Zugängen zwischen 
2005 und 2007 eher eine untergeordnete Rolle. Mit der letzten Gesetzesnovelle zum 1. 
 Januar 2009 wurden die Trainingsmaßnahmen nach § 48 SGB III als eigenständiges 
Instrument abgeschafft. Vergleichbare Maßnahmen werden seitdem unter Maßnahmen 
zur Vermittlung zur Feststellung-, Verringerung oder Beseitigung von Vermittlungs-
hemmnissen nach § 46 SGB III geführt. Da das Instrumentarium sich erst einmal ein-
spielen muss, erscheint es sinnvoll, dieses Instrument zunächst aus der Wirkungsbe-
trachtung auszuklammern. 
 
Evaluation der beruflichen Weiterbildung 
Wichtigstes Ziel der Förderung beruflicher Weiterbildung ist die Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt. Daher muss dieses Zielkriterium bei der Untersuchung dieser Maßnah-
men im Mittelpunkt stehen. Auch hierbei sollte untersucht werden, inwieweit ein Über-
gang in Beschäftigungen, die nicht durch Eingliederungszuschüsse gefördert werden, 
gelingt. Es sollte daneben aber ebenfalls in den Blick genommen werden, inwieweit die 
Maßnahmen von den Rehabilitanden erfolgreich abgeschlossen werden, und ob es 
hierbei Unterschiede zwischen Zielgruppen und Maßnahmearten gibt. Außerdem er-
fordert eine umfassende Evaluation dieser Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben 
selbstverständlich auch, ihre Wirkung auf die qualifikatorische und körperliche Leis-
tungsfähigkeit der Teilnehmer und zudem auf Fortschritte bei der gesellschaftlichen 
Teilhabe zu untersuchen. 
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Die berufliche Weiterbildung von Rehabilitanden kann auf sehr unterschiedliche Art 
und Weise erfolgen, entsprechend groß ist die Anzahl der möglichen Fragen an die 
Wirkungsforschung. Einige dieser Fragen haben wir hier zusammengetragen. Exem-
plarisch sind einige (hypothetische) Effekte in Übersicht 5.6 dargestellt. Auch bei den 
Untersuchungen zur Weiterbildung von Rehabilitanden im Zuge der Wiedereingliede-
rung ist selbstverständlich jedes Mal in den Blick zu nehmen, wie sich die Wirkungen 
für die unterschiedlichen Zielgruppen darstellen. 
• Was ist der spezifische Effekt einer beruflichen Weiterbildung im Prozess der Wie-
dereingliederung? 
Zur Beantwortung dieser Frage benötigt man als Treatmentgruppe Rehabilitanden, 
deren Maßnahmecluster ggf. neben anderen Maßnahmen auch eine Weiterbildung 
enthält, in der nachfolgenden Übersicht beispielhaft als T1 dargestellt. Die Kon-
trollgruppe (Crel), besteht aus statistischen Zwillingen, in deren sonst gleichen 
Maßnahmeclustern keine solche Weiterbildung zu finden ist. 
• Haben Rehabilitanden, welche die Qualifizierung als besondere Leistung absol-
viert haben, mehr Erfolg auf dem Arbeitsmarkt als Rehabilitanden, die eine allge-
meine Reha-Maßnahme durchlaufen haben?  
Die Treatmentgruppe für diese Analyse umfasst Rehabilitanden, die eine Qualifika-
tion als besondere Leistung in einer spezifischen Reha-Einrichtung (z.B. Berufsför-
derungswerk) erhalten haben (T1). Als Controls dienen Rehabilitanden mit ähnli-
chen Charakteristika, deren Weiterbildung als allgemeine, nicht behindertenspezi-
fische Reha-Leistung gefördert wurde (T2). 
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• Können mit kurzen, kostengünstigeren Teilqualifizierungen ähnliche Erfolge erzielt 
werden wie mit mehrjährigen, kostenintensiven Umschulungen? 
Untersucht wird die Zielerreichung bei Rehabilitanden, die eine berufliche Teilquali-
fizierung erhalten haben (Treatmentgruppe, T3). Ihrer Situation gegenüber gestellt 
wird eine Kontrollgruppe von Rehabilitanden, die eine Umschulung zu einem neu-
en Beruf erhalten hat (T1). 
• Spielt es für die Wirkung der Qualifizierungen eine Rolle, ob sie früh oder eher 
später im Reha-Prozess stattgefunden haben? 
Die Treatmentgruppe zu dieser Analyse besteht aus Rehabilitanden, die eine Wei-
terbildungsmaßnahme eher früh im Prozess der Wiedereingliederung durchlaufen 
haben. Über das statistische Matching ist hierzu eine Kontrollgruppe aus Rehabili-
tanden zu bilden, welche dieselbe Art von Weiterbildung erhalten hat wie die Per-
sonen aus der Treatmentgruppe, jedoch zeitlich später im Reha-Prozess. 
• Erzielen Maßnahmen mit einem zertifizierten Abschluss bessere Ergebnisse als 
Maßnahmen ohne zertifizierten Abschluss? 
Hierzu muss die Situation von Rehabilitanden, bei deren Weiterbildungsmaßnah-
me die Möglichkeit bestand, einen zertifizierten Abschluss zu erwerben (Treat-
mentgruppe), mit der einer Kontrollgruppe aus Personen verglichen werden, bei 
deren Maßnahme das nicht möglich war. 
• Sind betriebsnahe Qualifizierungen erfolgreicher als überbetriebliche Qualifizie-
rungen? 
Die Treatmentgruppe für diese Analyse umfasst Rehabilitanden, die eine betriebs-
nahe Qualifizierung erhalten haben, während die Personen aus der Kontrollgruppe 
eine überbetriebliche Weiterbildung absolviert haben müssen.  
• Erzielen wohnortnahe Maßnahmen, bei denen die Rehabilitanden in der gewohn-
ten Umgebung bleiben können, bessere Ergebnisse als überregionale Weiterbil-
dungen, die eine externe Unterbringung erfordern? 
Hier wird die Zielerreichung von Rehabilitanden, die während einer wohnortnahen 
Maßnahme in ihrem gewohnten sozialen Umfeld bleiben konnten (Treatmentgrup-
pe), mit der von Rehabilitanden verglichen, die eine ähnliche Weiterbildung hatten, 
bei der jedoch eine externe Unterbringung erforderlich war (Kontrollgruppe).  
Auch bei diesen Untersuchungen entspricht das Design im Wesentlichen dem bereits 
bei den berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen beschriebenen Vorgehen (vgl. Ka-
pitel 5.2.2). Beim Matching (exaktes Matching bzw. konditionales Propensity-Score-
Matching) sollte zusätzlich durch die Berücksichtigung der Erwerbsgeschichte (z.B. 
Häufigkeit und Dauer von Arbeitslosigkeitsphasen, vorherige Erwerbstätigkeiten) un-
beobachtete Heterogenität ausgeschaltet werden. Insbesondere die Organisationsvari-
anten von Ausbildungsangeboten könnten mit einer zufallsgesteuerten Zuweisung ex-
perimentell geprüft werden. 
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5.2.4 Leistungen zur Unterstützung der Integration 
5.2.4.1 Eingliederungszuschuss 
Ein sehr wichtiges Instrument im Reha-Prozess sowohl für die Erst- und Wiederein-
gliederung wie auch für die Integration von schwerbehinderten Menschen ist die Förde-
rung von Beschäftigung durch Zahlung von Eingliederungszuschüssen (EGZ) an den 
Arbeitgeber. Zu unterscheiden sind drei Varianten von Förderung: 
• Eingliederungszuschüsse (EGZ) für behinderte und schwerbehinderte Menschen 
nach §  218  SGB III, 
• Eingliederungszuschüsse nach § 219 SGB III für besonders betroffene schwerbe-
hinderte Menschen 
• Eingliederungszuschüsse nach § 421f SGB III (EGZ für Ältere). 
Die beiden letzt genannten Leistungsarten sind für die Zielgruppe der schwerbehinder-
ten Menschen in der Reha-Statistik ausgewiesen (vgl. Übersicht 5.7). Demzufolge ha-
ben die Eingliederungszuschüsse für schwerbehinderte Menschen im Verlauf der Jah-
re 2005 bis 2007 an Bedeutung gewonnen. Die Zahl der neu aufgenommenen, geför-
derten Beschäftigungsverhältnisse ist von rund 9.140 im Jahr 2005 bis auf 11.700 im 
Jahr 2007 gestiegen. In den ersten 10 Monaten des Jahres 2008 belief sich die Zahl 
der neuen Förderungen auf rund 10.500. 
 
Übersicht 5.7 Besondere Maßnahmen an Arbeitgeber – Zugang zu Förderung mit 
Eingliederungs- und Ausbildungszuschüssen 
6Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 
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Die Förderung mittels Eingliederungszuschuss soll mögliche Minderleistungen des 
Arbeitnehmers für einen befristeten Zeitraum finanziell ausgleichen. Für Unternehmen 
wird damit die Schwelle abgesenkt, einen real oder auch nur vermeintlich leistungsge-
minderten Arbeitnehmer einzustellen. Darüber hinaus besteht ein Ziel darin, die Leis-
tungsfähigkeit des Arbeitnehmers während der Förderphase so weit zu verbessern, 
dass er im Anschluss in ein ungefördertes Beschäftigungsverhältnis (d.h. ohne EGZ-
Förderung) übernommen wird bzw. sich auf dem Arbeitsmarkt bewegen kann.  
Das Konzept für die Wirkungsanalyse des EGZ muss berücksichtigen, dass das Krite-
rium der (geförderten) Erwerbstätigkeit (ET) bereits automatisch mit der Förderung 
erfüllt ist. Als Zielkriterium für die Evaluation dieses Instruments kann also nur die Ein-
gliederung in eine ungeförderte Erwerbstätigkeit nach Auslaufen der EGZ-Förderung 
herangezogen werden. 
In den drei Varianten ist die Förderung durch einen EGZ sowohl auf die Gruppe der 
behinderten Menschen, also die anerkannten Rehabilitanden gerichtet, als auch auf die 
Gruppe der schwerbehinderten Menschen. Diese haben nur zum kleineren Teil den 
Status des Rehabilitanden, bilden also eine separate Zielgruppe der LTA. 
Bei den beruflichen Rehabilitanden wird der EGZ meist als vermittlungsunterstützende 
Leistung eingesetzt, der bereits eine andere Förderung von LTA vorausgeht. Die Wir-
kung des EGZ kann also durchaus ein kombinierter Effekt z.B. mit einer vorangegan-
gener Qualifizierung sein. Wie bereits oben geschildert, geht es darum, den Effekt der 
Leistungskette einschließlich der vorangegangenen Maßnahmen zu schätzen und in 
einem zweiten Schritt den Effekt des EGZ heraus zu partialisieren. 
Die Darstellungen zum Verfahren der Bildung von Treatmentgruppen und Kontroll-
gruppen über ein statistisches Matching, die bereits ausgeführt wurden (vgl. Abschnitt 
5.2.2) gelten für die Evaluation der Eingliederungszuschüsse weitgehend analog. Ins-
besondere bei der Evaluation von Eingliederungszuschüssen bietet sich u.E. aber auch 
an, ein experimentelles Design anzuwenden, indem die Dauer oder Höhe der Förde-
rung zufällig variiert wird. 
Anders als bei den zuvor dargestellten Qualifizierungsmaßnahmen steht der EGZ auch 
schwerbehinderten Menschen als Zielgruppe zur Verfügung. Für die Untersuchung 
dieser Zielgruppe hilft das oben skizzierte Prozessdatenpanel der behinderten Men-
schen nicht weiter. Vielmehr wird es erforderlich eine Datengrundlage speziell für die 
Gruppe der schwerbehinderten arbeitslosen Menschen aufzubauen. Es gilt eine Stich-
probe von schwerbehinderten Arbeitslosen beider Rechtskreise SGB III und SGB II zu 
ziehen, die eine entsprechende Förderung durch EGZ erhalten haben. Die Basis dafür 
bildet die IEB oder ggf. eine Sonderauswertung aus den Prozessdaten der BA. Mittels 
Matching wird eine Kontrollgruppe gebildet, die den geförderten Personen in allen 
Merkmalen vergleichbar ist, aber keine Förderung erhalten hat. Bei der Bildung von 
Teilnehmer- und Kontrollgruppe muss neben den berufbiographischen und persönli-
chen Merkmalen kontrolliert werden, ob die Personen auch Rehabilitanden sind. Um 
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den Effekt für schwerbehinderte Menschen sauber abzubilden, empfehlen wir, Rehabi-
litanden aus der Auswahlgesamtheit auszuschließen. 
Hinsichtlich der Wirkungen von Eingliederungszuschüssen stehen aus unserer Sicht 
folgende Fragen im Vordergrund: 
• Welche spezifische Wirkung im Prozess der Erst- bzw. Wiedereingliederung von 
Rehabilitanden hat die Förderung durch Eingliederungszuschüsse? 
Zur Bildung der Treatmentgruppe werden hier Rehabilitanden benötigt, deren Be-
schäftigung mit einem Eingliederungszuschuss gefördert wurde, während die Kon-
trollgruppe aus Personen gebildet werden muss, die bis auf die EGZ-Förderung 
dieselbe Maßnahmekette durchlaufen haben (Übersicht 5.8: Gruppe T1). Es ist 
hier anzumerken, dass nach übereinstimmenden Befunden aus zwei Studien 
(ZEW/IAB/IAT 2006, S. 101f.; Schröder/Steinwede 2004) die Vermittler aus dem 
Bereich Reha/SB die Auffassung vertreten, dass schwerbehinderte Mensch ohne 
Förderung praktisch nicht in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren sind. Damit 
stellt sich auch noch einmal verstärkt die Frage, ob für die Bildung der Kontroll-
gruppe (Gruppe Cges) überhaupt Personen gefunden werden können, die in ihrem 
Maßnahmecluster keine EGZ-Förderung haben. Inwieweit die Einschätzung der 
Vermittler aber tatsächlich den Gegebenheiten in der Praxis entspricht, ist nach 
Vorlage der empirischen Befunde der Basisstudie zu prüfen. 
• Welche Wirkung hat die Förderung durch Eingliederungszuschüsse bei schwerbe-
hinderten Menschen, die keine Rehabilitanden sind? 
Welche Rolle spielen bei dieser Zielgruppe die Berufsbiographie, die Förderge-
schichte, die Art und der Grad der Schwerbehinderung? Gelingt mittels EGZ auch 
schwerbehinderte Personen mit einer psychischen und einer körperlichen Behinde-
rung in eine Erwerbstätigkeit zu integrieren? 
• Erzielt eine längere Laufzeit der Förderung ein besseres Ergebnis als eine kürzere 
Laufzeit? Hat die Höhe der bewilligten Förderleistung einen Einfluss auf die an-
schließende Beschäftigungsquote der Geförderten? 
Für diese Analyse liegt der Unterschied zwischen Treatmentgruppe und Kontroll-
gruppe allein in unterschiedlichen Laufzeiten der Förderung. Die Entscheidung ü-
ber die Dauer und Höhe des bewilligten Eingliederungszuschusses unterhalb der 
gesetzlich festgelegten Höchstgrenzen liegt im Ermessen der Fachkräfte, was 
meist durch ermessenslenkende Weisungen in den Agenturen und Grundsiche-
rungsstellen unterstützt wird. Hier wären nun einer Reihe von Analysen durchzu-
führen, in denen unter sonst gleichen Bedingungen (Bildung von Gruppen mit sta-
tistischen Zwillingen, sonst gleiche Maßnahmeketten) nur die Dauer oder die Höhe 
der Förderung mit einem Eingliederungszuschuss variiert (Gruppen T1 und T2 in 
Übersicht 5.8). Hier wird es sicherlich erforderlich sein, die Analysen auf im empiri-
schen Material vorzufindende typische Förderdauern bzw. typische Förderhöhen 
zu begrenzen, um überhaupt eine ausreichend große Anzahl von Personen für die 
Bildung von Treatmentgruppen und Kontrollgruppen zur Verfügung zu haben. 
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• Wie ist die nachhaltige Wirkung von Eingliederungszuschüssen nach Ablauf der 
Förderung? Wie lang muss die Förderdauer für Eingliederungszuschüsse sein, 
damit ein nachhaltiger Effekt erzielt wird? 
Über die Frage hinaus, ob nach dem Auslaufen der Förderung die Beschäfti-
gungsquote in der Treatmentgruppe höher ist als in der Kontrollgruppe, gilt es auch 
zu untersuchen, ob unterschiedlich lange Förderdauern einen Einfluss auf die Sta-
bilität der anschließenden Beschäftigung haben. Auch hier ist die Beschäftigungs-
situation von Personen zu vergleichen, die in ihren persönlichen Charakteristika 
sehr ähnlich sind, deren Förderung mit Eingliederungszuschüssen aber unter-
schiedliche Laufzeiten aufweist. 
• Auf Basis der Ergebnisse dieser Untersuchungen stellt sich dann auch die Frage, 
ob man je nach Art oder Schwere der Behinderung eine optimale Kombination aus 
Dauer und Höhe der Förderleistungen festlegen kann? 
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Die skizzierten Fragestellungen nehmen vorrangig die Zielsetzung der Integration in 
den Arbeitsmarkt in den Blick. Selbst wenn die geförderten Personen nach dem Aus-
laufen der Förderung aber nicht weiter beschäftigt werden bzw. keine neue Arbeitsstel-
le finden, ist zu vermuten, dass die Ausübung der geförderten Beschäftigung die Leis-
tungsfähigkeit der Geförderten verbessert hat. Diese Hypothese wäre auf ähnliche Art 
und Weise wie bei den qualifizierenden Maßnahmen zu überprüfen.  
Im Hinblick auf das Ziel der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft ist mit der geförder-
ten Beschäftigung eine Integration in den Arbeitsalltag ja bereits gelungen. Genauer 
wäre dann allerdings zu prüfen, wie sich die Einbindung in die betriebliche Praxis aus 
Sicht der behinderten Menschen gestaltet und ob neben der betrieblichen Integration 
auch im privaten Bereich eine stärkere soziale Einbindung erfolgt. Darüber hinaus stellt 
sich die Frage, ob nach Auslaufen der Förderung und einem damit ggf. verbundenen 
Verlust des Arbeitsplatzes positive Effekte der gesellschaftlichen Einbindung während 
der Erwerbstätigkeit weiter fortwirken oder ob in diesen Fällen eher Rückzugstenden-
zen zu beobachten sind. 
Zur Beantwortung der formulierten Fragestellungen ist es aus unserer Sicht auch bei 
diesem Instrument erforderlich, die Geschäftsdaten der Bundesagentur für Arbeit durch 
Befragungen zu ergänzen. Im Fokus steht vor allem die Erwerbsbiographie am aktuel-
len Rand. Darüber hinaus erfordern, wie oben beschrieben (vgl. Kapitel 5.2.2), die Un-
tersuchung der Leistungsfähigkeit und Integration in die Gesellschaft jeweils eine Er-
hebung zum Beginn und nach Auslaufen der Förderung um Veränderungen im Zeitab-
lauf zu messen. Die erforderlichen Daten können unseres Erachtens weitgehend über 
telefonische Interviews erhoben werden. Sollte man sich dazu entscheiden, auch Leis-
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tungstests durchzuführen, wären darüber hinaus allerdings ergänzende persönliche 
Interviews erforderlich. 
 
5.2.4.2 Beauftragung von Integrationsfachdiensten 
2007 wurden bundesweit in den 236 Integrationsfachdiensten rd. 89.794 Klienten bera-
ten und betreut. Im Jahr 2007 wurden insgesamt 6.635 Vermitltungen von Klienten in 
ein Arbeitsverhältnis mit 15 und mehr Stunden vorgenommen. Von den Neuzugängen 
wird rund ein Drittel von den Agenturen für Arbeit und von den Grundsicherungsstellen 
zugeleitet (Beule 2009). Die Rechtsgrundlage für den IFD bildet das Neunte Sozialge-
setzbuch (§ 110 SGB IX). Die dort genannten Aufgaben umfassen die Beratung und 
Berufsorientierung von schwerbehinderten Menschen, die Begleitung der betrieblichen 
Ausbildung von schwer(behinderten) Jugendlichen, das Erschließen geeigneter Ar-
beitsplätze, die Vorbereitung von schwerbehinderten und behinderten Menschen auf 
vorgesehene Arbeitsplätze, die Begleitung und das Training am Arbeitsplatz, die Infor-
mierung und Beratung von Betrieben, die psychosoziale Nachbetreuung sowie die Un-
terstützung bei der Leistungsbeantragung. 
Hinter diesen Einzelaufgaben stehen im wesentlichen drei Aufgabenbereiche. Diese 
umfassen einerseits die Sicherung bestehender Beschäftigungsverhältnisse von be-
hinderten Menschen durch Begleitung und Unterstützung am Arbeitsplatz. Der zweite 
Aufgabenbereich gruppiert sich um die Informierung und Beratung von schwerbehin-
derten und behinderten Menschen sowie von Betrieben. Dazu zählen auch Eignungs-
abklärungen, die Unterstützung der Berufsberatung, die berufsorientierende Beratung 
von Klienten oder die Beratung von Betrieben im Einzelfall. Der dritte Aufgabenbereich 
schließlich besteht in der Vermittlung behinderter Menschen auf geeignete Arbeitsplät-
ze bzw. in der Unterstützung bei Vermittlungsaufgaben von Reha-Trägern und Einrich-
tungen. Die ersten beiden Aufgaben nehmen die Dienste im wesentlichen im Auftrag 
der Integrationsämter und Hauptfürsorgestellen wahr. Sie basieren nicht auf der 
Rechtsgrundlage der LTA nach dem SGB III und SGB II. 
Die Vermittlungsaufgaben dagegen führen die Dienste auch im Auftrag der Arbeitsver-
waltung und der Grundsicherungsstellen aus. In diesem Falle erfolgt die Beauftragung 
entweder über die Bundesagentur für Arbeit im Rahmen des § 46 SGB III (bis 
31.12.2008: § 37 SGB III alt) oder im Rahmen ihrer Eigenschaft als Rehabilitationsträ-
gerin nach SGB IX. Als dritte Alternative im Rahmen des SGB III besteht allerdings 
auch die Möglichkeit, dass Rehabilitanden den IFD selbst mittels eines Vermittlungs-
gutscheins nach § 421g SGB III beauftragen. 
Unter der Perspektive von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben gemäß SGB III 
und SGB II muss die Evaluation zwangsläufig den Fokus auf die Vermittlungsleistung 
der Integrationsfachdienste legen. Damit kommt keineswegs eine implizite Abwertung 
oder Desinteresse bezüglich der vielfältigen Aufgaben und Leistungen des IFD zum 
Ausdruck. Die Beschränkung auf die Vermittlungsleistung ist ausschließlich der Zu-
ständigkeitsfrage nach den beiden Gesetzbüchern geschuldet. Wir empfehlen aller-
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dings die grundlegende Entscheidung noch einmal zu reflektieren, ob eine Evaluation 
aller Aufgaben der Integrationsfachdienste fachlich sinnvoll und geboten wäre. 
Fokussiert auf die drei genannten Beauftragungsformen mit Vermittlungsaufgaben sind 
an eine Evaluation insbesondere die folgenden Fragen zu richten: 
• Wie effektiv ist die Vermittlung durch den IFD im Vergleich zur Vermittlung durch 
die Agentur? Was sind die Ursachen für das Ergebnis? Was fördert, was begrenzt 
die Entfaltung der Wirkung?  
Für die Prüfung dieser Fragen gilt es eine Treatmentgruppe von Personen zu bil-
den, für deren Vermittlung der IFD unmittelbar beauftragt wurde (bspw. Gruppe T1 
oder T2 in Übersicht 5.9). Die Kontrollgruppe bilden Personen, die gleiche Merk-
male wie die Treatmentgruppe haben, aber weder eine Beauftragung des IFD hat-
ten, noch einen Vermittlungsgutschein nach § 421g SGB III erhalten haben (Grup-
pe Crel in Übersicht 5.9). Bei der Kontrolle von möglichen Selektionen gilt es ein 
ganz besonderes Augenmerk auf die Vergleichbarkeit in Hinblick auf die Art und 
Schwere der Beeinträchtigung, die berufliche Qualifikation, die Leistungsgeschich-
te (Förderkette), die Erwerbsgeschichte und die Dauer der Erwerbslosigkeit zu 
richten. 
• Erzielt die unmittelbare Beauftragung des IFD durch die Agenturen und Grundsi-
cherungsstellen eine andere Wirkung als die Beauftragung durch den Rehabilitan-
den mittels Vermittlungsgutschein?  
Aus den Evaluationen der Hartz-Gesetze ist bekannt, dass die Einlösung von 
Vermittlungsgutscheinen eine besondere Hürde für die Geförderten darstellt. Ein 
Teil der Gutscheine wird nicht eingelöst, weil die Betroffenen keinen geeigneten 
privaten Vermittler gefunden haben bzw. mit dem Instrument nicht umgehen kön-
nen (vgl. u.a. WZB/infas 2006). Unter Umsetzungsgesichtspunkten ist deshalb von 
Interesse, ob behinderte Menschen mit dem Instrument des Gutscheins zurecht-
kommen. Unter Wirkungsgesichtspunkten stellt sich die Frage, ob die Beauftra-
gung durch den Reha-Träger (Gruppe T1/T2) einen anderen Effekt hat als die Be-
auftragung durch die Betroffenen selber (Gruppe T3). Zur Beantwortung dieser 
Frage gilt es auf der Grundlage der Basisstudie die beiden Treatmentgruppen zu 
identifizieren und den Effekt zum einen durch einen Vergleich der beiden Beauf-
tragungsvarianten untereinander und andererseits durch einen Vergleich mit nicht 
geförderten Personen zu führen. 
• Um wie vieles ist die Vermittlung durch den IFD effektiver als die Vermittlung durch 
andere Dritte, die ebenfalls mittels Vermittlungsgutschein beauftragt werden kön-
nen? 
Prinzipiell sind die Rehabilitanden nicht dazu verpflichtet, einen Vermittlungsgut-
schein bei einem IFD einzulösen. Insofern gibt es grundsätzlich auch eine Kon-
trollgruppe, die einen anderen, privaten Vermittler beauftragt. Die Basisstudie hat 
zu prüfen, ob es diese Personen in einem ausreichenden Umfang gibt. Sollte dies 
der Fall sein, können sie als Kontrollgruppe für einen wirkungsanalytischen Ver-
gleich zu den IFD-Vermittlungsleistungen herangezogen werden. 
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• Ist die Vermittlung durch den IFD nachhaltiger als die Vermittlung durch die Agen-
tur oder andere Dritte?   
Hinter dieser Frage steht die Hypothese, dass ein Integrationsfachdienst aufgrund 
seiner regionalen Vernetzung und einer stärkeren Ausrichtung an der gesellschaft-
lichen Teilhabe auch bei der Vermittlung einer Beschäftigung großes Gewicht auf 
die Frage der nachhaltigen Integration legt. Für die Nachhaltigkeitsperspektive 
sollte ein Mindestzeitraum von zwei Jahren eingeplant werden. 
 
Für die Evaluation ist zu beachten, dass die drei Beauftragungsformen unterschiedlich 
in den VerBIS-Daten dokumentiert sind. Bei der Beauftragung in der Eigenschaft als 
Reha-Träger ist der IFD explizit kodiert. Bei den beiden anderen Beauftragungsformen 
erschließt sich dies nur indirekt über eine kombinierte Abfrage des Merkmals „aner-
kannter Rehabilitand“ mit den Instrumenten § 46 SGB III bzw. § 421g SGB III. Da beide 
Leistungen auch von einem anderen Anbieter erbracht werden können, sollte im Rah-
men der Basisstudie geprüft werden, ob eine Validierung mittels Prozessdaten (z.B. 
aus der Abrechung) möglich ist oder ob eine Klärung mittels Screening erforderlich ist. 
Bei der Bewertung der Vermittlungsleistungen des IFD gilt es grundsätzlich mit zu kon-
trollieren, ob mit der neuen Beschäftigung eine ergänzende Eingliederungsleistung 
verbunden ist oder die Beschäftigung ungefördert ist. Ggf. muss die Nachhaltigkeits-
perspektive um den Zeitraum der Förderung mittels eines EGZ verlängert werden, um 
den Vermittlungseffekt in ungeförderte Beschäftigung abzubilden. 
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Mit der instrumentenspezifischen Evaluation der Vermittlungsleistung des IFD sollte 
wie bei den anderen Evaluationsmodulen auch eine Befragung verbunden sein. Der 
wesentliche Zweck ist die Ergänzung von Datenlücken der Prozessdaten. Dies gilt ei-
nerseits der Fortschreibung der Erwerbsgeschichte bis an den aktuellen Rand. Darüber 
hinaus ist aber auch die Erfahrung der Rehabilitanden, bei dem erfolgreichen oder 
auch misslungenen Versuch, einen Vermittlungsgutschein einzulösen, von ganz be-
sonderem Interesse. Nicht zuletzt können auch die vom Kunden wahrgenommenen 
Aktivitäten des IFD sowie die subjektive Bewertung des IFD durch den Kunden nur 
mittels einer Befragung erhoben werden. 
5.3 Das Konzept im Überblick 
Basierend auf einer rechtlichen Verortung der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
nach den Gesetzbüchern SGB III und II und einer umfänglichen Analyse des For-
schungsstandes wurden vier Themenbereiche expliziert, für die nach Auffassung der 
Autoren ein besonderer Forschungs- und Evaluationsbedarf besteht: 
• Analyse des Reha-Prozesses von der Feststellung des Reha-Bedarf bis zur Been-
digung des Reha-Verfahrens. 
• Instrumentenspezifische Wirkungsanalysen zu  
o qualifizierenden Maßnahmen in der Erst- und Wiedereingliederung, 
o Eingliederungszuschüssen, 
o Vermittlungsaufgaben der Integrationsfachdienste. 
Zur Untersuchung der vorgenannten Themenstellungen wird ein zweistufiges Verfah-
ren vorgeschlagen.  
Da bisher kaum Erkenntnisse über den Verlauf von Reha-Verfahren vorliegen, sollte 
zunächst im Rahmen einer Basisstudie der gesamte Reha-Prozess eingehend unter-
sucht werden. Diese Basisstudie sollte zwei Bausteine umfassen (vgl. dazu Übersicht 
5.10). Zum einen empfehlen wir, einen Paneldatensatz zu Reha-Verläufen auf der Ba-
sis von Prozessdaten der Bundesagentur für Arbeit aufzubauen. In einem Kohorten-
konzept sollten die Zugänge ab Mitte 2006 jeweils quartalsweise bis Mitte 2011 erfasst 
werden. Das Ziel ist eine Deskription der Verläufe, der Zielgruppen und Maßnahmeket-
ten. Insbesondere gilt es auch Kontrollgruppen für die Schätzung der Gesamtwirkung 
von LTA zu identifizieren. Wenn die entsprechende Voraussetzungen erfüllt sind, 
schließt sich daran eine Wirkungsanalyse auf der Prozessdatenbasis an. 
Das zweite Modul der Basisstudie bildet eine Implementationsanalyse unter Einbezie-
hung der am Reha-Prozess beteiligten Akteure. Mittels qualitativer Interviews und Fall-
studien soll der Prozess der beruflichen Rehabilitation aus der Perspektive von Reha-
Beratern /persönlichen Ansprechpartnern, Anbietern von Reha-Leistungen, Rehabili-
tanden und Betrieben ausgeleuchtet werden. Dieses Prozesswissen unterfüttert die 
Prozessdatenanalyse und generiert empirisch gesättigte Hypothesen für die weitere 
instrumentenspezifische Betrachtung. 
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Auf dem empirischen Fundament der Basisstudie baut dann auf einer zweiten Stufe die 
instrumentenspezifische Wirkungsanalyse auf. Die im Rahmen der Basisstudie gewon-
nen Erkenntnisse bilden die Grundlage für die Analyse der instrumentenspezifischen 
Wirkungen (vgl. Übersicht 5.11). Das zentrale Ziel dieser Arbeiten besteht darin, die 
Effektivität und Effizienz von berufsvorbereitenden (BvB), von berufsqualifizierenden 
(Ausbildung, Weiterbildung) und von die Integration unterstützenden Leistungen (Ein-
gliederungszuschüsse, Beauftragung des Integrationsfachdienstes mit Vermittlungs-
aufgaben) zu untersuchen. Die Datenbasis bildet zum einen das Prozessdatenpanel 
mit anonymisierten Daten. Darüber hinaus ist allerdings für die Abbildung von Merkma-
len, die in den Verwaltungsdaten unbeobachtet sind, auch ein Survey-Ansatz zu emp-
fehlen. Auf der Basis von Stichproben gilt es die Wirkungsanalyse mittels gemessener 
Variablen weiter zu differenzieren als dies auf der Prozessdatenbasis möglich ist. 
 
Übersicht 5.10 Die Basisstudie im Überblick 
Basisstudie: Modul „Prozessdatenpanel“ 
Kurzbeschreibung Aufbau eines Panels von Rehabilitanden auf der Basis von Prozessda-
ten 
Grundgesamtheit Zugänge in Rehabilitation (Anerkennung gem. § 19 SGB III) 
Kohortenkonzept, quartalsweise 
Beginn: 3. Quartal 2006; Ende (min.): 2. Quartal 2011 
Empfehlung: Nachbeobachtungszeit bis 2014/2015 
Analysegesamtheit Empfohlen: Grundgesamtheit 
Falls datenschutzrechtlich erforderlich: min. 50%-Ansatz 
Datenbasis Anonymisierte Prozessdaten der BA: Auswahl an relevanten Merkmale 
aus den IEB, Merkmale der Reha-Maßnahmen, gruppierte Merkmale 
zur Behinderung (Art und Schwere der Behinderung) 
Aufgabe: Deskription Biographische Vorgeschichte der Rehabilitanden 
Beschreibung des gesamten Eingliederungsverlaufs anhand von Ein-
zelfalldatensätzen für Zielgruppen und Regionen, 
Beobachtung aller Eingliederungsleistungen; Identifizierung von homo-
genen Leistungsketten 
Beschreibung von Zielgruppen 
Beobachtung des Verbleibs 
Aufgaben: Bewertung des 
Erwerbsstatus 
Multivariate Analyse der Prädiktoren für den Übergang in Erwerbstätig-
keit, resp. Verbleib in Arbeitslosigkeit 
Aufgabe: Schätzung der Wir-
kung von LTA 
Identifikation von Kontrollgruppen für die Schätzung der Gesamtwirkung 
von LTA 
Falls Kontrollgruppen vorhanden: Schätzung der Wirkung von LTA als 
Leistungskette 
Aufgabe: Effizienzanalyse Kosten-Nutzen-Analyse auf der Basis der Wirkungsanalyse 
Aufgabe: Vorbereitung der Grundauswertung und Stichprobenziehung 





Laufzeit Aufbau und Grundauswertung: 12 Monate 
Fortschreibung und Wirkungsanalyse (Übergang in ET): 18 Monate 
Analyse der Nachhaltigkeit und Wirkungsanalyse lang laufender Leis-
tungen: 18-24 Monate 
Survey Erhebung von ergänzenden Informationen, die in den Prozessdaten 
nicht verfügbar sind, um  
Stichprobe: je 2.000 Teilnehmer und Nichtteilnehmer 
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Übersicht 5.10 Die Basisstudie im Überblick - Fortsetzung 
Basisstudie: Modul „Implementationsanalyse“ 
Kurzbeschreibung Untersuchung der Umsetzung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben aus der Perspektive der zentralen Akteure: Agenturen für Arb-
neit/Grundsicherungsstellen, Leistungserbringer, Integrationsdienste und 
beauftragte Dritte, Rehabilitanden, Betriebe 
Methode Qualitative Interviews (Fallstudien) 
Agenturen für Arbeit / 
Grundsicherungsstellen 
Interviews mit allen maßgeblich beteiligten Stellen und einer Auswahl von 
Fachkräften/Reha-Beratern (ca. 5-8 Interviews je Agen-
tur/Grundsicherungsstelle) 
Stichprobe: 10 Agenturen und 10 Grundsicherungsstellen 
Empfohlen: Standardisierte schriftliche Befragung der Fachkräfte in einer 
Auswahl von Agenturen und Grundsicherungsstellen (Stichprobe der 
Dienststellen, die dem Prozessdatenpanel zugrunde liegen) 
Leistungserbringer Interviews mit Berufsförderungs- und Berufsbildungswerken, Anbietern 
ambulanter Reha-Maßnahmen, Bildungsträgern 
Stichprobe: insgesamt 20 Einrichtungen, regional gestreut 
Rehabilitanden Interviews über den Zugang und die Verläufe in der Rehabilitation, Fokus 
auf drei Punkte im Reha-Verlauf: nach Zugang in Reha, während der 
Hauptmaßnahme, beim Übergang in Erwerbstätigkeit 
Stichprobe: jeweils 20-25 Rehabilitanden pro Zeitpunkt 
Empfohlen: jeweils ein ergänzendes Interview mit einem relevanten Ak-
teur zu jedem Zeitpunkt: Reha-Berater, Reha-Einrichtung, Betrieb 
Integrationsfachdienst, be-
auftragte Dritte 
Interviews mit Integrationsbegleitern und privaten Arbeitsvermittlern 
Stichprobe: 20-25 IFD bzw. private Vermittler 
Laufzeit 18-21 Monate 
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Übersicht 5.11 Die instrumentenspezifischen Wirkungsanalysen im Überblick 
Instrumentenspezifische Wirkungsanalyse 
Kurzbeschreibung Ermittlung der spezifischen Wirkungen von Qualifizierungsmaßnahmen 
der Erst- und Wiedereingliederung, von Leistungen an Arbeitgeber und 
von Vermittlungsleistungen der Integrationsfachdienste im Reha-Prozess 
Aufgabe: Wirkungsanalysen Gesamtwirkung einer Maßnahme: :Vergleich von Rehabilitanden, die in 
ihrem Maßnahmecluster (auch) die zu untersuchende Maßnahme durch-
laufen haben mit Rehabilitanden, die keine Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben erhalten haben. Voraussetzung ist, dass in der Basisstudie 
eine ausreichend große Gruppe von Rehabilitanden identifiziert werden 
kann, die keine LTA erhalten haben. 
Relative Wirkung einer Maßnahme: Vergleich von Rehabilitanden, die in 
ihrem Maßnahmecluster (auch) die zu untersuchende 
(Haupt-)Maßnahme durchlaufen haben mit Rehabilitanden, die an einer 
andere (Haupt-)Maßnahme teilgenommen haben. 
Aufgabe: Effizienzanalyse Kosten-Nutzen-Analyse auf Basis der relativen Wirkung der Maßnahmen 
Datenbasis: Prozessdaten-
panel 
Grundlage der Stichprobenziehung für die instrumentenspezifischen 
Wirkungsanalyse 
Datenbasis: Survey Funktion: Erhebung von Informationen, die in Prozessdaten nicht enthal-
ten sind, wie Erwerbsbiographie am aktuellen Rand, Messung von 
Grundqualifikationen, Informationen zur sozialen Teilhabe und zu Art und 
Schwere der Behinderung. 
Methode: telefonische Interviews (CATI), ggf. ergänzt durch persönliche 
Interviews (CAPI) zur Messung von Grundqualifikationen 
Stichproben: 1.500 je Instrument jeweils für Teilnehmer- und Kontroll-
gruppe 
Empfohlen: Panelkonzept 
Modul: Berufsvorbereitung Teilnehmergruppe: Rehabilitanden, die in ihrem Maßnahmecluster eine 
berufsvorbereitende Maßnahme (BvB) durchlaufen haben. 
Kontrollgruppen: Rehabilitanden, die – bei sonst gleichem Maßnahmec-
luster – an keiner BvB teilgenommen haben (absolute Wirkung).  
Rehabilitanden, die – bei sonst gleichem Maßnahmecluster – an einer 
anderen Variante von BvB teilgenommen haben (relative Wirkung). 
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Übersicht 5.11 Die instrumentenspezifischen Wirkungsanalysen im Überblick - 
Fortsetzung 
Modul: Berufsausbildung Teilnehmergruppe: Rehabilitanden, die in ihrem Maßnahmecluster eine 
Berufsausbildung durchlaufen haben. 
Kontrollgruppen: Rehabilitanden, die – bei sonst gleichen Maßnahme-
cluster – keine Berufsausbildung durchlaufen haben (absolute Wirkung). 
Insbesondere hier ist allerdings fraglich, ob eine ausreichend große Kon-
trollgruppe mit vergleichbaren Merkmalen gefunden werden kann. 
Rehabilitanden, deren Berufsausbildung – bei sonst gleichem Maßnah-
mecluster – in einer anderen Form erfolgte (relative Wirkung). 
Modul: Weiterbildung Teilnehmergruppe: Rehabilitanden, die eine berufliche Weiterbildung 
erhalten haben. 
Kontrollgruppen: Rehabilitanden, die – in ihrem sonst gleichen Maßnah-
mecluster – keine berufliche Weiterbildung hatten (absolute Wirkung).  
Rehabilitanden, die – bei sonst gleichem Maßnahmecluster – an einer 




Teilnehmergruppe: Rehabilitanden, deren Arbeitsaufnahme durch einen 
Eingliederungszuschuss gefördert wurde. 
Kontrollgruppen: Rehabilitanden, die mit Ausnahme der EGZ-Förderung, 
dieselbe Maßnahmekette durchlaufen haben (absolute Wirkung) 
Rehabilitanden, deren Arbeitsaufnahme durch einen EGZ in anderer 
Höhe oder mit anderer Dauer gefördert wurde (relative Wirkung) 
Für eine Analyse der Wirkungen bei schwerbehinderten Menschen, die 
nicht als Rehabilitand anerkannt sind, muss eine gesonderte Datenbasis 
aufgebaut werden. 
Modul: Vermittlung durch 
Integrationsfachdienste 
Teilnehmergruppe: Rehabilitanden, für deren Vermittlung der Integrati-
onsfachdienst beauftragt wurde 
Kontrollgruppen: Rehabilitanden, für deren Vermittlung die Agentur oder 
ein anderer beauftragter Dritter zuständig war (absolute Wirkung). 
Rehabilitanden, bei denen die Beauftragung des IFD auf anderem Wege 
erfolgt, z.B. Beauftragung durch Agentur/Grundsicherungsstelle vs. Be-
auftragung durch Rehabilitand (relative Wirkung) 
Laufzeit 24 Monate, bei Nachhaltigkeitsuntersuchungen bis 48 Monate 
Beginn: Nach Vorliegen der Grundauswertungen des Prozessdaten-
panels und der Ergebnisse der Implementationsanalysen 
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aus: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - 
Rehabilitanden
http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/n.html
Berichtsjahre 2005 bis 2008
Rehabilitanden in der
Ersteingliederung - Zugänge, Bestand, 
Beendigungen
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - Ersteingliederung
Berichtsjahr: 2005
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Deutschland 3.820 4.486 5.011 4.581 5.017 4.441 4.562 4.102 3.389 2.804 3.003 4.206 49.422 
Westdeutschland 2.867 3.090 3.506 3.224 3.777 3.167 3.233 2.666 2.394 2.087 2.057 3.036 35.104 
Ostdeutschland 953 1.396 1.505 1.357 1.240 1.274 1.329 1.436 995 717 946 1.170 14.318 
01 Schleswig-Holstein 142 177 117 151 140 138 150 122 163 74 48 72 1.494 
02 Hamburg 65 81 126 104 66 46 81 36 75 57 66 63 866 
03 Niedersachsen 323 335 324 301 305 350 360 316 247 163 137 157 3.318 
04 Bremen 23 17 21 24 53 40 26 22 22 14 18 22 302 
05 Nordrhein-Westfalen 1.005 1.130 1.185 1.093 1.350 1.190 1.099 814 812 722 794 1.060 12.254 
06 Hessen 210 270 266 258 361 236 295 195 177 160 175 229 2.832 
07 Rheinland-Pfalz 188 206 223 176 191 136 173 129 185 97 146 359 2.209 
08 Baden-Württemberg 293 315 365 394 485 345 423 421 322 370 282 392 4.407 
09 Bayern 588 526 809 686 753 635 557 568 376 395 348 634 6.875 
10 Saarland 30 33 70 37 73 51 69 43 15 35 43 48 547 
11 Berlin 140 195 148 164 157 194 163 158 164 113 178 166 1.940 
12 Brandenburg 120 227 246 257 229 179 292 367 153 110 176 215 2.571 
13 Mecklenburg-Vorpommern 118 141 186 182 172 225 204 159 159 92 123 207 1.968 
14 Sachsen 277 334 358 353 339 304 275 443 203 208 273 383 3.750 
15 Sachsen-Anhalt 141 301 296 220 170 204 199 170 211 75 111 111 2.209 
16 Thüringen 157 198 271 181 173 168 196 139 105 119 85 88 1.880 
Deutschland 178.349 179.196 180.454 180.763 180.626 179.288 170.885 169.920 167.572 162.349 160.370 159.039 172.401 
Westdeutschland 121.664 122.278 123.197 123.057 123.076 123.230 118.657 117.543 115.666 111.869 110.411 109.993 118.387 
Ostdeutschland 56.685 56.918 57.257 57.706 57.550 56.058 52.228 52.377 51.906 50.480 49.959 49.046 54.014 
01 Schleswig-Holstein 5.464 5.526 5.491 5.500 5.543 5.520 5.296 5.265 5.210 5.015 4.911 4.859 5.300 
02 Hamburg 1.925 1.925 1.950 1.955 1.942 1.938 1.806 1.749 1.704 1.653 1.646 1.663 1.821 
03 Niedersachsen 13.779 13.822 13.826 13.619 13.401 13.326 12.607 12.535 12.144 11.541 11.337 11.076 12.751 
04 Bremen 1.183 1.164 1.167 1.102 1.113 1.096 994 994 991 960 948 938 1.054 
05 Nordrhein-Westfalen 31.583 31.926 32.457 32.440 32.954 33.302 32.569 32.365 31.896 30.817 30.429 30.290 31.919 
06 Hessen 10.980 11.001 11.020 11.049 11.084 11.137 10.714 10.652 10.547 10.233 10.118 10.015 10.713 
07 Rheinland-Pfalz 8.409 8.397 8.432 8.384 8.201 8.146 8.010 7.923 7.799 7.570 7.549 7.680 8.042 
08 Baden-Württemberg 21.817 21.840 21.817 21.762 21.685 21.458 20.577 20.294 19.892 19.413 19.210 19.157 20.744 
09 Bayern 24.329 24.480 24.807 25.018 24.933 25.088 23.888 23.547 23.339 22.661 22.253 22.302 23.887 
10 Saarland 2.195 2.197 2.230 2.228 2.220 2.219 2.196 2.219 2.144 2.006 2.010 2.013 2.156 
11 Berlin 7.479 7.326 7.105 7.051 7.062 7.068 6.668 6.609 6.527 6.345 6.209 5.903 6.779 
12 Brandenburg 8.350 8.422 8.505 8.649 8.714 8.479 8.175 8.330 8.237 8.075 7.966 7.963 8.322 
13 Mecklenburg-Vorpommern 7.105 7.061 7.100 7.160 7.113 6.699 6.226 6.291 6.235 6.103 6.089 6.097 6.607 
14 Sachsen 17.095 17.258 17.382 17.542 17.530 16.979 15.187 15.335 15.243 14.771 14.708 14.412 16.120 
15 Sachsen-Anhalt 8.992 9.123 9.253 9.330 9.230 9.075 8.451 8.318 8.235 7.888 7.772 7.539 8.601 
16 Thüringen 7.664 7.728 7.912 7.974 7.901 7.758 7.521 7.494 7.429 7.298 7.215 7.132 7.586 
Deutschland 3.369 3.333 3.623 3.197 3.304 3.092 10.174 4.562 5.315 7.100 4.265 4.245 55.579 
Westdeutschland 2.540 2.547 2.709 2.458 2.573 2.340 7.082 3.644 4.106 5.347 3.286 2.879 41.511 
Ostdeutschland 829 786 914 739 731 752 3.092 918 1.209 1.753 979 1.366 14.068 
01 Schleswig-Holstein 91 115 159 114 89 134 351 154 214 253 136 103 1.913 
02 Hamburg 62 82 112 113 66 70 205 85 128 100 83 46 1.152 
03 Niedersachsen 280 318 343 357 283 268 907 392 494 576 294 325 4.837 
04 Bremen 24 31 24 38 18 32 119 24 26 52 32 28 448 
05 Nordrhein-Westfalen 760 761 713 690 731 740 1.695 1.011 1.291 1.621 1.086 1.036 12.135 
06 Hessen 240 250 233 213 282 178 695 253 310 429 288 231 3.602 
07 Rheinland-Pfalz 228 252 210 157 227 178 277 223 304 311 178 189 2.734 
08 Baden-Württemberg 387 306 402 359 377 331 1.158 617 625 765 464 393 6.184 
09 Bayern 420 384 470 385 468 381 1.619 847 618 1.071 676 475 7.814 
10 Saarland 48 48 43 32 32 28 56 38 96 169 49 53 692 
11 Berlin 160 230 236 200 138 150 477 183 210 250 316 438 2.988 
12 Brandenburg 232 111 109 106 126 95 456 145 209 244 168 143 2.144 
13 Mecklenburg-Vorpommern 115 96 136 108 72 94 468 101 159 204 92 129 1.774 
14 Sachsen 181 145 203 142 232 186 883 227 283 512 171 342 3.507 
15 Sachsen-Anhalt 79 113 135 104 84 126 575 136 209 318 127 209 2.215 
16 Thüringen 62 91 95 79 79 101 233 126 139 225 105 105 1.440 
Endgültige Werte zur Förderung stehen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten fest.  © Statistik der Bundesagentur für Arbeit







Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - Ersteingliederung
Berichtsjahr: 2006
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Deutschland 3.791 4.455 5.251 4.181 4.533 4.206 4.582 3.990 3.364 2.102 2.249 3.004 45.708 
Westdeutschland 2.711 3.274 3.757 3.005 3.225 2.949 3.235 2.633 2.360 1.462 1.581 2.183 32.375 
Ostdeutschland 1.080 1.181 1.494 1.176 1.308 1.257 1.347 1.357 1.004 640 668 821 13.333 
01 Schleswig-Holstein 89 74 187 163 148 197 224 177 192 71 71 82 1.675 
02 Hamburg 84 77 80 62 77 44 46 43 51 53 47 37 701 
03 Niedersachsen 168 185 346 279 366 374 493 341 368 175 163 183 3.441 
04 Bremen 15 16 32 14 32 33 27 35 24 12 22 14 276 
05 Nordrhein-Westfalen 1.010 1.331 1.179 929 1.029 905 761 610 620 365 574 802 10.115 
06 Hessen 216 241 247 206 236 223 320 311 249 194 168 164 2.775 
07 Rheinland-Pfalz 208 288 304 197 178 228 197 141 128 82 79 88 2.118 
08 Baden-Württemberg 326 466 604 522 551 452 556 534 345 252 192 248 5.048 
09 Bayern 562 539 720 584 560 457 559 426 345 243 244 539 5.778 
10 Saarland 33 57 58 49 48 36 52 15 38 15 21 26 448 
11 Berlin 123 180 317 164 184 190 185 203 205 135 105 97 2.088 
12 Brandenburg 250 254 177 191 222 209 302 300 167 122 133 183 2.510 
13 Mecklenburg-Vorpommern 97 143 161 121 154 157 134 171 150 72 65 96 1.521 
14 Sachsen 357 336 424 386 372 305 359 321 225 149 223 233 3.690 
15 Sachsen-Anhalt 113 140 156 137 163 258 213 192 134 84 68 107 1.765 
16 Thüringen 140 128 259 177 213 138 154 170 123 78 74 105 1.759 
Deutschland 157.586 157.393 159.569 160.387 162.062 163.102 163.189 163.683 163.411 161.817 160.873 157.681 160.896 
Westdeutschland 108.913 108.857 110.405 110.868 111.774 112.672 113.270 113.349 112.880 111.552 110.854 108.738 111.178 
Ostdeutschland 48.673 48.536 49.164 49.519 50.288 50.430 49.919 50.334 50.531 50.265 50.019 48.943 49.718 
01 Schleswig-Holstein 4.790 4.713 4.840 4.905 4.979 5.103 5.140 5.250 5.295 5.253 5.153 5.067 5.041 
02 Hamburg 1.667 1.652 1.670 1.697 1.739 1.747 1.713 1.719 1.714 1.714 1.712 1.707 1.704 
03 Niedersachsen 10.887 10.741 10.844 10.851 10.844 10.948 11.155 11.311 11.451 11.375 11.198 10.898 11.042 
04 Bremen 917 906 895 882 892 922 921 950 964 966 968 952 928 
05 Nordrhein-Westfalen 30.230 30.660 31.297 31.516 31.936 32.248 32.239 32.146 31.977 31.570 31.469 30.931 31.518 
06 Hessen 9.824 9.789 9.855 9.857 9.961 10.074 10.237 10.333 10.374 10.346 10.306 10.111 10.089 
07 Rheinland-Pfalz 7.679 7.722 7.903 7.849 7.852 7.938 7.975 7.959 7.852 7.726 7.658 7.427 7.795 
08 Baden-Württemberg 18.999 19.009 19.189 19.373 19.428 19.503 19.620 19.661 19.498 19.247 19.101 18.708 19.278 
09 Bayern 21.923 21.658 21.890 21.894 22.092 22.127 22.187 21.929 21.648 21.306 21.232 20.939 21.735 
10 Saarland 1.997 2.007 2.022 2.044 2.051 2.062 2.083 2.091 2.107 2.049 2.057 1.998 2.047 
11 Berlin 5.784 5.720 5.798 5.800 5.879 5.928 5.979 6.082 6.177 6.226 6.190 6.044 5.967 
12 Brandenburg 7.952 8.006 8.062 8.146 8.314 8.393 8.480 8.579 8.616 8.590 8.577 8.527 8.354 
13 Mecklenburg-Vorpommern 6.065 6.062 6.049 6.102 6.165 6.105 5.885 5.872 5.909 5.803 5.657 5.460 5.928 
14 Sachsen 14.406 14.354 14.631 14.785 15.036 15.152 14.958 15.082 15.102 15.078 15.133 14.830 14.879 
15 Sachsen-Anhalt 7.430 7.421 7.474 7.474 7.554 7.549 7.537 7.551 7.538 7.409 7.347 7.140 7.452 
16 Thüringen 7.036 6.973 7.150 7.212 7.340 7.303 7.080 7.168 7.189 7.159 7.115 6.942 7.139 
Deutschland 3.458 4.200 4.072 3.189 2.386 2.537 2.934 2.860 3.219 3.263 2.682 5.626 40.426 
Westdeutschland 2.676 2.996 3.163 2.383 1.940 1.970 2.246 2.411 2.611 2.503 2.040 4.107 31.046 
Ostdeutschland 782 1.204 909 806 446 567 688 449 608 760 642 1.519 9.380 
01 Schleswig-Holstein 95 128 93 92 69 109 167 71 123 102 163 161 1.373 
02 Hamburg 56 87 66 43 39 50 84 42 61 47 44 50 669 
03 Niedersachsen 200 239 339 239 247 162 231 171 182 193 239 467 2.909 
04 Bremen 28 24 26 26 22 12 14 13 14 15 12 26 232 
05 Nordrhein-Westfalen 882 846 947 662 576 613 746 689 744 724 638 1.337 9.404 
06 Hessen 328 233 312 187 147 85 159 196 188 186 185 348 2.554 
07 Rheinland-Pfalz 174 209 179 228 162 184 163 143 207 196 138 298 2.281 
08 Baden-Württemberg 391 415 470 330 341 325 266 466 465 482 297 565 4.813 
09 Bayern 484 777 687 547 295 412 379 605 597 540 309 769 6.401 
10 Saarland 38 38 44 29 42 18 37 15 30 18 15 86 410 
11 Berlin 171 234 215 150 100 185 90 67 92 80 111 212 1.707 
12 Brandenburg 90 201 122 120 56 59 132 72 90 116 141 190 1.389 
13 Mecklenburg-Vorpommern 89 137 83 82 49 64 97 71 79 153 86 218 1.208 
14 Sachsen 207 330 259 239 103 126 178 116 158 152 142 406 2.416 
15 Sachsen-Anhalt 145 146 115 78 50 71 105 76 95 180 95 276 1.432 
16 Thüringen 80 156 115 137 88 62 86 47 94 79 67 217 1.228 
Erstellungsdatum: 12.11.2007 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit






Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - Ersteingliederung
Berichtsjahr: 2007
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Zugang
Deutschland 2.725 4.338 4.730 4.769 5.310 5.140 5.279 4.328 3.464 1.868 1.890 2.452 46.293 
Westdeutschland 2.017 3.176 3.433 3.382 3.842 3.682 3.758 2.971 2.433 1.347 1.367 1.654 33.062 
Ostdeutschland 708 1.162 1.297 1.387 1.468 1.458 1.521 1.357 1.031 521 523 798 13.231 
01 Schleswig-Holstein 102 155 143 139 153 274 245 180 159 82 65 93 1.790 
02 Hamburg 65 83 98 55 73 81 60 48 50 33 57 39 742 
03 Niedersachsen 214 242 365 378 397 475 549 436 431 193 168 171 4.019 
04 Bremen 6 33 25 30 28 25 25 36 31 8 19 10 276 
05 Nordrhein-Westfalen 733 1.331 1.214 1.188 1.280 1.124 891 643 513 339 381 535 10.172 
06 Hessen 205 264 301 256 283 225 413 273 270 131 121 128 2.870 
07 Rheinland-Pfalz 117 142 167 169 248 240 239 156 176 86 97 138 1.975 
08 Baden-Württemberg 190 387 458 550 628 579 611 635 411 202 191 193 5.035 
09 Bayern 353 494 582 555 659 606 667 522 361 248 232 329 5.608 
10 Saarland 32 45 80 62 93 53 58 42 31 25 36 18 575 
11 Berlin 109 152 156 200 197 173 204 180 173 104 117 128 1.893 
12 Brandenburg 131 229 210 200 234 252 285 211 135 96 151 180 2.314 
13 Mecklenburg-Vorpommern 107 175 189 205 173 177 227 173 228 82 60 274 2.070 
14 Sachsen 192 319 396 415 443 369 315 356 257 153 124 89 3.428 
15 Sachsen-Anhalt 72 118 186 192 215 278 275 249 152 51 30 64 1.882 
16 Thüringen 97 169 160 175 206 209 215 188 86 35 41 63 1.644 
Bestand
Deutschland 157.588 159.424 162.145 164.452 166.958 169.514 171.760 172.595 172.091 170.645 169.319 164.946 166.786 
Westdeutschland 108.588 109.837 111.634 113.047 114.783 116.536 117.949 118.093 117.468 116.393 115.415 112.241 114.332 
Ostdeutschland 49.000 49.587 50.511 51.405 52.175 52.978 53.811 54.502 54.623 54.252 53.904 52.705 52.454 
01 Schleswig-Holstein 5.083 5.164 5.248 5.347 5.430 5.625 5.760 5.842 5.867 5.835 5.736 5.484 5.535 
02 Hamburg 1.734 1.773 1.836 1.869 1.912 1.961 1.985 2.007 2.018 2.011 2.030 2.025 1.930 
03 Niedersachsen 10.922 11.002 11.224 11.322 11.366 11.662 12.069 12.242 12.410 12.402 12.374 11.890 11.740 
04 Bremen 933 939 949 939 924 918 933 958 972 967 977 962 948 
05 Nordrhein-Westfalen 30.938 31.593 32.262 32.840 33.670 34.229 34.333 34.144 33.842 33.521 33.209 32.205 33.066 
06 Hessen 10.106 10.198 10.326 10.353 10.441 10.510 10.677 10.761 10.816 10.751 10.704 10.447 10.508 
07 Rheinland-Pfalz 7.374 7.335 7.405 7.453 7.633 7.762 7.797 7.767 7.782 7.692 7.652 7.505 7.596 
08 Baden-Württemberg 18.583 18.704 18.901 19.211 19.395 19.589 19.863 19.959 19.744 19.536 19.262 18.855 19.300 
09 Bayern 20.915 21.098 21.410 21.589 21.820 22.071 22.297 22.159 21.773 21.452 21.233 20.688 21.542 
10 Saarland 2.000 2.031 2.073 2.124 2.192 2.209 2.235 2.254 2.244 2.226 2.238 2.180 2.167 
11 Berlin 6.055 6.094 6.181 6.310 6.414 6.467 6.574 6.639 6.700 6.693 6.653 6.512 6.441 
12 Brandenburg 8.547 8.692 8.877 8.988 9.118 9.246 9.399 9.492 9.495 9.447 9.412 9.308 9.168 
13 Mecklenburg-Vorpommern 5.502 5.604 5.745 5.938 6.050 6.175 6.335 6.447 6.560 6.548 6.536 6.522 6.164 
14 Sachsen 14.805 14.954 15.246 15.473 15.682 15.814 15.899 16.065 16.041 15.884 15.809 15.378 15.588 
15 Sachsen-Anhalt 7.120 7.153 7.267 7.367 7.480 7.670 7.848 8.005 8.031 7.980 7.854 7.511 7.607 
16 Thüringen 6.971 7.090 7.195 7.329 7.431 7.606 7.756 7.854 7.796 7.700 7.640 7.474 7.487 
Beendigungen
Deutschland 2.616 2.360 2.153 2.312 2.029 2.230 2.983 3.407 3.815 3.231 3.098 6.525 36.759 
Westdeutschland 2.077 1.868 1.694 1.793 1.526 1.685 2.332 2.762 2.943 2.389 2.225 4.639 27.933 
Ostdeutschland 539 492 459 519 503 545 651 645 872 842 873 1.886 8.826 
01 Schleswig-Holstein 80 78 75 56 69 75 119 83 136 102 134 274 1.281 
02 Hamburg 36 50 42 25 34 30 42 40 41 43 34 42 459 
03 Niedersachsen 185 156 162 164 171 183 195 256 254 204 183 654 2.767 
04 Bremen 29 19 14 16 14 15 15 19 17 13 14 28 213 
05 Nordrhein-Westfalen 741 651 539 612 476 544 773 822 842 683 715 1.502 8.900 
06 Hessen 186 169 147 173 125 145 229 192 223 191 169 372 2.321 
07 Rheinland-Pfalz 154 151 121 137 91 118 196 172 177 169 130 280 1.896 
08 Baden-Württemberg 279 266 264 244 257 242 320 537 561 402 423 575 4.370 
09 Bayern 358 312 306 355 268 298 407 622 653 543 400 832 5.354 
10 Saarland 29 16 24 11 21 35 36 19 39 39 23 80 372 
11 Berlin 105 79 83 87 82 96 106 109 116 109 150 259 1.381 
12 Brandenburg 102 86 68 95 81 107 112 109 133 139 181 266 1.479 
13 Mecklenburg-Vorpommern 58 59 52 48 62 52 65 66 115 93 88 278 1.036 
14 Sachsen 159 136 126 161 147 167 211 191 264 287 201 507 2.557 
15 Sachsen-Anhalt 71 92 76 78 80 73 92 90 119 98 142 379 1.390 
16 Thüringen 44 40 54 50 51 50 65 80 125 116 111 197 983 
Erstellungsdatum: 27.03.2008 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Region
Ersteingliederung
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - Ersteingliederung
Berichtsjahr: 2008
Ersteingliederung
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Zugang
Deutschland 2.406 4.095 4.632 4.410 5.499 5.531 5.603 4.782 3.714 2.310 42.982
Westdeutschland 1.804 3.060 3.649 3.353 4.233 4.051 4.154 3.365 2.694 1.694 32.057
Ostdeutschland 602 1.035 983 1.057 1.266 1.480 1.449 1.417 1.020 616 10.925
Schleswig-Holstein 121 143 160 94 209 209 258 215 235 120 1.764
Hamburg 63 88 60 77 74 73 64 54 53 53 659
Niedersachsen 151 248 364 362 394 502 637 480 415 185 3.738
Bremen 16 14 14 31 36 23 42 48 35 30 289
Nordrhein-Westfalen 649 1.195 1.306 1.037 1.344 1.358 1.041 666 671 383 9.650
Hessen 131 211 277 307 291 347 368 306 258 184 2.680
Rheinland-Pfalz 120 189 160 191 256 254 212 250 163 114 1.909
Baden-Wuerttemberg 224 357 538 550 636 544 761 709 411 310 5.040
Bayern 291 569 709 642 893 677 715 609 415 285 5.805
Saarland 38 46 61 62 100 64 56 28 38 30 523
Berlin 97 128 138 173 184 215 235 236 175 151 1.732
Brandenburg 159 248 192 175 197 202 224 208 121 119 1.845
Mecklenburg-Vorpommern 86 113 84 135 190 200 159 176 176 81 1.400
Sachsen 162 352 312 317 380 364 328 346 270 155 2.986
Sachsen-Anhalt 40 99 146 136 185 290 304 303 159 60 1.722
Thueringen 58 95 111 121 130 209 199 148 119 50 1.240
Bestand
Deutschland 164.161 165.372 167.049 168.990 172.144 175.308 177.844 179.304 179.391 177.874
Westdeutschland 111.639 112.552 114.012 115.630 118.179 120.499 122.377 123.263 123.228 122.154
Ostdeutschland 52.522 52.820 53.037 53.360 53.965 54.809 55.467 56.041 56.163 55.720
Schleswig-Holstein 5.485 5.519 5.542 5.573 5.693 5.786 5.925 6.004 6.111 6.097
Hamburg 2.047 2.093 2.119 2.157 2.187 2.218 2.240 2.268 2.271 2.291
Niedersachsen 11.833 11.874 12.027 12.209 12.413 12.731 13.147 13.392 13.558 13.528
Bremen 953 957 958 977 1.004 1.022 1.049 1.081 1.094 1.118
Nordrhein-Westfalen 32.106 32.654 33.345 33.842 34.754 35.650 36.079 35.972 35.878 35.481
Hessen 10.354 10.380 10.430 10.532 10.599 10.708 10.658 10.728 10.636 10.454
Rheinland-Pfalz 7.480 7.537 7.559 7.606 7.728 7.831 7.900 7.944 7.928 7.869
Baden-Wuerttemberg 18.690 18.691 18.867 19.193 19.584 19.903 20.373 20.725 20.669 20.568
Bayern 20.500 20.645 20.927 21.256 21.870 22.275 22.628 22.778 22.707 22.381
Saarland 2.191 2.202 2.238 2.285 2.347 2.375 2.378 2.371 2.376 2.367
Berlin 6.474 6.454 6.462 6.525 6.595 6.727 6.849 6.917 6.948 6.950
Brandenburg 9.332 9.442 9.507 9.531 9.595 9.638 9.727 9.710 9.687 9.614
Mecklenburg-Vorpommern 6.518 6.564 6.557 6.608 6.724 6.843 6.937 7.029 7.099 7.060
Sachsen 15.290 15.442 15.516 15.634 15.843 16.042 16.072 16.243 16.201 15.983
Sachsen-Anhalt 7.446 7.441 7.510 7.534 7.622 7.843 8.055 8.254 8.319 8.270
Thueringen 7.462 7.477 7.485 7.528 7.586 7.716 7.827 7.888 7.909 7.843
Beendigungen
Deutschland 2.977 2.579 2.534 2.116 1.973 2.003 2.602 2.849 3.079 3.273 25.985
Westdeutschland 2.246 1.928 1.847 1.507 1.447 1.481 1.985 2.195 2.308 2.356 19.300
Ostdeutschland 731 651 687 609 526 522 617 654 771 917 6.685
Schleswig-Holstein 113 102 108 66 75 90 88 130 124 120 1.016
Hamburg 49 42 31 37 38 38 46 31 38 36 386
Niedersachsen 175 184 178 164 167 165 197 213 233 193 1.869
Bremen 26 10 11 15 10 12 19 15 19 14 151
Nordrhein-Westfalen 734 596 526 453 385 416 530 670 672 680 5.662
Hessen 199 163 187 151 190 206 377 216 239 270 2.198
Rheinland-Pfalz 134 121 118 120 104 126 129 189 156 148 1.345
Baden-Wuerttemberg 366 310 292 207 208 165 249 283 390 341 2.811
Bayern 424 375 372 275 244 240 305 420 413 518 3.586
Saarland 26 25 24 19 26 23 45 28 24 36 276
Berlin 130 137 113 105 119 87 112 151 126 139 1.219
Brandenburg 110 117 106 124 97 115 107 139 130 165 1.210
Mecklenburg-Vorpommern 85 69 83 65 51 62 62 69 83 98 727
Sachsen 240 175 216 163 140 145 198 151 271 327 2.026
Sachsen-Anhalt 104 85 74 89 71 55 74 96 84 100 832
Thueringen 62 68 95 63 48 58 64 48 77 88 671
Erstellungsdatum: 28.01.2009 - Produzierende Stelle: DZ FST © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - 
Rehabilitanden
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Berichtsjahre 2005 bis 2008
Rehabilitanden in der
Wiedereingliederung - Zugänge, Bestand, 
Beendigungen
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - Wiedereingliederung
Berichtsjahr: 2005
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Deutschland 2.060 1.887 1.855 1.779 1.789 1.743 1.997 1.934 1.797 2.014 2.001 2.110 22.966 
Westdeutschland 1.612 1.525 1.470 1.467 1.427 1.395 1.593 1.510 1.370 1.630 1.555 1.590 18.144 
Ostdeutschland 448 362 385 312 362 348 404 424 427 384 446 520 4.822 
01 Schleswig-Holstein 72 83 62 48 55 48 55 62 44 84 58 54 725 
02 Hamburg 60 83 48 35 47 42 44 56 25 63 38 34 575 
03 Niedersachsen 187 165 142 132 120 131 157 136 160 140 134 139 1.743 
04 Bremen 14 12 13 19 8 19 15 17 17 14 10 18 176 
05 Nordrhein-Westfalen 516 466 446 473 443 464 458 486 489 476 496 539 5.752 
06 Hessen 124 120 99 128 109 98 119 113 109 111 115 121 1.366 
07 Rheinland-Pfalz 96 63 97 90 91 82 86 102 70 89 131 86 1.083 
08 Baden-Württemberg 236 229 266 253 210 203 272 259 169 285 229 254 2.865 
09 Bayern 284 282 263 261 307 276 323 250 263 339 307 310 3.465 
10 Saarland 23 22 34 28 37 32 64 29 24 29 37 35 394 
11 Berlin 102 85 83 67 75 60 75 91 103 87 144 104 1.076 
12 Brandenburg 56 47 52 47 56 33 53 66 45 49 45 41 590 
13 Mecklenburg-Vorpommern 46 51 36 38 36 51 47 37 59 45 54 49 549 
14 Sachsen 147 116 111 88 100 110 102 119 109 99 96 179 1.376 
15 Sachsen-Anhalt 52 34 51 38 49 54 72 65 63 58 51 100 687 
16 Thüringen 45 29 52 34 46 40 55 46 48 46 56 47 544 
Deutschland 160.332 158.088 155.671 154.755 154.908 155.577 155.504 153.766 152.000 149.394 147.274 145.063 153.528 
Westdeutschland 104.583 102.940 101.147 100.799 100.757 99.992 98.794 97.470 96.073 93.983 92.187 90.399 98.260 
Ostdeutschland 55.749 55.148 54.524 53.956 54.151 55.585 56.710 56.296 55.927 55.411 55.087 54.664 55.267 
01 Schleswig-Holstein 3.866 3.787 3.693 3.636 3.587 3.494 3.448 3.435 3.348 3.279 3.220 3.151 3.495 
02 Hamburg 1.781 1.756 1.701 1.667 1.640 1.594 1.562 1.534 1.497 1.481 1.446 1.409 1.589 
03 Niedersachsen 13.093 12.916 12.626 12.612 12.659 12.613 12.475 12.233 12.096 11.831 11.584 11.341 12.340 
04 Bremen 1.387 1.372 1.357 1.378 1.352 1.359 1.338 1.294 1.277 1.258 1.227 1.193 1.316 
05 Nordrhein-Westfalen 35.677 35.267 34.916 34.910 34.619 34.259 33.803 33.423 33.077 32.376 31.758 31.149 33.770 
06 Hessen 6.704 6.649 6.490 6.516 6.519 6.467 6.447 6.426 6.317 6.149 5.978 5.786 6.371 
07 Rheinland-Pfalz 5.980 5.740 5.620 5.628 5.690 5.723 5.685 5.605 5.520 5.365 5.214 5.100 5.573 
08 Baden-Württemberg 15.221 14.966 14.714 14.583 14.707 14.681 14.539 14.343 14.078 13.791 13.549 13.288 14.372 
09 Bayern 17.966 17.640 17.232 17.046 17.169 17.034 16.772 16.467 16.227 15.959 15.765 15.593 16.739 
10 Saarland 2.908 2.847 2.798 2.823 2.815 2.768 2.725 2.710 2.636 2.494 2.446 2.389 2.697 
11 Berlin 8.646 8.501 8.431 8.369 8.294 8.325 8.206 8.152 8.105 8.053 7.983 7.846 8.243 
12 Brandenburg 6.891 6.885 6.851 6.805 6.827 7.045 7.086 7.124 7.063 7.010 7.023 6.979 6.966 
13 Mecklenburg-Vorpommern 6.162 6.190 6.126 6.006 6.093 6.537 6.610 6.552 6.486 6.391 6.405 6.438 6.333 
14 Sachsen 17.415 17.127 16.909 16.729 16.733 17.193 18.142 17.963 17.763 17.530 17.356 17.123 17.332 
15 Sachsen-Anhalt 9.586 9.509 9.453 9.367 9.456 9.593 9.684 9.530 9.597 9.597 9.499 9.520 9.533 
16 Thüringen 7.049 6.936 6.754 6.680 6.748 6.892 6.982 6.975 6.913 6.830 6.821 6.758 6.862 
Deutschland 5.375 4.409 4.549 4.085 4.097 4.194 5.289 4.463 4.106 5.202 5.087 4.687 55.543 
Westdeutschland 3.888 3.369 3.427 2.997 3.168 3.263 3.992 3.382 3.068 4.009 3.898 3.467 41.928 
Ostdeutschland 1.487 1.040 1.122 1.088 929 931 1.297 1.081 1.038 1.193 1.189 1.220 13.615 
01 Schleswig-Holstein 162 171 157 125 120 178 162 91 133 154 145 117 1.715 
02 Hamburg 140 116 118 87 85 100 94 88 75 88 81 82 1.154 
03 Niedersachsen 458 407 501 373 362 400 540 425 365 521 451 366 5.169 
04 Bremen 50 36 35 46 59 43 55 70 35 41 42 48 560 
05 Nordrhein-Westfalen 1.159 932 849 954 957 967 1.219 981 920 1.242 1.296 1.207 12.683 
06 Hessen 310 207 264 163 194 174 213 181 197 263 245 251 2.662 
07 Rheinland-Pfalz 302 309 239 172 200 161 174 216 186 243 303 213 2.718 
08 Baden-Württemberg 542 487 532 518 461 518 674 582 450 616 567 534 6.481 
09 Bayern 658 637 665 520 674 616 733 706 627 687 666 563 7.752 
10 Saarland 107 67 67 39 56 106 128 42 80 154 102 86 1.034 
11 Berlin 208 224 165 164 191 135 298 174 159 161 202 236 2.317 
12 Brandenburg 216 62 94 122 95 127 133 84 155 130 129 115 1.462 
13 Mecklenburg-Vorpommern 182 101 127 188 114 140 179 90 165 158 112 117 1.673 
14 Sachsen 313 359 350 290 224 258 302 365 318 440 371 390 3.980 
15 Sachsen-Anhalt 356 147 134 182 152 132 204 260 88 155 226 209 2.245 
16 Thüringen 212 147 252 142 153 139 181 108 153 149 149 153 1.938 
Endgültige Werte zur Förderung stehen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten fest.  © Statistik der Bundesagentur für Arbeit







Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - Wiedereingliederung
Berichtsjahr: 2006
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Deutschland 2.379 2.174 2.987 2.200 2.041 1.960 2.089 1.879 1.885 1.774 1.793 1.908 25.069 
Westdeutschland 1.703 1.756 2.176 1.659 1.566 1.555 1.602 1.471 1.495 1.418 1.441 1.510 19.352 
Ostdeutschland 676 418 811 541 475 405 487 408 390 356 352 398 5.717 
01 Schleswig-Holstein 51 60 80 63 71 86 52 45 62 53 58 52 733 
02 Hamburg 65 61 48 74 50 34 51 42 25 46 43 46 585 
03 Niedersachsen 150 153 257 188 185 177 168 150 137 141 162 150 2.018 
04 Bremen 14 21 38 17 19 17 21 23 15 18 15 16 234 
05 Nordrhein-Westfalen 601 607 693 532 499 496 477 441 536 464 460 489 6.295 
06 Hessen 106 124 138 103 101 82 108 146 98 159 106 129 1.400 
07 Rheinland-Pfalz 115 106 116 94 84 103 99 76 153 64 73 87 1.170 
08 Baden-Württemberg 244 290 355 236 240 239 232 238 191 189 211 225 2.890 
09 Bayern 329 303 363 298 268 299 350 289 240 257 292 288 3.576 
10 Saarland 28 31 88 54 49 22 44 21 38 27 21 28 451 
11 Berlin 70 91 148 128 112 106 104 100 118 84 81 108 1.250 
12 Brandenburg 117 37 49 51 43 45 49 58 52 58 35 46 640 
13 Mecklenburg-Vorpommern 57 42 81 62 53 55 62 40 28 49 40 51 620 
14 Sachsen 269 110 253 188 164 121 147 113 106 83 85 95 1.734 
15 Sachsen-Anhalt 111 95 72 60 56 42 59 46 51 48 54 48 742 
16 Thüringen 52 43 208 52 47 36 66 51 35 34 57 50 731 
Deutschland 142.000 138.827 137.048 135.060 133.613 133.384 133.131 132.288 130.937 129.217 127.719 126.331 133.296 
Westdeutschland 87.973 85.997 84.946 83.760 82.712 82.071 81.125 80.239 79.385 78.261 77.125 76.091 81.640 
Ostdeutschland 54.027 52.830 52.102 51.300 50.901 51.313 52.006 52.049 51.552 50.956 50.594 50.240 51.656 
01 Schleswig-Holstein 3.093 3.067 2.980 2.952 2.908 2.969 2.920 2.907 2.875 2.850 2.838 2.819 2.932 
02 Hamburg 1.396 1.365 1.351 1.373 1.380 1.378 1.379 1.374 1.360 1.344 1.343 1.368 1.368 
03 Niedersachsen 11.003 10.860 10.868 10.722 10.633 10.690 10.587 10.481 10.410 10.304 10.246 10.052 10.571 
04 Bremen 1.168 1.156 1.146 1.143 1.146 1.139 1.154 1.150 1.139 1.133 1.110 1.103 1.141 
05 Nordrhein-Westfalen 30.188 29.281 28.743 28.354 27.952 27.529 27.240 26.969 26.804 26.432 26.070 25.772 27.611 
06 Hessen 5.676 5.574 5.458 5.394 5.304 5.293 5.234 5.204 5.225 5.234 5.155 5.110 5.322 
07 Rheinland-Pfalz 4.984 4.903 4.868 4.740 4.638 4.603 4.487 4.419 4.318 4.191 4.093 3.985 4.519 
08 Baden-Württemberg 12.847 12.573 12.441 12.224 12.165 12.052 11.993 11.883 11.733 11.535 11.240 11.060 11.979 
09 Bayern 15.282 14.905 14.759 14.581 14.381 14.278 14.033 13.781 13.475 13.154 12.971 12.790 14.033 
10 Saarland 2.336 2.313 2.332 2.277 2.205 2.140 2.098 2.071 2.046 2.084 2.059 2.032 2.166 
11 Berlin 7.743 7.591 7.598 7.467 7.438 7.479 7.494 7.442 7.354 7.233 7.158 7.124 7.427 
12 Brandenburg 7.006 6.799 6.628 6.536 6.502 6.539 6.597 6.730 6.707 6.655 6.593 6.588 6.657 
13 Mecklenburg-Vorpommern 6.392 6.359 6.296 6.241 6.229 6.392 6.592 6.639 6.564 6.467 6.512 6.475 6.430 
14 Sachsen 16.872 16.396 15.986 15.584 15.383 15.354 15.534 15.452 15.369 15.240 15.079 14.955 15.600 
15 Sachsen-Anhalt 9.446 9.249 9.117 9.138 9.118 9.258 9.253 9.295 9.240 9.188 9.115 9.012 9.202 
16 Thüringen 6.568 6.436 6.477 6.334 6.231 6.291 6.536 6.491 6.318 6.173 6.137 6.086 6.340 
Deutschland 4.906 5.464 5.628 4.599 4.068 3.689 3.828 3.309 3.374 3.525 3.539 3.428 49.357 
Westdeutschland 3.651 3.890 3.809 3.172 3.062 2.910 2.877 2.469 2.391 2.530 2.647 2.480 35.888 
Ostdeutschland 1.255 1.574 1.819 1.427 1.006 779 951 840 983 995 892 948 13.469 
01 Schleswig-Holstein 97 86 109 116 121 126 94 64 86 76 77 75 1.127 
02 Hamburg 70 90 68 56 52 47 60 53 42 60 47 29 674 
03 Niedersachsen 437 404 447 436 405 261 346 301 295 293 308 347 4.280 
04 Bremen 35 36 54 28 29 21 17 32 26 25 37 22 362 
05 Nordrhein-Westfalen 1.379 1.537 1.408 989 966 1.022 787 726 712 777 850 778 11.931 
06 Hessen 224 215 284 206 190 130 168 155 102 133 161 151 2.119 
07 Rheinland-Pfalz 219 194 137 221 175 226 216 149 227 172 165 181 2.282 
08 Baden-Württemberg 595 551 520 446 436 431 402 384 319 382 488 367 5.321 
09 Bayern 523 706 680 567 564 574 696 563 513 568 474 479 6.907 
10 Saarland 72 71 102 107 124 72 91 42 69 44 40 51 885 
11 Berlin 147 217 208 226 158 165 148 192 215 202 172 171 2.221 
12 Brandenburg 126 247 204 131 71 58 75 58 75 99 88 85 1.317 
13 Mecklenburg-Vorpommern 95 92 120 125 108 95 118 97 114 143 113 118 1.338 
14 Sachsen 470 503 787 568 381 237 316 246 232 233 237 266 4.476 
15 Sachsen-Anhalt 266 325 216 163 123 102 172 102 143 121 140 165 2.038 
16 Thüringen 151 190 284 214 165 122 122 145 204 197 142 143 2.079 
Erstellungsdatum: 12.11.2007 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit






Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - Wiedereingliederung
Berichtsjahr: 2007
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Zugang
Deutschland 1.759 1.841 1.758 2.067 1.717 1.917 1.962 1.895 1.842 1.688 1.849 1.825 22.120 
Westdeutschland 1.384 1.410 1.399 1.611 1.359 1.507 1.587 1.487 1.517 1.381 1.514 1.484 17.640 
Ostdeutschland 375 431 359 456 358 410 375 408 325 307 335 341 4.480 
01 Schleswig-Holstein 57 52 76 65 48 49 61 54 51 63 61 52 689 
02 Hamburg 42 50 50 55 51 51 46 40 41 41 43 37 547 
03 Niedersachsen 142 122 137 186 142 158 172 159 157 115 184 150 1.824 
04 Bremen 18 15 19 26 21 20 21 18 19 17 18 16 228 
05 Nordrhein-Westfalen 436 488 436 509 424 505 471 476 548 467 496 485 5.741 
06 Hessen 125 132 104 119 97 108 124 80 91 107 100 86 1.273 
07 Rheinland-Pfalz 68 79 65 87 85 67 80 72 94 67 83 91 938 
08 Baden-Württemberg 229 194 206 231 194 231 265 226 209 215 215 192 2.607 
09 Bayern 246 259 272 311 278 298 313 337 295 271 287 348 3.515 
10 Saarland 21 19 34 22 19 20 34 25 12 18 27 27 278 
11 Berlin 81 100 99 113 95 89 83 96 94 91 73 92 1.106 
12 Brandenburg 44 51 45 58 35 53 42 48 28 29 48 34 515 
13 Mecklenburg-Vorpommern 65 46 39 51 28 44 49 52 28 40 37 47 526 
14 Sachsen 99 130 89 108 104 100 109 107 101 75 96 96 1.214 
15 Sachsen-Anhalt 45 42 39 53 40 61 47 55 23 29 45 34 513 
16 Thüringen 41 62 48 73 56 63 45 50 51 43 36 38 606 
Bestand
Deutschland 125.006 123.577 122.351 121.542 121.028 120.094 118.382 116.631 114.768 113.046 111.633 110.136 118.183 
Westdeutschland 75.221 74.245 73.542 73.355 73.221 72.803 71.750 70.720 69.575 68.725 68.013 67.250 71.535 
Ostdeutschland 49.785 49.332 48.809 48.187 47.807 47.291 46.632 45.911 45.193 44.321 43.620 42.886 46.648 
01 Schleswig-Holstein 2.792 2.781 2.794 2.794 2.763 2.730 2.735 2.725 2.706 2.713 2.688 2.672 2.741 
02 Hamburg 1.376 1.395 1.410 1.431 1.408 1.421 1.412 1.385 1.362 1.365 1.370 1.326 1.388 
03 Niedersachsen 9.957 9.788 9.662 9.691 9.774 9.579 9.343 9.209 9.024 8.869 8.798 8.673 9.364 
04 Bremen 1.101 1.086 1.074 1.105 1.130 1.149 1.115 1.096 1.075 1.066 1.048 1.035 1.090 
05 Nordrhein-Westfalen 25.488 25.190 24.994 24.922 24.676 24.552 24.254 23.886 23.570 23.366 23.192 23.009 24.258 
06 Hessen 5.056 5.051 5.009 4.976 4.977 4.961 4.897 4.746 4.618 4.568 4.478 4.310 4.804 
07 Rheinland-Pfalz 3.873 3.804 3.768 3.738 3.708 3.663 3.615 3.571 3.540 3.492 3.464 3.424 3.638 
08 Baden-Württemberg 10.923 10.733 10.610 10.524 10.580 10.617 10.509 10.410 10.286 10.150 10.044 9.950 10.445 
09 Bayern 12.646 12.430 12.245 12.213 12.247 12.202 11.962 11.795 11.543 11.327 11.136 11.077 11.902 
10 Saarland 2.009 1.987 1.976 1.961 1.958 1.929 1.908 1.897 1.851 1.809 1.795 1.774 1.905 
11 Berlin 7.075 7.037 7.012 7.000 7.001 7.001 6.945 6.898 6.810 6.719 6.584 6.492 6.881 
12 Brandenburg 6.552 6.520 6.492 6.398 6.332 6.263 6.184 6.090 5.952 5.804 5.728 5.647 6.164 
13 Mecklenburg-Vorpommern 6.439 6.358 6.262 6.094 5.994 5.893 5.777 5.719 5.628 5.480 5.383 5.270 5.858 
14 Sachsen 14.773 14.635 14.436 14.156 14.086 13.893 13.714 13.481 13.272 13.081 12.890 12.698 13.760 
15 Sachsen-Anhalt 8.936 8.848 8.753 8.691 8.573 8.492 8.344 8.206 8.114 7.971 7.881 7.731 8.378 
16 Thüringen 6.010 5.934 5.854 5.848 5.821 5.749 5.668 5.517 5.417 5.266 5.154 5.048 5.607 
Beendigungen
Deutschland 3.028 3.200 3.008 3.101 2.854 2.908 3.364 3.327 3.233 3.051 2.868 2.965 36.907 
Westdeutschland 2.215 2.321 2.139 2.124 1.989 1.984 2.423 2.379 2.351 2.033 1.980 2.072 26.010 
Ostdeutschland 813 879 869 977 865 924 941 948 882 1.018 888 893 10.897 
01 Schleswig-Holstein 81 61 61 55 76 80 57 67 72 53 70 69 802 
02 Hamburg 39 33 42 40 62 44 57 61 54 32 47 58 569 
03 Niedersachsen 240 278 273 288 241 258 334 278 294 250 240 256 3.230 
04 Bremen 17 36 30 27 26 15 51 33 39 30 31 28 363 
05 Nordrhein-Westfalen 712 794 670 712 697 637 715 793 785 621 625 668 8.429 
06 Hessen 148 136 138 155 121 119 169 218 184 143 153 159 1.843 
07 Rheinland-Pfalz 188 146 102 117 106 102 128 116 124 112 105 124 1.470 
08 Baden-Württemberg 344 354 317 306 267 325 347 322 307 312 299 269 3.769 
09 Bayern 401 439 459 390 370 372 527 461 448 441 374 408 5.090 
10 Saarland 45 44 47 34 23 32 38 30 44 39 36 33 445 
11 Berlin 141 164 132 136 109 111 124 122 135 147 171 146 1.638 
12 Brandenburg 84 81 70 105 100 109 99 99 119 115 105 92 1.178 
13 Mecklenburg-Vorpommern 104 111 120 170 111 137 154 107 103 185 111 153 1.566 
14 Sachsen 227 248 294 333 234 307 273 277 266 252 254 253 3.218 
15 Sachsen-Anhalt 126 131 123 122 172 141 167 173 130 142 122 148 1.697 
16 Thüringen 131 144 130 111 139 119 124 170 129 177 125 101 1.600 
Erstellungsdatum: 27.03.2008 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Region
Wiedereingliederung
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - Wiedereingliederung
Berichtsjahr: 2008
Wiedereingliederung
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Zugang
Deutschland 1.686 1.796 1.788 1.859 1.920 1.954 2.021 1.928 1.798 1.900 18.650
Westdeutschland 1.376 1.456 1.447 1.497 1.549 1.508 1.600 1.529 1.425 1.468 14.855
Ostdeutschland 310 340 341 362 371 446 421 399 373 432 3.795
Schleswig-Holstein 58 70 65 52 53 62 75 61 72 54 622
Hamburg 30 58 35 66 54 60 51 63 53 41 511
Niedersachsen 133 131 131 145 145 181 171 186 128 180 1.531
Bremen 23 15 13 21 14 31 24 15 15 24 195
Nordrhein-Westfalen 393 431 483 449 476 435 485 395 469 407 4.423
Hessen 107 107 123 103 102 113 96 118 86 119 1.074
Rheinland-Pfalz 88 87 66 90 89 75 85 101 63 93 837
Baden-Wuerttemberg 224 225 237 246 259 212 240 229 220 236 2.328
Bayern 299 311 270 297 329 313 339 337 286 290 3.071
Saarland 21 21 24 28 28 26 34 24 33 24 263
Berlin 88 98 87 75 80 86 98 99 90 97 898
Brandenburg 36 40 41 65 67 63 81 64 63 68 588
Mecklenburg-Vorpommern 38 45 47 49 47 56 46 41 43 52 464
Sachsen 97 84 95 97 94 104 111 95 77 95 949
Sachsen-Anhalt 24 37 42 35 38 78 50 54 41 79 478
Thueringen 27 36 29 41 45 59 35 46 59 41 418
Bestand
Deutschland 108.604 107.234 105.964 105.406 104.928 104.564 104.115 103.414 102.450 101.277
Westdeutschland 66.322 65.580 64.837 64.626 64.514 64.394 64.274 63.939 63.425 62.961
Ostdeutschland 42.282 41.654 41.127 40.780 40.414 40.170 39.841 39.475 39.025 38.316
Schleswig-Holstein 2.635 2.645 2.629 2.590 2.581 2.576 2.603 2.630 2.636 2.609
Hamburg 1.322 1.336 1.330 1.358 1.386 1.409 1.417 1.447 1.478 1.471
Niedersachsen 8.484 8.366 8.181 8.108 8.036 7.996 7.951 7.921 7.800 7.754
Bremen 1.032 1.009 998 1.003 1.004 1.021 1.026 1.025 1.019 1.015
Nordrhein-Westfalen 22.718 22.458 22.293 22.261 22.265 22.263 22.269 22.077 21.941 21.771
Hessen 4.176 4.070 3.952 3.855 3.796 3.768 3.709 3.646 3.573 3.548
Rheinland-Pfalz 3.377 3.365 3.343 3.330 3.322 3.317 3.285 3.250 3.219 3.203
Baden-Wuerttemberg 9.845 9.718 9.619 9.632 9.655 9.626 9.617 9.548 9.443 9.397
Bayern 10.984 10.921 10.820 10.827 10.906 10.905 10.920 10.912 10.836 10.757
Saarland 1.749 1.692 1.672 1.662 1.563 1.513 1.477 1.483 1.480 1.436
Berlin 6.393 6.291 6.230 6.195 6.151 6.126 6.111 6.047 5.959 5.868
Brandenburg 5.556 5.466 5.414 5.368 5.336 5.260 5.183 5.122 5.078 4.996
Mecklenburg-Vorpommern 5.208 5.140 5.089 5.045 4.998 4.968 4.949 4.921 4.894 4.840
Sachsen 12.519 12.360 12.179 12.050 11.928 11.871 11.770 11.699 11.602 11.330
Sachsen-Anhalt 7.629 7.531 7.447 7.380 7.295 7.267 7.204 7.113 6.962 6.875
Thueringen 4.977 4.866 4.768 4.742 4.706 4.678 4.624 4.573 4.530 4.407
Beendigungen
Deutschland 2.741 2.743 2.633 2.070 2.013 2.007 2.073 2.170 2.287 2.622 23.359
Westdeutschland 1.990 1.948 1.883 1.516 1.449 1.427 1.508 1.560 1.620 1.654 16.555
Ostdeutschland 751 795 750 554 564 580 565 610 667 968 6.804
Schleswig-Holstein 71 60 63 86 58 54 49 36 60 63 600
Hamburg 46 50 34 38 30 33 42 30 22 44 369
Niedersachsen 235 223 261 186 188 199 180 176 191 205 2.044
Bremen 25 36 23 16 13 15 17 14 20 27 206
Nordrhein-Westfalen 649 655 591 452 415 382 417 511 546 507 5.125
Hessen 153 173 209 149 124 125 146 163 133 121 1.496
Rheinland-Pfalz 118 87 76 100 86 64 91 117 71 93 903
Baden-Wuerttemberg 292 301 276 213 208 204 215 226 268 238 2.441
Bayern 361 333 322 251 225 288 287 273 284 309 2.933
Saarland 40 30 28 25 102 63 64 14 25 47 438
Berlin 126 153 129 107 97 101 106 145 150 157 1.271
Brandenburg 95 101 65 72 85 112 103 86 84 113 916
Mecklenburg-Vorpommern 96 103 92 66 60 79 57 59 55 96 763
Sachsen 226 219 249 170 179 133 139 122 133 337 1.907
Sachsen-Anhalt 116 115 120 86 94 86 91 119 169 141 1.137
Thueringen 92 104 95 53 49 69 69 79 76 124 810
Erstellungsdatum: 28.01.2009 - Produzierende Stelle: DZ FST © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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Berichtsjahre 2005 bis 2008
Rehabilitanden im Rechtskreis
SGB III - Zugänge, Bestand, Beendigungen
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - SGB III 1)
Berichtsjahr: 2005
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Deutschland 4.904 5.569 6.079 5.574 5.997 5.441 5.587 5.045 4.430 4.113 4.244 5.323 62.306 
Westdeutschland 3.850 4.145 4.551 4.258 4.721 4.179 4.292 3.649 3.339 3.229 3.144 4.019 47.376 
Ostdeutschland 1.054 1.424 1.528 1.316 1.276 1.262 1.295 1.396 1.091 884 1.100 1.304 14.930 
01 Schleswig-Holstein 175 236 151 177 169 175 178 169 191 132 95 114 1.962 
02 Hamburg 84 117 155 117 84 76 104 63 81 92 82 77 1.132 
03 Niedersachsen 452 468 429 394 380 447 438 383 367 249 233 256 4.496 
04 Bremen 26 25 28 35 50 47 34 31 35 24 26 33 394 
05 Nordrhein-Westfalen 1.267 1.410 1.447 1.369 1.584 1.464 1.328 1.036 1.111 1.002 1.058 1.324 15.400 
06 Hessen 277 358 327 360 439 306 380 268 259 243 263 288 3.768 
07 Rheinland-Pfalz 250 241 294 252 264 209 241 215 235 164 246 404 3.015 
08 Baden-Württemberg 493 502 600 612 663 528 639 639 455 601 471 571 6.774 
09 Bayern 781 746 1.025 885 999 860 840 778 567 664 599 876 9.620 
10 Saarland 45 42 95 57 89 67 110 67 38 58 71 76 815 
11 Berlin 175 245 198 197 184 213 189 195 215 151 257 210 2.429 
12 Brandenburg 155 245 261 266 248 191 280 368 179 143 204 239 2.779 
13 Mecklenburg-Vorpommern 107 135 162 148 140 166 170 126 158 111 142 210 1.775 
14 Sachsen 339 370 393 341 370 339 282 411 252 266 293 420 4.076 
15 Sachsen-Anhalt 134 257 249 193 159 190 193 155 166 88 108 125 2.017 
16 Thüringen 144 172 265 171 175 163 181 141 121 125 96 100 1.854 
Deutschland 304.846 300.603 297.594 293.869 290.778 288.050 276.786 271.339 265.356 256.185 250.140 238.100 277.804 
Westdeutschland 206.666 203.983 202.052 200.014 198.503 197.065 189.390 185.902 181.615 175.087 171.231 165.222 189.728 
Ostdeutschland 98.180 96.620 95.542 93.855 92.275 90.985 87.396 85.437 83.741 81.098 78.909 72.878 88.076 
01 Schleswig-Holstein 8.620 8.558 8.409 8.326 8.297 8.180 7.893 7.797 7.643 7.393 7.229 7.097 7.954 
02 Hamburg 2.804 2.771 2.766 2.751 2.722 2.700 2.551 2.356 2.290 2.236 2.224 2.219 2.533 
03 Niedersachsen 24.411 24.033 23.453 22.883 22.623 22.472 21.263 20.777 20.242 19.304 18.774 17.793 21.502 
04 Bremen 2.123 2.047 1.987 1.930 1.888 1.861 1.718 1.664 1.630 1.573 1.546 1.516 1.790 
05 Nordrhein-Westfalen 59.797 58.999 58.699 58.271 57.363 56.852 54.847 53.921 52.781 50.882 49.566 47.754 54.978 
06 Hessen 16.714 16.673 16.528 16.380 16.392 16.359 15.858 15.718 15.483 14.986 14.683 12.866 15.720 
07 Rheinland-Pfalz 13.447 13.179 13.063 13.030 12.912 12.863 12.604 12.378 11.964 11.311 11.114 11.125 12.416 
08 Baden-Württemberg 35.339 34.806 34.395 33.742 33.697 33.381 31.913 31.375 30.458 29.533 29.030 28.121 32.149 
09 Bayern 39.064 38.655 38.509 38.444 38.393 38.233 36.673 35.846 35.192 34.170 33.423 33.172 36.648 
10 Saarland 4.347 4.262 4.243 4.257 4.216 4.164 4.070 4.070 3.932 3.699 3.642 3.559 4.038 
11 Berlin 13.403 12.958 12.578 12.130 11.226 11.089 10.508 10.318 10.071 9.779 9.397 8.851 11.026 
12 Brandenburg 14.067 14.070 14.063 14.115 14.149 14.085 13.740 13.712 13.718 13.302 13.130 12.611 13.730 
13 Mecklenburg-Vorpommern 11.426 11.303 11.160 10.997 10.877 10.802 10.326 10.268 10.122 9.814 9.730 9.455 10.523 
14 Sachsen 31.826 31.381 31.147 30.956 30.826 30.519 29.409 28.997 28.557 27.737 26.633 23.505 29.291 
15 Sachsen-Anhalt 15.835 15.555 15.358 14.501 14.090 13.535 12.776 11.865 11.224 10.666 10.388 9.096 12.907 
16 Thüringen 11.623 11.353 11.236 11.156 11.107 10.955 10.637 10.277 10.049 9.800 9.631 9.360 10.599 
Deutschland 8.449 7.045 7.340 6.439 6.493 6.358 14.378 7.918 8.173 10.853 8.050 7.359 98.855 
Westdeutschland 6.224 5.425 5.558 4.852 5.118 4.976 10.341 6.293 6.373 8.363 6.319 5.387 75.229 
Ostdeutschland 2.225 1.620 1.782 1.587 1.375 1.382 4.037 1.625 1.800 2.490 1.731 1.972 23.626 
01 Schleswig-Holstein 241 264 274 214 172 279 476 217 296 357 247 200 3.237 
02 Hamburg 173 159 179 158 109 121 258 122 163 144 114 82 1.782 
03 Niedersachsen 726 660 765 644 551 564 1.344 714 754 926 633 556 8.837 
04 Bremen 68 56 49 63 60 60 152 76 45 81 54 54 818 
05 Nordrhein-Westfalen 1.854 1.516 1.386 1.420 1.509 1.500 2.635 1.703 1.911 2.522 2.037 1.908 21.901 
06 Hessen 516 419 451 348 428 323 877 408 460 639 501 389 5.759 
07 Rheinland-Pfalz 521 529 426 293 390 309 405 401 441 519 426 350 5.010 
08 Baden-Württemberg 915 773 889 828 797 796 1.767 1.126 1.003 1.270 943 818 11.925 
09 Bayern 1.056 942 1.044 822 1.027 908 2.261 1.460 1.147 1.642 1.226 912 14.447 
10 Saarland 154 107 95 62 75 116 166 66 153 263 138 118 1.513 
11 Berlin 357 417 366 322 271 244 697 270 292 334 428 559 4.557 
12 Brandenburg 432 159 187 208 199 202 575 198 326 332 274 225 3.317 
13 Mecklenburg-Vorpommern 273 155 218 237 136 165 579 135 239 284 139 184 2.744 
14 Sachsen 476 466 510 399 417 395 1.122 539 521 883 472 547 6.747 
15 Sachsen-Anhalt 424 227 224 241 172 192 713 297 211 348 233 276 3.558 
16 Thüringen 263 196 277 180 180 184 351 186 211 309 185 181 2.703 
Endgültige Werte zur Förderung stehen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten fest.  © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
*) Zahlenwerte kleiner 3 sind aus Datenschutzgründen nicht ausgewiesen.







Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - SGB III 1)
Berichtsjahr: 2006
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Deutschland 4.822 5.314 5.459 4.388 4.643 4.370 4.673 4.009 3.475 2.613 2.771 3.472 50.009 
Westdeutschland 3.638 4.178 4.170 3.377 3.577 3.349 3.579 2.956 2.683 2.060 2.165 2.731 38.463 
Ostdeutschland 1.184 1.136 1.289 1.011 1.066 1.021 1.094 1.053 792 553 606 741 11.546 
01 Schleswig-Holstein 128 121 169 152 157 197 203 169 188 80 86 96 1.746 
02 Hamburg 83 73 67 67 61 43 53 48 41 55 50 40 681 
03 Niedersachsen 274 304 424 316 401 424 488 365 385 240 218 246 4.085 
04 Bremen 24 31 29 10 27 25 19 27 20 17 18 17 264 
05 Nordrhein-Westfalen 1.245 1.554 1.223 1.014 1.096 947 858 680 721 564 724 925 11.551 
06 Hessen 270 315 317 247 252 255 357 348 266 255 205 213 3.300 
07 Rheinland-Pfalz 295 358 295 215 208 240 203 151 162 108 112 129 2.476 
08 Baden-Württemberg 507 652 736 594 646 554 659 603 405 337 314 359 6.366 
09 Bayern 758 702 835 713 673 618 689 541 453 379 414 673 7.448 
10 Saarland 54 68 75 49 56 46 50 24 42 25 24 33 546 
11 Berlin 154 226 254 126 127 143 149 167 158 109 70 98 1.781 
12 Brandenburg 256 236 179 184 216 203 250 259 153 114 130 185 2.365 
13 Mecklenburg-Vorpommern 119 137 118 95 116 105 100 118 101 54 48 71 1.182 
14 Sachsen 417 297 408 348 310 267 298 269 204 134 200 204 3.356 
15 Sachsen-Anhalt 108 117 126 116 145 195 154 124 90 65 69 91 1.400 
16 Thüringen 130 123 204 142 152 108 143 116 86 77 89 92 1.462 
Deutschland 213.626 210.001 174.884 174.166 174.437 174.745 174.250 173.491 172.300 169.907 167.972 163.632 178.618 
Westdeutschland 154.263 152.218 128.183 127.644 127.613 127.724 127.486 126.739 125.785 123.953 122.568 119.672 130.321 
Ostdeutschland 59.363 57.783 46.701 46.522 46.824 47.021 46.764 46.752 46.515 45.954 45.404 43.960 48.297 
01 Schleswig-Holstein 6.971 6.868 4.937 4.970 4.982 5.104 5.069 5.151 5.182 5.149 5.037 4.947 5.364 
02 Hamburg 1.731 1.720 1.700 1.705 1.706 1.693 1.643 1.647 1.622 1.612 1.589 1.577 1.662 
03 Niedersachsen 17.367 17.099 13.238 13.176 13.111 13.167 13.229 13.250 13.332 13.213 13.053 12.586 13.818 
04 Bremen 1.477 1.466 833 809 814 813 800 806 814 816 815 800 922 
05 Nordrhein-Westfalen 42.550 42.252 35.945 35.749 35.834 35.748 35.469 35.199 34.925 34.339 34.143 33.351 36.292 
06 Hessen 12.552 12.457 11.485 11.412 11.401 11.440 11.560 11.618 11.668 11.645 11.522 11.292 11.671 
07 Rheinland-Pfalz 11.012 10.966 8.399 8.299 8.262 8.307 8.254 8.181 8.065 7.890 7.769 7.534 8.578 
08 Baden-Württemberg 26.492 26.237 22.850 22.833 22.836 22.785 22.914 22.774 22.514 22.115 21.713 21.159 23.102 
09 Bayern 30.725 30.193 26.465 26.382 26.407 26.425 26.322 25.893 25.445 24.975 24.770 24.341 26.529 
10 Saarland 3.386 2.960 2.331 2.309 2.260 2.242 2.226 2.220 2.218 2.199 2.157 2.085 2.383 
11 Berlin 8.698 8.454 5.268 5.246 5.284 5.324 5.338 5.332 5.340 5.269 5.133 4.894 5.798 
12 Brandenburg 8.593 8.514 8.460 8.414 8.513 8.591 8.631 8.715 8.719 8.687 8.630 8.522 8.582 
13 Mecklenburg-Vorpommern 9.208 8.866 4.946 4.965 5.040 5.084 5.004 4.991 4.961 4.833 4.696 4.511 5.592 
14 Sachsen 17.950 17.408 14.754 14.657 14.648 14.567 14.355 14.306 14.206 14.055 13.923 13.467 14.858 
15 Sachsen-Anhalt 6.912 6.756 6.654 6.646 6.665 6.760 6.735 6.734 6.686 6.585 6.547 6.271 6.663 
16 Thüringen 8.002 7.785 6.619 6.594 6.674 6.695 6.701 6.674 6.603 6.525 6.475 6.295 6.804 
Deutschland 6.303 7.045 5.956 4.464 3.660 3.629 4.284 3.945 4.131 4.316 3.792 6.586 58.111 
Westdeutschland 5.020 5.169 4.620 3.377 3.032 3.023 3.433 3.347 3.311 3.379 3.040 4.994 45.745 
Ostdeutschland 1.283 1.876 1.336 1.087 628 606 851 598 820 937 752 1.592 12.366 
01 Schleswig-Holstein 166 183 126 106 94 133 185 78 116 100 174 161 1.622 
02 Hamburg 53 89 65 49 39 49 82 51 49 53 49 40 668 
03 Niedersachsen 467 512 517 349 379 260 393 305 304 302 350 641 4.779 
04 Bremen 47 40 31 20 18 8 19 21 16 14 21 26 281 
05 Nordrhein-Westfalen 1.740 1.602 1.405 929 848 898 995 848 868 933 842 1.526 13.434 
06 Hessen 442 349 444 267 239 152 241 248 215 227 259 385 3.468 
07 Rheinland-Pfalz 340 340 218 276 209 250 251 197 249 245 186 360 3.121 
08 Baden-Württemberg 848 807 720 533 543 525 467 659 594 661 575 743 7.675 
09 Bayern 828 1.158 1.018 795 566 691 735 907 848 807 559 1.009 9.921 
10 Saarland 89 89 76 53 97 57 65 33 52 37 25 103 776 
11 Berlin 249 376 190 136 88 137 95 120 140 122 123 217 1.993 
12 Brandenburg 130 297 172 157 68 59 146 74 105 122 145 199 1.674 
13 Mecklenburg-Vorpommern 135 179 85 92 65 63 108 67 86 145 85 206 1.316 
14 Sachsen 426 565 531 408 215 184 267 173 228 211 187 444 3.839 
15 Sachsen-Anhalt 190 197 166 103 65 79 131 69 100 187 111 291 1.689 
16 Thüringen 153 262 192 191 127 84 104 95 161 150 101 235 1.855 
Erstellungsdatum: 12.11.2007 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Endgültige Werte zur Förderung stehen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten fest.  






Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - SGB III 
Berichtsjahr: 2007
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Zugang
Deutschland 3.179 4.437 4.624 4.815 5.066 4.898 5.133 4.201 3.482 2.282 2.438 2.835 47.390 
Westdeutschland 2.521 3.483 3.631 3.753 4.006 3.827 4.016 3.259 2.784 1.872 1.990 2.228 37.370 
Ostdeutschland 658 954 993 1.062 1.060 1.071 1.117 942 698 410 448 607 10.020 
01 Schleswig-Holstein 102 158 156 156 149 240 224 164 162 102 70 90 1.773 
02 Hamburg 65 81 91 68 71 82 62 45 44 42 59 47 757 
03 Niedersachsen 268 262 394 428 436 486 560 444 417 221 249 237 4.402 
04 Bremen 9 26 28 26 29 26 27 24 28 11 15 13 262 
05 Nordrhein-Westfalen 843 1.366 1.194 1.205 1.230 1.089 925 742 679 505 555 662 10.995 
06 Hessen 263 328 311 290 312 259 436 286 266 169 169 160 3.249 
07 Rheinland-Pfalz 138 153 163 205 250 236 230 183 192 105 132 159 2.146 
08 Baden-Württemberg 319 467 514 620 686 629 701 674 470 309 308 295 5.992 
09 Bayern 480 597 697 694 754 725 791 645 501 378 387 539 7.188 
10 Saarland 34 45 83 61 89 55 60 52 25 30 46 26 606 
11 Berlin 99 122 128 160 137 136 147 111 119 83 69 90 1.401 
12 Brandenburg 135 219 183 189 203 220 233 178 110 83 142 138 2.033 
13 Mecklenburg-Vorpommern 89 113 123 146 102 124 154 106 128 59 45 172 1.361 
14 Sachsen 189 276 304 303 326 253 229 242 183 114 108 90 2.617 
15 Sachsen-Anhalt 72 93 130 119 147 184 203 167 88 36 38 48 1.325 
16 Thüringen 74 131 125 145 145 154 151 138 70 35 46 69 1.283 
Bestand
Deutschland 162.335 162.557 163.552 164.200 165.577 166.442 166.715 166.065 164.638 162.671 160.864 156.062 163.473 
Westdeutschland 118.896 119.125 119.845 120.432 121.523 122.509 122.958 122.445 121.410 120.065 118.976 115.617 120.317 
Ostdeutschland 43.439 43.432 43.707 43.768 44.054 43.933 43.757 43.620 43.228 42.606 41.888 40.445 43.156 
01 Schleswig-Holstein 4.925 4.984 5.040 5.125 5.153 5.286 5.351 5.379 5.421 5.444 5.356 5.140 5.217 
02 Hamburg 1.591 1.618 1.676 1.694 1.691 1.721 1.723 1.725 1.724 1.700 1.700 1.699 1.689 
03 Niedersachsen 12.534 12.431 12.542 12.622 12.705 12.759 12.920 12.980 13.012 12.883 12.803 12.305 12.708 
04 Bremen 786 788 794 776 780 788 786 795 806 802 807 791 792 
05 Nordrhein-Westfalen 33.093 33.359 33.661 33.860 34.184 34.426 34.295 33.932 33.596 33.207 32.888 31.884 33.532 
06 Hessen 11.263 11.332 11.379 11.293 11.320 11.332 11.392 11.347 11.279 11.199 11.124 10.775 11.253 
07 Rheinland-Pfalz 7.451 7.368 7.358 7.363 7.464 7.552 7.561 7.538 7.559 7.491 7.470 7.305 7.457 
08 Baden-Württemberg 20.926 20.909 20.949 21.087 21.298 21.482 21.694 21.724 21.459 21.211 20.971 20.477 21.182 
09 Bayern 24.268 24.270 24.350 24.487 24.759 25.009 25.075 24.844 24.392 24.001 23.722 23.165 24.362 
10 Saarland 2.059 2.066 2.096 2.125 2.169 2.154 2.161 2.181 2.162 2.127 2.135 2.076 2.126 
11 Berlin 4.820 4.748 4.737 4.772 4.803 4.807 4.794 4.735 4.732 4.692 4.574 4.446 4.722 
12 Brandenburg 8.475 8.545 8.560 8.582 8.624 8.601 8.580 8.543 8.458 8.359 8.248 8.041 8.468 
13 Mecklenburg-Vorpommern 4.491 4.520 4.617 4.674 4.716 4.712 4.728 4.719 4.737 4.698 4.651 4.569 4.653 
14 Sachsen 13.285 13.275 13.339 13.248 13.347 13.228 13.004 12.936 12.727 12.497 12.251 11.759 12.908 
15 Sachsen-Anhalt 6.148 6.103 6.168 6.161 6.188 6.167 6.244 6.317 6.314 6.233 6.126 5.790 6.163 
16 Thüringen 6.220 6.241 6.286 6.331 6.376 6.418 6.407 6.370 6.260 6.127 6.038 5.840 6.243 
Beendigungen
Deutschland 3.520 3.362 3.065 3.127 2.743 2.856 3.872 4.127 4.409 3.795 3.536 6.775 45.187 
Westdeutschland 2.883 2.727 2.414 2.467 2.166 2.264 3.139 3.433 3.534 2.916 2.719 5.056 35.718 
Ostdeutschland 637 635 651 660 577 592 733 694 875 879 817 1.719 9.469 
01 Schleswig-Holstein 97 88 79 49 78 85 124 96 133 93 126 248 1.296 
02 Hamburg 37 46 34 28 42 35 47 46 50 45 37 47 494 
03 Niedersachsen 264 288 251 274 249 276 331 337 334 277 261 677 3.819 
04 Bremen 24 21 18 22 13 16 27 24 21 16 14 27 243 
05 Nordrhein-Westfalen 967 880 707 758 689 635 905 948 985 764 787 1.529 10.554 
06 Hessen 244 229 202 250 182 194 306 290 300 232 223 422 3.074 
07 Rheinland-Pfalz 216 193 150 175 116 141 206 193 209 178 144 297 2.218 
08 Baden-Württemberg 436 433 384 367 335 378 455 639 646 534 532 705 5.844 
09 Bayern 552 513 545 528 436 464 688 831 814 730 561 1.017 7.679 
10 Saarland 46 36 44 16 26 40 50 29 42 47 34 87 497 
11 Berlin 90 81 72 75 57 58 83 69 84 89 108 175 1.041 
12 Brandenburg 105 94 84 111 101 97 121 123 143 138 168 257 1.542 
13 Mecklenburg-Vorpommern 64 63 72 83 67 67 77 67 101 108 90 258 1.117 
14 Sachsen 200 198 225 237 167 205 248 204 281 288 200 480 2.933 
15 Sachsen-Anhalt 95 110 89 76 97 88 101 106 115 108 134 345 1.464 
16 Thüringen 83 89 109 78 88 77 103 125 151 148 117 204 1.372 
Erstellungsdatum: 27.03.2008 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Region
SGB III
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - SGB III
Berichtsjahr: 2008
SGB III
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Zugang
Deutschland 2.700 4.071 4.521 4.382 5.238 5.072 5.160 4.492 3.591 2.655 41.882
Westdeutschland 2.212 3.338 3.794 3.631 4.368 4.065 4.173 3.581 2.942 2.191 34.295
Ostdeutschland 488 733 727 751 870 1.007 987 911 649 464 7.587
Schleswig-Holstein 121 141 160 100 183 191 236 187 216 120 1.655
Hamburg 50 79 55 67 61 66 65 67 55 48 613
Niedersachsen 208 282 376 383 400 529 575 486 394 239 3.872
Bremen 18 12 11 28 32 27 31 35 19 27 240
Nordrhein-Westfalen 697 1.167 1.249 1.050 1.300 1.216 1.020 696 748 495 9.638
Hessen 159 238 318 308 309 351 338 314 264 228 2.827
Rheinland-Pfalz 158 208 165 210 278 246 229 269 172 151 2.086
Baden-Wuerttemberg 336 459 625 661 724 609 806 751 493 418 5.882
Bayern 420 712 779 762 993 774 817 738 533 428 6.956
Saarland 45 40 56 62 88 56 56 38 48 37 526
Berlin 64 87 87 109 125 140 144 151 101 94 1.102
Brandenburg 133 195 169 153 165 166 191 139 103 103 1.517
Mecklenburg-Vorpommern 54 79 64 84 113 116 96 106 101 59 872
Sachsen 154 241 225 224 242 229 227 219 154 111 2.026
Sachsen-Anhalt 33 59 109 85 128 194 178 186 93 54 1.119
Thueringen 50 72 73 96 97 162 151 110 97 43 951
Bestand
Deutschland 154.930 155.666 157.195 158.703 161.044 163.202 164.669 165.454 165.332 163.797
Westdeutschland 114.884 115.485 116.534 117.867 120.028 121.898 123.420 124.230 124.209 123.328
Ostdeutschland 40.046 40.181 40.661 40.836 41.016 41.304 41.249 41.224 41.123 40.469
Schleswig-Holstein 5.132 5.170 5.206 5.226 5.270 5.343 5.459 5.531 5.677 5.685
Hamburg 1.740 1.775 1.783 1.803 1.825 1.852 1.866 1.946 2.000 2.042
Niedersachsen 12.201 12.147 12.269 12.397 12.499 12.762 13.101 13.267 13.349 13.286
Bremen 791 816 825 829 832 847 867 902 915 931
Nordrhein-Westfalen 31.707 32.087 32.602 32.957 33.689 34.326 34.658 34.583 34.499 34.211
Hessen 10.666 10.640 10.653 10.678 10.746 10.817 10.680 10.696 10.628 10.484
Rheinland-Pfalz 7.287 7.336 7.368 7.415 7.556 7.621 7.688 7.732 7.733 7.676
Baden-Wuerttemberg 20.308 20.300 20.431 20.742 21.101 21.392 21.781 22.046 21.945 21.834
Bayern 22.967 23.143 23.311 23.710 24.384 24.805 25.172 25.377 25.291 25.038
Saarland 2.085 2.071 2.086 2.110 2.126 2.133 2.148 2.150 2.172 2.141
Berlin 4.357 4.371 4.425 4.507 4.509 4.557 4.560 4.537 4.543 4.530
Brandenburg 8.025 8.089 8.187 8.160 8.165 8.121 8.095 8.032 8.013 7.915
Mecklenburg-Vorpommern 4.527 4.549 4.649 4.690 4.740 4.794 4.786 4.796 4.816 4.786
Sachsen 11.639 11.697 11.804 11.838 11.927 11.950 11.833 11.834 11.681 11.382
Sachsen-Anhalt 5.709 5.666 5.758 5.758 5.794 5.951 6.006 6.073 6.103 6.044
Thueringen 5.789 5.809 5.838 5.883 5.881 5.931 5.969 5.952 5.967 5.812
Beendigungen
Deutschland 3.502 3.104 2.985 2.428 2.144 2.286 2.722 2.857 3.162 3.265 28.455
Westdeutschland 2.818 2.468 2.374 1.880 1.734 1.815 2.268 2.386 2.509 2.538 22.790
Ostdeutschland 684 636 611 548 410 471 454 471 653 727 5.665
Schleswig-Holstein 105 98 95 86 78 90 91 101 105 100 949
Hamburg 49 43 40 32 33 35 41 31 29 34 367
Niedersachsen 248 263 238 199 211 212 228 257 270 246 2.372
Bremen 19 16 12 10 11 13 16 11 11 16 135
Nordrhein-Westfalen 865 713 628 518 449 459 558 644 673 671 6.178
Hessen 254 239 248 183 186 232 416 265 247 264 2.534
Rheinland-Pfalz 162 136 127 143 108 134 147 197 143 156 1.453
Baden-Wuerttemberg 507 423 416 304 294 250 330 357 499 433 3.813
Bayern 567 508 530 380 322 352 401 492 502 571 4.625
Saarland 42 29 40 25 42 38 40 31 30 47 364
Berlin 101 89 76 73 65 53 57 77 81 85 757
Brandenburg 99 118 92 102 82 106 73 94 108 129 1.003
Mecklenburg-Vorpommern 75 67 64 61 49 58 53 52 58 62 599
Sachsen 230 194 208 166 114 122 144 105 199 258 1.740
Sachsen-Anhalt 104 96 83 84 58 64 69 82 126 102 868
Thueringen 75 72 88 62 42 68 58 61 81 91 698
Erstellungsdatum: 28.01.2009 - Produzierende Stelle: DZ FST © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Region
Berichtsjahre 2005 bis 2008
Rehabilitanden im Rechtskreis
SGB II - Zugänge, Bestand, Beendigungen
aus: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - SGB II 1)
Berichtsjahr: 2005
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Deutschland 977 805 789 789 811 746 975 993 759 711 763 997 10.115 
Westdeutschland 630 471 427 435 484 386 537 529 426 494 471 611 5.901 
Ostdeutschland 347 334 362 354 327 360 438 464 333 217 292 386 4.214 
01 Schleswig-Holstein 39 25 28 22 26 11 27 15 16 26 11 12 258 
02 Hamburg 41 47 19 22 29 12 21 29 19 29 22 20 310 
03 Niedersachsen 58 32 37 39 45 37 79 69 40 54 38 41 569 
04 Bremen 11 4 6 8 11 12 7 8 4 4 * 7 82 
05 Nordrhein-Westfalen 254 186 185 198 209 190 230 264 191 197 232 276 2.612 
06 Hessen 57 32 39 27 31 28 34 40 27 30 29 62 436 
07 Rheinland-Pfalz 35 28 26 14 18 9 18 16 20 22 31 41 278 
08 Baden-Württemberg 36 42 31 35 33 20 56 41 36 54 41 77 502 
09 Bayern 91 62 47 62 61 51 42 42 72 72 56 68 726 
10 Saarland 8 13 9 8 21 16 23 5 * 6 9 7 125 
11 Berlin 67 35 33 34 48 41 49 54 52 49 65 60 587 
12 Brandenburg 21 29 37 38 37 21 65 65 19 16 17 17 382 
13 Mecklenburg-Vorpommern 57 57 60 72 68 110 81 70 60 26 35 46 742 
14 Sachsen 85 80 76 101 70 75 95 151 60 41 76 142 1.052 
15 Sachsen-Anhalt 59 78 98 65 60 68 78 80 110 45 54 86 881 
16 Thüringen 58 55 58 44 44 45 70 44 32 40 45 35 570 
Deutschland 34.104 36.945 38.794 41.919 45.026 47.088 49.849 52.593 54.511 55.826 57.765 66.347 48.397 
Westdeutschland 19.819 21.468 22.524 24.081 25.568 26.399 28.276 29.327 30.364 30.983 31.583 35.458 27.154 
Ostdeutschland 14.285 15.477 16.270 17.838 19.458 20.689 21.573 23.266 24.147 24.843 26.182 30.889 21.243 
01 Schleswig-Holstein 720 765 784 819 842 843 860 912 924 910 911 922 851 
02 Hamburg 902 910 885 871 860 832 817 927 911 899 869 854 878 
03 Niedersachsen 2.481 2.725 3.019 3.368 3.457 3.490 3.842 4.014 4.020 4.090 4.168 4.656 3.611 
04 Bremen 448 490 538 551 578 595 615 625 639 646 630 616 581 
05 Nordrhein-Westfalen 7.617 8.345 8.825 9.231 10.362 10.861 11.667 12.009 12.334 12.434 12.744 13.806 10.853 
06 Hessen 972 979 985 1.194 1.218 1.252 1.309 1.366 1.387 1.403 1.422 2.993 1.373 
07 Rheinland-Pfalz 945 960 991 984 981 1.008 1.092 1.151 1.356 1.625 1.650 1.656 1.200 
08 Baden-Württemberg 1.734 2.034 2.169 2.636 2.729 2.793 3.222 3.280 3.556 3.710 3.768 4.377 3.001 
09 Bayern 3.242 3.476 3.541 3.631 3.720 3.900 4.000 4.183 4.388 4.464 4.606 4.734 3.990 
10 Saarland 758 784 787 796 821 825 852 860 849 802 815 844 816 
11 Berlin 2.738 2.885 2.974 3.306 4.146 4.319 4.380 4.457 4.573 4.630 4.805 4.907 4.010 
12 Brandenburg 1.176 1.239 1.295 1.340 1.393 1.440 1.522 1.743 1.583 1.784 1.860 2.332 1.559 
13 Mecklenburg-Vorpommern 1.850 1.957 2.075 2.178 2.338 2.443 2.520 2.584 2.608 2.689 2.773 3.088 2.425 
14 Sachsen 2.685 3.005 3.145 3.317 3.440 3.656 3.923 4.304 4.452 4.565 5.432 8.038 4.164 
15 Sachsen-Anhalt 2.744 3.078 3.349 4.197 4.597 5.134 5.360 5.984 6.636 6.845 6.905 7.991 5.235 
16 Thüringen 3.092 3.313 3.432 3.500 3.544 3.697 3.868 4.194 4.295 4.330 4.407 4.533 3.850 
Deutschland 296 700 833 843 910 928 1.110 1.108 1.258 1.473 1.307 1.592 12.358 
Westdeutschland 205 494 579 603 625 627 757 734 806 1.015 866 976 8.287 
Ostdeutschland 91 206 254 240 285 301 353 374 452 458 441 616 4.071 
01 Schleswig-Holstein 12 22 42 25 37 33 37 28 51 50 34 20 391 
02 Hamburg 29 39 51 42 42 49 41 51 40 44 50 46 524 
03 Niedersachsen 12 65 79 86 94 104 103 103 106 171 113 136 1.172 
04 Bremen 6 11 10 21 17 15 22 18 16 12 20 22 190 
05 Nordrhein-Westfalen 65 179 177 224 179 207 288 289 301 361 345 350 2.965 
06 Hessen 34 38 46 28 50 29 32 26 47 53 32 94 509 
07 Rheinland-Pfalz 9 32 23 36 37 30 46 38 49 35 55 52 442 
08 Baden-Württemberg 15 21 45 49 41 53 79 74 75 112 88 109 761 
09 Bayern 22 79 91 83 115 89 91 93 98 117 116 126 1.120 
10 Saarland * 8 15 9 13 18 18 14 23 60 13 21 212 
11 Berlin 11 37 35 42 58 41 79 87 79 77 91 116 753 
12 Brandenburg 16 14 16 20 22 20 14 31 38 42 23 33 289 
13 Mecklenburg-Vorpommern 24 42 45 59 50 69 68 56 85 78 65 62 703 
14 Sachsen 18 38 43 33 39 49 63 53 80 70 70 185 741 
15 Sachsen-Anhalt 11 33 45 45 64 66 66 99 89 126 123 143 910 
16 Thüringen 11 42 70 41 52 56 63 48 81 65 69 77 675 
Endgültige Werte zur Förderung stehen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten fest.  © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
*) Zahlenwerte kleiner 3 sind aus Datenschutzgründen nicht ausgewiesen.







Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - SGB II 1)
Berichtsjahr: 2006
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Deutschland 1.366 1.317 2.821 2.012 1.953 1.803 1.998 1.860 1.774 1.263 1.271 1.440 20.878 
Westdeutschland 789 853 1.794 1.302 1.228 1.160 1.258 1.148 1.172 820 857 962 13.343 
Ostdeutschland 577 464 1.027 710 725 643 740 712 602 443 414 478 7.535 
01 Schleswig-Holstein 12 13 99 77 62 88 73 53 66 44 43 38 668 
02 Hamburg 66 65 63 69 66 35 44 37 35 44 40 43 607 
03 Niedersachsen 44 34 183 153 155 128 173 126 120 76 107 87 1.386 
04 Bremen 5 6 42 22 24 25 29 31 19 13 19 13 248 
05 Nordrhein-Westfalen 371 385 650 451 434 454 380 371 435 265 310 366 4.872 
06 Hessen 55 50 73 62 86 51 71 109 81 98 69 80 885 
07 Rheinland-Pfalz 28 36 131 77 54 91 93 66 119 38 40 46 819 
08 Baden-Württemberg 64 104 226 166 147 137 129 169 131 104 89 114 1.580 
09 Bayern 137 140 253 171 159 139 220 174 132 121 122 154 1.922 
10 Saarland 7 20 74 54 41 12 46 12 34 17 18 21 356 
11 Berlin 39 45 213 167 169 155 140 136 165 110 116 107 1.562 
12 Brandenburg 113 55 50 58 49 51 101 99 66 66 38 44 790 
13 Mecklenburg-Vorpommern 36 48 125 90 96 107 96 93 77 67 57 76 968 
14 Sachsen 210 150 272 227 228 159 208 165 127 98 108 124 2.076 
15 Sachsen-Anhalt 116 118 102 81 74 105 118 114 95 67 53 64 1.107 
16 Thüringen 63 48 265 87 109 66 77 105 72 35 42 63 1.032 
Deutschland 86.805 86.994 123.156 122.650 122.568 123.001 123.255 123.613 123.151 122.203 121.672 121.411 116.707 
Westdeutschland 43.138 43.109 68.035 67.815 67.674 67.765 67.607 67.510 67.118 66.488 66.024 65.759 63.170 
Ostdeutschland 43.667 43.885 55.121 54.835 54.894 55.236 55.648 56.103 56.033 55.715 55.648 55.652 53.536 
01 Schleswig-Holstein 923 921 2.923 2.926 2.945 3.010 3.027 3.042 3.022 2.988 2.986 2.971 2.640 
02 Hamburg 1.347 1.310 1.338 1.381 1.428 1.446 1.463 1.460 1.466 1.460 1.480 1.511 1.424 
03 Niedersachsen 4.560 4.529 8.603 8.525 8.491 8.593 8.623 8.649 8.633 8.569 8.493 8.466 7.895 
04 Bremen 609 597 1.224 1.232 1.240 1.263 1.287 1.306 1.301 1.295 1.275 1.267 1.158 
05 Nordrhein-Westfalen 18.070 17.881 24.335 24.350 24.278 24.238 24.212 24.113 24.046 23.853 23.582 23.536 23.041 
06 Hessen 3.009 2.966 3.912 3.922 3.942 3.997 3.977 3.981 3.993 3.997 4.001 3.990 3.807 
07 Rheinland-Pfalz 1.652 1.659 4.436 4.350 4.281 4.280 4.249 4.238 4.143 4.065 4.019 3.914 3.774 
08 Baden-Württemberg 5.414 5.403 8.878 8.853 8.844 8.848 8.774 8.838 8.782 8.732 8.693 8.673 8.228 
09 Bayern 6.607 6.483 10.358 10.259 10.226 10.127 10.036 9.937 9.795 9.593 9.535 9.485 9.370 
10 Saarland 947 1.360 2.028 2.017 1.999 1.963 1.959 1.946 1.937 1.936 1.960 1.946 1.833 
11 Berlin 4.838 4.866 8.212 8.102 8.113 8.159 8.210 8.264 8.262 8.258 8.284 8.343 7.659 
12 Brandenburg 6.483 6.400 6.339 6.374 6.406 6.441 6.537 6.684 6.693 6.644 6.625 6.677 6.525 
13 Mecklenburg-Vorpommern 3.258 3.565 7.497 7.471 7.447 7.501 7.556 7.602 7.593 7.513 7.545 7.493 6.837 
14 Sachsen 13.380 13.384 15.975 15.820 15.875 16.041 16.236 16.320 16.355 16.351 16.376 16.403 15.710 
15 Sachsen-Anhalt 10.040 9.985 9.994 10.022 10.062 10.101 10.108 10.164 10.143 10.062 9.961 9.925 10.047 
16 Thüringen 5.668 5.685 7.104 7.046 6.991 6.993 7.001 7.069 6.987 6.887 6.857 6.811 6.758 
Deutschland 2.097 2.674 3.847 3.358 2.816 2.631 2.500 2.263 2.465 2.475 2.434 2.472 32.032 
Westdeutschland 1.324 1.747 2.430 2.208 1.989 1.883 1.705 1.561 1.693 1.655 1.649 1.595 21.439 
Ostdeutschland 773 927 1.417 1.150 827 748 795 702 772 820 785 877 10.593 
01 Schleswig-Holstein 26 33 76 105 96 102 78 57 93 78 66 75 885 
02 Hamburg 74 90 70 50 52 48 62 44 54 54 42 39 679 
03 Niedersachsen 170 141 279 329 277 166 192 169 174 184 197 173 2.451 
04 Bremen 16 20 49 34 33 25 14 24 24 26 28 22 315 
05 Nordrhein-Westfalen 527 785 965 731 697 742 540 570 589 568 647 590 7.951 
06 Hessen 110 100 157 126 102 65 87 106 75 92 87 114 1.221 
07 Rheinland-Pfalz 53 63 103 176 133 165 128 95 185 123 117 119 1.460 
08 Baden-Württemberg 142 160 274 250 236 235 201 197 190 203 210 190 2.488 
09 Bayern 185 335 387 324 293 302 340 275 262 302 225 239 3.469 
10 Saarland 21 20 70 83 70 33 63 24 47 25 30 34 520 
11 Berlin 69 75 235 241 170 218 143 142 167 161 160 166 1.947 
12 Brandenburg 89 158 157 94 59 58 68 56 60 93 84 76 1.052 
13 Mecklenburg-Vorpommern 50 50 119 116 94 97 107 101 107 151 114 130 1.236 
14 Sachsen 259 277 521 400 269 181 227 195 163 175 192 228 3.087 
15 Sachsen-Anhalt 224 278 175 138 108 94 146 110 138 114 127 151 1.803 
16 Thüringen 82 89 210 161 127 100 104 98 137 126 108 126 1.468 
Erstellungsdatum: 12.11.2007 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Endgültige Werte zur Förderung stehen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten fest.  






Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - SGB II 
Berichtsjahr: 2007
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Zugang
Deutschland 1.305 1.742 1.864 2.021 1.961 2.159 2.108 2.022 1.824 1.274 1.301 1.442 21.023 
Westdeutschland 880 1.103 1.201 1.240 1.195 1.362 1.329 1.199 1.166 856 891 910 13.332 
Ostdeutschland 425 639 663 781 766 797 779 823 658 418 410 532 7.691 
01 Schleswig-Holstein 57 49 63 48 52 83 82 70 48 43 56 55 706 
02 Hamburg 42 52 57 42 53 50 44 43 47 32 41 29 532 
03 Niedersachsen 88 102 108 136 103 147 161 151 171 87 103 84 1.441 
04 Bremen 15 22 16 30 20 19 19 30 22 14 22 13 242 
05 Nordrhein-Westfalen 326 453 456 492 474 540 437 377 382 301 322 358 4.918 
06 Hessen 67 68 94 85 68 74 101 67 95 69 52 54 894 
07 Rheinland-Pfalz 47 68 69 51 83 71 89 45 78 48 48 70 767 
08 Baden-Württemberg 100 114 150 161 136 181 175 187 150 108 98 90 1.650 
09 Bayern 119 156 157 172 183 179 189 214 155 141 132 138 1.935 
10 Saarland 19 19 31 23 23 18 32 15 18 13 17 19 247 
11 Berlin 91 130 127 153 155 126 140 165 148 112 121 130 1.598 
12 Brandenburg 40 61 72 69 66 85 94 81 53 42 57 76 796 
13 Mecklenburg-Vorpommern 83 108 105 110 99 97 122 119 128 63 52 149 1.235 
14 Sachsen 102 173 181 220 221 216 195 221 175 114 112 95 2.025 
15 Sachsen-Anhalt 45 67 95 126 108 155 119 137 87 44 37 50 1.070 
16 Thüringen 64 100 83 103 117 118 109 100 67 43 31 32 967 
Bestand
Deutschland 121.277 121.445 121.521 121.901 122.448 123.205 123.433 123.167 122.227 121.026 120.094 119.026 121.731 
Westdeutschland 65.508 65.540 65.696 66.062 66.505 66.854 66.742 66.369 65.634 65.054 64.453 63.875 65.691 
Ostdeutschland 55.769 55.905 55.825 55.839 55.943 56.351 56.691 56.798 56.593 55.972 55.641 55.151 56.040 
01 Schleswig-Holstein 2.982 2.992 3.005 3.018 3.042 3.071 3.144 3.188 3.152 3.104 3.068 3.016 3.065 
02 Hamburg 1.532 1.563 1.582 1.607 1.630 1.662 1.675 1.668 1.657 1.677 1.701 1.653 1.634 
03 Niedersachsen 8.445 8.455 8.405 8.392 8.436 8.483 8.492 8.471 8.422 8.388 8.369 8.258 8.418 
04 Bremen 1.260 1.248 1.240 1.268 1.274 1.279 1.262 1.259 1.241 1.231 1.218 1.206 1.249 
05 Nordrhein-Westfalen 23.515 23.605 23.771 23.978 24.172 24.365 24.292 24.098 23.816 23.680 23.513 23.330 23.845 
06 Hessen 3.960 3.977 3.989 4.044 4.105 4.146 4.182 4.160 4.155 4.120 4.058 3.982 4.073 
07 Rheinland-Pfalz 3.831 3.805 3.824 3.828 3.877 3.873 3.851 3.800 3.763 3.693 3.646 3.624 3.785 
08 Baden-Württemberg 8.644 8.591 8.602 8.651 8.679 8.726 8.678 8.645 8.571 8.475 8.335 8.328 8.577 
09 Bayern 9.388 9.351 9.324 9.316 9.309 9.265 9.184 9.110 8.924 8.778 8.647 8.600 9.100 
10 Saarland 1.951 1.953 1.954 1.960 1.981 1.984 1.982 1.970 1.933 1.908 1.898 1.878 1.946 
11 Berlin 8.378 8.451 8.488 8.543 8.617 8.666 8.727 8.804 8.780 8.722 8.665 8.560 8.617 
12 Brandenburg 6.707 6.749 6.825 6.805 6.827 6.909 7.003 7.039 6.989 6.892 6.892 6.914 6.879 
13 Mecklenburg-Vorpommern 7.519 7.511 7.444 7.361 7.331 7.359 7.384 7.447 7.451 7.330 7.268 7.223 7.386 
14 Sachsen 16.375 16.392 16.362 16.384 16.424 16.482 16.612 16.613 16.589 16.471 16.451 16.320 16.456 
15 Sachsen-Anhalt 9.951 9.941 9.879 9.898 9.866 9.996 9.948 9.894 9.831 9.718 9.609 9.452 9.832 
16 Thüringen 6.839 6.861 6.827 6.848 6.878 6.939 7.017 7.001 6.953 6.839 6.756 6.682 6.870 
Beendigungen
Deutschland 2.127 2.200 2.119 2.306 2.191 2.282 2.487 2.607 2.639 2.487 2.430 2.715 28.590 
Westdeutschland 1.410 1.463 1.429 1.455 1.400 1.405 1.626 1.708 1.760 1.506 1.486 1.655 18.303 
Ostdeutschland 717 737 690 851 791 877 861 899 879 981 944 1.060 10.287 
01 Schleswig-Holstein 64 51 59 62 67 70 54 54 75 62 78 95 791 
02 Hamburg 38 37 50 37 54 39 52 55 45 30 44 53 534 
03 Niedersachsen 161 147 184 179 163 165 198 197 214 177 162 233 2.180 
04 Bremen 22 34 26 21 27 14 39 28 35 27 31 29 333 
05 Nordrhein-Westfalen 486 565 502 569 534 546 588 667 642 540 553 641 6.833 
06 Hessen 90 76 85 79 64 70 93 120 107 102 99 109 1.094 
07 Rheinland-Pfalz 127 104 75 79 81 79 118 95 92 103 91 107 1.151 
08 Baden-Württemberg 187 187 198 183 190 189 213 220 222 180 190 139 2.298 
09 Bayern 207 238 223 217 202 206 247 252 287 254 213 223 2.769 
10 Saarland 28 24 27 29 18 27 24 20 41 31 25 26 320 
11 Berlin 156 162 144 151 134 149 148 162 167 167 213 230 1.983 
12 Brandenburg 81 73 54 93 80 119 90 85 109 116 118 101 1.119 
13 Mecklenburg-Vorpommern 98 107 101 135 106 122 142 106 117 170 109 173 1.486 
14 Sachsen 188 187 199 258 214 269 236 264 249 251 255 280 2.850 
15 Sachsen-Anhalt 102 113 111 130 155 126 158 157 134 132 130 182 1.630 
16 Thüringen 92 95 81 84 102 92 87 125 103 145 119 94 1.219 
Erstellungsdatum: 27.03.2008 © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Region
SGB II
Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben - Rehabilitanden
Zugänge, Bestand und Beendigungen nach Bundesländern - SGB II
Berichtsjahr: 2008
SGB II
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Zugang
Deutschland 1.392 1.820 1.899 1.887 2.181 2.413 2.464 2.219 1.921 1.555 19.751 19.751
Westdeutschland 968 1.178 1.302 1.219 1.414 1.494 1.581 1.314 1.177 971 12.618
Ostdeutschland 424 642 597 668 767 919 883 905 744 584 7.133
Schleswig-Holstein 58 72 65 46 79 80 97 89 91 54 731
Hamburg 43 67 40 76 67 67 50 50 51 46 557
Niedersachsen 76 97 119 124 139 154 233 180 149 126 1.397
Bremen 21 17 16 24 18 27 35 28 31 27 244
Nordrhein-Westfalen 345 459 540 436 520 577 506 365 392 295 4.435
Hessen 79 80 82 102 84 109 126 110 80 75 927
Rheinland-Pfalz 50 68 61 71 67 83 68 82 54 56 660
Baden-Wuerttemberg 112 123 150 135 171 147 195 187 138 128 1.486
Bayern 170 168 200 177 229 216 237 208 168 147 1.920
Saarland 14 27 29 28 40 34 34 15 23 17 261
Berlin 121 139 138 139 139 161 189 184 164 154 1.528
Brandenburg 62 93 64 87 99 99 114 133 81 84 916
Mecklenburg-Vorpommern 70 79 67 100 124 140 109 111 118 74 992
Sachsen 105 195 182 190 232 239 212 222 193 139 1.909
Sachsen-Anhalt 31 77 79 86 95 174 176 171 107 85 1.081
Thueringen 35 59 67 66 78 106 83 84 81 48 707
Bestand
Deutschland 117.841 116.946 115.824 115.699 116.034 116.676 117.296 117.271 116.516 115.361
Westdeutschland 63.078 62.648 62.316 62.390 62.666 62.996 63.232 62.974 62.446 61.789 62.654
Ostdeutschland 54.763 54.298 53.508 53.309 53.368 53.680 54.064 54.297 54.070 53.572
Schleswig-Holstein 2.988 2.994 2.965 2.937 3.004 3.019 3.069 3.103 3.070 3.021
Hamburg 1.630 1.655 1.667 1.713 1.749 1.776 1.792 1.770 1.750 1.721
Niedersachsen 8.116 8.093 7.939 7.920 7.950 7.965 7.997 8.046 8.009 7.996
Bremen 1.194 1.150 1.131 1.151 1.176 1.196 1.208 1.204 1.198 1.202
Nordrhein-Westfalen 23.117 23.025 23.036 23.146 23.330 23.587 23.690 23.466 23.320 23.041
Hessen 3.864 3.810 3.729 3.709 3.649 3.659 3.687 3.678 3.581 3.518
Rheinland-Pfalz 3.570 3.566 3.534 3.521 3.494 3.527 3.497 3.462 3.414 3.396
Baden-Wuerttemberg 8.227 8.109 8.055 8.083 8.138 8.137 8.209 8.227 8.167 8.131
Bayern 8.517 8.423 8.436 8.373 8.392 8.375 8.376 8.313 8.252 8.100
Saarland 1.855 1.823 1.824 1.837 1.784 1.755 1.707 1.705 1.685 1.663
Berlin 8.512 8.376 8.269 8.215 8.239 8.298 8.402 8.429 8.366 8.290
Brandenburg 6.863 6.819 6.734 6.739 6.766 6.777 6.815 6.800 6.752 6.695
Mecklenburg-Vorpommern 7.199 7.155 6.997 6.963 6.982 7.017 7.100 7.154 7.177 7.114
Sachsen 16.173 16.108 15.894 15.849 15.847 15.966 16.012 16.111 16.125 15.934
Sachsen-Anhalt 9.366 9.306 9.199 9.156 9.123 9.159 9.253 9.294 9.178 9.101
Thueringen 6.650 6.534 6.415 6.387 6.411 6.463 6.482 6.509 6.472 6.438
Beendigungen
Deutschland 2.216 2.218 2.182 1.758 1.842 1.724 1.953 2.162 2.204 2.630 20.889
Westdeutschland 1.418 1.408 1.356 1.143 1.162 1.093 1.225 1.369 1.419 1.472 13.065
Ostdeutschland 798 810 826 615 680 631 728 793 785 1.158 7.824
Schleswig-Holstein 79 64 76 66 55 54 46 65 79 83 667
Hamburg 46 49 25 43 35 36 47 30 31 46 388
Niedersachsen 162 144 201 151 144 152 149 132 154 152 1.541
Bremen 32 30 22 21 12 14 20 18 28 25 222
Nordrhein-Westfalen 518 538 489 387 351 339 389 537 545 516 4.609
Hessen 98 97 148 117 128 99 107 114 125 127 1.160
Rheinland-Pfalz 90 72 67 77 82 56 73 109 84 85 795
Baden-Wuerttemberg 151 188 152 116 122 119 134 152 159 146 1.439
Bayern 218 200 164 146 147 176 191 201 195 256 1.894
Saarland 24 26 12 19 86 48 69 11 19 36 350
Berlin 155 201 166 139 151 135 161 219 195 211 1.733
Brandenburg 106 100 79 94 100 121 137 131 106 149 1.123
Mecklenburg-Vorpommern 106 105 111 70 62 83 66 76 80 132 891
Sachsen 236 200 257 167 205 156 193 168 205 406 2.193
Sachsen-Anhalt 116 104 111 91 107 77 96 133 127 139 1.101
Thueringen 79 100 102 54 55 59 75 66 72 121 783
Erstellungsdatum: 28.01.2009 - Produzierende Stelle: DZ FST © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Region
Leistungen an Arbeitnehmer
aus: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Förderung der Rehabilitation - Deutschland
http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/n.html
 Berichtsjahre 2005 bis 2007
Tabelle 1
Gesamtübersicht 
Eintritte, Austritte und Bestand an Teilnehmern (Rehabilitanden) in Maßnahmen zur Rehabilitation - Insgesamt
Berichtsjahr 2005 Deutschland
insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich
1 2 3 4 5 6 7 8 9
Berufliche Weiterbildung behinderter Menschen
Reha-Vorbereitungslehrgang (RVL) 2.911 1.919 992 3.815 2.591 1.224 866 571 296
Weiterbildungsmaßnahme 10.882 7.222 3.660 18.127 12.205 5.922 22.943 15.047 7.895
Weiterbildungsmaßnahme ohne Schulungsziel 6.370 3.943 2.427 7.430 4.604 2.826 3.459 2.085 1.374
Fernunterrichtsmaßnahme 43 30 13 56 37 19 16 12 4
Vorbereitungsmaßnahme für Weiterbildung 566 356 210 600 369 231 244 146 98
Fachhochschul- / Hochschulausbildung 13 10 3 17 14 3 45 33 13
Insgesamt 20.785 13.480 7.305 30.045 19.820 10.225 27.573 17.893 9.680
Besondere Maßnahmen zur Ausbildung behinderter Menschen
Berufsausbildung gem. § 4 BBiG 7.018 4.308 2.710 7.107 4.313 2.794 15.508 9.730 5.778
Berufsausbildung gem. § 66 BBiG/ § 42d HwO 12.589 8.262 4.327 11.094 7.349 3.745 27.698 18.177 9.520
schulische Ausbildung (Reha) 38 18 20 78 49 29 169 88 81
Betr. Berufsausbildung mit Reha Förderung 638 422 216 480 294 186 833 541 292
Berufsausb. Förderung Reha kooperativ          
Berufsausb. Förderung Reha integrativ          
Insgesamt 20.283 13.010 7.273 18.759 12.005 6.754 44.208 28.536 15.672
Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen
BvB  - allgemein 17.523 11.348 6.175 15.546 10.096 5.450 10.925 7.000 3.924
BvB  - rehaspezifisch 7.844 4.932 2.912 7.572 4.749 2.823 5.554 3.481 2.074
Eingangsverf./ und Berufsbildungsb.WfB 19.099 11.363 7.736 18.002 10.717 7.285 25.459 15.084 10.376
Nachholen des Hauptschulabschlusses 14 10 4 12 8 4 6 4 * 
Arbeit und Qualifizierung (AQJ) 466 306 160 473 329 144 266 183 82
Eignungsabklärung 5.308 3.572 1.736 5.204 3.514 1.690 449 303 146
Arbeitserprobung 1.888 1.206 682 1.914 1.224 690 129 82 47
Blindentechn. oder vergl. Grundsausbildung 54 32 22 108 64 44 61 37 25
Lehrg.z. Verb. berufl. Bildungs- u. Eingliederungschancen (BBE) 1) 847 559 288 1.364 896 468 677 442 234
Sonstige Maßnahmen  1) 345 227 118 2.861 1.768 1.093 1.543 941 602
Insgesamt 53.388 33.555 19.833 53.056 33.365 19.691 45.068 27.557 17.512
Berufsausbildung Benachteiligter
Berufsausb. in ausserbetriebl. Einricht. (BaE) 5.348 3.376 1.972 6.527 4.086 2.441 13.085 8.586 4.499
Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 4.457 3.234 1.223 4.623 3.330 1.293 3.667 2.663 1.004
Übergangshilfen 1.850 1.145 705 1.519 943 576 645 399 246
Aktivierungshilfen 184 126 58 187 133 54 52 36 16
Insgesamt 11.839 7.881 3.958 12.856 8.492 4.364 17.449 11.684 5.765
Trainingsmaßnahme 6.503 4.212 2.291 6.907 4.500 2.407 708 455 253
Eignungsfeststellung 180 124 56 178 124 54 14 9 5
Insgesamt 6.683 4.336 2.347 7.085 4.624 2.461 722 465 258
in der Industrie und Handel 232 141 91 134 82 52 84 50 33
im Handwerk 246 184 62 113 84 29 89 70 20
in sonstigen Branchen 49 23 26 35 24 11 23 13 9
Insgesamt 540 355 185 284 192 92 198 134 64
Integrationsfachdienst 1.033 667 366 3.017 1.911 1.106 419 270 149
Beschäftigungsbegleitende Eingliederungshilfen          
vertiefte Berufsorientierung n. § 33 SGB III 58 44 14 54 38 16 8 6 * 
Sozialpädagogische Begleitung 39 25 14 46 28 18 26 17 10
Insgesamt 1.130 736 394 3.117 1.977 1.140 453 293 160
1) auslaufende Maßnahmen
© Bundesagentur für Arbeit
Erstellungsdatum: 18.9.2007
Endgültige Werte zur Förderung stehen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten fest.  








Eintritte, Austritte und Bestand an Teilnehmern (Rehabilitanden) in Maßnahmen zur Rehabilitation - Insgesamt
Berichtsjahr 2006 Deutschland
insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich
1 2 3 4 5 6 7 8 9
Berufliche Weiterbildung behinderter Menschen
Reha-Vorbereitungslehrgang (RVL) 2.569 1.673 896 2.612 1.710 902 670 442 229
Weiterbildungsmaßnahme 8.906 5.876 3.030 15.115 9.956 5.159 16.167 10.485 5.683
Weiterbildungsmaßnahme ohne Schulungsziel 6.142 3.693 2.449 6.494 3.930 2.564 3.005 1.794 1.211
Fernunterrichtsmaßnahme 20 12 8 24 18 6 10 6 4
Vorbereitungsmaßnahme für Weiterbildung 323 195 128 401 247 154 117 65 52
Fachhochschul- / Hochschulausbildung 10 4 6 14 10 4 41 28 13
Insgesamt 17.970 11.453 6.517 24.660 15.871 8.789 20.011 12.820 7.191
Besondere Maßnahmen zur Ausbildung behinderter Menschen
Berufsausbildung gem. § 4 BBiG 4.903 2.990 1.913 7.165 4.444 2.721 14.070 8.782 5.289
Berufsausbildung gem. § 66 BBiG/ § 42d HwO 8.390 5.533 2.857 12.153 7.956 4.197 26.573 17.471 9.102
schulische Ausbildung (Reha) 16 8 8 106 60 46 115 54 61
Betr. Berufsausbildung mit Reha Förderung 434 302 132 477 303 174 862 579 283
Berufsausb. Förderung Reha kooperativ 1.199 725 474 152 96 56 491 309 182
Berufsausb. Förderung Reha integrativ 5.167 3.221 1.946 603 368 235 2.303 1.436 867
Insgesamt 20.109 12.779 7.330 20.656 13.227 7.429 44.414 28.630 15.783
Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen
BvB  - allgemein 11.544 7.214 4.330 17.039 10.854 6.185 9.876 6.246 3.630
BvB  - rehaspezifisch 12.686 7.787 4.899 8.287 5.188 3.099 6.956 4.313 2.643
Eingangsverf./ und Berufsbildungsb.WfB 24.391 14.543 9.848 22.859 13.564 9.295 26.726 15.846 10.880
Nachholen des Hauptschulabschlusses 10 7 3 13 8 5 6 4 * 
Arbeit und Qualifizierung (AQJ) 170 110 60 421 275 146 177 113 64
Eignungsabklärung 4.910 3.301 1.609 4.864 3.266 1.598 391 262 130
Arbeitserprobung 2.023 1.301 722 2.016 1.293 723 139 88 52
Blindentechn. oder vergl. Grundsausbildung 48 29 19 64 36 28 52 31 21
Lehrg.z. Verb. berufl. Bildungs- u. Eingliederungschancen (BBE) 1) 96 69 27 508 348 160 264 178 86
Sonstige Maßnahmen  1) 36 20 16 195 109 86 65 39 26
Insgesamt 55.914 34.381 21.533 56.266 34.941 21.325 44.653 27.119 17.534
Berufsausbildung Benachteiligter
Berufsausb. in ausserbetriebl. Einricht. (BaE) 4.533 2.777 1.756 6.494 4.135 2.359 11.687 7.681 4.006
Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 4.178 2.967 1.211 4.406 3.169 1.237 3.553 2.592 961
Übergangshilfen 1.457 896 561 1.600 979 621 516 319 197
Aktivierungshilfen 133 75 58 160 100 60 40 24 16
Insgesamt 10.301 6.715 3.586 12.660 8.383 4.277 15.795 10.616 5.180
Trainingsmaßnahme 5.136 3.359 1.777 5.319 3.489 1.830 523 333 190
Eignungsfeststellung 225 148 77 227 148 79 17 12 5
Insgesamt 5.361 3.507 1.854 5.546 3.637 1.909 540 345 195
in der Industrie und Handel 280 181 99 260 158 102 161 105 57
im Handwerk 260 202 58 257 198 59 163 123 41
in sonstigen Branchen 70 36 34 62 25 37 39 17 22
Insgesamt 610 419 191 579 381 198 364 244 120
Integrationsfachdienst 1.342 840 502 1.285 812 473 574 352 222
Beschäftigungsbegleitende Eingliederungshilfen          
vertiefte Berufsorientierung n. § 33 SGB III 21 13 8 17 10 7 5 3 * 
Sozialpädagogische Begleitung 36 29 7 30 24 6 19 15 5
Insgesamt 1.399 882 517 1.332 846 486 598 370 229
1) auslaufende Maßnahmen
© Bundesagentur für Arbeit
Erstellungsdatum: 18.9.2007
Endgültige Werte zur Förderung stehen erst nach einer Wartezeit von drei Monaten fest.  








insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich insgesamt männlich weiblich
1 2 3 4 5 6 7 8 9
Berufliche Weiterbildung behinderter Menschen
Reha-Vorbereitungslehrgang (RVL) 2.906 1.827 1.079 2.742 1.749 993 759 483 276
Weiterbildungsmaßnahme 8.923 5.628 3.295 11.018 7.155 3.863 12.055 7.733 4.322
Weiterbildungsmaßnahme ohne Schulungsziel 6.640 4.038 2.602 6.380 3.917 2.463 3.010 1.791 1.218
Fernunterrichtsmaßnahme 56 35 21 40 25 15 16 7 9
Vorbereitungsmaßnahme für Weiterbildung 125 80 45 197 123 74 55 33 22
Fachhochschul- / Hochschulausbildung 14 11 3 26 18 8 33 21 12
Insgesamt 18.664 11.619 7.045 20.403 12.987 7.416 15.929 10.069 5.859
Besondere Maßnahmen zur Ausbildung behinderter Menschen
Berufsausbildung gem. § 4 BBiG 4.079 2.501 1.578 6.746 4.165 2.581 11.280 7.040 4.240
Berufsausbildung gem. § 66 BBiG/ § 42d HwO 5.190 3.385 1.805 11.097 7.173 3.924 20.452 13.514 6.938
schulische Ausbildung (Reha) 6 3 3 42 16 26 51 19 31
Betr. Berufsausbildung mit Reha Förderung 342 225 117 420 268 152 776 533 243
Berufsausb. Förderung Reha kooperativ 2.007 1.225 782 553 356 197 1.841 1.136 705
Berufsausb. Förderung Reha integrativ 7.242 4.430 2.812 1.972 1.196 776 8.127 5.046 3.080
Insgesamt 18.866 11.769 7.097 20.830 13.174 7.656 42.526 27.289 15.238
Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen
BvB  - allgemein 8.364 5.189 3.175 9.687 6.015 3.672 6.247 3.865 2.381
BvB  - rehaspezifisch 13.916 8.565 5.351 12.930 7.928 5.002 9.335 5.734 3.601
Eingangsverf./ und Berufsbildungsb.WfB 19.516 11.670 7.846 18.463 10.932 7.531 26.952 16.006 10.946
Nachholen des Hauptschulabschlusses * * * 4 3 * *  * 
Arbeit und Qualifizierung (AQJ) 20 13 7 44 25 19 17 9 8
Eignungsabklärung 6.262 4.080 2.182 6.194 4.025 2.169 506 330 176
Arbeitserprobung 1.978 1.261 717 1.953 1.247 706 134 86 48
Blindentechn. oder vergl. Grundsausbildung 62 34 28 64 34 30 45 26 19
Lehrg.z. Verb. berufl. Bildungs- u. Eingliederungschancen (BBE) 1) 61 34 27 17 7 10 19 11 8
Sonstige Maßnahmen  1)
   3 * * 3 * * 
Insgesamt 50.181 30.847 19.334 49.359 30.218 19.141 43.258 26.070 17.188
Berufsausbildung Benachteiligter
Berufsausb. in ausserbetriebl. Einricht. (BaE) 3.883 2.386 1.497 5.092 3.341 1.751 9.805 6.352 3.453
Ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 3.999 2.927 1.072 4.429 3.207 1.222 3.169 2.314 855
Übergangshilfen 660 387 273 1.168 716 452 306 190 116
Aktivierungshilfen 93 57 36 101 53 48 25 16 9
Insgesamt 8.635 5.757 2.878 10.790 7.317 3.473 13.304 8.871 4.433
Trainingsmaßnahme 4.314 2.732 1.582 4.355 2.751 1.604 418 252 166
Eignungsfeststellung 158 101 57 176 111 65 11 7 4
Insgesamt 4.472 2.833 1.639 4.531 2.862 1.669 429 259 170
Einstiegsqualifizierung Jugendlicher (Nat. Ausbildungspakt) 318 200 118 587 395 192 316 211 104
Einstiegsqualifizierung nach § 235b SGB III 187 127 60 17 12 5 34 22 11
         
Insgesamt 505 327 178 604 407 197 349 234 116
Integrationsfachdienst 1.716 1.023 693 1.624 978 646 660 401 259
Beschäftigungsbegleitende Eingliederungshilfen          
vertiefte Berufsorientierung n. § 33 SGB III 17 7 10 24 14 10 *  * 
Sozialpädagogische Begleitung 39 30 9 41 31 10 24 18 6
Insgesamt 1.772 1.060 712 1.689 1.023 666 685 419 266
1) auslaufende Maßnahmen    © Statistik der Bundesagentur für Arbeit





Eintritte Austritte JD-Bestand  
Eintritte, Austritte und Bestand an Teilnehmern (Rehabilitanden) in Maßnahmen zur Rehabilitation - Insgesamt
Gesamtübersicht 
Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen Reha
Einstiegsqualifizierung   
Statistik
aus: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 




Berichtsjahre 2005 bis 2008
Förderstatistik
Gesamtübersicht 




Merkmal Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Zugang
EGZ-SB 1.225 733 739 871 701 653 764 805 710 767 513 582 9.063 
AZ-SB §235a (1) SGB III 47 18 23 14 22 10 19 359 588 81 38 44 1.263 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 9 5 3 5 6 4 16 13 12 5 * * 81 
Insgesamt 1.281 756 765 890 729 667 799 1.177 1.310 853 553 627 10.407 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 106 115 153 49 46 69 119 1.234 1.622 212 95 126 3.946 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 13 11 15 11 8 5 9 9 9 11 12 14 127 
Probebeschäftigung §238 SGB III 237 133 109 141 124 106 127 121 149 182 162 116 1.707 
Insgesamt 356 259 277 201 178 180 255 1.364 1.780 405 269 256 5.780 
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Bestand
EGZ-SB 20.554 20.108 19.614 19.108 18.640 18.115 17.483 17.039 16.448 15.992 15.309 14.781 17.766 
AZ-SB §235a (1) SGB III 2.368 2.317 2.301 2.294 2.301 2.259 2.089 2.299 2.775 2.818 2.825 2.832 2.457 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 81 76 75 76 78 80 74 76 79 78 73 66 76 
Insgesamt 23.003 22.501 21.990 21.478 21.019 20.454 19.646 19.414 19.302 18.888 18.207 17.679 20.298 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 6.543 6.458 6.439 6.412 6.391 6.332 5.907 6.530 7.749 7.814 7.775 7.741 6.841 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 6 6 6 6 6 6 6 6 6 6 6 6 6 
Probebeschäftigung §238 SGB III 529 444 341 262 259 250 243 223 274 335 360 336 321 
Insgesamt 7.078 6.908 6.786 6.680 6.656 6.588 6.156 6.759 8.029 8.155 8.141 8.083 7.168 
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Abgang
EGZ-SB 1.405 1.155 1.244 1.350 1.145 1.156 1.379 1.271 1.300 1.168 1.076 1.060 14.709 
AZ-SB §235a (1) SGB III 36 67 52 21 15 37 180 151 120 39 35 26 779 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 6 11 4 4 3 * 22 11 9 6 7 6 91 
Insgesamt 1.447 1.233 1.300 1.375 1.163 1.195 1.581 1.433 1.429 1.213 1.118 1.092 15.579 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 99 202 168 71 71 120 535 621 469 134 137 113 2.740 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 32 11 15 11 8 5 9 9 9 11 12 14 146 
Probebeschäftigung §238 SGB III 311 218 212 220 127 115 134 138 97 120 137 139 1.968 
Insgesamt 442 431 395 302 206 240 678 768 575 265 286 266 4.854 
Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Eingliederungszuschüsse und Arbeitgeberzuschüsse für schwerbehinderte Menschen © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
*  Zahlenwerte kleiner 3 sind aus Datenschutzgründen nicht ausgewiesen.








Merkmal Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Zugang
EGZ-SB 854 756 626 771 774 761 813 723 1.775 769 707 579 9.908 
AZ-SB §235a (1) SGB III 52 53 18 22 25 21 30 399 1.235 73 106 59 2.093 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 4 9 5 4 7 7 17 12 13 3 5 * 87 
Insgesamt 910 818 649 797 806 789 860 1.134 3.023 845 818 639 12.088 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 78 98 44 63 41 142 102 1.215 1.556 238 241 182 4.000 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 13 8 15 10 15 11 18 17 19 10 18 10 164 
Probebeschäftigung §238 SGB III 120 124 134 139 161 134 139 131 203 140 141 120 1.686 
Insgesamt 211 230 193 212 217 287 259 1.363 1.778 388 400 312 5.850 
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Bestand
EGZ-SB 14.275 14.081 13.708 13.439 13.173 12.991 12.807 12.549 10.609 10.377 10.182 9.885 12.340 
AZ-SB §235a (1) SGB III 2.812 2.765 2.735 2.738 2.745 2.692 2.487 2.683 3.616 3.622 3.670 3.690 3.021 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 43 46 46 46 50 53 55 60 62 60 64 59 54 
Insgesamt 17.130 16.892 16.489 16.223 15.968 15.736 15.349 15.292 14.287 14.059 13.916 13.634 15.415 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 7.668 7.442 7.282 7.236 7.204 7.167 6.687 7.111 7.977 8.030 8.106 8.166 7.506 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 4 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 3 
Probebeschäftigung §238 SGB III 272 253 251 286 315 308 306 292 357 342 360 307 304 
Insgesamt 7.944 7.698 7.536 7.525 7.522 7.478 6.996 7.406 8.337 8.375 8.469 8.476 7.814 
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Abgang
EGZ-SB 1.335 902 988 1.021 1.044 924 969 965 1.192 1.024 903 898 12.165 
AZ-SB §235a (1) SGB III 70 89 51 21 21 73 228 199 326 45 100 68 1.291 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 7 8 5 * 6 5 15 5 8 5 * 6 73 
Insgesamt 1.412 999 1.044 1.043 1.071 1.002 1.212 1.169 1.526 1.074 1.005 972 13.529 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 144 292 182 116 81 167 555 821 676 152 198 149 3.533 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 15 9 15 10 15 11 18 17 19 10 18 10 167 
Probebeschäftigung §238 SGB III 183 142 126 100 130 139 141 144 138 155 122 173 1.693 
Insgesamt 342 443 323 226 226 317 714 982 833 317 338 332 5.393 
Zitierhinweis: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Eingliederungszuschüsse und Arbeitgeberzuschüsse für schwerbehinderte Menschen © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
*  Zahlenwerte kleiner 3 sind aus Datenschutzgründen nicht ausgewiesen.








Merkmal Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Zugang
EGZ-SB 781 590 713 924 920 985 1.255 1.020 1.252 1.208 941 944 11.533 
darunter:   EGZ-SB §219 SGB III 781 590 713 924 867 858 1.051 840 1.004 958 740 759 10.085 
EGZ-SB §421f SGB III 53 127 204 180 248 250 201 185 1.448 
AZ-SB §235a (1) SGB III 20 23 24 12 14 12 29 506 624 86 46 23 1.419 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 5 19 6 2 5 10 51 32 20 10 3 3 166 
Insgesamt 806 632 743 938 939 1.007 1.335 1.558 1.896 1.304 990 970 13.118 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 69 43 53 57 40 38 100 1.226 1.517 195 106 74 3.518 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 15 6 19 11 13 11 16 15 17 28 21 24 196 
Probebeschäftigung §238 SGB III 132 138 155 159 146 177 224 175 218 238 161 132 2.055 
Insgesamt 216 187 227 227 199 226 340 1.416 1.752 461 288 230 5.769 
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Bestand
EGZ-SB 9.625 9.447 9.329 9.370 11.983 12.079 12.274 12.378 12.618 12.637 12.610 12.662 11.418 
darunter:   EGZ-SB §219 SGB III 9.625 9.447 9.329 9.370 11.921 11.890 11.888 11.824 11.833 11.637 11.448 11.352 10.964 
EGZ-SB §421f SGB III 62 189 386 554 785 1.000 1.162 1.310 454 
AZ-SB §235a (1) SGB III 3.658 3.514 3.405 3.389 3.386 3.317 3.147 3.292 3.459 3.478 3.489 3.465 3.417 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 54 67 66 63 64 69 108 124 132 131 119 113 93 
Insgesamt 13.337 13.028 12.800 12.822 15.433 15.465 15.529 15.794 16.209 16.246 16.218 16.240 14.927 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 8.122 7.817 7.523 7.500 7.462 7.407 7.184 7.408 7.890 7.861 7.839 7.768 7.648 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 3 3 3 3 4 4 4 3 3 3 3 3 3 
Probebeschäftigung §238 SGB III 279 295 313 318 348 358 409 414 456 478 445 366 373 
Insgesamt 8.404 8.115 7.839 7.821 7.814 7.769 7.597 7.825 8.349 8.342 8.287 8.137 8.025 
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Abgang
EGZ-SB 993 695 769 853 830 879 1.053 897 968 1.157 952 870 10.916 
darunter:   EGZ-SB §219 SGB III 993 695 769 853 830 874 1.044 882 948 1.123 918 833 10.762 
EGZ-SB §421f SGB III 5 9 15 20 34 34 37 154 
AZ-SB §235a (1) SGB III 44 115 100 26 12 70 192 363 455 62 36 40 1.515 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 8 7 4 5 4 5 13 18 10 11 13 8 106 
Insgesamt 1.045 817 873 884 846 954 1.258 1.278 1.433 1.230 1.001 918 12.537 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 100 271 299 72 72 85 301 989 1.031 210 123 136 3.689 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 15 6 19 11 12 11 16 16 17 28 21 24 196 
Probebeschäftigung §238 SGB III 159 122 134 154 116 167 173 169 175 217 194 211 1.991 
Insgesamt 274 399 452 237 200 263 490 1.174 1.223 455 338 371 5.876 
Zitierhinweis: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Eingliederungszuschüsse und Arbeitgeberzuschüsse für schwerbehinderte Menschen © Statistik der Bundesagentur für Arbeit








Merkmal Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember JS/JD
1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Zugang
EGZ-SB nach § 219 und §421f SGB III 1.180 864 1.057 1.187 1.028 933 1.052 1.041 1.016 979 10.337 
darunter:   EGZ-SB §219 910 671 817 890 767 697 823 804 788 734 7.901 
                                EGZ-SB §421f 270 193 240 297 261 236 229 237 228 245 2.436 
AZ-SB §235a (1) SGB III 35 33 19 17 14 14 24 527 569 87 1.339 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 5 16 7 1 4 12 66 29 12 6 158 
EGZ-SB   insgesamt 1.220 913 1.083 1.205 1.046 959 1.142 1.597 1.597 1.072 11.834 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 70 50 46 31 29 40 65 1.176 1.297 200 3.004 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 15 23 10 14 18 17 19 17 10 15 158 
Probebeschäftigung §238 SGB III 136 150 194 203 206 156 195 176 229 204 1.849 
Insgesamt 221 223 250 248 253 213 279 1.369 1.536 419 5.011 
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Bestand
EGZ-SB 12.511 12.493 12.659 12.737 12.851 13.076 13.075 13.173 13.174 13.131 
darunter:   EGZ-SB §219 SGB III 10.980 10.796 10.781 10.619 10.550 10.603 10.489 10.493 10.401 10.254 
EGZ-SB §421f SGB III 1.531 1.697 1.878 2.118 2.301 2.473 2.586 2.680 2.773 2.877 
AZ-SB §235a (1) SGB III 3.425 3.339 3.255 3.237 3.228 3.178 2.947 3.158 3.395 3.423 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 96 99 98 94 93 100 137 144 143 138 
Insgesamt 16.032 15.931 16.012 16.068 16.172 16.354 16.159 16.475 16.712 16.692 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 7.689 7.432 7.174 7.106 7.045 6.954 6.524 6.711 7.152 7.193 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 3 3 3 3 4 3 3 5 4 5 
Probebeschäftigung §238 SGB III 270 304 369 414 431 412 406 399 454 458 
Insgesamt 7.962 7.739 7.546 7.523 7.480 7.369 6.933 7.115 7.610 7.656 
Eingliederungszuschüsse für 
schwerbehinderte Menschen Abgang
EGZ-SB 1.313 856 866 1.024 883 768 1.016 899 1.013 1.011 9.649 
darunter:   EGZ-SB §219 SGB III 1.269 830 808 975 812 688 910 768 879 872 8.811 
EGZ-SB §421f SGB III 44 26 58 49 71 80 106 131 134 139 838 
AZ-SB §235a (1) SGB III 62 117 98 26 22 65 244 304 333 58 1.329 
EGZ im Anschluss §235a (3) SGB III 22 13 9 4 6 5 30 19 15 11 134 
Insgesamt 1.397 986 973 1.054 911 838 1.290 1.222 1.361 1.080 11.112 
Arbeitgeberzuschüsse Reha  
Ausbildungszuschüsse gem. §236 SGB III 139 292 294 62 72 151 481 964 880 140 3.475 
Arbeitshilfen nach §237 SGB III 15 23 10 14 18 17 19 16 10 15 157 
Probebeschäftigung §238 SGB III 231 116 129 168 184 174 211 171 173 208 1.765 
Insgesamt 385 431 433 244 274 342 711 1.151 1.063 363 5.397 
Zitierhinweis: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Eingliederungszuschüsse und Arbeitgeberzuschüsse für schwerbehinderte Menschen © Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Erstellungsdatum: 27.01.2009, Datenzentrum Statistik
